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Am 24. Januar verschied in seiner Vaterstadt Nürnberg 
einer der hervorragendsten protestantischen Vertreter unserer 
Wissenflcbafi, ein treuer Hitarbeiter dieser Zdtsclirifk, 

Prof. Christoph Ckittlieb Adolf Freiherr y. SeheurL 

Es erschien der Redalction als Ehrenpfliehi, das nächste Heft 

nicht hinauszusenden, ohne dem Verewigten und seinem Wirken, 
wenn auch nur wenigie Worte der £rinnerang zu Wethen. 

Das Leben dieses seltenen Mannes war das eines echten 
deutschen Gelehrten; ruhig floss es dahin, in stillem üleichmass; 
in der Liebe zu seiner Wissenschaft und zu seiner Kirche ging 
der Verewigte auf; beiden zu dienen in unerschOtteslicher Treue 
und Gewissenhaftigkeit, betrachtete er als die Zielpunkte seines 
Daseins. 

Geboren am 7. Januar 1811 zu Nürnberg, erhielt er bis zum 
Abgange zur Universität (1827) dortselbst die Vorbildung. Er 
studirte sodann in Erlangen und MQnchen die Rechtswissenschaft, 
promovirte 18>i4, habilitirte sich 1830 an der Universität Er- 
langen und vrurde dort 1840 zum ausserordentlichen, 1845 
zum ordentlichen Professor des römischen und Kirchenrechts 
ernannt 
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1845 — 1849 war er Mitglied der Kammer der Abgeordneten, 

18H4 — 187H Mitglied des Landraths für Mittelfranken, der General- 
synode gehörte er als eifriges Mitglied an in den Jahren 18tj5 — 1884. 
Im Augost 1881 trat er in den Ruhestand und zog sich nach 
Nüruberg zurilck in das Stammhaus .seines (im 15. Jahrh. aus 
Breslau emgewanderten und 1884 in den Freihermstand erhobenen) 
Geschlechtes. Hier lebte er nun ganz seinen wissenschaftlichen 
Neigungen. Hier pÜegte er die Geschichte Nürnbergs und seiner 
Familie. Zahlreiche Vortrage im Verein für die Geschichte Nürn- 
bergs und viele Auisätze in dessen Mittheilungen geben hier von 
ein redendes Zeugniss. Noch in jüngster Zeit brachten die MH- 
theilungen einen Aufisatz von seiner Hand über Veit Stoss. Aber 
auch mit seiner Wissenschaft blieb er in engster Fühiun^. Es 
war bewunderungswürdig, mit welcher geistigen Frische der 
Achtzigjährige die neuesten Erscheinungen des römischen und 
kirchlichen Hechtes verfolgte und sich über dieselben sein Urtheil 
bildete. War er doch noch entschlossen, gegen eine neuere grosse 
kirchenrechtliche Publikation polemisch vorzugehen. Ueberhaupt 
war er bis in seine letzten Tage — denn unvermittelt und un- 
erwartet entriss ihn eine kurze, aber schwere Erankheit . dem 
irdischen Dasein — selbstschöpl'erisch thütig. Unserer Zeitschrift 
in ihrer neuen Gestalt brachte er das lebhafteste Interesse enjt- 
gegen und wir durften uns glücklich schätzen, mit einem Auf- 
satze aus der Feder unseres bewährten Altmeisters den ersten 
Jahrgang zu eröffnen. 

Scheurl war eine der seltenen Erscheinungen, welche mit 
gleicher Liebe und mit gleichem Erfolge die beiden historischen 
Grunddisciplinen der Jurisprudenz, das rdmische und das kirch- 
liche Kecht. umfassten und beherrschten. Nicht ziemt es sich an 
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dieser Stelle seine Leistungen auf dem Gebiete des römisehen 
Rechtes zu wQrdigen; nur .seiner Verdienste um das Kirchenrecht 
sei besonders gedacht. Bier waren es Tomehmlich swei Gbbiete, 
das Eherecht und das kirchliche Verfassungsrecht, und in letzterem 
wiederum vor allen Dingen die Verfassungsfragen der evangelischen 
Kirche, welche ihn fesselten und die GegensiSnde seiner wissen- 
schaftlichen Thätigkeit bildeten. Energisch trat er ein für die 
Rechte der. evangelischen Kirche, insbesondere aber fehlte er nie- 
mals, wenn er den Rechts- und Bekenntnissstand der lutherischen 
Kirche bedroht glaubte, mochten sich die Vorgänge nun in Bayern 
oder in Preussen, Hessen oder Baden abspielen. So durfte denn 
die Erlanger JuristenfSskultftt in ihrer Festschrift zum 80. Geburts- 
tage mit Recht hervorheben: »Tief eingegraben steht Ihr Käme 
in den Annalen der evangelischen Kirchenverfassung, insonderheit 
derjenigen Bayerns. Nicht eine einzige wichtige Lebensfrage hat 
die evangelische Kirche unserer Tage bewegt, wo Sie nicht 
mit Ihrem, durch tiefe Kenntniss der Verhältnisse geschärften 
juristischen Sinne auf dem Plaue erschienen wären.** Bedeutend 
ist die Zahl der von ihm veröffentlichten grösseren Schriften, 
erstaunlich aber die Schaar der von ihm verfassten kleineren 
Arbeiten und der Aufsätze in Zeitschriften, uaiuentiich der Er- 
laoger Zeitschrift für Protestantismus und Kirche und der Zeit- 
schrift för Kirchenrecht. Alle Arbeiten zeichnen sich aus durch 
Gründlichkeit und Gewissenhaftigkeit. Ueberaii zeigt sich die 
Schulung in den römischen Begriffen, denn, wie die Erlanger 
Festschrift zum 50jährigen Doktorjubiläum (1884) ausführt, was 
von Puchta auf einen seiner ersten und besten Schüler vererben, 
was die Arbeit eines Mannes von angeborener Feinheit des Urtheils, 
Tiefe der Auffassung und künstlerischem Formensinn hinzufügen 
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könnt«, das ist in seiner Lehre und in seinen Schriften erbracht 

worden. AllerdiDgs verleitete ihn die Schärfe und Feinheit seines 
Urtheils nicht selten zur Subtüität, und nicht immer blieben daher 
die letzten Resultate seiner Forschung unangefochten. Aber neid- 
los erkannte er stets das Richtige in fremden Untersuchungen 
an und wiederholt hat er selbst seine Ergebnisse modificirt und 
berichtigt — es sei nur an die Eheschliessungsfrage erinnert. Denn 
seine Selbstlosigkeit und persönhche Bescheidenheit wurden nur 
noch übertroffen Ton seinem Streben nach wissenschaftlicher Er- 
kenntniss und von seiner wahrhaft kindlichen Frömmigkeit. Die 
Kirche hat in ihm verloren einen ihrer getreuesten Söhne, die 
Wissenschaft des protestantischen Kirchenrechts einen ihrer ersten 
Gelehrten und unsere Zeitschrift einen ihrer ältesten und be- 
wahrtesten Mitarbeiter. 

Sein Andenken bleibe immerdar in Ehren! 
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L Abkandlungen. 



Heber Austritt und Ausschliifls ans der Kirche. 

Von 

Oberkonsistorialratli a, D. Dr. tb. et ph. K. Kohler in BaraiBtadt^). 

I. Der Begriff des Austritt aus der Kirche ist erst durch 
die neuere Entwickelung der Dinge in das Eirchenrecht gekommen. 
Dem Recht der katholischen Kirche ist er überhaupt fremd. Wer 

die Taufe empfungen hat (aucli als Ketzertaufe), ist krat't des 
charactur indelebilis^ den ihm das Sakrament aufgeprägt hat, der 
Kirche — d. h. der römisch-katholischen, eine andere giebt es 
nicht — unverlierbar für die ganze Lebenszeit verfallen. Durch Los* 
sagung von der Kirche begeht er das Verbrechen der Häresie« 
eventuell der Apostasie und verfällt den darauf gesetzten Strafen-), 
aber du« Baad, das ihn an dieselbe bindet, zerieisst er nicht. 
Auch die Ketzer, die sich von der Kirche getrennt haben, stehen 
noch unter der Qewalt derselben, so dass sie von ihr vor Gericht 
gefordert, bestraft und mit dem Bannfluch belegt werden können, 
so lehrt der Catechismus Romanus (P. I, Kap. 10, 8). Auch 
ein unfreiwilliger, durch kirchlichen Urtheilsspruch verfügter 
Austritt ist nicht möglich. Die als Disciplinarmittel verhängte 

Die obige Abhandlung war bereits geschrieben und im Besitze der 
Redaktion, als das Buch von A B. Schmidt, Der Austritt aus der Kircbe, 
erschien. Es war daher nicht möglich dasselbe su berücksichtigen. Anderer« 
seit« ei'Bchien es nicht angezeigt die Abhandlung nach dem ErscHeinen des 

Baches zu unterdrücken, da sich der Inhalt beidt^r doch nicht völlig deckt* 
^) Vgl. Liinimpr, In.stitution.-n des Kirchenrechts. S. 257. 
Deutsche Zeitschr. f. Kircheiirectit, III. 1. | 
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Abhandlnngen. 



Ausschliessung, Exkommunikation, beraubt den Straffälligen wobl 
des Antbeils an dem äusseren kircUichen Gemeinschaftsleben und 
den inneren Segnungen desselben, mithin auch der HoiFnung auf 

die künftige Seligkeit^), aber den unzerstörbaren Charakter der 
Taufe zerstört sie nicht. Ein der Inquisition verfallener Ketzer 
würde sich nicht vor dem Scheiterhaufen dadurch retten können, 
dass er sich darauf beriefe, er sei bereits exkommunicirt, gebore 
dämm der Kirche nicht mehr an und sei ihrer Jurisdiktion nicht 
unterworfen. Auch der Exkonimunicirte bleibt noch der Kirche 
untergeben; er hat nach wie vor die Pflicht des Glaubens, d. h. die 
Ptiicht, Alles, was die Kirche lehrt, als richtig anzunehmen, nöthigen 
Falls mit dem sacrificinm intellectus, sowie die Pflicht des Gehorsams 
g^n ihre Satzungen und untersteht ihrer richterlichen Gewalt. 

Von einem Austritt aus der Kirche kann, so wenig wie vom 
katholischen Standpunkte, von dem der altprotestantischen An- 
schauiinjT vom kirchlichen Beruf der Obrigkeit aus die Uede sein. 
Der Landesherr ist nach dieser Anschauung; kraft göttlicher Ord- 
nung verpflichtet nicht allein für das zeitliche, sondern auch fttr 
das ewige Heil seiner Unterthanen zu wachen, er hat zu dem 
Ende dafür zu sorgen, dass ihnen die reine Predigt des göttlichen 
Wortes und rechtes Sakrament nicht fehle. Dass der ein/ehit 
Üntertban sich durch eine eigenmächtig abgegebene Erklärung 
dieser Fürsorgepflicht seines Landesvaters soUte entziehen können, 
ist undenkbar. Er kann nur aufhören, Gegenstand dieser Pflicht 
zu sein, indem er aufhört Landesangehöriger zu sein, d. h. durch 
Ausv. uii krun«;. Er gehört zur Lamleskirche kraft seiner Landes- 
angehörigkeit, und so lange diese dauert, und zwar nothwendig. 
Von einem Austritt aus der Kirche kann richtiger Weise nur die 

.Die excomuiunicatio major (der grosse Kirchenbann) ist die Aus- 
schliessung aus der äusseren und inneren GcmeinBchaft d^ Kirche, vom 
kircbHcken Bechtslehen, von der kirchlichen (nicht von der bürgerlichen) 
Ehre, vom Empfang und von der Spendung der Sakramente, von der kirch- 
lichen Fürbitte, vom Gotteadienste amgenommen der Predigt, vom kirch- 
lichen Begräbnis«, vom Erwerb kirchlicher Aemter und yon Jurisdiktions» 
rechten**. Lftmmer S. 279 a. e. O. 
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Köhler, Austritt und Ausschluss aus der Kirche. 3 

^ 

Rede sein, wo es eiutn auf freiem Entschluss ruheoden. Eintritt 
in dieselbe giebt. Dort erst ist auch Raum für einen Ausschluss 
unwürdiger Glieder aus der Kirche mit der Wirkung, dass die 
Betroffenen aufhören, Glieder der Kirche 2U sein, da ihre Zu- 
gehörigkeit KU derselben nicht auf irgend einer Nothwendigkeit 
beruht. Luther hat bekanntlich die Bildung evangelischer Ge- 
meinden auf dem Wege der. Freiwilligkeit ursprünglich gewünscht 
und grundsätzlich nie aufgehört sie fttr das Richtige zu halten 
(«wenn man nur die Leute dafUr hätte*). In einer solchen Ge- 
meinde, sagt er an der bekannten Stelle der Schrift von deutscher 
Messe (Januar 1526), könnte man diejenigen, die sich nicht christ- 
lich hielten, kennen und im Nothfall ^ausstosseii". Die auf der- 
selben Gruudanschauung ruhende Reformationsordnung der Synode 
von Homberg in Hessen (Ende 152(>) redet darum ausführlich 
von dem Ausschluss aus der Gemeinde (de ezcommunicatione, 
Kap. 10), indem sie davon ausgeht, dass „eine geordnete Ein- 
richtung der Gemeinden ohne ein Ausscheiden der falschen Brüder, 
durch welche der Name Gottes auswärts in üblen Ruf kommt, 
unmöglich sei" (quia fieri non potest, ut ecclesiae sind ordinatae, 
nisi ab eis separentur falsi fratres, per quos nomen Dei inter 
ezteros male audit). Man sieht, es ist auf eine wirkliche Tren- 
nung vom Bande abgesehen, um diesen Ausdruck aus dem Ehe- 
recht hier herüberzunehmen, nicht bloss aut" eine thatfs'achliche 
Trennung solcher, die durch ein unlösbares inneres Band doch 
an einander gefesselt bleiben. Ein Nachklang jener, nicht zur 
Verwirklichung gekommenen Gedanken mag es sein, wenn in der 
hessischen Ordnung der christlichen Kirchenzucht von 1539^) 
(sogen. Ziegenhainer Zuchtordnung) duvon die Hede ist, dass man 
denjenigen der Kirchenzucht Verfallenen, bei welchen gelindere 
Besserungsmittel nicht fruchten, die Gemein -^haft des Tisches 
Christi absprechen und sie »als Heiden und Unchristen halten*^ 
solle, , damit nicht solcher Sauerteig den ganzen Teig des chtist- 



0 Kichter, £v. KirchecordnuDgen l, 290 S. 
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liehen Volks versäure", und das mit dem Zusatz: ^so lange ihn 
die Obrigkeit dulden kann". Bei dem letzteren Satze scheint 
der Gredanke im Hintergrund zu stehen, dass es der Obrigkeit 
überlassen bleiben mttsset ob und wie lang sie Leute, welche der 
Kirche nicht angehören, als Einwohner im Lande dulden könne. 
Aehnlich redet die Göttinger Kirchenordnung von 1530*) d&Ton, 
man solle alle diejenigen aus der christlichen Gemeine bannen, 
„so für Brüder gehalten sein wollen und doch ihren Glauben mit 
christlichem Gehorsam und gutem Wandel nicht beweisen*. Auch 
hier ist die Voraussetzung der freiwillige Zutritt zur Gemeinde 
und daher die Möglichkeit eines Ausschlusses aus derselben mit 
der Y^^irkuLig der Treiiuiiiio; vom Bande. Die lutherischen Be- 
kenninissschriften bezeichnen es wiederholt als Recht und Pflicht 
der Kirche, bezw. des geistlichen Amtes, die Gottlosen, „deren 
gottlos Wesen offenbar ist*, aus der christlichen Gemeinde aus- 
zuschliessen'). Es ist anzunehmen, dass auch hier an einen 
wirklichen Ausschluss, welchem nur solche yerfallen können, die 
mit Freiheit der Gemeinde angehören wollen, gedacht ist. Ueberall 
aber, wo ein solcher Ausschluss möglich ist, ist in natürlicher 
Folge davon auch die ungezwungene Trennung von der Kirche, 
der Austritt, möglich. 

Wie bekannt ist indessen der Gedanke der Freiwilligkeit in 
der Entwickelung der deutschen Landeskirchen während der 
nächsten Jahrhunderte nicht zur Geltung gekommen. Durch 
welche Ursachen es geschah, gehört nicht hierher: j?enug, der 
Gedanke der evangelischen Gemeinde, wie er Luthern in der An- 
fangszeit vorgeschwebt hat, tritt zurück, und an seine Stelle tritt 
wieder der aus der vorreformatorischen Zeit Überkommene BegrifP 
der Parochie. Die Gemeinde isl das Pfarrvolk, der lnl)egrilf «ge- 
taufter Menschen, die dem geistlichen Amtsträger innerhalb emes 
gewissen Sprengeis zur Leitung und geistlichen Versorgung über- 

Richter a. a. 0. I, 14:3. 
*) Conf. Aug. XXVIII. Apol. Conf. IV. Art. Schmale, vou der Gewalt 
und Oberkeit des Papstes. 
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•Vliesen sind. Massgebeüd war jene Anscbauungf vom kirchliclien 
Beruf der Obrigkeit, von dem oben die Kede war, und aus 
welcher, als anstatt der Theologen die Politiker die führende Rolle 
übernahmen, bald der Territorialismus geworden ist. Wenn nun 
da eine Zeit lang auf die Handhabung des Bannes grosser Werth 
gelegt und derselbe von eifrigen Geistlichen eifrigst gebraucht 
wurde, so konnte derselbe doch jetzt niemals die Bedeutung eines 
wirklichen Ausschlusses aus der Gemeinde haben. Er war ein 
Zucht- und Straf mittel, welches Ton dem Träger des geistlichen 
Amtes gegen Ketzer und Sttnder in der Gremeinde angewandt 
wurde, ohne dass diese darum aufgehört hätten, seiner Lehr- und 
Strafgewalt untergeben zu sein. Ausdrücke, wie sie von eifern- 
den Predigern bisweilen gebraucht wurden: er (der Prediger) 
schneide die Straffälligen ab von der Gemeinde Christi, wohl 
noch mit dem verstärkenden Zusatz: er scbliesse ihnen den 
Himmel zu und die Hölle weit auf, übergebe sie dem leidigen 
Teufel u. dgl. m., sind darum nicht im strengen Wortsinne zu 
verstehen^). Ohnehin hatten die Schmaikalder Artikel (III, 9) 
den „grossen Bann** (excommunicatio major) als eine „lautere 
weltliche Strafe' für unzulässig erklärt und nur den „kleinen 
Bann" (excommunicatio minor), «dass man offenbarliche hab- 
starrige Sünder nicht soll lassen zum Sakrament oder anderer 
Gemeinschaft der Kirche kommen, bis sie sich bessern und die 
Sünde meiden", als den „rechten christlichen Bann" anerkannt. 

Aehnlich war der Verlauf in der Kirche Calvins. Ein Ver- 
such, der TOn Calvin anfänglich (1637) in Genf befürwortet 
wurde, eine Gemeinde von evangelischen Christen auf dem Wege 
der Freiwilligkeit, mittebt Unterzeichnung ihres Bekenntnisses 
durch die Einzelnen, zusammen zu bringen, wurde bald von ihm 
selbst durchkreuzt, indem er von der Obrigkeit forderte, die- 
jenigen, welche die Unterzeichnung verweigerten, aus der Stadt 



') Vgl. Galli, Die lutherischen und calvinischen Kirohenatrafeu gegen 
Laien S. 101 ff. 
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zu yerbannen. Damit war der Grundsatz verkündigt, auf dem 

die ]S-duzc calviuische Kirclienvertassung . wie sie nachher zu 
Staude kam, ruhte, die Einheit der bürgerlichen und kirchlichen 
Gemeinschaft^ Beide fallen zusammen in dem einen christlichen 
Gemeinwesen, dessen Leitung in den Händen einer zweifachen 
Obrigkeit, der geistlichen und der weltliehen, liegt. Als Bürger 
der Republik ist man selbstverständlich und nothwendig auch 
Glied der Kirche. Die Exkommunikation, welche bekannter- 
massen in Genf mit grossem Ernst und Nachdruck gehandhabt 
wurde, kann danach nur die Bedeutung eines Zuchtmittels gegen 
Glieder der Kirche haben, welche darum nicht aufhören dies zu 
sein. Ausdrücke, welche von den Ezkommunicirten gebraucht 
werden, dass sie von der Gemeinschalt der Christen Verstössen 
und d> r Gewalt des Teufels überlassen (rtjecte de la coiiii>agnie 
des crestiens et laisse en la puissance du diable), dass sie ab- 
geschnittene Glieder (membres coupäs), getrennt (separ^) von 
der Kirche seien, können darum nur heissen, dass ihnen die Theil- 
nahme an der frommen Gemeinschaft der Gläubigen, insbesondere 
au der Feier des Abendmahls, bis auf Weiteres versagt sei. nicht 
aber dass sie aulgehört hätteu, Glieder der Gemeinde zu sein. 
Letzteres konnte nur erreicht werden durch Verbannung aus dem 
Staatsgebiete, welche Strafe denn auch in Genf verhältnissmässig 
häufig in Anwendung kam. Gleich von Anfang hatte Calvin der 
Obrigkeit zu erwägen gegeben, ob solche, die der Anwendung 
der Kirclienzucht hartnäckige Verachtung entgegensetzten, von 
ihr auf die Länge geduldet werden krinnten (ce sera a vous ä 
regarder si vous aur^ a souffirir ä la longue et laisse impugnj 
un tel contemptement^). Ein freiwilliger Austritt aus der Kirche 
bei gleichzeitiger Fortdauer der Staatsbürgereigenscbaft war damit 
von selbst ausgeschlossen. 

•) Vgl. Galli a. a. 0. S. 170 tt". (177, 178, 182, 18f{, 191, 234, 237). 
Der Verfasser urtheilt über das VerÜE^ren Calvins in der Frage der Eirehm- 
taeht achleohthin verwerfend. Sein Urtbeil ist indessen viel an sehr von 
modernen Masssi&ben hergniommen und daher geschichtlich ungerecht. 
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Das Zeitalter der Toleranz und der Parität brachte die Mög- 
lichkeit des freiwilligen Austrittes aus der oder richtiger aus einer 
Kirche. £r erfolgte jetzt in der Form des Uebertrittes Ton einer 
Konfession zur anderen. Die katholische Kirche hat sich in dieser 
Hinsicht, ohne ihrem Princip etwas zu vergeben, auf einen modus 
vivendi mit der evangelischen eingelassen^). Als Vorbedingung 
des gültigen Uebertrittes hat in den meisten Stauten die Ötaats- 
gesetzgebung ein bestimmtes Lebensalter des Uebertretenden fest- 
gesetzt (Entscheidungsjahr), in der Regel das 14. Jahr» theil- 
weise auch ein höheres^). Ein Austritt ohne Uebertritt zu einer 
anderen Konfession war gesetzlich nicht verwehrt, wie es auch 
keine gesetzliche Nöthiguiig gab, irgend einer Religionss^emein- 
schatt anzugehören. Doch war die abstrakte Möglichkeit, ohne 
Konfession zu leben, thatsächlich ausgeschlossen, so lang die Ehe- 
schliessung und Standesbuchführung in den Händen der Geist- 
lichen lag. Wer keiner Konfession angehörte, hatte keinen 
Personenstand. 

L'eber die Form des gültigen Uebertrittes erfolgten ver- 
schiedentlich gesetzliche Bestimmungen, so im preussiscben Allgem. 
Landrecht, im bayerischen Beligionsedikt von 18 IB. 

Wenn es in den Motiven zu dem später su erwähnenden hessischen 
Aostrittsgeset« von 1873 heisst, es bestehe ,im Verhältnisa der bestehenden 
Kirchen unter einander seit Jahrhunderten eirn"> feste, gegenseitig anerkannte 
Form des Uebertritts, die der Theilnahme an den Sakramenten", so ist das 
ungenau ausgedrückt. Aneilcannt hat die katholische Kirche nie das Ge- 
ringste, vgl. mein hes.'^. Kinhcurecht S. 62. 

Richter. Kirclirnrcclit, Aufl.. S. 1020 ff Ergänzend sei angeführt, 
dass die kurpfiilxische Keiigioiisdeclaratiun von das 18. Lebensjahr als 

Annas discretionis bestimmt, welche Bestimmung in dem hessiBchen Hinist 
Reskr. v. 26. Januar 1832 als noch geltend für die ehemals pfälzischen 
Landestheile anf der rechten Rheinuferseite bezeichnet wird. (K. W. Köhler, 
Handb. der kirchl. Gesetsgeb. des Gr. Heesen II, S. 877.) Wie weit das 
Nämliche auch von anderen früher kurpfälzischen Landestheilen gilt, ist 
uns nirlit liekannt. Es erscheint übrigens nicht recht angemessen, das Ent- 
Kcheidungsjahr später anzusetzen als das Konfimuitionsalter, da das bei der 
Konfirmation abgf leprte Olnnben^boVenntnisa wenigstens ideeil auch schon 
als ein freiwilliges betrachtet wird. 
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Eine Aenderung trat ein nicht sowohl durch das Reichsgesetz 
vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleichberechtigung der Konfessionen 
in bttrgerlicber und staatsbQrgerlicber Beadebung, als durch das 
Reichsgesetz Qber die Beurkundung des Personenstandes und die 

Ehescbliessung vom 0. Febr. 1875. Wenn das erstgenannte Gesetz 
alle aus der Verschiedenheit des religiösen Bekenntnisses her- 
geleitete Beschränkungen des bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechtes für aufgehoben erklärte, so konnte das noch immer so 
verstanden werden, dass die Nothwendigkeit für jeden Staats- 
angehörigen , irgend einem Glaubensbekenntniss anzugehören , im 
Sinne des Gesetzgebers vorausgesetzt sei. Durch den Eintritt der 
bürgerlichen Standesbuchführung und Eheschliessung hörte jede, 
auch indirekte Nöthigung dazu auf. Aeltere Vorschriften über 
die Form des Uebertrittes , sind dadurch nicht in Wegfall ge- 
kommen; doch erleiden sie für Fälle, wo ein Austritt ohne Ueber- 
tritt beabsichtigt ist, eine sinnesgemässe Aeiuleruno; dadurch, cfass 
Beziehungen auf den Geistlichen oder Vorstand der gewählten 
neuen Konfession, wo solche vorkommen, nicht mehr anwendbar 
sind. So namentlich § 10 des bayerischen Religionsedikts: «der 
Uebergang von einer Kirche zu der anderen muss allezeit bei 
dem einschlägigen Pfarrer oder geistUchen Vorstande sowohl der 
neugewählten, als der verlassenen Kirche persönlich erklärt wer- 
den/ Hier muss die Austrittserklärung vor dem Pfarrer der zu 
verlassenden Kirche genügen. Im Zusammenhang mit der neue* 
sten Entwickelung der Dinge erging das preussische Gesetz über 
den Auetritt aus der Kirche yom 14. Mai 1873 und das ihm 
iiacbgebildete hessische vom 4. September 1876. Beide Gesetze be- 
ziehen sich auf den Austritt ohne üeberiritt und haben lediglich 
die bürgerlichen Wirkungen des Austrittes d. h. die Beitrags- 
pflicht zu den finanziellen Bedürfnissen der verlassenen Gemeinde, 
im Auge, was in dem hessischen Gesetz auch durch die Ueber- 
schrift ausdrücklich hervorgehoben ist. Es heisst: Gesetz betref- 
fend die bürgerlichen Wirkungen des Austrittes aus einer Kirche 
oder Religionsgemeinschaft, wühreud das preussische Vorbild ail- 
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gemeiner als Gesetz beireffend den Austritt aus der Kirche be- 
zeichnet ist. Die grundlegenden Bestimmungen des letzteren, von 
welchen die entsprechenden Sätze des hessischen Gesetzes über- 
all nur unwesentlich verschieden sind, sind folgende. 

„§ 1. Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wir- 
kung erfolgt durch Erklärung des Austretenden in Person vor 
dem EUchter seines Wohnortes. Rficksichtlich des Uebertrittes 
Ton einer Kirche zur anderen verbleibt es bei dem bestehenden 
Recht. Will jedoch der ITebertretende von den Lasten seines 
bisherigen Verbandes befreit werden, so ist die in diesem Gesetz 
vorgeschriebene Form zu beobachten. § 2. Der Authahme der 
Ausirittserklärung muss ein hierauf gerichteter Antrag vorangehen. 
Derselbe ist durch den Richter dem Vorstände der Kirchen- 
gemeinde, welcher der Antragsteller angehört, ohne Verzug be- 
kannt /,u machen. Die Auf'nalime der Austrittserklärung findet 
nicht vor Ablauf von vier Wochen und spätestens innerhalb sechs 
Wochen nach Eingang des Antrnc^es zu gerichtlichem Protokoll 
statt. Abschrift des Protokolls ist dem Vorstande der Kirchen- 
gemeinde zuzustellen. Eine Bescheinigung des Austrittes ist dem 
Ausgetretenen auf Verlangen zu ertheilen. § 3. Die Austritts- 
erklärung bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche 
auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeindeangehörig- 
keit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. Diese Wirkung tritt 
mit dem Schlüsse des auf die Austrittserklärung folgenden Kalender^ 
jabres ein. Zu den Kosten eines ausserordentlichen Baues, dessen 
Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der 
Austritt aus der Kirche erklärt wird, festgestellt ist, hat der Aus- 
tretende bis zum Ablauf des zweiten auf die Austrittserkläxung 
folgenden Kalenderjahres ebenso beizutragen, als wenn er seinen 
Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte.** 

Die neueren Kirchenverfassungsgesetze enthalten keine Be- 
stimmungen über den Austritt aus der Kirche oder den üeber- 
tritt zu einer anderen Kouf'esBion. 

II. Die deutschen Landeskirchen sind nicht in dem Sinne 
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FreikircliOTi. dass sie durch freiwillige Bt itritt.st rldärung der Ein- 
iselaen entstanden wären oder sich ergänzten. Ihre Giieder werden 
im regelmässigen Verlauf in sie bereingeboren und sodann durch 
Eindertaufe und Erziehung zur Mitgliedschaft herangezogen. Aber 
die fortdauernde Zugehörigkeit zur Kirche ist für die Mündigen 
Tollständig in deren freie Ent.scliliessung gestellt und hat sonaeli 
die Kraft einer durch freiwilligen Beitritt geschehenen. Wäh- 
rend demnach für jedes Gemeindeglied in jedem Augenblick 
die Möglichkeit besteht, sich von der Kirche zu trennen, ohne 
dafür nach irgend einer Seite rechtlich zur Verantwortung gezogen 
zu werden, sind keine Bestimmungen Torhanden, welche es der 
Gemeinde ermöglichten, ein Mitglied, dessen VerbleiV)en in ilner 
Mitte sich als für sie verderblich erweist, zum Austritte zu nöthigen 
oder es von sich auszuschliessen. Von einer Ausschliessung redet 
nur das bayerische ßeligionsedikt, aber nicht von einer solchen 
aus der Kirche. Es sagt § 43: «Wenn einzelne Mitglieder durch 
öffentliche Handlungen eine Verachtung des Gottesdienstes und 
der iieligionsgebräuche zu erkennen g<'bt^n odei- anderp in ihrer 
Andacht stören, so ist die Kirchengesellschall befugt, dergleichen 
unwürdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Versammlungen zu 
untersagen." Die Vorschrift ruht auf einer älteren der bayerischen 
Konsistorialordnung vom 8. September 1809, wo es § 69 heisst, dass 
gegen Gemeindeglieder, welche die Oi dnang und den geziemenden 
Anstand der kirchlichen Versammlungen stören oder der Erreichung 
der heilsamen Absicht des kirchlichen Vereins und öö'eutlichen 
Kultus sich geflissentlich widersetzen, Kirchenzucht eintreten solle 
und zwar durch „Ermahnung, Warnung und temporelle Aus- 
schliessung aus der öffentlichen Kirchenversammlung". Ob diese 
Vorschriften jemals in Anwendung gekommen sind, ist nicht be- 
kannt; einen Ausschluss aus der Kirche, wie gesagt, bedeuten sie 
nicht. Die ältere landeskirchliche Praxis bat diesen nicht ge- 
kannt und konnte es nicht, die neueren Verfassungen haben ihn 
nicht in das kirchliche Eechtssystem eingeführt. 

Es fragt sich, ob eine unfreiwillige Ausschliessung aus der 
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Kirclie, analog dem freiwilligen Austritt nach den Grundsätzen 
unseres heutigen Verfassun<^srecht8 zulässig sei und unter Um- 
ständen heilsam werden könne. 

Was sich dagegen Bagen liesse, ist Folgendes. Man darf den 
Zugang zu den geistigen Segnungen d^ Kircbe keinem Menschen, 
der das Verlangen danach zu erkennen «^iebt, und sei es auch nur 
dadurch, dass er das iliin zuständige Mitgliedsrlmftsreeht nicht 
aufgiebt, wie er könnte, verwehren. Ob der Einzelne davon iu 
der rechten Weise oder überhaupt Gebrauch macht, ob seine Her- 
zens- und Gewissensstellung von der Art ist, dass er ohne Un- 
wahrheit sich als Glied der Kirche zu bekennen vermag, sind 
Fragen, die man seinem eigenen Gewissen Überlassen muss. Ueber 
die Gewissen gebührt der Kirche keine Herrschaft. occultis non 
judicat ecclesia. 

Diese Sätze wären richtig, wenn die Kirche nichts weiter 
wäre als eine Anstalt zum gemeinen Wohle, welche jedem ohne 
Unterschied zur Benutzung offen stehen müsste. Aber sie ist 
mehr als das. Sie ist eine Gemeinschaft und hat durdi die 
neuere Verfassnngsentwickelung bei uns aueli die äussere Gestalt 
einer solchen angenommen. Als solche ist sie völlig befugt, die 
Zugehörigkeit zu ihr an bestimmte Bedingungen zu knüpfen. 
Dies um so mehr, da sie ihren Gliedern nicht bloss bestimmte 
ideale Segnungen vermittelt, sondern ihnen auch, wenigstens den 
Männern, rechtliche Befugnisse einräumt, sie vermittelst des Stimm- 
und Wählrechts einen mitbestimmenden Einfluss auf die Ordnung 
und Verwaltung ihrer Angelegenheiten ausüben lässt. Sie kann 
darum keineswegs als verpflichtet angesehen werden, alle Beliebige, 
die es verlangen oder es nur nicht gerade zurückweisen, als ihre 
Mitglieder gelten zu lassen oder in ihre Mitte aufzunehmen. 
Einem Konvertiten oder Proselyten, der sich um die Aufnalime 
in die evangelische Kirche bewirbt, würde dieselbe von der zu- 
ständigen kirchlichen Instanz zweifellos versagt werden können 
und sogar müssen, wenn z. B. offenkundig feststünde, dass er 
dieselben aus schlechten, für den evangelischen Glauben und die 
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evangelische Eircbe elimiTtthrigen Absiebten sachte. Mit dem- 
selben Rechte muss ihr auch frei stehen, einem, der ihr formell 
bis dahin angehört hat, aus bestimmten, dringenden Gründen die 
Mitgliedschaft aufzusagen, d. h. ihn zum Austritt zu nöthigen 
oder auszuscbliessen. 

Sie darf es um so eher, und hier h'egt eigentlich der entschei- 
dende Punkt, da der Ausschluss aus der Kirche für uns Protestanten 
nicht den Aussclihiss von der Seligkeit Ijedeutet. Wir kennen nicht 
das extra ecclesiam nulla salus. Ein ungerechter Bann schadet nicht, 
mit dieser Gewissensüberzeugung ist Luther dem Banne des Papstes 
entgegengetreten. Eine eTangelische Kirchenbehörde brauchte nicht 
in Sorgen darüber zu sein, einen vielleicht frommen Christen unge- 
rechter Weise um seine Seligkeit zu bringen, indem sie ihn aus Irr- 
thum von der Mitgliedsehait der Kirche ausschiiesst. Auch würde 
diese Ausschliessung noch bei weitem nicht die völlige Ausschliessung 
Yon den Gnadenmitteln und somit von den geistigen Gütern, welche 
die Kirche vermittelt, bedeuten. Die Theilnahme am Predigt- 
gottesdienst war von Alters her in der Kirche auch den Ge- 
bannten, sowie den Ungläubigen gestattet; dass die Gebannten 
vom Gehör göttlichen Wortes nicht Verstössen sein sollten, wahrt 
die hessische Zuchtordnnng von 1530 ausdrücklich. Von der 
Privatbeschäftigung mit der hl. Schrift, häuslicher Andacht u. s. w. 
braucht nicht einmal die Rede zu sein. Nur die Feier des Abend- 
mahls würde dem Ausgeschlossenen verwehrt sein, und hier hat 
doch auch die l*egel einigermassen ihr Recht, dass man das 
Heiligthum nicht vor die Hunde werfen solle. 

Massgebender Gesichtspunkt bei Yerhängung der Ausschlies- 
sung darf niemals die innere Stellung des Betreffenden zu Ghristen- 
thum und Kirche sein. Alle diejenigen, die innerlich mit dem 
Christenthum gebroclien, in ihrer Lebensansehauung und Lebens- 
haltung den Boden des Christenthums verlassen haben, aus der 
Kirche hinausdrängen zu wollen, würde bei dem heutigen Stande 
des geistigen Lebens nicht allein ein völlig unausführbares, son- 
dern auch, wo es versucht würde, ein unheilvolles Beginnen sein. 
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Nur ein wichtiges Lebensinteresse der Kirche selbst kann sie be- 
rechtigen, sich eines für sie verderbheben Mitgliedes zu entledigen. 
£iu solches kann vorhanden sein, wenn es sich iur die Kirche 
darum handelt 1. den Vorwurf von sich abzuwenden, welcher da- 
durch für sie entsteht, dass sie einen Mann nut Tollen Rechten 
und Ehren in ihrer Mitte duldet, der sich durch offenkundige 
Aeusserungen als ein Feind und Verächter des Christenthums 
gezeigt hat, oder dessen j^anze Lebenshaltung von so anstossiger 
Art ist, dass die Heiligthümer der Kirche durch seine Theiinahme 
entweiht erscheinen würden, oder 2. der Gefahr zu begegnen, 
welche der Gemeinde durcb den Einfluss droht, den ein kirchen- 
feindlich gesinntes Mitglied auf ihre inneren Angelegenheiten, 
wohl gar als Mitglied kirchlicher Vertretiiiigskürper ausübt. Man 
denke au Leute, die vielleicht au kircheufeindlichen Agitationen 
führend Theil genommen und viele aus der Kirche hinausgotrieben 
haben, selbst aber vor dem letzten Schritt klüglich stehen ge- 
blieben sind, und die nun innerhalb der Gemeinde die Agitation 
fortsetzen. 

In Füllen solcher Art würde die Ausschliessung eines Ge- 
meindegliedes wider seinen Willen im Wesen der Sache völlig 
begründet sein. Man muss zugeben, dass sich ein Verlangen nach 
Aufrichtung eines Ausschliessungsrechts bisher in der kirchlichen 
Praxis nicht kundgegeben hat. Der Grund mag in den unleug- 
bar grossen Schwierigkeiten, welche der Versuch, dieses Recht 
in Ausführung zu bringen, in vielen Fällen mit sich bringen 
würde, dann aber auch darin liegen, dass der praktische Zweck, 
dem es dienen soll, auch unter den jetzt bestehenden Verfassungs- 
yerhältnissen auf anderen Wegen im Ganzen erreicht werden kann. 
Die modernen Verfassungen bieten in der Regel die Handhabe, 
um unwürdigen Genieindegliedern wenn auch nicht die (Jemeinde- 
mitgliedschaft selbst, so doch die aktiven Gemeindereclite zu ent- 
ziehen. Diese sind 1. das kirchliche Stimm- und Wahlrecht, 
aktir und passiv, und 2. die Theiinahme am Abendmahl (nebst 
der Pathenschaft). 



14 Abhandlongen. 

Was das erstere betrifift, so enthält z. B. die rheinisch- 
westfälische Eirchenordnung § 21 die Bestimmung (\velche anch 

in § 18 der hessischen Kirchenvertassun«^^ üher^eganjo^en ist): ^Das 
Presbyterium ist befugt, einem Gemeindegiiede wegen gegebenen 
öffentlichen Aergernisses durch einen förmlichen Beschluss das 
Wahlrecht zu entziehen.*^ Die Kirchenyorstands- und Synodal- 
ordnung für Hannover von 1864 bezeichnet in § 10, 1 als aus- 
geschlossen vom Walilreclit diejenigen, „welche durch Verachtung 
des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebenswandel öffentliches, 
durch nachhaltige Besserung nicht wieder gehobenes Aergerniss 
gegeben haben/ und die preussische Kirohengemeinde- und 
Sjnodalordnung folgt ihr darin wörtlich g 34 Abs. 2 Nr. 3. Nach 
der K.G.O. fBr Sachsen- Altenburg von 1877 § 7 ist vom Wahl- 
recht ausgeschlossen, wer nicht im Besitz der bürgerlichen Kliren- 
rechte ist oder sich in Untersuchung wegen eines Vergehens 
befindet, welches die Aberkennung derselben zur Folge haben 
kann, sodann «wer w^en Verletzung besonderer kirchlicher 
Pflichten nach Vorschrift eines Eirchengesetzes des Wahlrechts 
verlustig erklärt ist", und „wer durch Verachtung des göttlichen 
Wortes und unehrbaien Lebenswandel öffentliches Aergerniss 
giebt". Die waJdeckische G.O. vom 1857 schliefst 5 vom Stimm- 
recht diejenigen aus, die «durch lasterhaften Lebenswandel oder 
durch thatsächlich bekundete Verachtung der Religion oder der 
Kirche öffentlichen Anstoss gegeben haben*. Zahlreiche Bestim- 
mungen, welche für die Verletzung kirchlicher Pflichten den Ver- 
lust des Stimm- und Wahlrechts androhen, enthalten insbesondere 
die Kirchengesetzp zur Erhaltung der kirchlichen Ordnung, welche 
in Folge der Einführung der bürgerlichen Eheschliessung in den 
meisten Landeskirchen ergangen sind, z. B. das preussische K.Qt, 
vom 30. Juni 1880 betreffend die Verletzung kirchlicher Pflichten 
in Bezug auf Taufe u. s. w. i). 

Auch die Ausschliessung vom Abendmahl ist unter gewissen 



*) Richter, KirckenrecU, 8. Aufl. S. 850 ff. 
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Kauielen woM Uberall möglich. Das preussische AUg. Landrechi 
hatte Th. II Tit. 11 darüber folgende Bestimmungeti getroffen: 

86. Kein Geistlicher darf eigenmächtig: irgend ein Mit<^licfl 
der Gemeinde von Beiwohnung des Gottesdienstes oder von den 
Sakramenten ausschiiessen. g 87. Findet er Bedenken, Jemanden 
zuzulassen, so muss er demselben dies Bedenken in Zeiten mit 
yemttnftiger Schonung eröffiien. § 88. Besteht derselbe dennoch 
auf seiner Zulassung, so muss der Geistliche den Vorfall mit Ver- 
schweirrung dos Namens seinen ixei.stlichen Oberen anzeigen und 
nach deren Verbescheidung sich achten." Hieraus ist der Satz 
in § 14, 1 der K.G.O. von 1873 geworden, welcher in die refor- 
mirte E.G.S.O. fQr Hannover (§ 14) die fOr Schleswig-Holstein 
(§ 42), die K.Ö.O. für Anhalt (§ 44), übergangen ist: , (Der Pfarrer) 
ist Verpflichtet die Fälle, wo er ein Genieindeglied von der Theil- 
nahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung, ins- 
besondere vom hl. Abend mahle zurückzuweisen für nothwendig 
hSlt, unter schonender einstweiliger Zurückhaltung des Betreffen* 
den dem Gemeindekirchenrathe Torzulegen. Stimmt dieser zu, 
so ist die Zurückweisung auszusprechen, gegen welche dem Be- 
treffenden der Rekurb au die Kreissyuode bleibt Erklärt sich 
der Gemeindekirchenrath gegen die Zurückweisung, so wird dieser 
Beschluss zwar sofort wirksam, aber der Geistliche ist befugt, 
wenn er sich bei demselben nicht beruhigen will, die Sache zur 
Entscheidung an die Kreissynode zu bringen.* Aehnliches Bndet 
sich in den meisten, wo nicht allen Landeskirchen, vgl. rhein.- 
westf. K.O. § 12«>, hes8. K.Vf. § 47, 2^). Es besteht sonach die 
Möglichkeit, die Wirkungen des Ausschlusses aus der Kirche auf 
Grund der bestehenden Bestimmungen in der Hauptsache zu er- 
reichen. Bei dem Tom kirchlichen Stimmrecht und vom Abend- 
mahl (und der Pathenschafk) Ausgeschlossenen wfirde sich die 
Eigenschaft als Gemeindeglied nur noch darin offenbaren, dass 
er an den kirchlichen Abgaben mit zu tragen hätte, wovon sich 



*) Richter, a. a. 0. S. 855 ff. 
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zu befreien (durch Austritt) füglich ihm selbst überlassen bleiben 
kann ; such wird ihm, wenn er bis an sein Lebensende Glied der 
Oemeinde gewesen ist, nach seinem Ableben die kirchliche Be- 
erdigung nicht wohl versagt werden können. Immerhin erscheint 

es principiell richtig und für denkbare Fälle wünscheaswerth, dass 
der Ausschluss aus der Gemeinde als verfassungsmässiges Institut 
unserer landeskirchlichen Organisation nicht fehlfce. 

III. Bezüglich des Uebertrittes von einer Eonfession zur an- 
deren stellt das preussische AUg. L.R. II, 11, § 41 die Bestimmung 
auf: „Der Uebergann; von einer Religionspartei zu einer anderen 
geschieht in der Regel durch ausdrückliche Erklärung." Diese Er- 
klärung kann indessen im Sinne des Landrechts nicht bloss durch 
förmliche Anzeige etwa bei dem seitherigen Geistlichen, sondern 
auch in formloser Weise durch konkludente Handlungen ge- 
schehen. Der § 42 besagt: „Die Theihiehmung an solchen Reli- 
gionsliandhingen , wodurcli eine Partei sich von der anderen 
wesentlich unterscheidet, hat die Kraft einer ausdrücklichen Er- 
kräruDg, wenn nicht .das Gegentheil aus den Umständen deutlich 
erhellet (§ 39).* 

Der letzte Satz bezieht sich auf den yorausgegangenen § 39 
(auf welchen auch verwiesen wird), laut dessen protestantische 
Gemeinden beider Konfessionen ihren Mitgliedern „wechselseitig 
die Tbeil nähme auch an ihren eigenthümlichen Religionshand- 
lungen nicht versagen sollen, «wenn dieselben keine Kirchen- 
anstalt ihrer eigenen Religionspartei, deren sie sich bedienen 
können, in der Nähe haben." Es soll also z. B. einem Luthe- 
raner, der aus dem angegebenen Grunde in einer reformirten 
Kirche das Abendmahl empfängt, dies nicht als Uebertritt zu 
der reformirten Konfession gedeutet werden. 

Zur Sache selbst ist gegen die Zulassung konkludenter Hand- 
lungen als Uebertrittserklärung sicher nichts einzuwenden. Man 
wird sogar die Anerkennung derselben gerade hier besonders am 
Platze finden müssen, wcuu man bedenkt, wie sehr es gerade hier 
darauf ankommt, dass die wirkliche innere Herzensmeinung des 
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Betreffenden zur Geltong komme. Diese aber offenbart sieh 

sicherer in seiner thatbächlichen HaiiJiüiigsweise als in der Beob- 
achtung von liechtsformen , welche leicht aus Unkenntniss oder 
. Misaverständniss yersäumt werden kann. £& wäre sonderbar und 
gäbe Grund zu gerechter Beschwerde, wenn Jemand wegen Ver* 
säumniss einer Förmlichkeit einer anderen Eonfession zugerechnet 
und danach behandelt würde, als der er angehören will und that- 
süchlich iiiigehört. Man kann das in § 42 aufgestellte Merkmal 
unbestimmt finden. ^Die Messe* — sagt Hmschius (in Koch's 
Oommentar zum A. L.K. IV, S. 185) — «ist doch gewiss eine solche 
Beligionshandlung, wodurch die Katholiken sich wesentlich yon 
jeder anderen Religionspartei unterscheiden. Dennoch wird es 
gewiss keinem einfallen, zu denken, dass ein Jude oder ein Puri- 
taner oder sonst ein Andersgläubiger, welcher einer katholischen 
Messe beic^ewohnt hat, dadurch katholisch geworden.* Ein Miss«* 
verständniss dieser Art ist wohl kaum zu besorgen. Die blosse 
Anwesenheit eines Nichtkathoiiken bei einer Messe wird ^cher- 
lieh Niemand als üebertritt zur katholischen Kirche gelten lassen, 
aber wohl die „Theihiainne" an derselben etwa in der Weise, dass 
er dabei die Kommunion empfängt. Eine konkludente Handlung 
im Sinne des § 42 liegt nur dann vor, wenn deutlich erkennbar 
ist, dass der Betreffende nicht etwa nur zufällig oder als Zeuge, 
Zuschauer der fremden Gottesdiensthandlung beiwohnt, sondern 
in der Absicht und Meinung sie mitzufeiern. 

Praktisch kommt die Bestimmuni; des § 42 in Betracht der 
katholischen Kirche und den evangelischen Sekten gegenüber. In 
Beziehung auf die erstere ist es wohl denkbar, dass ein Kon* 
▼ertit die Austrittserklärung an den cTangelischen GeisÜtchen oder 
Gemeindevorstand für überflüssig ansieht oder von seinem Priester 
iu diecscm Sinn belehrt wird. Kr vollzieht ja seiner Ansicht 
nach mit seinem Lebertritt keinen Wechsel, sonleru lässt nur 
seine Zugehörigkeit zur römischen Kirche, welche bereits von 
seiner Taufe her bestand, in Wirksamkeit treten. Irgend eine 
rechtliche oder sonstige Verpflichtung der sogen, evangelischen 

Dentsehe Zeitielir. 1 Eirdieitncht, III. 1. 2 
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Kirche gegenüber giebt es fUr ihn nicht, sofern nicht in ünan- 
zieller Beziehung eine gewisse Rücksichtnahme auf dieselbe als 
nothwendig erscheint. 

Auf der anderen Seite wird das Eindringen Ton Sekten in 
die OTangelischen Gemeinden oft gerade dadurch gefahrlich, dasB 
manche derselben den förmlichen Austritt aus der Kirche unter- 
lassen, wie namentlich die Methodisten und die Irvingianer. Ein 
Erlass des Oberkirchenrathps zu Berlin vom 15. Dezember 1884 
(Allg. Kirchenbl. 1885, Nr. lUj sagt darüber Folgendes; „3o wird in 
den Augen vieler die Grenzlinie yerwischt, welche unsere Kirche 
Yon den Sekten, auch den evangelischen, scheidet, und in das 
Glaubensleben ganzer Volkskreise wird eine Unklarheit und Yer« 
schwommenheit hineingetragen, vermöge deren sie innerlich mit 
der Kirche zerfallen, ohne doch äusseriich sich von derselben zu 
trennen. Penn nicht darin besteht die Gefahr, dass die Sekten 
grössere Massen von Gemeindegliedem zum Austritt aus der 
Kirche bestimmen, sondern darin besteht dieselbe, dass sektire- 
risch Gesinnte, ohne in gesetzlicher Form aus der Kirche auszu- 
scheiden, doch sich an eine fremde Religionsgemeinschaft anschliessen 
und so thatsächiich innerhalb der Kirche eine feindliche Stellung 
gegen diese einnehmen, oder auch, dass man innerhalb der Kirche 
Sondergemeinschaften bildet, in diesen sogar ein besonderes 
Abendmahl feiert und dabei doch der üeberzeugung lebt oder 
zu leben vorgiebt, dass man auf diesem Weg dem Austritt aus 
der Kirclic vorbeuge." 

»Eine gesonderte Abendmahlsgemeinschaff* — heisst es weiter 
unten - .neben der kirchHchen muss kirchenzerrüttend wirken, 
und die gegentheilige Meinung der Einzelnen hilft darüber nicht 
hinweg. — So gewiss Abendmahlsgemeinschaft Kirchengemein- 
schaft ist, so gewiss schliesst eine Absonderung in jVner that- 
sächiich eine Absonderung von dieser mit ein. — Noch immer 
kommt es auch vor, dass solche, weiche einer sektirerischen 
Beligionsgemeinschafb bereits angehören oder gar in derselben 
ein Amt bekleiden, dennoch nicht in gesetzlicher Weise aus un- 
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serer Kirclie auesebeiden, sondern in derselben yerbleiben, rieb 

auch den damit verbundenen Lasten nicbt entziehen, dafür aber 
auch unter Umständen die Sakranientsspeudung und die Segnungen 
unserer Kirche begehren. Es ist dies zweifellos nicht in allen 
Fällen bloss dogmatische üuklarbeifc, sondern nicht selten auch 
bewnsste, aus irgend welchen individuellen Interessen bervor- 
gegaiigene Zweideutigkeit." Gegenüber solchen Vorkommnissen 
konnte, namenthch wenn eigene Abendniahlsfeier stattfand oder 
die Wiedertaufe geübt wurde, von dem § 42 A.L.R. II, 11 Gebrauch 
gemacht und auf Grund davon den Sektirera das Recht evange- 
lischer Cbmeindeglieder abgesprochen werden. In einer Verfügung 
vom 21. Augnst 1852 (A. E.B1. 1853, 8. 218) sprach rieh daher 
der Oberkirchenrath dahin au.^ : „Die gerichtliche Form des Aus- 
trittes ist nicht als unbedingtes Erforderniss der Versagung geist- 
licher Handlungen zu betrachten, vielmehr sind, wie jede aus- 
drückliche Erklärung vor dem Pfarrer, nicht mehr der evangeli- 
schen Kirche angehören zu wollen, auch Handlungen, welche ala 
ein unzweifelhafter Bruch mit dem Bekenntniss und den Ord- 
nungen der Kirche anzusehen sind, z. B. die Anniiliuie der Wieder- 
taufe bei den Baptisten, für die Kirche genügend zu erachten, um 
den Austritt aus derselben zu konstatiren." Eine Aenderung ist 
ringetreten durch das Austrittsgesetz vom 14. Mai 1873. Das- 
selbe erhält die bestehenden Bestimmungen wegen des Ueber- 
trittes nur aufrecht für die ^Kirchen" (§ 1), d. h. nach dem ge- 
setzlichen Sprachgebrauch die evangelische und die kathoh.sche 
Kirche, sowie (§ 8) für die Religionsgemeinschaften, denen Kor- 
porationsrechte gewährt sind Für religiöse Privatvereine, wie 
die Sekten, bestehen sie nicht mehr; hier kann der üebertritt 
nur in der von dem Gesetz vorgeschriebenen gerichtlichen Form 
geschehen. Allerdings bezieht sich das nach dem Wortlaut des 
Gesetzes nur auf den Aus- hezw. Uebertritt „mit bürgerlicher 
Wirkung'' (§ 1). Hinsichtlich der innerkirchlichen Wirkungen 

') Auch für die Hermhuter und Altlutheraner bestehen sie noch in 
Kialt. Hiüschins in Eoch*8 Kommentar lY, 191. 
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(z. B. auf dfis kirchliche 8titniii- und Wahlrecht, die SakramentB- 

fcre in ein schalt) besagt das Oesetz nichts, und es bestehen also in 
Bezug darauf zur Zeit gar keine Bestimmungen. Die Erlassung 
▼on solchen würde in der Zuständigkeit der kirchlichen Gesetzgebung 
liegen. Biese hat jedoch für Preuasen den Gegenstand bis jetzt 
nicht in die Hand genommen. Der erw&hnte Erlass des Ober- 
kirchenrathes von 1884 begründet dieses Verhalten folgendermassen : 
„Wii weisen zuvörderst darauf hin, dass sektireriseh Ge- 
sinnte nach dem Gesetz vom 14. Mai 1873 ihren frei willigen 
Austritt aus der Bechtsgemeinschaft der Kirche nur durch aus- 
drückliche Kundgebung vor Gericht erklären kdnnen. Aus sogen, 
konkludenten Handlungen soll die Absicht des Ausscheidens ans 
der Kirche nach § 1 und 8 jenes Gesetzes übeiliaupt nur dann 
entnommen werden können, wenn damit zugleich der Uebertritt 
zu einer anderen anerkannten Kirche oder einer sonstigen mit 
Korporationsrechten Tersehenen Religionsgemeinscbafb verbunden 
ist. Hiervon abgesehen, kann aus solchen Handlungen ein frei- 
williges Ausscheiden aus der Kirche im vorliegenden Fall schon 
darum nicht gefolgert werden, weil, und dies ist das Gewöhnliche, 
die Separatisten selbst einer dahin gehenden Auslegung' ihrer 
Handlungen nachdrücklich widersprechen. An dieser Eechtelage 
würde auch ein neues Kurchengesetz Wesentliches nicht ändern 
können. Ebenso wenig ist die Mitwirkung des Staats zur Her- 
beifOhriint]^ einer solchen Aenderung zu erwarten. Unter solchen 
Unistanden könnte die Ausschliessunfr der Separatisten aus der 
Kirche nur gegen ihren Willen erreicht werden und zwar, da 
immer nur der Kinzelne als solcher auf Grund eines geordneten 
Verfahrens und nach Massgabe der besonderen Stufen des Ab- 
falls Gregenstand der Behandlung sein könnte, nur durch ein 
neues Kirchen<i^esetz Uber die discipliu.u ische Behandlung von 
Sektirerii. Von dem Erlass eines solchen aber ist zur Zeit um 
so mehr Abstand zu nehmen, als vorläufig weder in Betreff des 
Verhältnisses der Kirche zu den Sekten, noch in Betreff der prak- 
tischen Entwickelung des kirchlichen Disciplinarrechts im All- 
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gemeinen genügende Erfahrungen vorliegen, um auf diesem Ge- 
biet eine eingreifende Neuregelung mit Sicherheit vornehmen zu 
können. " 

Der £rla88 beschränkt sich deshalb darauf, neben gewissen* 
hafter Seelsorge, die strenge Anwendung der durch die bestehende 
kirchliche Gesetzgebung dargebotenen Mittel der Kirchenzucht 

gegen die Sektirer in den Gemeinden zu empfehlen. Namentlich 
soll darauf gesehen werden, dass solche, die in kirchliche Ge- 
meindeämter eingedrungen sind, aus denselben entfernt werden. 

Ein halbes Jahr Tor dem Erlass des Oberkurehenrathes 
(Juni 1884) veriiandelte die evangelische Kirchenkonferenz zu 
Eisenach über die Behandlung der Sekten. Auch hier war die 
Stiinniiing der Mehrheit dem Princip des § 42 (Austritt durch 
konkludente Handlungen) nicht geneigt. Gegen dasselbe wurde 
in der Diskussion hauptsächlich geltend gemacht (O.K.B. Schmidt 
aus Berlin): ,1. es sei nicht zweckmässig, weil durch ein Aus- 
stossen die Möglichkeit seelsorgerischer Anknüpfung absolut yer- 
luren ginge; 2. es sei rechtlich unbegründet, da eine konlvliidente 
Handlung eine Präsumtion in sich schiiesse und wertiUos sei, 
wenn die Präsumtion nicht zutreffe ; wie also dann , wenn der 
Betreffende im Widerspruch mit dem yermeintlichen Sinn der 
Handlung ausdrücklich erkläre: ich habe es nicht so gemeint? 
3. der Artikel III, 9 der Schmalkalder Arkikel verwerfe den grossen 
Bann, nach ihm verbleibe der Sünder trotz seiner Sünde in der 
K.irche. Man werde also sagen können, diese Leute haben schlechte 
Motive, sie sind unbequem ; aber das Alles berechtige noch nicht 
zum Ausschluss'. (A. K.B1. 1884, S. 354.) Schliesslich fand fol- 
gender Satz die Zustimmung der Mehrheit: „3. Wenn von einer 
eektirerischen Gemeinschaft unternommen wird, einen loimlichen 
Kultus mit Verwaltung der Sakramente emzurichten, so sind zur 
Aufrechthaltung der kirchlichen Ordnung diejenigen Gemeinde- 
giieder, welche, ohne ihren Austritt aus der Landeskirche aus** 
dnUcklich erklärt zu haben, sich solchen Gemeinschaften, ins- 
besoadece in Betreff der Taufe, der Konfirmation, der Trauung 
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und beziehentlich fortgesetzt der AbendiualiLsfeier arhsclilifssen. 
80 weit sie nicht nach den Gesetzen der einzelnen Landokirche 
aU aus den Rechten der evtuigelischen Kirchengemeinschaft völlig 
aufigeacliieden bu betrachten sind, in ernste, je nach den obwaL- 
tenden Umständen bis zur Entziehung der kirchlichen Gemeinde- 
rechte sich steigernde Eirchenzucht m nehmen'^. (S. 594 a. a. 0.) 

Tm Sinne des Konferenzbeschlusses sprach sich das hessische 
Oberkonsistorium in einem Ausschreiben vom 17. März 1885, be- 
treffend Verhalten der Geistlichen den separatistischen und sektire- 
rischen Bestrebungen gegenüber, aus. Es heisst dort: »Sollten 
Gemeindeglieder, ohne ihren Austritt aus der Landeskirche aus- 
drücklich erklärt zu haben, in Betreff von Taufe, Konfirmation, 
Trauung und fortgesetzter Abendmahlsfeier sich sektirerischen 
Gemeinschaften anschliessen und sich dadurch thatsächlicb von 
der Landeskirche und ihren Ordnungen lossagen, so — ist be- 
richtliche Vorlage zu machen.* Aber aus der »thatsächlichen 
Loflsagung von der Landeskirche wird im Verlauf des Ausschrei- 
bens nicht die Folgerung gezogen, dass die solchergestalt aus- 
geschiedenen Ltuto nun auch wirklich als ausgeschieden zu be- 
handeln seien. Wenn z. B. das Eindrinn^pn von Mitgliedern sek- 
tirerischer Gemeinschaften in die kirchhchen Vertretungskörper 
darum für unzulässig erklärt wird, weil diesen Personen das nach 
§13 und 18 der Kirchenverfassung erforderliche Merkmal be- 
währten kirchlichen Sinnes abgehe („es ist dal)ei von dem Ge- 
sichtspunkt auszugehen, dass kirchlicher Sinn sich durch An- 
hänglichkeit an die Landeskirche und Festhalten an deren Ord- 
nungen bewähren muss, und dass ein Kirchenvorsteher die ihm 
durch § 47 der Kirchenverfassung auferlegten Pflichten nicht 
erfüllen kann, wenn er sich in der oben bezeichneten Weise einer 
Sekte anschliesst"), so wird offenbar trotz der thatsächlicb er- 
folgten Lossagung von der Landeskirche die fortdauernde Eigen- 
schaft der Betreffenden als Kirchenglieder yorausgesetzt. - Aehn- 
lieh erkennt das unter dem 19. August 1887 ergangene Aus- 
schreiben, betreffend die sogen, apostolisch -katholische Gemeinde 
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(Irvingianer) sswar an, dass ein eyangelischer Cbrist dieser Reil- 

giorfsgememsohaft nur beitreten könne, ^wenn er sein evangelisches 
Bekenntniss autgiebt und aus seiner evangelischen Gemeinde 
austritt", verfügt jedoch weiter, dnss, ^wo die Voraussetzungen 
dazu Torliegen, insbesondere wo die Trauung oder Taufe bei einem 
evangeliscben Geistlichen nicht nachgesucht wird*, das Kirchen- 
gesetz vom 17. November 1883, betreffend die Erhaltung der kirch- 
lichen Ordnung in l^czug auf Trauung, Taufe und Ivonfirmation, in 
Anwendung zu bringen sei, was gleichtaiis die fortdauernde Zugehörig- 
keit der Mitglieder jener Sekte zur Landeskirche , so lang keine 
ausdrückliche AustrittserklSrung erfolgt ist, zur Voraussetzung hat. 

Doch bestehen in einer Anzahl von Landeskirchen Ordnungen, 
welche das Princip des 42, II, 11 A. L R. auf die Sekten in An- 
wendung bringen. Es sind die von Württemberg, Baden, Mecklen- 
burg-Schwerin, Keuss j. L., Pfalz, Oldenburg^). 

Der wfirttembergiscbe Sjnodalerlass vom 12. Februar 1880 be- 
stimmt : , Jedes Mitglied der evangelischen Landeskirche, das 
durch Uebertragung einer geistliclien Amtsfünktion, namentlich 
der Trauung, der Taufe oder Konfirmation eines Kindes, sowie 
des Begräbnisses seiner Angehörigen an einen Metbodisten- 
prediger seine Missachtung der kirchlichen Ordnung und des 
kirchlichen Amtes kundgiebt, tritt eben damit thatsächlich ans 
der Landeskirche aus, was ihm auf erstatteten Bericht von dem 
Konsistorium eröffnet wird. Die Tlieilnahme an der niethodisti- 
bchen Ahendmahlsfeier, sowie die Eintragung in die methodiisti- 
schen Klassenlisten schliesst grundsätzlich gleichfalls die Los- 
sagung von der Kirchengemeinschaft in sich, ist jedoch insofern 
anders zu behandeln, als solchenfalls eine angemessene Belehrung 
und Verwarnung des Ortsgeistlichen vorauszugehen hat*. (A. K.BL 
1880, S. 340.) 

Der badische Oberkirchenrath sprach sich in dem Bescheid 
auf die Diöcesansynoden von 1880 dahin aus: «Der blosse Besuch 
der ausaerkirchlichen Versammlungen ist noch kein Grund, die 

Vgl. mein Kirchenrecht d. ev. Kirche d. Grossh. Hessen, Nachtr. S. 496. 
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Betreffenden als ausgetreten ans unserer eTangelisch-protestsnti- 

sehen Kirche anzusehen. Wer aber unsere Sakramente 'ver- 
schmäht und anderwärts eiueu Ersatz dafür sucht, hat sich von 
der geordneten Kirchengemeinschaft ausgeschlossen und ist aueh 
als nicht mehr dazu gehörig zu behandeln.* (Badisches Ver- 
ordnungsbl. 1881, Nr. 8.) 

Die Geistlichen in Mim klenburjr-Schwerin sind anjyewiesen, 
solchen Gomeiiidegliedern, die sich der Sekte d*»r Trvingiaiier an- 
schliessen und als Glieder in den Verzeichnissen derselben auf- 
geführt sind, zu erklären, dass sie sich damit von der Gemein- 
schaft der lutherischen Kirche geschieden haben und Ton Seiten 
dieser nicht mehr als ihre Glieder angesehen und behandelt werden 
können. (A. K.Bl. S. 468.) 

Das fürstlich reussische Ministerium zu Gera, Abtheilung 
fiir Kirchen- und Schulsachen, verordnete in einem Erlass vom 
17. Juli 1884 (A. K.ßl. 1885, S. 32): «Wenn die Belehrung u. s. w., 
überhaupt die seeborgerliche Thätigkeit des Ortsgeistlichen erfolg- 
los ist und Glieder der Landeskirche trotzdem bei der Sakraments- 
gemeinschaft mit den Methodisten od»'r den Irvinrrianern verliurren 
oder auch einem Methodistenprediger eine geistliche Anitstunktion, 
insbesondere die Trauung, die Taufe, die Konfirmation oder das 
Begräbniss eines Angehörigen übertragen oder sich in die kirch- 
lichen Listen der Sekte einzeichnen lassen, so soll der zuständige 
Geistliche an diesen Personen geistliche Handlungen nicht mehr 
verrichten und dieselben nicht mehr y.u den Sakramenten zidassen, 
vielmehr unter Angabe des Namens und des Standes der Be- 
theiligten Bericht an die fürstliche Ephorie einreichen, welche 
sodann unsere Weisung einzuholen hat.* 

In der Pfalz verlieren, laut Beschluss der Oeneralsynode 
von 1885 (liuulesherrlicli bestätigt durch Lntschl. v. 7. Sept. 1887, 
A. K.Bl. 1888, S. 188) diejenigen, „die an den gottesdienstlichen 
Versammlungen, insbesondere an der Abendmahlsfeier anderer 
religiöser Gemeinschaften fortgesetzt theilnehmen,* die aktiven 
kirchlichen Gemeinderechte. 
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Der Vertreter von Oldenburg erklärte bezüglich der dortigen 
TJebung bei der Verhandlung über das Sekten wesen zu Eisenach: 
«Wenn Jemand wiederholt am fremden Abendmahl tbeilge- 
nommen habe, betrachte man ihn als einen thate&chHch aus der 
Kirche Ausgetretenen.* (A. K.Bl. 1884, S. 350.) 

Es ist zu beachten, dass die Absonderimg von der Kirche 
überall nicht als eine Strafe autgefasst wird, welche durch kirch- 
liches Urtheil verhängt werde, sondern als von dem Betreffenden 
durch seine Handlungsweise thatsftchlich vollzogen; liur die noth- 
wendigen Folgerungen sollen daraus gezogen werden. Von einem 
Austritt wider Willen, wie es der oberkirchenräth liebe Erlass 
von 1884 ansieht, kann also nicht die Rede sein; es soll ja gerade 
der deutlich kundgegebene, auf Trennung von der Kirche ge- 
richtete Wille des Ausscheidenden zur Geltung gebracht werden. 
Die etwaige gegentheilige Behauptung des letxteren wurde bei 
der Verhandlung zu Eisenach (S. 849 a. a. O.) mit Recht als 
eine protestatio facto contraria bezeichnet, welche durch das Ver- 
halten des Betreffenden widerlegt werde und daher keine Be- 
deutung anzusprechen habe. Die Uereinziehung des Art. III, % 
der Schmalkalder Artikel ist ganz unzutreffend. Jener Artikel 
verwirft die ezcommunicatio major des katholischen Kirchenrechts 
als eine „lautere weltliche Strafe", d. h. wegen der bürgerlichen 
Reclitswirkungen, welche daran hingen ; der grosse Bann bedeutete 
die Vernichtung der gesammten bürgerlichen Existenz des Ge- 
bannten. Eine Ausschliessung ans der Kirche war er nicht; seine 
Verwerfung durch die Schmalkalder Artikel kann daher hier um 
so weniger in Betracht kommen, da es sich, wie gezeigt wurde, 
um eine Ausschliessuni,'' überhaupt nicht handelt. 

Die Entscheidung liegt in der Frage, ob unsere Kirche ver- 
pflichtet sei, jeden Beliebigen , der das Verlangen /u erkennen 
giebt ihr anzi^hören, lediglich darauf hin in ihre Gemeinschaft 
aufzunehmen und als zu derselben gehörig zu betrachten. Wir 
mflssen die Frage auch hier ganz bestimmt vemonen. Die Rüc^* 
sieht auf den Bestand und die Wohlfahrt der Gemeinschatt muss 
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derjenigen auf das freie Belieben der Einzelnen vorgehen. Es 
kann der Kirche nicht zugerauthet werden, ihre Ordnungen zum 
Spielball verwirrender Unklarheit oder bewusster Zweideutigkeit 
machen zu lassen, in ihrer eigenen Mitte und vielleicht unter 
Missbrauch ihrer Heiligthümer Bestrebungen freien Baum zu ge- 
währen, die auf ihre Zerrüttung und Untergrabung gerichtet 
sind, um nur dem individuellen Behelfen Einzelner nicht zu nahe zu 
treten. So gut sie die Aul'nabme in ihre Gemeinschaft von be- 
stimmten Erfordernissen abhängig machen kann, so gut ist sie 
berechtigt, gewisse Grenzen zu ziehen, welche keiner überschreiten 
kann, der nicht sich ihrer Mitgliedschaft verlustig machen will. 

Damit dürfte sich auch das Bedenken erledigen, dass durch 
Aufsage der Kirchengliedschaft die Gelegenheit, den Auj*- 
jBcheidenden ferner seelsorgerlich nahe zu kommen, verloren gehe. 
Abgesehen davon, dass man zu jenem Aeussersten natürlich erst 
schreiten wird, nachdem jede seelsorgerliche Einwirkung auf die 
Separatisten vergeblich versucht worden ist, so fragt es sich sehr, 
ob das moralische Ansehen der Kirche dadurch gehoben werde 
oder nicht vielmehr schweren Schaden nehmen müsse, dass die 
Leute die Erfahrung machen, man könne sich ihr gegenüber un- 
gehindert Alles erlauben* Es muss dem Volke zum Bewusstsein 
kommen, dass die evangelische Kirche bestimmte sittliche Ord- 
nungen hat, an welche sich derjenige gebunden halten muss, der 
ihr angehören will. Dahin gehört das Festhalten an der evau- 
gelischeu Sakramentsgemeinschaft. In der gemeinsamen Feier des 
Abendmahles kommt die innerste und stärkste Gemeinschaft, 
welche die Glaubensgenossen verbindet, zum Ausdruck. Abend- 
mahlsgemeinschaft ist Kircfaengemeinschaft, wie der Oberkirchen- 
rath in seinem Erlasse vom December 1884 richtig sagt: man 
kann nicht jene Gemeinschaft mit der evangelischen Kirchen- 
gemeinde pflegen und gleichzeitig daneben mit einer anderen Ge- 
nossenschaft, oder mit einer Sammlung von Auserwählten inner- 
halb der Gemeinde, für welche die Gemeinde, die sich um den 
Altar vereinigt, höchstens als eine niedere Stufe christlicher Ge- 
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meinschaft, als die Sammlung der Chriaten zweiter Klasse eine 
gewisse Bedeutung? hat. 

Es versteht sich, dass mx den Erlasa von Bestimmungen 
obiger Art nur da befürworten könnten, wo durcb das Eindringen 
dee Sektenwesena dem kircblicben Leben emstlicb Qefabr und 
Schaden droht. Wo diese Vorbeding nicht vorhanden ist, würde 
durch ein Vorgehen fraglicher Art der Sache eine zu grosse Be- 
deutung beigelegt werden und dieselbe dadurch leicht nur Stär- 
kung erhalten. Aber wo eine ernste Abwehr gegen das Sekten- 
thum sich als Bedürfniss erweist, da ist die Kirche ebenso 
berechtigt wie vollständig veranlasst, das Princip des § 42, von 
dem wir ausgegangen sind, in Anwendung zu luingen. Eines 
Disciplinargesetzes, wie der Obeikirchenrath in seinem mehrfach 
erwähnten Erlasse meint, bedarf es dazu nicht, da es sich nicht 
um Disciplinarmassregeln handelt; selbst ob es nothwendig wäre 
den Weg der Kirchengesetzgebung (durch die Synoden) einzu- 
schlagen, kann bezweifelt werden. Einer Mitwirkung des Staates, 
welche der Erlass für zweifelhaft erklärt, würde es ebenso kaum 
bedürfen, da bloss kirchliche Verpflichtungen und ikrechtiguugen 
in Betracht kommen; an dem obrigkeitlichen Placet, falls es 
dessen bedürfen sollte, w&re gewiss nicht zu zweifeln. Eiu ge- 
wisses geordnetes Verfahren müaste allerdings vorgezeichnet 
werden. Es könnte sehr einfach sein. Zunächst müsste fe^tgt stellt 
werden, dass die Handlungen, auf welche man die Erklärung 
der thatsächlich erfolgten Lossagung von der Kirche zu gründen 
gedenkt, wirklich vorgekommen sind; sodann dürfke diese Er- 
klärung nicht erfolgen ohne vorausgegangene Belehrung und Ver- 
warnung, also niemals z. B. auf nur einmalige Theilnahme an 
einer fremden Abendmahlsfeier hin. Blosse Theihiahme an Kon- 
ventikeln könnte niemals, selbst nicht eine wiederholte und 
dauernde, als stillschweigende Erklärung des Austrittes gedeutet 
werden. 

IV. Endlieh erhebt sich noch die Frage, ob auch da, wo 
ausdrückliche kirchliche Bestimmungen wie die oben angefahrten 
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nielit bestehen, unter Umständen auf das Princip des § 42, II, 11 
A. L.R. zurückgegriffen werden könne. Die Frage schtänt bis zu 
einem gewissen Grade bejaht werden zu müssen. Es giebt Sätze, 
welche so sehr in der Natur der Sache begründet sind, dass sie 
auch ohne ansdrfickliehe gesetzHche Sanktion als sin Recht be* 
stehend angesehen und nach Umständen in Anwendung gebracht 
werden können. Würde z. B. bei der Feier des Al)endmahl8 
Jemand in betrunkenem Zustand oder in anstössiger, unanstän- 
diger Kleidung erscheinen, so würde der fungirende GeiBtliche 
▼ollständig in seinem Rechte sein ihn abzuweisen, auch wenn der 
§ 89, II, IIA. L.B., welcher solches gestattet, am Orte nicht ein- 
geftlhrt wäre. Es liegt eben in der Natur der Sache, dass ein 
Mensch in jener Verfassung das Abenduiaid nicht mitteiern kann. 
Li ähnlicher Weise liegt es in der Natur der Sache, dass einer 
nicht gleichzeitig zwei Kirchen oder Heligionsgemeinsehaften an- 
gehören, folglich auch, da nach dem richtigen Ausspruch des 
Berliner Oberkirchenraths Abendmahlsgemeinschaft Eirchengemein- 
schaft ist und umgekehrt, nicht in zwei Religionsgemeinschaften 
zugleich Kommunikant sein kann. Kin Katholik oder ein .Frei- 
relif^iöser", der sich aus miäs verstandener Toleranz am evangeli- 
schen Altar einstellte, mOsste daher von dem Geistlichen abge- 
wiesen werden und wttrde sich nicht darauf berufen können, dass 
ein Gesetz, welches seine Theünahme an der Abendmahlsfeier 
untersagte, nicht vorhanden sei. An der Stelle des gescliriebenen 
Gesetzes steht in dieüem Fall die Natur der Sache. Diea hndet 
in richtiger Logik auch Anwendung auf den Evangelischen, 
der sich, ohne seinen Anstritt aus unserer Kirche ansdrttcklich 
erklart zu haben, der Abend mahlsgemeinschaft einer Sekte an- 
geschlossen hat. Der Pfarrer also, der einem Gemeindeglied, 
welches beispielsweise bei den Methodisten das Abendmahl ge- 
feiert hätte, eröfihete, dass es im Wiederholungsialle zum Abend- 
mahl in der evangelischen Gemeinde nicht zugelassen werden 
könne, sondern zwischen dem einen oder dem anderen die Wahl 
habe, wQrde Tollständig korrekt handeln, auch wo ein geschriebenes 
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Gesetz desfaUs nicht vorhanden ist Er bandelt naeh dem un- 
geschriebenen Gesetz, welclies die Natur der Sache offenbart. 
Weiter zu gehen, z. B. den Separatisten die sämmtlichen Ge- 
meinderechte abzusprechen, möchte bedenklich sein, da hier die 
Natur der Sache nicht mehr so unmittelbar einleuchtet, wie bei 
der Zulassung sum Abendmahl. Macht sich ein Mitglied eines 
der kirchlichen Vertretungskörper des Sei>aratismu8 schuldig oder 
trifft einen Separatisten die Wahl zum Mitglied einer dieser Körper- 
schaften, so ist auf Nichtbestätigung der Wahl, bezw. auf 
die Entfernung des Betreffenden von seiner Stelle wegen maugeln- 
der Qualifikation zu dringen, wozu wohl jedes Kirchenverfassungs- 
gesetz die Handhabe bieten wird. 
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Besteht eine Bechtspfliclit des Hagistrats 

zu ßleiwitz zur TJebemalune des Fatronats über die 
neu zu erbauende zweite katholische £irche daselbst? 

Ein (jutacUteu, unlor Mitwirkung des Konsistorial-Assessors 
Friedrick Altmaim in Oobleuz, 

erstattet von 

Dr. Albrecht Altmann, 
Juatizrath, Becbtsanwalt und Notar in Qlogau. 

Einleitung. 
§ 1. 

Thatbestand. 

In der Stadt Gleiwitz (Oberschiesien j besteht eine katho- 
lische (Stadt-) Pfarrkirche. Patron derselben ist unstreitig der 
Magistrat von C^leiwitz. 

In Folge der starkei^ Zunahme der katholischen Stadtbevölke- 
ntng ist die Erbauung einer zweiten katholische Kirche nothwendig 
geworden. Unentschieden ist dai>ei zur Zeit noch, ob diese zweite 
Kirche Mittelpunkt einer neuen selbständigen Parochie oder Filia 
(Oapellania ezposita, Euratkaplanei) der bestehenden (Stadt-) 
Pfarrkirche werden wird. Fest steht dagegen schon jetzt, dass 
das Vermögen der (Stadt-) Pfarrkirche zur Erbauung der neuen 
Kirche nicht ausreicht, und dass der Magistrat zu Gleiwitz die 
Erbauung, Dotation oder Fundation der neuen Kirche aus städti- 
schen Mitteln freiwillig zu übernehmen nicht beabsichtigt, sondern 
höchstens einen seinem Ermessen ttberlassenen schenkungsweisen 
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Beitrag geben will, wahrend er gegen die Uebernahme des Fa*' 

tronats protestirt. 

In Folge dessen ist ^epfenwärtig streitifx freworden , ob der 
Magistrat zu Gleiwitz als Patron der (Stadt-) Piarrkircbe zur Ueber- 
nahme des Patronats auch über die neu zu erbauende Kirche 
Ton Rechtswegen Terpflichtet und demzufolge gehalten sei, 
die Patronatsbaulast bezüglich der zweiten Kirche zu übernehmen. 

Der Miitristrat zu Gleiwitz verneint diese Verpflichtung. Die 
königliche iiegierung zu Oppeln hat dieser Ansicht durch Reskript 
vom 17. September 1890 beigepflichtet, „da nach Lage der Recht» 
sprechung die Pflicht des Kirchenpatrons sich auf Erhaltung der 
bestehenden Kirchengebäude und auf Beitragsleistung zu einem 
Erweiterungsbau der alten Kirche beschränkt, sofern sich dieser 
nur als Anbau darstellt.* 

Das furstbischöf liehe General- Vikariatsamt zu Breslau und 
die nach seiner Anweisung handelnden Organe der katholischen 
(Stadt-) Pfarrkirche zu Gleiwitz stehen dagegen auf dem entg^en- 
gesetzten Standpunkt, indem sie eine Rechtspflicht des Ma- 
gistrats zur Uebernahme des Patronats der neuen Kirche be- 
haupten. 

Zu dem gleichen Resultate gelangt ein Gutachten des Justiz- 
raths Huck zu Gleiwitz vom 28. März 1891. 

Das Reskript der kdniglichen Etegierung zu Oppeln hat bei 
der Begründung seiner Ansicht « durch die Lage der Recht- 
sprechung^ ersichtlich die beiden Erkenntnisse des Reichsgerichts 
TOm 2. Februar 1880 (Entscheidungen Bd. 15 S. 168 ff.) und 
TOm 6. December 1886 (Entscheidungen Bd. 17 S. 153 ff.) im 
Auge. 

Die Vertreter der entgegengesetzten Ansicht erklären diese 
Entscheidungen hier ftlr unpräjudicirltch, weil das erstere Er- 

kenntniss auf gemeinem Recht beruhe, das letztere einen nicht 
in Frage stehenden Fall behandle, jedenfalls aber sowohl das zur 
Anwendung gelangende Edictum de gravaminibus, als das A. L.R. 
die unbedingte Verpflichtung des Patrons zu Neu- und Erwei- 
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tenrngfibauten der Kirohe anBBprechen und es keinen Ünterichied 
mache, ob dieser Neubau an der Patronatskirche selbst oder 
durch Errichtung' einer zweiten Kirche ▼orgenommen werde. Alles 

dies, — 80 führt namentlicli das Gutachten des Jiistizraths iluck 
aus — sei in den Erkenntnissen des Ober-Tribunais vom 8 Mürz 
1861 (Striethorsfc'e ArchiY Bd. 41 S. 23) und vom 5. Februar 
1B64 (Entscheidungen Bd. 52 S. 261), sowie nicht minder in den 
ürtheilen des Oberlandesgerichts zu Naumburg vom 27. April 1887 
und des Reichsgerichts vom 19. März 1888 (abgedruckt in Vering's 
Archiv für katholisches Kircheiirecht Bd. 60 S. 120 fF.) anerkannt, 
aucl) von ICoch in seinem Kommentar zum Allgemeinen Land- 
recht angenommen. 

Unter den obwaltenden ümsfftnden ist eine Prüfung der 
Rechtslage auf wissenschaftlicher Grundlage geboten, da hierdurch 
allein sich ein genügender Massstab für die Beurtheilung der ent- 
scheidenden Rechtsfragen gewinnen lässt. 

» 

S 2, 

Fragestellung und Gang der Untersuchung. 

Nach dem gegebenen Thatbestande ist die zu beantwortende 
IfVage dahin zu fixiren: 

Erwirbt der Patron bei nothwendiger Errichtung einer 
zweiten Kirche innerhalb der Patronats-Parochie von 
Rechtswegen das Patronatrecht der neuen Kirche, 

a) wenn dieselbe Mittelpunkt einer selbständigen neuen 
Parochie, 

b) wenn sie Filia (Capellania exposita, Kuratkaplanei im 
technischen Sinne) der ursprünglichen Patronatskirche 
wird? 

Voraussetzung der Fragestellung ist, dass die neue Kirche 

aus dem Vermögen des Patrons weder fundirt, noch dotirt oder 
erbaut wird. 
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B*i dieser Sacbkge enohOpft die gwtollle Frage des 
gebenen Tbtttbeetand. 

Präiudicirlicli für ihre Beantwortung ist die Fefltstellung der 
Beziehungen des Patrons zu der Patron atspürochie d. h. die Er- 
örterung der Frage: Ob das Patronatrecht territorialer Natur sei. 
Bei negaliiTer Beantworkiiig wird zugleich positiv das Objekt des 
Patronatreebte zu ermittelii seift. 

Diesen IirOHeraiigeii ist der erste AbsebnHt su ii^idiueii. 

Nacb Erledigung dieser Vorfrage können im zweiten Ab- 
schnitt die Patronatsrccfats Verhältnisse und insbesondere die Pa- 
tronatsbaiilast bei Theilung der Patronatsparochie dargelegt werden, 
während der dritte Abschnitt dieselben Rechtsverhältnisse für den 
Fall deif Begründüng einer Filialkirehe erCrtert. Aus alledem 
ergiebt sich alsdann die Beantwortung der gestellten Frage. 

Zu erwägen bleibt mir noch, welches Gesetzsystem den der- 
artig gegliederten Erörterungen zu ürunde zu legen ist. — Hier- 
bei erscheint es als wissenschaftlich allein gerechtfertigt, von den 
Bestimmungen des gemeinen kanonischen Rechtes auszugehen, 
da dieses «fiberall zur Anwendung zu gelangen hat« wo ab- 
weichende partikularrechtliche Normen fehlen" (vgl. iilntschei- 
dungen des Reichsgerichts in Civilsachen Bd. 15 S. 171 Abs. 2), 
dasselbe aber namentlich für das richtige Verständniss der histo- 
risch auf seiner Grundlage erwachsenen Partikulargesetze von aus-« 
schlaggebender Bedeutung ist 

Als solche Partikulargesetze kommen im gegebenen Fall, 
■weil Gleiwit« im Rechtsgebiete des preussischen Allgemeinen 
Landrechts belegen ist, dieses und da letzteres in den §§ 710, 
711 11, 11 in erster Linie auf «Vertrüge, Erkenntnisse, Gewohn- 
heiten und Provinz! algesetze** verweist, das in Schlesien als 
Provinzialgesetz geltende Bdietum de Gravaminibus vom 
8. August 1750 (gedruckt in Korn's schlesischer Edikten-Samm- 
lung Bd. 5, S. 421 flp. , hier citirt nach dem vom König voll- 
zogenen Mundum in Lehmanns: ^Der Staat und die katholische 

Kirche in Preus^en" Theil III S. 280 f£.) in Betracht. Da das 
DtnXKbß Zettochr. L Kinlmireoht, III. 1. 3 
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Edictum de graTaminibaB lediglich eine Modifikation des gemeinen 
Rechts in einzelnen Punkten darstellt, genügt es, dieselben an- 
hangsweise TU erörtern. 

Darriarli zerfällt die Gesammtuntersuchung m zwei Theile: 
Gemeines Recht nebst Anhang: Edictum de gravaminibus und 
Allgemeines Landrecht — deren jeder sich in die oben ange- 
gebenen Abschnitte gliedert. Im IL Theil wird zugleich die bis-i 
berige Rechtsprechung einer eingehenden Beleuchtung zu unter* 
ziehen sein. 

L Theil. 

Gemeines £.eclit und provinzi&Lrechtliolie Modiflkationen. 

L Abschnitt. 
Ist das Patronatrecht territarialer Natur t 

a) Nach den allgemeinen Vorschriften des kanonischen Rechts. 

Das Wesen des Patronats steht im heutigen gemeinen Kirchen- 
recht unbestritten fest. (Vgl. statt aller anderen: Uinschius. 
K.R. Bd. ITT, S. 6.) Die besonderen Eechtsgründe, welche allein 
die Entstehung des Patronatrechts gemeinhin herbeizuführen ge- 
eignet sind, ergeben sich mit voller Deutlichkeit aus c, 12 Goncil. 
Trident. Sess. XIV de Reform, (ed. Richter-Schulte p. 98): 
„Nemo, etiam cuiusvis dignitatis ecclesiasticae vel saecuiaris, 
quacunque ratione, nisi eccleaiam, beneiicium aut capellam de 
nOYO fundaverit et construxerit seu jam erectam, quae tarnen sine 
sufficienti dote fuerit, de suis propriis et patrimonialibns bonis 
competenter dotaverit, jus patronatus impetrare aut obiinere possit 
aut debeat." 

Daneben kommt nur noch die ihren Erfordernissen nach in 
c. 9. Goncil Trident. Sess. XXV de Reform, (ed. Richter-Schulte 
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S. 499) Q'äher bestiminte „unvordenkliclie Veijahrang* als Eon- 
stitutivakt des Patronats in Betracht. 

Sonstige Gründe, welche die Entstellung des Pationats her- 
beiführen, sind in den das Patrouat behandelnden Quelien des 
gemeinen Kirchenrecbts nicht aufgeführt. 

In dem hier zur Entscheidung stehenden FaU ist aber nach 
dem Thatbestande Fundation, Dotation oder Erbauung der neuen 
Kirche seitens des Magistrats ausdrücklich ausgeschlossen, während 
von einer unvordenklichen Verjährung selbstverständlich nicht die 
Rede sein kann. 

Ea kann daher nur noch in Frage kommen, ob der Umstand, 
dass die Erbauung der neuen Kirche innerhalb der ursprüng- 
lichen Patronatsparochie erfolgt, eine Ausdehnung des Patronats 
der ursprüngliclien Kirche auch auf die neue Kirche zur Folge 
hat. Diese Folgerung würde voraussetzen, dass das Patronatreeht, 
welches an der ursprünglichen Pfarrkirche besteht, sich auf die 
zu derselben gehörige Parochie erstreckt, dass dasselbe mithin 
ein Recht territorialer Natur sei. 

In der That ist diese Behauptung neuerdings aufgestellt und 
unter gewissen V^oraussetzungen nameiillich \i.m Mejer in Dove's 
Zeitschrift für K.R. Bd. 14 S. 245 ff. — vgl. auch Entschei- 
dungen des Reichsgerichts Bd. 15 S. 170 — vertheidigt worden. 

Die Argumentation der Vertreter dieser Ansicht ist in der 
Entscheidung des Reichsgerichts vom 2. Februar 1886 (Entach. 
Bd. 15 S. 170) eingehend dargelegt. Sie läuft darauf hinaus, 
dass der wesentliche Inhalt des Patronats — das Präsent ations- 
recht — dem Patron der l^arochialkirche anerkannter Weise das 
Recht gebe, den Pfarrer für die ganze Parochie zu ernennen. 
Bei Errichtung einer Filialkirche würde dies Recht aber beschränkt 
werden, falls man nicht dem Patron der Mutterkirche ohne Wei- 
teres auch das f^rilsentationsrecht bezüglich der Filialkirche und 
deren Parochie gewähre, woraus sich dann von selbst die Aus- 
dehnung des Patronatrechts auf die letztere Kirche ergebe. 

Abgesehen davon, dass diese Argumentation sofort im Stich 
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Itot^ falls man annimmt, ea werde ohne Theilang der Paroelue 
nur eine Gapellania expoaita (Filialkirche im engeren Sinne) er- 
richtet, — da alsdann der Patron den Pfarrer der Mutterkirche 
nach wie vor für die ganze Parochie priisentirt und der letztere 
nur mit Konkurrenz des Bischofs seinerseits den i'apellanus er- 
nennt und exponirt ^ iat dieselbe auch deshalb unriehttg, weil 
sie ein Recht des Patrone auf Fri&sentation für die ganxe Päroohie 
annimmt und damit einen priyalsreehtliohen Charakter des Patrottats 
konstruirt. der zwar in karolingischer Zeit uiui bin zum 11. Jahr- 
hiiiidert bestand, der aber, seitdem Papst Alexander HI. in 
c 3 X. de lud. (2,1) den Satz ausgesprochen hat: «Causa juris 
patronatus ita cam*ttneta est et conneta spiritualiiMs cansis, qnod 
nonnisi ecclesiastico judicio yaleat definiri* vollkommen yerlofen 
gegangen ist. Bas Patronatreoht ist rieimehr seitdem eine öffent- 
lich rechtliche Institution j?eworden; sein Inhalt bezieht sich auf 
die PfrUude (benehcium), nicht auf den territorialen Umfang 
der Pfarrei, der allein dem pfiichtmiesigen Srmeesen der geist** 
liehen Obern (und des Staats — nach modernem Beehte 
untersteh! 

Einer ausftihrlicheren Hegründung bedarf die»e geschichtliche 
Entwickelung an dieser Stelle nicht; zumal sie in der Wissen- 
schaft allgemein als zutreffend angenommen (vgl. die von dem 
Beichsgericht eitirten Schriftsteller, denen noch hinzuaufügen sein 
dürften: Phillip's K.R. Bd. 7 S. 645 ff., Walter K.R. 13. Auflage 
§§ 234, 235, S. 507 ff.) und von dem Reichsgericht a. a. 0. 
S. 171 a. E. und 172 S. nachdrücklich adoptirt ist. 

Aus allgemeinen Vorschriften des kanonischen Rechts lässt 
sich sonach ein zutreffendes Argument fttr eine territoriale Natur 
des Patronatreoht» nicht ableiten. 

§ 4. 

b) Nacli c. 3 X. dB eecles. aedlflc. (3, 48). 

In neuerer Zeit ist von einzelnen Kirchenrechtsschi iftstellern 
(?gl. die — Übrigens theilweise nieht zutreffende — Aufsählung 
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vo» Mejar, Zeitschrift für K.R. Bd. 14 S. 2r,3 ff.) die Ansicht ver- 
k^iiWl wordeili das« in einer üntecbeidung dM Papstes Alexander IE. 
dem Mutterkurchenpatron das Prüsentationareoht für eine nen- 
erbaute Filiallrirohe (im weiteren Sinne) in Gemeinschaft mit dem 

Mutterkirchenpiarrer für den Fall zugeßprochen werde, dass 
weder ir^atron noch Mutterkirdie zum Bau der Fiüa etwa« bei- 
getragen haben. 

WSre diese Ansicht zutreffend, so wflrde den anerkannten 
Erwerbstiteln des Patronats (Fundation, Dotation, Erbauung, un- 
vordenkliche Verjährung) ein weiterer (Theiluag einer l'arochie) 
hinzutreten. 

Die in Bezug genommene Entscheidung ist das c. 8 X. de 
aedifie, eceles. (8, 48). Dasselbe lautet (nach der Ausgabe des 
Corp. jur. canon. von Fried berg Vol. II. Sp. 652 f.): 

„Alexander m. Eiboracensi Arohiepiscopo. Ad audientiam 

nostram noveris pervenisse, quod villa, quae dicitur H., tantum 
perhibetur »b ecclesia parochiali distare, ut (in) tempore hiemali, 
quum pluYiae inundant, non poseint parochiani sine magna dif- 
ficnltate ipsam adire, unde non Talent congruo tempore ecclesia- 
sticis offidis interesse. Quia igitnr diota ecclesia ita dicitur (in) 
reditibus abundare, quod praeter illius villae proventus minister 
iUius convetjienter valeat sustentatioiiem habere (frateriiitati tuae 
per apostolica scripta), mandamus, quateuus, si res ita se liabet, 
ecclesiam ibi aedifioes, et in ea sacerdotem, sublato appeilationis 
obstaculo, ad praesentationem rectoris ecclesiae majoris 
cum canonico fnndatoris assensu instituas, ad sustentationem 
su;mi eiusdeui viiiae obventiones ecclesiasticas percepturum , pro- 
videns tarnen, ut competens in ea honor pro facuitate loci ecclesiae 
matrici serretur, quod quidem fieri posse videtur, ^uum eiusdem 
villae dominus viginti acras terrae irugiferae velit ad usus sacer- 
dotis conferre. 8i yero persona matricis ecclesiae virum idoneum 

') Es &t dabM in Betracht zu ziehan» dam die Mutterkinhe nach 
c. 25 X. de jure patron. i^, unstreitig bei Dotation einer Tofliterkirche 
aoB ihren Einkünften das «geisÜicke Patrouat" an letzterer erlangt. 
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praesentare distulerit, tu niiüiominus facias idem opus ad per- 
fectionem deduci et ?irum bonum appellationis cessante difiugio 
instituere non omittas.* 

Die Auslegung dieser Stelle ist eine sehr bestrittene. 

Die Ansichten der mittelalterlichen Kanonisten giebt Fuguani 
in seinen Commentaria in V libros Decretal. ad c. 3 cit. §§ 35, 
39 (edit: Coloniae Agripp. 1681 fol. Vol. lU. p. 361) folgender- 
xnassen wieder: 

«... si noTa Ecdesia fuerit dotata ex reditibus ad matricem 
Ecclesiam pertinentibus, planum erit, jus praesentandi Sacerdotem 
pertinere ad Rectoreni matricis Ecclesiae, ut probat haec littera 
(sc. c. 3 cit.) ibi: „ad praesentationem Rectoris Ecclesiae majoris". 
Sed nihilominus etiam fundator Ecclesiae novitor aediUcatae habebit 
jus patronatus, ut hic concludunt Glossa 3 (ad. c. 8 cit.) in fine; 
Innocentius Terb. Fundateris, Abbas antiquus num. 1., Hostiensls 
num. 3 in verbo: Fundatoris; Butr. num. 5; Cardinal, num. 4 
in 1. oppofit. ; Anchar. in 4 notab. et Abbas uum. 9, qui te- 
statur ^) hanc opinionem conmiuniter teneri. Atque ita secundum 



Ueber die Glosse vgl* riditig Silbernagl im ArchiY filr kathol. 
Kirobenrecht Bd. 44 8. 9$, ivährend Mejer a. a. 0. S. 252 dieselbe im- 

richtig versteht. (Der Text derselben ist abgedruckt bei Bicbter-DoTe- 
Kahl, Kirchenreeht § 179 Note 24, 8. Auflage S. 621.) 

') Zur Orientirung über die hier citirten ScbriftÄteller und deren Werke 
sei foltrpndes bemerkt (die Angaben sind entnomnifn ans Schulte, Ge- 
schichte d'T Quellen und der Literatur des kanonischen Rechts Bd. II) : 

1. luiiocentius (— Sinihaldas Flii«cufl). als Pa})«! Innoc. IV. 1243 
bis 1254; hier ist citirt sein apparatus ad \. libr. Decretal. — (Schulte 
a. a. O. S. 91 IT.); 

2. Abbas antiquas, ein dem Namen nach unbekannter Bechtslebrer, 
der in Bologna um die Mitte des 18. Jahrhunderts whte; hi^ ist 
citirt Lectora s. appar. ad Beeret. Qr^. IX. (Schulte 8. 180 ff.); 

3. Hostiensis =■ Henricus de Segusia, Prof. in Paris, später Kardinal 
von Ostia (daher H.) ; hier ist dtirt seine Lectura in Beeret Greg. IX. 
(Schulte S. 12:^ ff.); 

4. Joannes Andreae (fons et tuba juris, p^estorben 1S48), Prof. in 
Bologna; hier ist citirt die Novella in Decret. Greg. iX. (Leben und 
Werke cf. Schulte S. 205 ff.); 
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eos duo eruut patroni ecclesiae parochialis uoviter erectae, vide- 
licet Eccleida ma^knx ez causa dotationis, quia ex proprÜB boms 
eam dotavit, et fundator ex causa fuudaftionü, si tantummodo fundum 
dedit, et ex causa fundationis et dotationis si simul dedit fundum et 

dotis residuum, prout fecit in casu hujus decretalis dominus villae, 
-qui pro dotis re.siduo dedit viginti acra^ terrae frugit'erae . . .* 

§ 39. „Verum si Ecclesia inatrix ex propriis redditibus nihil 
contulerit, ambigui juris est, an acquirat jus patronatus ficclesiae 
in sua parochia aedificatae. Innoc. in cap. «Cum Tenerabilis* 
(titul: de except.) sensit majorem ecdesiam acquirere jus patro- 
.natus indistincte et eum isequitur Joann. Andreae in cap, 1 de 
capeli. Monach. iii Yl^^ Sed oppositum coucludit Abbas hic (ad. 
c. 3 cit.) num 9; quia nuUua alius teztus praeter hunc reperitur 
in jure, qui tractet de bac materia. Unde in boc tantum fundari 
potest opinio doctorum. Sed hic textus hoc non probat- simpli- 
citer, quia loquitur in eo tantum casu, in quo Ecclesia matrix 
ex propriis redditibus aliquid contulit pro erectione novae pa- 
rochiae. Ergo si nihil contulerit^ non efficitur patrona, cum hoc 
nullo modo probetur; imo contrarium yidetur probari argument. 
c. prox supra eod. (sc. titul.), ubi agitur de Ecclesia constracta 
in alterius parocbia et tarnen non reserratur patronatus antiquae 
Ecclesiae, quae de suo nihil contulit. Accedit, quod patronatus 
non acquiritur, nisi ex fundatioue vel constructione aut dotatione, 
ut notat Glossa in cap. Piae mentis IG quaest 7 (sc. Decreti) 
et est receptisBima omnium eonclusio. Sed ex constructione Ec- 
clesiae infra limites parochiae, duntaxat ecclesia Matrix non dat 
fundum, quia loci proprietatem non habet nec sumtus ad con- 

5. Ueber AntoniuB de Butrio vgl Schulte p. 289 ff.; Uber Car- 
dinalis = Qoffredtts de Trano, Schulte p. 58 f.; Über An- 
eharanui cfr. Schulte p. 278 ff.; 

6. Abbas (im Qegensats zvcm Abbas autiquus auch modernus, Siculus, 
Panormitanus genannt) = Nicolaus de Tudeschis, Prof., später Erz* 
biächof von Palermo (gestorben 1458). Das hier citirte Werk ist 
Lectura in decretales. (Ueber Leben und Werke vgl. Schulte 
p. 312 ff.) 
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struciiunem nec dotera ponit. Ergo patrouatüm non acquirit. 
Opißio Abbatii vera e«t eamque probavit olim S. Congregaüo 
GoB0Üii: dftolmTit anim rnfttneem Ecoleaiam non acquirm jus 
palaropaius in Eodesia fimdata intra suot limitM, mai de mio 
aliqnid eontolerit . . .* 

Aus diesf^r Darlegung geht hervor, dasa die Kanonisten der 
lUteren Zeit darüber einig waren, dass in dem Falle des c. 3 cit. 
sowohl die Mutterkirche als der Dominus villae die neue Kirche 
dotiri; hatten, dass mithin das dem Rektor der. Mutterkirche und 
dem als fundator beaeiohneten Dominus villae zugesprochene ge" 
meinsame Patronatrecht über die neue Kirche lediglich auf den 
titulus dotationis zurückzuführen sei. 

Auch Just. H. Böhmer war derselben Ansicht (cf. Jus 
paroch. III, 3 g 9 a. £. \ Jus eecl. Prot. lU, 5 § 208, womit Jus 
ecel. P. III, d8 g 88 durchaus nicht in Widerspruch steht, wie 
Mejer a. a. 0. S. 258 a. E. und 8. 254 annimmt). 

Die in neuerer Zeit au fgres teilten Meinungen sind von dem 
Reichsgericht in der bereits mehrerwühnten Entscheidung vom 
2. Februar 1886 (Bd. 15 S. 173) so zutreffend charakterisirt, dass 
darauf lediglich Bezug genommen werden kann. Das Reichs- 
gerieht entscheidet sieh selbst für die in der neueren Wissenschaft 
▼on Richter-Dove-Kahl K.R. § 179 Xote 24, 8. Aufl. 620 f 
und Silbernagl im Archiv f. kath. K.R. Bd. 44 S. 94 vertretene 
Ansicht, weiche unter dem fundator den Gutsherrn der abge- 
zweigten Villa Yersteht. Dieser Meinui^^ wird auch diesseits voll 
beigetreten, nnd ebenso dem weiteren Ausspruch des Reichs- 
gerichts, «dass aus dem Inhalte von c. B keineswegs klar ersicht- 
lich sei, dass die Kirche, von welcher ein Theil behufs Errichtung 
einer neuen Kirche abgezweigt wurde, einen Patron gehabt hat.* 

Nach alledem kann in der angeführten Stelle die gesetzliche 
Begründung eines besonderen Erwerbstitels des Patr<mat8 (Thei- 
lung einer Patronatspfarre) nicht erblickt werden, womit sich zu- 
gleich alle hieraus für eine territoriale Natur des Patronatrechts 
gezogenen Folgerungen erledigen. 
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II. Absclinitt. 

Bsehtsreriiftltnisse bei TbeUimg efnor Patronatsparoelile. 

§ 5. 

a) In Allgemeineii. 

Die katholisclie Eircbe kennt in jeder Parochie nur ein6a 
Pfarrer und eine Pfarrkirche. Eine Parocbialveränderung kann 
sieb daher nur durch eine Aenderung der Greneen des Pfarr- 
bezirks vollziehen (vgl. Entscheidung des Oberverwaliungsgerichi» 

tom 14. Noveraber 1885, Entscheid. Bd. XII, S. 184). 

Die eine Theilung der Parochie reclitfertigenden Gründe er- 
geben sich aus der bereits eitarten Hauptstelle für die in Rede 
stehende Lehre, dem c. 8 X, 8, 48: a) weite Entfernung, b) er- 
schwerter Zugang der Parochianen zur Parochialkirche. 

l)affef!fen wird wenigstens in der Theorie das Anwachsen 
der Bevölkerung der Parochie nicht als ein genügender Grund 
der Theilung der Parochie angesehen (vgl. darüber die aus- 
föhrliche Darstellung bei Hinschius, K.B,, Bd. U, S. 403); viel- 
mehr wird theoretisch in solchem Falle nur die Annahme von 
Eaplitoen, mithin die BegrOndung einer nicht als besonderes 
Rechtssubjekt angesehenen Capellania exposita für nothwendig 
und ausreichend erklärt (vgl. namentlich Fagnani ad c. 3 X, 3, 48 
Kr. 24 Edit. citata Vol. III, p. 360, der sich dabei auf ConciL 
Trident. Sessio 21 Can. 4 stützt vgl. den Wortlaut unten | 7). 
Indessen kann die Erörterung dieser Frage hier auf sieh beruhen 
bleiben. Wesentlich ist dagegen, dass, wenn die Durchführung 
einer Parochialtheilung von dem diesbezüglich allein zusttündigen 
Bischof beschlossen wird, an Stelle eines selbständigen Kechts- 
subjekts zwei entstehen, die fortan eine vollständig von einander 
getrennte üzirtenz f&faren. 

Koiihwendig ist dabei für die neue Parochie die Errichtnng 
einer neuen Pt irrkirche. Diese Kirche der neuen Parochie steht 
mit der ursprünglichen Mutterkirche an sich in gar keiner Ver* 
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bindung. Nur in dem Falle, dass die iirsprüngliclie Parocbialkirche 
aus ihren Einkünften zur Dotation, Kuudation oder Erbauung der 
neuen Kirche etwas beigetragen hat, erlangt sie, wie jeder Dritte 
in gleichem Falle, den Patronat der neuen Kirche. Aus c. 3 
X, 3, 48 l&ast sich eine gegentheilige Meinung nicht ableiten und 
die nach dieser Richtuiijj hervorn'etretenen Stimmen in der Lite- 
ratur sind von der herrsilienden Ansicht mit Recht verworfen, 
wie dies oben in § 4 des Näheren dargelegt worden ist. 

Nimmt man aber an, dass mit der Durchführung der Thei- 
lung und der Konstituirung der neuen Parochie jede Rechts- 
beziehung zu der Mutterparochie an sich aufhört, so erscheint 
es auch unmöglich, eine Rechtsbe/iehung des Patrons der Muttej - 
kirche zu der Kirche der neuen Parochie zu konstruiren. (So 
auch Uinschius, K.E. Bd. 11, S. 408; Michels Quaest. Controv. 
de jure patron. p. 36 ff.; Richter-Doye-Kahl, K.R. § 179 
Note 24, 8. Aufl., S. 620). 

Diese aus dem Wesen der Parochiaitheilung abgeleitete 
Rechtsanschauung %vird wesentlich durch die aus dem Wesen des 
Patron atrechts gewonnene unterstützt. Wie im i. Abschnitt ein- 
gehend gezeigt worden ist, ist das Patronatrecht nicht territorialer 
Natur, bezieht sich nicht auf den Umfang der Parochie, sondern 
auf die Pfründe. Die PfrOnde ist aber khrchlich ein genau in- 
dividualisirter Betrriff (vgl. Hinschius, K.R. Bd. 11, S. 3G6 
sowie über die historische Entwickelung Gross, Das Recht an der 
Pfründe. Graz 1887). Die Pfründe des Parochialpfarrers findet 
ihren Mittelpunkt in «der*^ Parocbialkirche, die deswegen auch 
-den Mittelpunkt der Beziehungen des Patrons ausmacht. , Diese* 
Kirche kann als wesentUehes Objekt des Patronabreehts bezeidinet 
werden. 

Damit steht auch die historische Entwickelung im Einklänge. 
Die zur Begründung des Patronatrechts allein geeigneten Titel 
(abgesehen von der unTordenklichen Verjährung, die nicht in Be- 
tracht kommen kann): Fundatio, Dotatio und Aedificatio be- 
zogen sich naturgemäss immer nur auf die eine Kirche, mit 
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Bezug auf welche sie yorgenommen wurden; an dieser Kirche 
und über sie entstand das Patronat (so auch Richter-Dove- 
Kahl a. a. 0. S. 620). 

Ob diese Kirche eine Parochialkirche wurde oder ob sie eine 

andere Eigenschaft erlangte, konnte sich erst später entscheiden 
und stand die Eiit5?chpidung jedenfalls mit den die Begründung 
des Paironatrechtä herbeiführenden Thatsachen in keinem inneren 
Zusammenhange. 

Es kann diese sich nachträglich erst entscheidende rechtliche 
Qualifikation der Kirche also auch keinen Einfluss auf den bereits 
begründeten Patronat Üben. Setzt man beispielsweise den Fall, 
dass ein Laie vollständig aus eigenen Mitteln eine Kirche inner- 
halb einer Patronatsparochie erbaut und dotirt hat. Erst nach 
der Fertigstellung entschliesst sich die kirchliche Behörde, diese 
ihr angebotene Kirche zum Mittelpunkt einer eigenen Parochie 
zu machen. Sollte nunmehr der Gründer der Kirche, der einen 
Rechtsanspruch auf Gewahrun^^ cles Fatronats hat, dem Patron der 
Parochialkirche, der zu dieser neuen Kirche nichts beigesteuert 
hat, ein Kompolaronat einräumen müssen? 

Eine solche Einräumung ist nirgends in den Quellen erwähnt, 
(da e. 8 X. 3, 48 diesen Fall nicht behandelt) und widerspricht 
wie gezeigt, der Natur der Sache. 

§ ö. 

b) Umfang und Gestaltung der Patronatsbaulast. 

In dem hier zur Entscheidung stehenden Falle gehen das 
bischöfliche GenendTikariatsamt und das Gutachten des Justiz- 
raths Huck von einem anderen (ledankengange ans, der aller- 
dings wesentlich auf der partikulairechtiich unbedingt uormirten 
Baulast des Patrons beruht, der aber principiell schon hier näher 
untersncht werden muss. Dieselben argumentiren folgendermassen: 
Ba der Patron zur Unterhaltung der Kirchengebäude in dem durch 
die Bedürfnisse der Parochie gegebenen Umfauge \ erpilichtet sei, 
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so müsse er auch zu den Kosten der nothwendigen Erweiterungs- 
bauten au der Kirche, falls solche durch ein Anwachsen der Be- 
▼ölkenmg nötiiig würden, beitragen. Es aei aber kein Unter* 
schied darin zu erkennen^ ob ein solcher Erweiterungsbau ao der 
ursprfinglicben Eircbe selbst oder aus tecbniscben Gründen ge- 
sondert, fils besondere Kirche ausgeführt werde. Gemeinrechtlich 
ist nun zwar streitig, ob der Patron als solcher oder nur, wenn 
er Einkünfte von der baubedürftigen Kirche hat, haupflichtig sei 
(vgl. hierober: Permaneder, Die kirchliche Baulast § 16 
(1. Ausg.) S. 30 und Riehter-Dove^Kahl § 819, 8. Aufl., 
S. 1352), Die Entscheidung dieser Streitfrage, die wesentlich 
von der Auslegung des c. 7. Concilii Tridentini Sess. XXI de ref. 
abhängt, kann indessen hier dahingestellt bleiben, da es im vor- 
liegenden l'aUe nur darauf ankommt, den Umfang der patrona- 
tischen Baulast, falls dieselbe begründet ist^ festsustellen. 

In dieser Beziehung ist sunftchst ansuerkennen, dass die Baulast- 
Verpflichtung eine öfFentlich-rechtliche Pflicht ist, die dazu dienen 
Süll, die kirciiiiche Anstalt baulich derart im Stande zu erhalten, 
dass dieselbe den jeweiligen kirchlichen Bedürfnissen voll zu ge- 
nügen in der Lage ist. Dass diese kirchlichen Bedür&isse je 
nach Zeit und Ort verschiedene sind, ist klar und deshalb ist 
der Umfang der kirchlichen Baulast kein stabiler, sondern be» 
stimmt sich je nach dem Mass der zur Zeit des Baufalls vor- 
handenen kirchlichen Bedürfnisse (vgl. Hinschius, Preuss. K.K. 
S, 410). 

Aus diesen Gesichtspunkten heraus ist die gemeinrechtlich 
herrschende Ansicht erwachsen, dass die Baulast sich auch auf 

die nothwendig werdenden Erweiterungsbauten erstrecke und 
namentlicli auf solche, welche durch Vermehrung der Bevölkerung 
nothwendig werden (vgl. die zahlreichen bei llinschius, Preuss. 
KB. Anm. 100 su 713, 714 II, 11 A. L.R. S. 410 angeführten 
gemeinrechtlichen Schriftsteller und Entscheidungen). 

Aber die Baulast des Patrons ist ihrem Umfange nach begrenzt 
durch das Wesen des Patronatrechis. Das letztere bezieht sich, 
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wie im J 5 des Näheren dargelegt isb, auf die Patronatekirclie 
md findet in dieser ihre Grensen. Ist ein Erweiterungsbau durch 

das Anwachsen der Parochianen geboten, so ist der Patron so* 
weit beitragspflichtige als es technisch möglich ist, die Kirche, 
mit der sein Patronatrecht untrennbar rerbunden ist, zu erweitem 
oder als die alte Kirche überhaupt denrt baufdUig ist, dass ihre 
weitere Benutzung unmöglich und ein TdUiger Neubau noth* 
wendig wird. In letzterem Falle tritt die neue Kirche rechtlich 
an die Stelle der alten, deren etwaiger Erlös dej?haib auch von 
den Kosten des Neubaus in Abzug gebracht werden muss. 

Darüber hinaus ist aber eine Beitragspflicht nicht anzu- 
erkennen. 

Wenn also die kirchlichen Behörden eine Theflung der Pa- 

rochie und damit zugleich den Neubau einer Kirche anordnen 
und durchtüliren, weil die Einwohnerzahl der Urparochie derart 
gewachsen ist, dass jede Erweiterung der Urkirche nicht ausreichen 
wttrde, um das BedUrfhiss zu befriedigen, so kann dem Patron 
ein Baubeitrag fttr die zweite Kirche nicht zugemuthet werden, 
weil seine IJnterhaltungspflicht sich nur auf eine Kirche erstreckt. 
In gleicher Linie damit steht:, der zweite Fall, dass die Erweiterung 
der Kirche dem Bedürfniss der Parochianen entsprechend zwar 
technisch möglich wäre, aber die kirchliche Behörde aus anderen 
Beweggründen die Theilung der Parochie und die Erbauung einer 
neuen Kirche anordnet. Auch in diesem Falle hat der Patron 
keine Beitraj^spflicht zu der Krbaimng der zweiten Kirche, da 
der Entschliiss der kirchlichen Behörde in keiner Weise die Baulast 
des Patrons verändern kann. 

Bei Begründung der hier entwickelten Ansicht, dass der bau- 
pflichtige Patron einer Parochialkirche bei Theilung der Parochie 
die Baulast der abgezweigten neuen Kirche nicht zu Obemehmen 
habe, ist abf«ichtlich nicht Bezug genommen auf die Entscheidung 
des Obertribunaia ?om »J. Juni 1804 (Entsch. Bd. 52, S. 277 ff.). 

Allerdings spricht diese Entscheidung |>rincipiell denselben 
Grundsatz bezflglich der westphSlischen Decimatores majores aus 
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und es ist nicht xu yerkexmen, dass letztere nach c. 7 Coneil. 
Trid. Sess. XKU de reform.. mit dem baupflichtigen Patron des 
gemeinen Rechts wesentlich auf gleiche Stnfe zu stellen sind. 

Aber die gedacLtt Entscheidung ist lediglich eine Folgerung der 
früheren Entscheidung des Obertribunals vom 29. Janu;ir 1858 
(Entsch. Bd. 37, S. 304), in welcher ausgeführt ist, dass die ßau- 
last des Zehntherm auf Grund partikularrechtlicher Vorsehrifben 
(der Kölner Sjnodalstatuten und der Clementina) auf einen wegen 
vermehrter Bevölkerung nothwendigen Erweiterungsbau der Kirche 
sich nicht beziehe. 

Diese letzter© Annahme trifft, wie oben dargelegt ist, be- 
züglich des Patrons nach gemeinem Becht nicht zu, da derartige 
Beschrankungen der Baulast an sich hegrifPlich nicht geboten und 
durch gemeinrechtlich gültige ausdrückliche Oesetzesbestunmungen 
nirgends vorgeschrieben sind, 

III. Abschnitt. 

BeehtsTcrliältnisse bei Errfchtmig einer FOtalkirdbe 

(Capellania exposita). 

§ 7- 

Das Konzil von Trident traf in c. 4 Sess. XXL de Refor- 
mai folgende Bestimmungen (ed. Richter- Schulte p. 116 f): 

^Episcopi, etiam taniquam apostolicae sedis delegati, in Om- 
nibus ecclesiis parochiulibus vel baptisniabbus, in quibus populus 
ita numerosus sit, ut unus rector non possit suificere ecclesiasticis 
sacramentis ministrandis et cultui divino peragendo, cogant rec- 
tores, Tel alios, ad quos pertinet, sibi tot sacerdotes ad hoc mimus 
adjungere, quot sufficiant ad saöramenta exhibenda et cultum 
divinum celebrandum. In iia vero, in quibus ob locorum distan- 
tiam sive difficultatem parochiani sint- magno incommodo ad per- 
cipienda sacrameuta et divina oi'ticia audienda accedere non possunt. 
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noYEB parochias eiiam invitis rectoiibus juxta foimam constitU' 
tioDis Alexandri III., quae mcipit: „Ad- andientiam* constituere 

possint. Ulis aiitem sacerdotibuö, qui de novo erunt eoclefäiis 
noviter erectis praehciendi, coiupetens assiguetur portio arbitrio 
epificopi ex fructdbus ad ecclesiam matricem quandocunque per* 
tinentibuB et si necesse fuerit, compellere poMit popalum ea sub- 
miniatrare, quae snfficiant ad Titam dictotnm sacerdokim susten- 
taaidam ..." 

Dieser Bestimmung? hat das Institut der Hilfspriester (capel- 
lani) seine gemeinrechtliche Gültigkeit zu verdanken, nachdem 
dasselbe bereits Yorher in der mittelalterlichen Partikolargesets- 
gebung vielfach gesetzlich fixirt war (vgl. darttber Hinschius, 
E.a Bd. II, § 93, S. 318 ff ). 

Rechtlich ist der Hilfspriester vollständig von dem Parochial- 
pfarrer abhängig. Nur der letztere übt Parocliialreclite aus. Das 
Oberaufsichtärecht des Bischofs bringt hierbei (namentlich in Be- 
zug auf Anstellungsfahigkeit und Entlassung) einige Modifikationen 
herror, alterirt aber den Charakter absoluter persdnlicher Ab- 
hängigkeit des Hilfspriesters nicht (cf. Hinschius I. c). 

Dieser Charakter der persönlichen Abhängigkeit hindert iii 
keiner Weise, dass dem Hilfspriester ein eigenes beneticium zu- 
gewiesen wird, da der Begriff des beneficium an Parochialrechte 
nicht gebunden ist. 

Namentlich ist dies der Fall bei einer sogen. Gapellania 
exposita (Kuratkaplanei). 

Gemeinhin entsteht eine derartige Einrichtung dadurch, dass 
eine früher selbständige Parochialkirche einer anderen Parochial- 
kirche als Filialkirche unterworfen (unio per subjectionem) und 
in dem Unions-Instrumente der Filialkirche das officium und der 
tituluB beneficii vorbehalten wird^), so dass also der bisherige 
Pfarrer der Filia sich nunmehr in einen ständigen Hilfsgeist- 



0 Diese Einrichtung gründet sich auf c. 7. Conc. Trident Sesa. VIT. 
de refonn. 
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lieben verwandelt Derselbe erhält Semen Unterhalt «us den Ein- 
künften des Benefisiums, soweit dieselben zureichen. Auch der 
sonstige Zustand der FiHalldrche wird in keiner Weise yerSnderi 

(Vgl. über alles dies Hiuschius, Kirchenrecht Bd. Ii, b. 428 ff. 
S. 430, wogegen Michels, Quaestiones de jure patr. p. 25 sq. theü- 
weise unrichtige Anschauungen Tortrigt, die sich aber nur auf 
das Verhftltniss des Vikara zum Parochus besiehen.) 

Namentlich gilt dies yon einem an der nunmehrigen Filia 
bestehenden Patronatrecht ; nur muss naturgemäss das Präsentations- 
recht des Patrons in Bezug auf den bisherigen Pfarrer der Filia 
fortfallen, weil der Begriff des Vikars eine Präsentation nicht 
zulässt (Vgl. üinschius a. a. 0. Bd. II, S. 430 Note 4.) 

Insbesondere aber ist festzuhalten, dass die Baulast des ei* 
waigen Patrons der FiUa Oberhaupt keine Veränderung erfährt. 

Dasselbe iiWi aucli von dem Patron der nunmehrigen Mutter- 
kirche. Weder seine Rechte, noch seine Pflichten werden von 
der Inkorporation berührt. 

Die hier entwickelten Gnindsätse müssen in gana gleicher 
Weise mc Anwendung gelangen, wenn innerhalb einer Parochie 
eine Filialkirebe als Kuratkaplanei neu errichtet werden soU. 
Auch hier werden durch die Errichtung, wenn man davon aus- 
geht, dass der Inhalt des Patronatrechts nicht territorialer Natur 
ist, weder die Eechte, noch die Pflichten des Patrons der Parochial- 
kirche verändert, zumal der Patron als solcher zwar mit seinen 
Einwendungen angehört werden muss, aber durch seinen V^ider- 
spruch die Errichtung der Kuratkaplanei nicht hindern kann, 
du diese Errichtung lediglich von der Entschiiessung der geist- 
lichen übern abhängt. 

Hiernach hat der Patron der Mutterldrche zu dem Bau der 
Filialkirche (Kuratkaplanei) keinen Pationatsbeitrag zu leisten. 

Ebensowenig kann der Umstand, dass die wachsende Seelen* 
zahl der Parochie die Errichtung der Kuratkaplanei bedingt bat, 
hieran etwas ändern. Dies ist bereits früher mit Bezug auf 
die Theiiung der Parochie in g 6 ausführlich erörtert worden und 
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kann umsomehr darauf verwiesen werden, als es für den Umfang 
der Baulast des Patrone völlig irrelevant ist, ob eine Theilung 
der Psrochie oder nur die £nrichtuiig einer Euratkaplanei eintritt. 

Erw&hnt mag schlieeslich noch werden, dass mit dem hier 
gewonnenen Resultat die Praxis des (gemeinen) evangelisclien 
Kirchenrechts, wie dieselbe in zahlreichen Aeusserun^en kirchen- 
regimeiitiicher Behörden (ab^redruckt in Zeitschr. f. K.H. Bd. XVII. 
S. 350 f., Bd. XVIII. S. 210 ff.) bezeugt wird, — in Einklang 
steht. 

Anhang. 

§ 8. 

Das Eüictum de GraYamiulbus. 

Das Edictum de Gravaminibus Reglement, wie künftig die 
Gravaioina in geistlichen Sachen der in Schlesien subsistirenden 
Religionen abgemachet und entschieden werden sollen") ist auf 
Qrund Königlichen Befehls in Konferenzen zwischen dtm Gross- 
Kanzler Frhrm. Gocceji und demEtatsminister Grafen Münchow 
einerseits und dem Fürst-Bischof Schaffgotsch andererseits Anfang 
Juli 1750 vereinbart worden. Der Entwurf des Koncepts wurde 
auf Qrund dieser Konferenzen von dem Präsidenten der Ober- 
Amts -Reg. zu Breslau von Beneckendorf gefertigt und dem 
Bischof zur Eenntnissnahme zugestellt. — Demnächst Terlangte 
der Bischof mittelst Immediatschreibens vom 1. August 1750 
noch eine Reihe von Aenderungen, die durchweg in das dem 
König zur Vollziehung vorgelegte Mundum fuifgenommen wurden. 

Dergestalt wurde alsdann das Reglement am 8. August 1750 
Ton König Friedrich II. vollzogen und als Provinzialgesetz 
publicirt. ^) 

') Die Kn1fitf'hunf3fSf?esf:liicli('' tlfs Ho'^lornonts ist jftzt urlvuncnic-h dar- 
p*»lf'£^ in dem Werke Lehmauu's: PrciKssen und die kathol. I\irche seit 
]ti40, Theil III. (Publikationen aus den pieu«ä. Staatsarchiven ßd. 18), 
Leipzig 1882, S. 267, 269 tf. 278 ff. Das Reglement ist dort S. 280 ff. nach 
Detttsdie Z^«dir. f. ICireheiireeht, III. i. 4 
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Dasselbe bezweckt, wie sclioii aus dem Titel und noch mehr 
aus dem Inhalt hervorgeht, keine principielie Aenderung des 
geltenden Rechts, sondern lediglich Abstellung der casueli her- 
TOigetretenen Beschwerden der beiden grossen in Schlesien vor- 
handenen Religionsparteien. 

Die hier in Betracht konmienden Bestimmungen desselben 
lauten : 

„11. Wann auch insonderheit des Herrn Bischofs Lbd. 
(=Liebden) nebst der katholischen Geistlichkeit darüber Beschwerde 
gefuhrt haben, dass von Seiten derer Ober-Aemter über die katho- 
lischen Kirchengelder, inwieweit selbige zum Ban der Kirchen- 

und Pfarrgebäude zu verwenden wären, di^poiiirt, hierbei aber 
zugleich von Seiten derer Parochianorum wider die katholischen 
Parochos wegen des zur Ungebühr prätendirten und yerursachten 
Baues verschiedene Gravamina zum Vorschein gekommen, und dann 
dieser Punkt von Anfangs gedachten Sr. K. M. Gross-Kanzler 
mit Beistininiung des Herrn Bischofs Lbd. und der katholischen 
Geistlichkeit völlic^ in Güte apphmirt worden: als wird in Kon- 
formität folgendes geordnet und festgesetzet : 

a) Wann ein Parochus ndthig findet, dass an der Kirche, 
denen Pfarr- und Schulgebäuden, welche letztere ebenfalls fbr 
beständig zu denen Pfarrkirchen gehören*), entweder ganz neue 
Baue-j oder doch namhalte Ueparaturen geschehen müssten, so 

dem Alltiihüch.st voU/.ügfiieu Mundum abgedruckt. DariüicL wird liier citirt. 
Publicirt ist dasselbe auch noch in Korns schles. KUikteuSammlung, Nach- 
trag Bd. 5, S. 415 ff. 

Die Anfilhrung der Entstehungsgeschichte enchemt deshalb nöthig, 
weil der Kanonikus Dr. Franz-Breslau in seinem Buche: Die gemisditen 
Ehen in Schlesien (Pestgabe der GSires-Gesellschaft) , Breslau 1878» dem 
Reglement (S. 43, 45) ab «einem aufgeswiing«>n*>n Gesetze", bezüglich dessen 
der Bischof „hintergangen" worden sei, — jede Verbindlichkeit abgesproch^ 
hat. Er meint, da.-s dio Kndredaktion den Vereinbarniüren mit Schaffp^otsch 
nicht entsprorlun liabe, v/wa <Iurrh die Zusätze im Mundum widerlegt ist. 

') Von: .wf'lche" bis ^^n li'^'n" Zusatz von Schaffgotsch. 

') Im Adiuek inKorn's Ediktensammlung heisst es (statt: .entweder 
g. n. B."): ,der ganz neue Bau". 
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liegt deiiiselbeii zufoderst ob, solclies dem patrono ecclesiae in 
gebUhreoden Terminis anzuzeigen und um die deshalb nötbige 
Teranataltang zu bitten; 

b) der patronus ecclesiae rnnss darauf mit Zuziehung derer 
Parochianorum den ihm angetragenen Bau oder Reparatur ohne 
Zeitverlust untersuchen und wenn er solches nöthig findet, als- 
bald veranstalten. 

c) Sollte aber patronus et Parochiani mit dem Parocho des 
verlangten Baues oder Reparaturen halber nicht einig werden 
können, so muss der Parochus, wenn er zu acquiesciren nicht 
gemeinet, die Sache an die Oberamts-Regierung gehörig gelangen 
lassen. 

d) u. e) Die Ober- Amts-Regierung stellt unter Zuziehung der 
Parochianen durch den Kreisjustizrath eine liokaluntersuchung an 
und entscheidet demnächst rechtlich Über Nothwendigkeit und 
Höhe der Kosten. 

f) Wenn der Bau oder die Reparaturen (es sei bei der Kirche, 
Pfarr- oder Schulgebäuden) nöthig erfunden werden und die 
Kirche selbst ein Peculium hat, so müssen die Oberamts-Regie- 
rangen in sententia zugleich festsetzen, wieviel zu solchem Bau 
oder Reparaturen aus dem Kirchenvermögen, jedoch^) denen 
jährlichen expensis ecdesiae necessarüs ohnbeschadet, zu ver- 
wenden sei. 

g) Damit aber dieselben hierunter mit desto mehrerer Zu- 
verlässigkeit etwas Gewisses determiniren können, so haben sie 
deshalb zufoderst mit des Herrn Bischofs Lbd. zu kommuniciren, 
und von demselben den Zustand des peculii ecclesiae und was 

die jahrlichen Kirchenausfraben betragen,") abzufedern. Wobei 
sich von seibsten versteht, dass, wenn das peculium ecclesiae 
weder in totum noch in tantum zu dem vorseienden Baue hin- 
reichend wäre, die patroni et parochiani solchen Bau ex propriis 



Von Jedoch" bis .ohnlicschadet" Zusatz von Schaf fgotsch. 
Von „und" bis , betragen'* Zusatz von Sch. 
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ZU bestreiten schuldig und verbünden sind; jedoch^) können 
katholische Wirthe zu denen zum Unterhalt des ßetbauses und 
andere dabei vortallende Unkosten nicht angebalten werden." 

In diesen Bestimmungen ist überall nur von »der'' Kirche 
und dem patronus ecdeeiae die Rede. Dies zeigt schon YOn 
vornherein, dass der Neubau, von dem Litt, a redet (die Mehr- 
zahl im Original des Reglements „^unz neue Baue" bezieht siel) 
auf die Mehrzahl: „Kirche, Ffarr- und Schulgebäude ") — sich 
nur auf die Parochialkirche selbst bezieht. Von einer ausdrück- 
lichen Baupflicht des Patrons der Parochialkirche in Bezug auf 
andere Kirchen der Farochie findet sich nichts im Reglement 
Es bewendete daher z. Z. des Erlasses desselben bei den bezüg- 
lichen Vorschriften des gemeinen kanonisc hen Hechts, nach denen 
wie festgestellt ist, den Patron eine solche Baulast nicht trifft. 

Der Umstand, dass das Reglement de QraYaminihus der 
Theilung von Parochien oder der Errichtung neuer katholischer 
Kirchen in Schlesien neben den bisher bestehenden nicht gedenkt, 
lässt sich historisch erklären. Eine derartige Bestimmung würde 
über den Wortlaut des Dresdener Friedens (von 1741), in dem 
der König sich nur »zur Auirechterbaltuug des Status quo der 
katholischen Kirche Ton 1740" verpflichtet hatte, hinausgegangen 
sein. Hierzu lag bei der grossen Zahl der kathol. Parochien 
Schlesiens und der verhältnissmässig geringen Bevölkerung für 
den König keine Veranlassun;^■ \<ir. wesslialb er stets an einer 
wörtlichen Interpretation der Friedensbestimmung testhiult. (Vgl. 
z. B. das Kabinetsschreiben an Scbafifgotsch vom 27. März 1755. 
Lehmann a. a. O. III. Theil S. 559 f.) 

Es kann aber auch an einem Beispiel aus jener Zeit nach- 
gewiesen werden, dass von einer Anwendung des Reglements auf 
den Bau von Filialkirchen überhaupt nicht die Rede war. Bei 
Lehmann a. a. 0. Theil Iii 521 findet sich ein iminediatbericht 

Von «jedoch" bis „ werden Zusatz von Seh. Derselbe bezieht sich 
nach dem Gebrauch des Wortes «Bethaua'^ im Edikt auf »evangelisdie 
BetbKuaer". 
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des Etatsministers von Ma.««ow (d. d. Bresl. 18. Juli 1754), in 
welclieni die Erriclitung einer katholischen iMliaikirche in dem 
Dorfe Grunwald, „welches dichte an der böhmischen Grenze be- 
legen und anderthalb Meile zur Kirche nach Beinerte über schwere 
Gebirge hat»" wegen der Schwierigkeit der EommuDikation nament- 
lich im Winter ausnahmsweise befürwortet wird. 

Obgleich DUü ;Lnder\veitig feststeht, dass die katholische 
Kirche in Reinerz einen Patron hatte, so geschieht doch die Be- 
fürwortimg des Filifilkirchbaus „mit der ausdrücklichen Kondition, 
dasB die (katholische Kirch*) Gemeinde (des Dorfes Grunwald) 
alle asum Bau und hiemächst dereinst erforderlichen Reparatur 
dieser Kirche benöthigte Kosten, ingleichen das Gehalt für den 
Kaplan zu Keinerz aus dem Kirchensäcke] und den AnsUiutunjjs- 
gelderu und soweit beides nicht zureichet, ex proprüs zu be- 
streiten gehalten sein solle." 

Gknau dementsprechend bewilligte der König die Konzession, 
ohne dass einer Heranziehung des Patrons zu den Baukosten der 
Filia gedacht wäre. 

II. Theil. 

AngemelBM Londieeht 

I. Abschnitt. 
§ 9, 

Ist nach A. L.S. das Palaroiiairedit territorialer NatnrI 

In fast keiner ßechtsmaterie hat das A. L.R. sich so eng 
an die Yorschriften des gemeinen Kirehenrechts angeschlossen, 

wie in der Lehre vom Patroiiat. 

Die Titel zum Erwerbe des Patronats sind in den §§ 569 If.II, 11 
A. L.R. geordnet. £s sind die gemeinrechtlichen : Dotation (und 
die damit gleichstehende Bedotation § 570), Erbauung, — unter 
der zugleich die Fundatio im kanonisttschen Sinne mit inbegriffen 
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ist; vgl. Hinsoliius, Preuss. EirclieDreolit Note 7 zu § 569 II, 11. 

A. L.R. — und Verjährung (§ 574 II, 11). Als specifisch land- 
recbtliche Erwerbungsart tritt noch hinzu: Auftnig einer Kirchen- 
gesellschaft (§ 572 1, c), der, wie jeder Auttrag freiwillige An- 
nahme seitens des Beauftragten voraussetzt (§ 6 I, 13 A. L.R.). 

Nur auf Grund eines dieser Titel kann das Patronatrecht 
nach A. L.R. zur Entstehung kommen. (Vgl. Entscheidung des 
Reichsgerichts vom 13. Januar 1887 in Vering's Arcliiv l'iir 
katholisches Kirchenreclit Bd. 60 S. 144.) 

Wesentlich ist nunmehr, festzustellen, welches das Objekt 
des Patronatrechts ist und welcher Art die Beziehungen des 
Patrons einer Parochialkirche zu der Patronatsparochie sind. 

Das Objekt des Patronatrechts ist nach A. L.R. ebenso wie nach 
gemeinem Uecht: die Kirche*), einschliesslich der dazu gehörigen 
Pfarrgebäude, auf welche sich der Erwerbs titei bezieht. 

Dies ergiebt sich zur Evidenz aus dem Sprachgebrauch der 
§§ 568 fi. 11 A« L.B.f wo Überall von dem Patron und dem 
Patronatrecht »einer' Kirche die Bede ist. In üebereinstimmung 
damit hat auch das Reichsgericht in der Entscheidung vom 
8. Mai 1880 (Annalen des Reichsgerichts Bd. 2 S. 84) den Satz 
ausgesprochen: 

«Die Obliegenheit des Patrons für die Kirche zu sorgen, ist 
auf die Erhaltung der Kirchengebäude zu beschränken und nicht 
auf die Pfarrländereien auszudehnen.* 

Was den zweiten Punkt anlangt, so fehlt in dem Wortlaut 
der landrechtlichen Vorschriften jeder Anhalt dafür, dass das 
Patronatrecht einer Parochialkirche Rechte und Pflichten in Be- 
zug auf den Umfang der Parochie umfasse und dergestalt einen 
territorialen Charakter habe. 



*) Der Begriff der .Kirche" im Sinne des A. L.B. deckt sich voll- 
ständig mit dem kanonistischen Begriff „beneficium" ; die Patronatsbaulast 
hOrt also nicht etwa mit dem Untergang des s. Z. errichteten «Sirelieii' 
gebftndeB* auf, Bondem ent mit dem Untergang der «iDrehliehea Anstalt* 
ak flolcher. 
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Dem gegenüber kann aueh nicht etwa eingewendet werden, 
dass, da daa A. L.R. in § 519 II, 11 eine Vermnthung für die 

Dinglicbkeit des Patronatrechts aufsteile, dies eiue privatreclit- 
liche Anschauung begründe, woraus weiter zu folgern wäre, dass 
der Patron einer Parochialkirche nicht nur Rechte in Bezug auf 
die Kirche, sondern auch ein Recht auf Präsentation des Pfarrers 
für den ümfang der ganzen Parochie erwerbe, woraus sich dann 
die territoriale Kabnr des ganzen Patronatrechts ergebe. 

Die ausführliche Widerlegung dieser Anschauung ist bereits 
für das gemeine Recht oben (Theil 1. Abschnitt I 3 u. 4) er- 
folgt. Die dortigen Deduktionen gelten auch für das A. L.R. 

Denn, wie im gemeinen Recht seit Alezander m. die öffent^ 
lich-rechtliche Natur des Patronatrechts anerkannt ist, so ist auch 
im A. L.K. das gleiche fe.stgehalten. (Vgl. Entscheidung des 
Obertribunals Bd. 45 S. 44; Bd. 74 S. 71; Bd. 75 S. 59.) 

Die Dinglichkeit des Patronatrechts bezieht sich nach A.L.R. 
nur auf das Subjekt desselben, d. h. es bestimmt sich die Person 
des Patrons nach dem Besitze eines Gutes. Das Objekt des 
Patronatrechts wird dadurch nicht berührt. 

Was insbesondere das Präsentationsrechi anlangt, so ist bei 
Auslegung des § 327 11, 11 A. L.R.: „Hat die Pfarrkirche ihren 
eigenen Patron, so gebUbrt diesem, der Regel nach, die Berufung 
des neuen P&rrers." — nicht ausser Acht zu lassen, dass nach 
g 66 II, 11 A. L.R. «die besonderen Rechte und Pflichten eines 
katholischen Priesters in Ansehung seiner geistlichen Amtsver- 
richtungen sich nach kauomschem Rechte" bestimmen. In letzterem 
aber ist ausdrücklich vorgesehen, dass der Bischof auch bei Wider- 
spruch des Pfarrers zur Theilung einer Parochie schreiten könne 
(vgl. oben g 5), woraus sich ergiebt, dass nicht einmal dem 
Pfarrer ein Recht auf den Umfang der Parochie zusteht. Noch 
weniger kann also ein solches Hecht dem Patron zugesprochen 
werden. 
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II. Abschnitt. 

BechtsYerhiltnisse bti Thellnng einer Patronats-Paroehie* 

§ 10. 
a) Im Allgemeinen. 

Nachdem im m raiigegaugenen Abschnitt festgestellt worden 
ist, dass nach A. L.R. 

1. das Objekt des Patronate «die Kirche" kirchliche Anstalt) 
ist, auf die sich der Erwerbstitel des Fatronats bezieht, — 

2. das Patronatrecht sich nicht auf den territorialen Umfang 
der Pfarrei beriehtf 

sind nunmehr Tragweite und Einfluss der Theilung einer Patro- 
natsparochie zu erörtern. 

Die principielle Bestimmung findet sich in § 238 II, 11 A. L.ß.: 
aNeue Parochien können nur vom Staat unter Zuziehung 
der geistlichen Obein errichtet und die Grenzen derselben be- 
stimmt werden.* 

Wenn alsdann § 289 a. a. 0. bestimmt: .,Hei Veränderungen 
in schon errichteten Parochien muss der Staat alle diejenigen, 
welche ein Interesse dabei haben, rechtlich hdren und die ihnen 
etwa zukommenden Entschädigungen festsetzen,* so gehört dazu 
unzweifelhaft auch der Patron. Ein Entschftdigungsrecht desselben 
kann zwar nur insoweit als begründet angesehen werden, als nach 
den allgemeinen Grundsätzen der §§ 74 , 75 Einleitung zum 
A. L.R. besonders erworbene Rechte und Vortheile yermögens- 
rechtlicher Art für ihn vorliegen: die ganze Bestimmung zeigt 
jedoch, dass keinesfalls durch die Theilung der Parochie dem 
Patron Lasten erwachsen dUrfen, welche ihm früher nicht ob- 
lagen. 

Wird die Theilung der Parochie durchgelührt, so entstehen 
zwei selbständige Korporationen, deren jede eine Sonderexistenz 
zu führen geeignet und bestimmt ist. 
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Die Definition der Parochie in § 237 II, A. L.R. als «des 

Distrikts, in welchem Glaubeiisverwandte einer öfleiiilichcn Reli- 
gioDspartei zu einer gemeinsamen Kirche angewiesen sind/ 
zeigt, dass auch nach A. L.R. jede Parochie eine eigene Kirche 
haben muss. 

Ihre Errichtung bezw. die Sicherstellung der Mittel dazu 

und ihre Dotation sind nach § 177 II, 11 A. L.R. die gewiesene 
Voraussetzung der Kinrichtung einer neuen Parochie. 

Der gewöhnlich eintretende Fall wird der sein, dass Jemand 
die neu zu errichtende Kirche erbaut oder dotirt. 

Alsdann hat derselbe nach den §g 56d ff. 11 II, A. L.R. einen 
Anspruch darauf, das Patronatrecht Uber diese neue Kirche zu erlangen. 

Erwirbt er das Patronatrecht, so kann nach dem vorher An- 
geführten in Verbindung mit der früher nachgewieseneu Inviduah- 
sirung des Patronatrechts kein Zweifel darüber obwalten, dass 
der Patron der ursprünglichen Parochialkirche weder Patronat- 
rechte in Bezug auf die neuerrichtete Kirche der abgetrennten 
Parochie geltend nmchen kann, noch die aus dem Patronatrecht 
entspringenden Pflichten ihm zugemuthet werden können, da die 
Kirche der neuen Parochie ein besonderes Rechtsobjekt darstellt, 
auf welches sich das alte Patronat nicht bezieht und welches 
andererseits Gegenstand eines neu begründeten Patronatrechts 
geworden ist. 

Ganz das gleiche muss aber auch in dem Falle gelten, dass 
die neu errichtete Kirche keinen Patron hat. Auch in diesem 
Falle steht der Patron der ursprünglichen Parochialkirche in keiner 
Beziehung zu der neuen Kirche. 

§ 11. 

b) Die Patronatsbaulast nach A. L.R. 

Während im gemeinen iiecht die jetzt herrschende Memung 
eine Baulast bei mangelndem KirchenTennögen nur denjenigen 
Patronen auferlegt, welche Einkünfte aus dem Vermögen der 
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PatroDatskirche beziehen (cf. oben 8 5), bestimmt der g 584 II, 
11 A. L.B.: 

«Die dem Patron obliegende Sor^e ftlr die Erhaltuug der 
Kirche begreift die Pflicht, dazu, in Ermangelung eines hinläng- 
lichen Xirchenvermögeos, aus eigenen Mitteln beizutragen, in sich/ 

Diese Bestimmung begründet zwar eine unbedingte Baulast des 
PatronsOi doch hat der § 710 II, 11 A. L.B. dem hinzugefttgt: 

„Wo in Ansehung der Kosten zum Baue und zur Unter- 
haltung der Kirchengebäude, durch Verträge, rechtskräftige Er- 
kenntnisse und ununterbrochene Gewohnheiten oder ))e.sondere 
Proviozialgesetze gewisse Regeln bestimmt sind, da hat es auch 
femer dabei sein Bewenden/ 

Durch die letztere Vorschrift ist jedoch die Anwendung des 
kanonischen Rechts im Gebiete des Allgemeinen Landrechts nicht 
ohne Weiteres zutrelasscn, da dem der § 1. des Publikat. -Patentes 
zum A. L.R. entgegensteht. 

Der Umfang der Patronatsbaulast ist gleichwohl nach All- 
gemeinem Landrecht derselbe, wie nach gemeinem Recht. 

In beiden Rechtssjstemen beschränkt sich die Unterhaltungs* 
pflicht des Patrons auf die bestehenden Eirchengeb&ude. Des- 
halb ist die Rechtslage des b auj» flichtigen Patrons im Gebiete 
des Allgemeinen Landrechts dieselbe wie im Gebiete des gemeinen 
Rechts. Es gelten daher die für das gemeine Hecht in § 6 ge- 
fundenen und begründeten RechtssEtze bezflglich des Umfanga 
der Patronatsbaulast auch fftr das Gebiet des Allgemeinen Land- 
rechts und es ist die in dem Huck'schen Gutachten angedeutete 
Ansicht durchaus irrig, dass iu dieser Beziehung ein priricipieiler 
Unterschied zwischen den beiden Rechtssystemen bestehe. 

') Dieselbe entsprach der im 18. Jahrhundert herrschenden Auslegung 
des c 7 Gcmcfl. Trident. Sets. XXI. de ref. hexw, der damaligen FMois des 
kanonischen Rechts. Vgl. Suares, Amtliche Vortrfige bei der Sdilnss- 
revision des A. L.B. su den §§ 710 ff., II. 11. A. L-K, abgedruckt in meiner 
Praxis der preuss. Gerichte in ^chon*, Sdiul* und Ehesachen, Lcizig 1861, 
S. 46, Note 1. Dort ist auch die unmittelbare Quelle der §§ 710 ff. dt. in 
BGhmer's Princip. Jor. kaaon. § 597 nachgewiesen. 
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Die für das gemeine Recht dargelegte Rechtsanscbauimg, «dasa 
die Baulast des Patrons sich auch auf die nothwendigen Erweite- 
rungsbauten erstrecke, namentlich auf solche, welche durch Ver- 
mehrung der Bevölkerung noth wendig werden**, gilt auch für das 
Allgemeine Landrecht und ist hier durch zahlreiche Entschei- 
dungen des Ohertrihunals bestätigt. (Vgl. unten g 13 Ko. 1 und 
2 und Hinschius, preuss. Kirchenrecht S. 418.) 

Aber auch nach Allgemeinem Landrecht findet die Baulast 
des Patrons für Erweiterung-sbauteu ihre Grenze in dem Gesichts- 
punkt, das.s der Patron nur eine Kirche zu unterhalten hat. 

Die Theilung der Parochie und die daraus folgende Errich- 
tung einer zweiten Kirche kann dem Patron eine Baulast flOr 
letztere Kirche, die wie früher erwfthnt, ein selbständiges Rechts- 
objekt zu bilden bestimmt ist, nicht auterlen^en. 

Eine Aenderun<z: dieser Rechtslage wird auch dadurch nicht 
herbeigeführt, dass der neue Kirchbau nur an Stelle eines wegen 
allzustarken Wachsens d«r Beyölkerung technisch nicht ausfOhr^ 
baren Srweiterungsbaus der Patronatskirche tritt. Denn in die- 
sem Falle beweist die technische Unmöglichkeit der Erweiterung, 
dass die Theilunt,' der Parochie geboten ifit. 

Auf eine solche Theilung hat aber der Patron, da nach 
§ 707 II, 11 A. L.R. die geistlichen Obern die Nothwendigkeit 
eines solchen Baus (und der sich daraus ergebenden Konsequenzen) 
prflfen müssen, ein Anrecht Letztere Ansicht wird auch yon 
Hinschius, preussisches Kirchenrecht S. 410 (in Kochs Kom- 
mentar zum A. L.ß. Note 4 zu § 711 II, 11) getheiit. 

III. Abschnitt. 

S 12. 

BeehtsTerUUtnisse liei Errichtung einer ToehterUrehe. 

Das Allgemeine Landrecht behandelt die Tochterkirche, deren 
Definition in g 245 II, II gegeben wird, als «ein besonderes 
Beehtssnbjekt gegenüber der Mutterkirehe.* 
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Eine ansf&hrliche zutreffende Begrflndung hierfür ist in dem 

ErkeniiUuss des Reichsgerichts vom (\ December 1886 (Eiitscb. 
Bd. 17 S. 154 ff.) gegeben, worauf Bezug geiiommeii werden 
kann. Die iiothwendii^e Folgerung hieraus ist die principielle 
Gleichstellung der Tocbterkirche mit einer neu errichteten selb- 
ständigen Parochialkirche. Es gelten daher auch hier die im 
vorstehenden Abschnitt entwickelten RechtsgrundsÄtze und hat 
demznfolire ,der Patron der Mutterkirche im Falle der (ilurc h Bi - 
völkeruiigswachsthum) nothwendig gewordenen Errichtung einer 
Filialkirche keinerlei Baulast bezüglich der letzteren zu Über- 
nehmen." 

IV. Abschnitt. 
§ 13. 

Die Traxi» der Oerichtshöfe. 

Die Gegner der vorstehend entwickelten Rechtsanschauung 

berufen sich vornehmlich auf die angeblich entgegenstehende 
Praxis der höchsten üorichtshöfe, wie dieselbe in den Entschei- 
dungen des Königl. Obertribunals vom 8. März 1861 (Striet- 
horst's Archiv Bd. 41 S. 23 ff.) und vom 4. Januar 1865 (Ent- 
scheidungen des Ohertribunals Bd. 52 S. 261 ff.), sowie in den 
Urtheilen des Oberlandesgerichts zu Naumburg vom 27. April 
1887 (Vering's Archiv für katholisches Kirchenrecht Bd. 60 
S. 146 ff.) und des Reichsgerichts vom 19. März 1888 (ebendort 
S. 159 ff.) zum Ausdruck gelangt sei. 

Allein diese sämmtlichen Urtheile behandeln ganz anders ge- 
artete Rechtsfölle , in denen weder die Theüung einer Parochie, 
noch die Errichtung einer Filialkirche in Fragt; steht. 

Dies ist im Einzelnen nachzuweisen. 

1. In dem der Entscheidung des Obertribunals vom 8. März 
1861 zu Grunde liegenden Falle war ein Erweiterungsbau der 
evangelisch-lutherischen Parochialkirche zu Haynrode wegen ver- 



Digitized by Google 



Altiiiauii; Bezieht eine li^^chtspliichb des Magisiratä zu Gleiwitz etc. Ol 



mehrter Seelenzalil nöthig geworden. Der Patron weigerte iieh, 
zu diesem Erweiterungs-buu beizutragen. 

Das OberfcribuiiHl verurtheilte den Patron, indem es den 
Rechtsgmndsatz Aufstellte, dass nach Allgemeinem Landreeht die 
Baupilicht des £irchenpatn»ns eintrete, «sowohl, wenn das Kir- 
chengebäude einer Herstellung bedarf, als wenn ein Erweite- 
rungsbau (seil, des Kirchengebäudes) für nöthig befunden 
wird, weil us für die vermehrte Seelenzahl der Parochie nicht 
ausreicht." 

Dieser Grundsatz wird auf die Erwägung gestützt, dass, da 
die Baupflicht des Patrons eine unbedingte sei, eine Ausnahme 
nur dann zulässig wäre, wenn dieselbe im Gesetz ausdrücklich 

hervorgehoben sei, was hier nicht zutreffe. 

Vergleicht man diese Begründung mit dem Wortlaut des 
die Baulast des Patrons principiell regelnden § 584 U, 11 A. L.R.: 
«Die dem Patron obliegende Sorge für die Erhaltung der Kirche 
begreift die Pflicht dazu, bei Ermangelung eines hinlänglichen 
Bjrchenvermögens, aus eigenen Mitteln beizutragen, in sich," — 
so ergiebt sich, da.ss das Obertribunal nur den Satz aufstellen 
wollte: die Baulast des Patrons ist in Bezug auf die Fatronats- 
kirche, d. h. die Kirche , an der und mit Bezug auf die das 
Patronatreeht durch einen der in den §§ 569 ff. Ii, 11 A. L.R. 
aufgezählten Gründe erworben ist, eine unbedingte, soweit die 
Reparatur oder auch der Neubau dieser Kirche in Frage kommt. 

Der in dem Gleiwitzer Falle wesentliche Umstand, dass 
neben der weder an sich reparatur-, noch neubaubedürftigen 
Parochialkirche eine zweite Kirche erbaut werden soll, ist in 
der angeführten Entscheidung des Obertribunals vom 8. März 1861 
gar nicht in Frage gekommen. 

2. (jan/, ähnlich ist die Sachlage in dem Thatbestande der 
Entscheidung des Obertribunals vom 4. Januar 18(55 (Entschei- 
dungen Bd. 52 S. 261 ff.). 

Es handelte sich dort um die in der Gubener Vorstadt zu 
Frankfurt a. 0. belegene St. Gertraudten-Kirche. Patron der- 
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selben war der Manristrat zu Frimklurt a. 0. Die Kirche ge- 
währte für das Bedürf'uiss der Eingepfarrten nicht mehr aus- 
reichend Raum. Die Repräsentanten und der Vorstand der 
Kirchengemeinde hielten den Bau einer neuen Kirche von 1500 
Sitzplaiasen für erforderlich und erachteten zugleich obserranz- 
mässi^ die Stadtgemeinde, mit Ausschluss der Eingepfarrten, 
allein zur Tragung der Baukosten für verpflichtet. Dement- 
sprechend erging das das Interimistil^um regelnde Resolut der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt, welches nur die Zahl der 
Sitzplätze der neuen Kirche abweichend auf 1200 festsetzte, im 
Uebrigen aber die Kosten des Neubaus dem Magistrat zu Frank- 
furt a. 0. allein auferlegte. 

Hiergegen wandte sich der letztere, indem er mit der nega- 
tiven Festatellungsklage gegen die Kirchengemeinde Öt Gertraud 
klagte. 

Die Klage sttltzte sich lediglich darauf — wie es in dem 
Tbatbestande des ürtheils S. 263 (vgl. auch S. 265) wörtlich 

lieiöst — , 

„dass der Patron sowohl nach gemeinem Deutschem Kirciien-, 
als nach Märkischem Provinzial- und ebenfalls auch nach dem 
Allgemeinen Landrechte bei Verlust seines Rechts nur eine be- 
stehende Kirche zu erhalten, nicht aber einen VergrrösserungB- 
oder Neubau, dessen Bedfirfhiss in der Vermehrung der Kirchen- 
gemeinde entstanden sei, auszuführen oder dazu bei/.utragen habe.*" 

Diese Deduktion erklärt das Obertribunal durch Urtheil vom 
4. Januar 1865 unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die Ent- 
scheidung vom 8. März 1861, deren oben angegebene GrUnde 
wörtlich angeführt werden, für irrig und stellt sodann fest, dass 
das Märkische Provinzialrecht principiell, was die ünbedingtheit 
der Baulast anlange, mit dem AllLrenieinen Landrecht tiberein- 
stimme, im Uebrigen aber den Umfang der Baulast im Sinne 
des Regierungsresoluts regele. 

Hiemach ergiebt sich, dass die ergangene Entscheidung nur 
den Fall betrifft, dass wegen Vermehrung der Bevölkerung an 
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Stelle der alten unzur eichendeu Kirche eine neue errichtet 
werden soll. 

Von einer Theilung der Parochie oder Erhchtung einer 
FüialJdrche ist nicht die Bede. 

3. Ganz irrig erscheint endlich die Anführung der Urtheile 

des Königlichen Oberlandesgerichts zu Naumburg und des Reichs- 
gerichts bei Vering, Archiv für katholisches Kirchenrecht Bd. öO 
S. UÖ ff. 

Dieselben beireffen folgenden Fall: 

Durch Kabinetsordre vom 11. Juni 1755 hatte König Fried- 
rich II. den Katholiken in Halle einen Saal der sogen. Residenz 

zur Abhaltung ihrer Gottesdienste tiberwiesen. 

Diesen Raum benutzte die inzwischen auf oUÜO Seelen heran- 
gewachsene katholische Gemeinde in Halle, die durch die Bulle 
de Salute animanim und die Kabinetsordre vom 23. August 1821 
juristische Persönlichkeit erlangt hatte, als Betsaal. Da der Bet- 
saal nur für eine Gemeinde von 600 Seelen ausreichte^ auch bau- 
fällig war und weder polizeilichen noch sanitären Ansprüchen 
genügte, so erachtete die katholische Gemeinde in Uebereinstim- 
mung mit den kirchlichen Obern und der staatlichen Central- 
Instanz den Neubau einer Kirche an Stelle des nicht erweiterungs- 
fUhigen Betsaals für nöthig. Zu diesem Neubau verlangte sie 
von der Regierung in Merseburg den Patronatsbeitrag ^ da der 
Fiskus seit dem Jahre 1831 auf Grund der im Jahre 1808 er- 
folgten Dotation der Pfarrstelle das Patronatrecht derselben in 
Anspruch genommen und seitdem unbestritten ausgeübt hatte. 

Die Regierung zu Merseburg verweigerte den Patronats- 
beitrag, weil sie thatsachlieh nicht Patron und weÜ der Betsaal 
nur precario überwiesen, mithin kein bestehendes Kirchengebäude 
sei. Die katholische Kirchengenieinde zu Halle klagte nunmehr 
genfen den Königlichen Fiskus, vertreten durch die Regierung zu 
Merseburg auf Anerkennung der Patronatsbaulast und demnäch- 
stige Zahlung des Betrages. In den erwähnten den Fiskus ver- 
urtheilenden Erkenntnissen des Oberlandesgerichts zu Naumburg 
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and des Beichsgerichta sind demzufolge nur Rechtsfragen be> 
bandelt, die mit dem hier zur Begutachtung stehenden Fall auch 
nicht den entferntesten Zusammenhuug haben. 

§ U. 

Beantwortiing der gestellten Frage und Sehlnm-Qiitaeliteii. 

Das Resultat der vorstphpnflon Darlegungen ist, dass sowohl 
nach gemeinem Recht und dem Edictum de Gravaminibus, als 
nach Allgemeinem Landrecht die in der Einleitung (§ 2) aufge- 
worfene Frage dahin zu beantworten ist, dass der Patron bei 
nothweiidiger Errichtung einer zweiten Kirche im i'iiruchialsprengel 
weder in dem Falle, dass die neue Kirche Miiteipunkt einer neuen 
Parochie, noch wenn sie Filia der ursprünglichen Patronatskirche 
wird, von Rechtswegen ein Patronatrecht über die neue Kirche 
erwirbt und demzufolge auch keine Baulast bezflglich derselben 
zu übernehmen hat. 

Unter Anwenduii«; dieses Rechtssatzes auf den zur Begut- 
achtung gestellten Thatbestand und unter Berücknichtigung des 
Umstandes, dass für die Patronatsbaulast des Magistrats zu Glet- 
witz in erster Linie das Edictum de Oravaminibus, subsidiarisch 
aber auf Grund des § 1 des Publikat.-Patents zum Allgemeinen 
Landrecht das Allgemeine Landrecht maäi>gehend ibt, gebe ich 
mein Gutachten dahin ab: 

Der Magistrat zu Gleiwitz ist nicht verpflichtet, das Patronat- 
recht und demzufolge auch nicht die Patronatsbaulast Über die 
neuzuerbauende zweite katholische Kirche in Gleiwitz zu Über- 
nehmen. 
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L Allgemeines. 

1. Turniaz, De Tetade du droit can, en France ä l'heure präsente. 
Compte rendu du congr. internat. des cathoi. sciences juridiqnes p. 17. 

2. Württembergische Kirchengeschichte*. Herausgeg. 
V. Calwer Verlags verein. Calw u. Stuttg., Verl. der Vereiosbuchhand- 
lung 93. 

Eine vortrefflic-lie populäre Darstellung der Kirch engeschichte der- 
jenigen ( rebiete, welche das Königreich W. ausmachen. Verschiedene Verf. 
haben mitgearbeitet. Die Zeit bis z. J. 1303, dann wieder von 1517 
bis 52 hat durch Gustav Bossert ihre Darstellung gefunden, von 
1304-1517 durch Friedr. Keidel, von 1552-1800 durch Jul. Hart- 
niann und endlich das XIX. Jahrh. durch Cliristoph Kolb. Anmer- 
kungen am Sr-hlii.ss des Bandes — warum nicht unter dem Text? — 
geben die Beiego. Das Buch schlügt insoweit in den Ki^eis unserer 
Zeitschrift ein, als auch die Gesell ic!>te der kirchlichen Verfassung mit 
behandelt wird. Wir habon die betreüenden Partien einer besonderen 
Durchsicht unterzogen und konstatiren gernt^. dass sowohl die Ent- 
wickelung der ev. Kirchen Verfassung, wie das A'erhältniss des Staates 
zur katholischen Kirche eine duiebaus zutreffende, genaue, objektiv 
gebalteDB Darstellung gefunden bat. £. Fr. 



<) Die mit * beseichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprecbnng 

jsugpgangen. 

Deutsche Zeitscbr. f. Kirchenrecht. III, 1. 5 
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3. Calwer Kirchen lex i ko n Theolog. Handwörterbuch, illu- 
strirt unter Mitwirkung von Braun, Eitle, Hermann, i^osse, Kirn. Kolb, 
Köstlin, Kieker, Schmid, Schreiber, Traub, Zahn und anderen Theo- 
logen, redigirt von Lic. th. P. Zeller u. herausgeg. v. Calwer Verlags- 
verein. Calw u. Stuttgart, Vereinsbuchhandlung. I, 91. II, 92. 16 M. 

Ein im Wesentlichen von Schwaben verfasstes Werk, welches dem 
schwäbischen Stamme wohl zur Ehre gereicht, und allen Kreisen, die 
sich für Kirche sowie Theologie im weiteren Sinne des Wortes inter- 
essiren, zur ersten schnellen Orientining empfohlen werden kann. Der 
Inhalt ist reichhaltig und erschöpfend und namentlich auch das bio- 
graphische Material. Die kirchenrechtlichen Artikel stammen meist 
aus der Feder von Rieker, der juristische mit theologischer Bildung 
vereinigt. Sie sind mit voller Sachkenntniss geschrieben, zeichnen 
sich durch Präcision des Gedankens und der Darstellung aus, geben 
für die Benutzung der neueren Literatur die richtigen Nachweisungen 
— dies kann betreffs der kirchen rechtlichen, von anderen Verf. herrühren- 
den Artikeln nicht in derselben Weise gerühmt werden — und stellen 
den heutigen Stand der Wissenschaft zutreffend dar. Einige kleine 
Versehen w&ren zu yerbessern. So sind die dementinae nicht 1313, 
sondern 1814 publicirt, aber es wäre besonders die Bepublikation durch 
Johann XXII. m erwfilinen gewesen. Moser's Sammlung der K.O. ent* 
hält Material des XVII. Jahrb. Von grossem Interesse waren uns 
die Ausführungen Bieker*s über das Yerhiltniss Ton Staat and Kirche; 
hier stellt er bezüglich Luthers und der evangelischen Kirche Sätze 
auf, auf die wir gans besonders hinweben machten und die hoff^tlidi 
an anderer Stelle noch eine weitere Ausführung und nähere Begrün- 
dung finden werden. - E. Fr. 

4. Enzlberger, Schematism. d. GeistHchk. deutscher Zunge in 
d. Verein. St. Amerikas. Hilwaukee 72. 

5. Langen, Gesch. d. röm. Kirche t. Kicolaus I. bis Gregor VII. 
Quellenmissig dargestellt. Bonn 92. 

6. NitzBch, Gesidi. d. deutsch. Volkes bis z. Augsb. Belig.-Fried. 
Nach dessen hinterlassenen Papieren u. Vöries. Heraosg. t. Hatthäi. 
1. * 92. 

7. Luchaire, Manuel des institutions firan^aises. PMode des 
Gap^iens directes. Paris 92. (Auch über die kirchlichen Institu» 
tionen.) 

8. Binterimu. Mooren, D. Erzdiöc. Köln b. z. französ. Stäats- 
umwälzung. Neu beerb, v. Mooren. 1. Mittelalter. Düsseldorf 92. 
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IL Lehr- und Handbücher. 

1. Solini, Kirchen recht. 1. Die Lreschichtl. Griindlageij. Leipzig 
Uocens.: Kühler, Theol. Literaturzeitg. 1892, S. 588. SaegmüUer, 

Arcli. für k. KM. 08, 445. 

2. Santi, Praelect. iur. canon., quas jiixta ordinem decretalium 
Gregorii IX. tradebat in scholis pont. semiDarii romani, 1 — 5. 92 
Begensb. 

3. Barone, Corso di diritto pabblico eceles. secondo S. Toinniaso 
d'Aquino o i Knoiclica Immortale Dm del Pontefice Leone XIII, 
Napoli 'J2. 

4. Zeitschriften lur Kircheurecht. Nuntius Rornaiiu:s, Ephe- 
meris. erscheint einmal iiionatl. in Rom. (Eucykl. d. Papstes. Aus- 
walil aus Beschlüssen der Kongres^^ationen.) 

Le C an OD ist e contemporain ou la discipline actuelle de 
l'eglise. Bulletin mensnel de consultations canoniques et theolojäfiqnes 
et de dociinients emanant de St. Siege fonde par Monseign. E. Ürand- 
claude et contiuue sous mn patronage par M. l'abbe Boudiniiou. Paris, 
Lethielleux. 15e annee. 

La hui canonica erscheint monatlich. 

6. Wagner*, Ueberschau über d. gem. u. bayerische protest. 
Kircben-R. Zunächst f. Geistl. u. Theologiestudirende. München 92. 
Beck 3, 60. 

Es ist gewiss sehr zweckmässig, wenn auch die evang. Theo- 
logen mehr zum Studium des K.R.s herangezogen werden, und in 
so fern ist jedes Unternehmen, welches sich dieses Ziel steckt, freudig 
zu begrüssen. Ob aber daza nicht die vorhandene Lehrbuchliteratur 
ausreicht ? Wir haben als kürzere Lehrbücher das meinige, das von Franz 
und von Zorn, die alle drei dem Verf. freilich unbekannt geblieben 
zn sein scheinen. Sollte noch die Abfassung eines neuen Buches ein 
Bedürfniss sein, und noch dazu eines, welches, was den nicht-bajeri- 
sehen Bechtsstoff betrifft, aus Bichter's 7. Aufl., — die 8. kennt der 
Vearf. ebensowenig wie raein evang. Verfassungsrecht, — Schulte und 
der kleinen Schrift von Mejer ohne grosses Yerständniss zusammen« 
gestoppelt ist? Denn die Zahl der HissTerst&udnisse , Irrthümer, 
schiefen Bemerkungen in dem vorliegenden Buche, lässt doch nur zu 
deutlich erkennen, dass dem Verf. selbst die erforderliche kirehoi« 
rechtliche Bildung abgeht. Ich führe nur Einiges an. S. 2 wird das 
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.»gemeine protest. K,B.* — giebt es denn ein solches? — bezeichnet 
als „ein geläutertes ins canonicum*, obgleich soeben der Gegensats 
zwischen diesem und dem K.R., nicht sehr klar freilich, auseinandergesetzt 
war. Vom corpus iuris canonici wird 8. 2 gesagt, dass seine Bedeutung 
als Bechtsquelle f&r das gemeine deutsche Eirchrarecht nicht darauf 
beruhe, dass es durch einen Akt der Kirchen« oder Staatsgewalt förm- 
lich als Gesetzbuch publicirt worden wäre, wobei doch die dvilreeht- 
liehe und kirchenrechtliohe Geltung mit einander verwechselt werden. 
S. 9 wird behauptet, dass die Sendschreiben angesehener Kirchwilehrer 
mit canones bezeichnet worden seien. Nach S. 9 gestand im Wormser 
Konkordate der Kaiser dem Papste das ausschliessliche Becht der In« 
yestitur mit Bing und Stab zu. Nach S. 15 haben die Bischöfe im 
karolingischen Beiche nur unter Mitwirkung königlicher Grafen die 
Gerichtsbarkeit und Bisciplinargewalt ausüben dürfen. Kaob 8. 26 
enffitand das Bischo&amt unter dem Apostel Johannes. Von der 
grossen über diese Frage erwachsenen Kontroverse, wissen hoffentlich 
die jungen Theologen mehr als der Verf. S. 30 wird impedimentum 
und defectus verwechselt, S. 41 die Behauptung aufgestellt, dass wenn 
an einer evang. Kirche mehrere Geistliche angestellt sind, nur einer 
Pfarrer sei. S. 47 verkennt der Verf. den Unterschied zwischen Privi« 
legium und Dispensation, 8. 48 die geistlidie Gerichtsbarkeit im 
Frankenreiehe. Nach 8. 49 hat die evang. Kirche heute noch eine 
„kontentiöse Jurisdiktion", nach 8. 51 eine Strafgerichtsbarkdt : der 
Verf. meint die Discipünargerichtsbarkeit. Nach 8. 63 ist gemeinsam 
begangener Ehebruch Ehehindemiss. Nach 8. 65 , können* uneheliche 
Kinder durch subsequens matrimonium legitimirt werden. Nach 8. 87 
ist die Proselytenmacherei verboten etc. etc. Die Darstellung des 
speoiell bayerischen Kirchenrechts ist viel besser, doch auch ohne 
wissenschaftliche Durchdringung des Stoffes. E. Fr. 

6. Schiappoli'*', Diritto eccles. vigente in Francia. Vol. 1. Diritti 
doveri, incapacitä, abusi degli ecolesiastici. Torino 92. 

Das vorliegende Buch ist ein freudig zu begrüssendes Zeichen des 
Wiederauflebens der kirchenreehtlichen Studien in Italien. Es behandelt 
die Materie, welche die Franzosen le droit civil eccl^astique nennen, 
d. h. nur die vom Staate ausgegangenen, auf die Kirche bezüglichen 
Bechtsnormen. Der I. Band gliedert den Stoff in 5 Kapitel. Kap. 1. 
Die Ordination. Kap. 2. Der Priester im Oivilrecht : Gölibat, Adoption, 
Vormundschaft» Erbrecht, Befngniss Handel zu treiben. Kap. 3. Der 
Priester im Strafrecht: Beicbtgeheimniss, geistliche Amtstracht, geist« 
liehe Funktionen, Vergehen gegen Geistliche, Standesvergehen der 
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Geistlichen. Kap. 4. Der Priester im Gerichtsverfahren : Befreiung 
vom Geschworenendienst, Fähigkeit für das Richteramt, für die Advo- 
katur. Kap. 5. Der Priester im Staats- und Verwaltungsrecht : Ist der 
Priester öffentlicher Beamter? Erfordernisse für Ausübung des geistl. 
Amtes, Gehalt des Geistlichen, aktives und passives Wahlrecht, Frei- 
heit vom Militärdienst, Portofreiheit, öffentl. Unterricht. Oeffentl. 
Wohlthätigkeitsanstalten , Begräbniss, appel conime d'abus. Die fran- 
zösische Literatur ist ausreichend benutzt, weniger di6 deutsche. Mit 
manchen Ausführungen des Verf. kann ich mich nicht einverstanden 
erklären. Dass Conc. Trid. sess. XXI. de ref. c. 2 in Frankreich recipirt 
sei, kann doch nicht durch ein Gesetz v. 1560 bewiesen werden, welches 
älter ist als das Konzil. Das mehrfach vorkommende Citat C. Latera- 
nense ohne Hinzufügung einer Zahl ist zu ungenau. Der Begriff 
des ^or personae wird verkannt u. s. w. — Die vergleichende Heran- 
ziehung des italienischen Bechts ist zweckmässig und lehrreich. E. Fr. 

7. Huguenin, Appendiee de Texpositio methodica juris canonici, 
y. ^d. Pr^cis de legislat. civile ecd^siastique en France. Paris 92. 

8. Bubief et Gottofrey, Trait^ de Tadministrat. des cultes. 
T. 8. Paris 92, 



in Sammlungeu vou KircheugesetzeiL Kirclieii- 
gesetze mit KommentoreiL 

1. Nitze*, Handb. z. Verwaliungsordnung d. eyang. O.E.B. f. d. 
kirchl. Vermögen in den östl. Provinzen y. 15.|12. 86, nebst Anhang. 
Magdeb., Panse*sche Buchdruckorei 92. 

Textabdruck» mit sachgemässem erläuterndem Kommentar, For- 
mularen und Sachregister. Für die Benutzung der Praxis sehr 
brauchbar. £. Fr. 

2. Wiest, D. B.G^. über d. Beurkundung d. Personenstandes u. 
d. Eheschliessung vom 6.|2. 75 nebst d. dasselbe ergänzenden Ges. 
EUwangen 92. 

8. Wäntig, B. Pensionsgesetse f. d. ey. Geiste u. d. Disciplinar- 
ordnung f. d. ey. lutii. Land^. d. ^r. Achsen, Hit erläuternden 
Bemerkungen und Sachregister. Leipzig 92. 
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IV. Quellen des Kirclieiireclits. 

1. Schneider*, Die Lehre von den KirchenrechtaqneUeii. Eine 
Einleitung in d. Studium d. K.B. 2. (Tollstftndige) AufL Begensb., 
Pustet 92. 

Nachdem der Verf. den ersten Theil dieser Schrift 1890 als 
Programm veröffentlicht hatte, publidrt er jetzt das Ganze. Dies 
Buch ist bestimmt, zur Einleitang in das Studium des Eirchenrechts 
zu dienen und dazu auch nicht ungeeignet Der Verf. hat fleissig kom- 
pilirt, aber auch nicht mehr. Der Leser des Buches hat doch den 
Eindruck, ab ob der Verf. die einzelnen Kirchenrechtsquellen nicht 
selbst durchmustert hat, sondern nur ftber sie refeiirt, was er bei 
Anderen gefunden hat. Unmöglich bitte sonst der Verf. die Aus- 
fOhrungen über das sächsische Gesetz yon 1876 geben können, die 
8. 197 zu lesen sind. Gegen manche Bemerkungen hfttten wir Wider- 
spruch zu erheben. So S. 9: dass die bischöflichen Gesetze als auto- 
nomische zu bezeichnen seien, S. 41 : wo f&r das Gewohnheitsrecht der 
consensus legislatoris als erforderlidi bezeichnet wird. S. 71 : Benedict 
Levit-a soll Bechtsbuch für geistliche Gerichte gewesen sein; S. 83: der 
n. Theil Pseudoisidors biete nur wenig Interpolationen — dem Verf. 
sind die einschlagenden Untersuchungen Maassen's unbekannt geblieben. 
S. 94: Pseudoisidor habe keine Tendenz gehabt, sondern nur ein 
schriftstellerisches Interesse yerfolgt« auch auf die Bechtsbildung nicht 
wesentlidi eingewirkt (S. 96). Mit dem letzteren Irrthum hftngt zn> 
sammen, dass über die Fälschungen Burehard*8, Anselm's und des 
Deusdedit keine Silbe ges^ wird, ebensowenig wie über ihre Be- 
nutzung Pseudoisidors. 8. 116 ist nicht erwähnt, dass Schulte drei 
Summae herausgegeben hat, ebenso wie Ott*8 Arbeiten nicht angefahrt 
werden. Dass Johann XXII. eine Durchsicht und Verbesserung der 
Clementinen Torgenommen habe, wie 8. 158 nach Ehrle behauptet wird, 
ist unrichtig. Die Handschriften, welche die UebersendungsbuUe Cle- 
mens V. haben, weichen in nichts von denjenigen ab, welche die Jo- 
hanns XXII. enthalten. S. 19 L ist nicht gesagt, dass das B.Ge8. 14./5. 
1878 aufgehoben worden ist u, s. f. Die Literatur hat der Verf. mxht 
▼ollständig geben wollen, aber dass er bei der Didache nicht Hamaok 
erwähnt, bei Benedict Xieyita Bmnner, muss doch als fehlerhaft bezeichnet 
werden. B. Fr. 

2. Bignami, Bella consuetudine contra ius in diritto canonico. 
Diss. Payia 91. 
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3. Amoneit, üntersnchmigeiL z. alten E.Geseb. 1. Die Aposiel- 
lebre in ihrem Verh. s. verwandten Schriften. Progr. d. Gymn. z. 

Wehlau 72, 

4. Ren esse, M{ <^coax4) tny StoScita. 2. Th. Progr. d. Gymnas. zu 
Lauban. Lauban 92. (Vgl. Bd. II, IV, 3.) 

ö. Yölter, D. Ignatianisdien Briefe, auf ihren Ur^mng unter« 
sucht. Tüb. 92. 

6. Starbuck, The Ignatian question. Andover Bev. 92, 283. 

7. Hall, The epistles of Polycarp and of Clement and the 
Teaching of the Tvelve. Lond. 92. 

8. Punk, Apostel. Konstitut. Bec: Achells in Theol. Lit.*BL 92, 
a 493. 

9. Funk, D. apostol. Konstitutionen. T&b. TheoL Qnartalsschr. 
74, 396. 75, 105 (gegen Achelis). 

10. Morin, Une etude sur lel>e aleatoribus par les membres du 
s^in. eccl^. de Louvain. Revue benädict. 8, 234. 

11. Langen, Clemensromane. Becens.: Jülichs, Gött. G.A. 
92, Nr. 13. 

12. Bright, The Canones of the first four general Councils of 
Nice, Constantinople , i^hesns and Chalcedon. Wijbh notes. Lon- 
don 92 =. 

13. Rivington, Angliean Writers and the Counc. of Sphesns. 
Dublin Review 1892, 296. 

14. Mem. publiäs par les niomhres do la mission archeol. 
fran^. au Caire sous la direction de M. U. Bouriant. T. b, faso. 1: 
La bibliotheque de Deir>Amon. Shenondi. II partie. Actes du c o n* 
eile d'Ephöse. Texte copte, publik et tradnit par U. Bouriant. 
Par. 5)2 

ir>. Ueber Friedrich, Sammlung d. K. v. Thessalonich. 
N. Arch. 18, 357 (vgl Bd. II, IV, 14). 

16. Geizer, Ungedruckte und bekannte Bisthumsverzeicfa* 
nisse d. Orient. K. Byzantin. Ztschr. I, 245. 

17. Moriu, Hierarchie et liturgie dans Teglise gallicane au 
Y. siecle d'aprds un eerit restitute ä Fauste de Biez (die Abh. des 
Fseudo- Hieronymus de Septem ordinib. eeclesiae gehöre dem Faustus 
an). Revue ben^dict. 8, 97. 

18. Buchesne, Le über pontifioalis. Texte, introduotion et com- 
mentaire. 1. 2. Par, 92. 

19. Hart mann, Die Enstehungszeit des Liber diurnus (für 
Sickel gegen Duohesoe). Mitth. d. österr. Instit. 13, 239. 
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20. Entsiehnngszeit d. Liberdii&rnns. Tfib. Tbeol. Quartalssebr. 
1892, 847. 

21. Siekel, Die Vita Hadriani Nonantnla u. d. Diuniiis- 
handschr. Y. Neues Areh. 18, 107. 

22. Ebner, Zur regula canoiucor. d. h. Ohrodegang. BOm. 
Qnartalsschr. 1891, 82. 

28. Gaudenzi, Bibl. inridioa medü aevi P. I. Scripta anecdota 
glossator. VoL II. Bologna 92. Hiacmari Bemensis collectlo de 
eocMis et cappellis. 

24. Gttnther, Ein Sitzungsber. d. Wiener Akad. CXXVI über die 
Chronologie der in der Avellana überlieferten Briefe des Hormisda. 

25. Sdralek, Wolfenbüttler Fragmente (e. Bd. II, IV, 28). 
Becens.: Gietl, Histor. Jahrb. 13, 749. 

26. Schnitzer*, Die Gesta Bomanae Eeelesiae des Kardinals Beno 
und andere Streitschriften der schiamat. Eardinttle wider Gregor VII. 
(n. H. d. histor. Abhandl. a. d. Münchener Seminar.) Bamberg 92, 
Bnchner. 

Der Verf. giebt znn&chst eine Charakteristik Benos und dann 
eine sorgfältige Analyse seiner mehrfach — ti. a. von Goldast, Flacius, 
Brown — edirten Schrift, die mit Beeht als ein tendenziöses Pam- 
phlet, deren Angaben keinen Anspruch auf Glaubwürdigkeit erheben 
können, dargestellt wird. Bezüglich der Wahl Gregors VII. ist Mirbt 
neuerdings zu gleichem Ergebnisse gekommen. Von der bei Snden- 
dorf abgedruckten Schrift der schismatischen KardiDttle gegen die 
Dekrete Gregors Vn. weist der Verf. nach, dass sie gleichfalls Beno 
zum Urheber habe. E. Fr. 

27. Sackur, D. Dictat. papae u. d. Canonessammlung d. Dens- 
dedit. N. Arch. 18, 136, (Der Dictatns ist nicht von Gregor VII., 
sondern aus dem InhaltsTerzeichnisse des Densdedit gefertigt.) 

28. Buffini, La Buona Fede in materia di prescrizione. Storia 
della teoria canonistica. Torino 92. 

Eine ebenso geirrte, wie sorgfiLltige Arbeit. Sie schlugt insofern 
auch in des Eirchenrecdit ein, als der Verf. auch quellengeschichtliche 
Erörterungen giebt. So stimmt er mit der von mir früher gellusser- 
ien Ansicht, dass die Priskriptionslehre im Decretum Gratiani nicht 
aus Gratians, sondern ans der Feder eines Bomanisten geflossen sei, 
überein, weicht aber insofern ab, als er eine Interpolation annimmt, 
Yorgenommen in der Zeit zwischen Gratian und Bufin. Für die De- 
cretale Vigilanti X (2, 26) weist er die so vielfach bestrittene Urheber- 
schaft durch Alezander III. nach. E. Fr. 
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29. Schulte, Summa mag. Bafini. Becens. : Tbaner, Gött. G.A. 
1892, S. 950. 

80. Scbnlte, De decreto ab Omnibono abbreviato. Bonner 
Programm z. 3. Aug. 1892. Behandelt den einzigen Kodex des 
Omoiboiras in der Franlcf. a.M. Stadtbibliothek, Nr. 68, 

81. Wir freuen uns mittheilen zu können, dass eine Ausgabe der 
Summa Goloniensis in Vorbereitung ist. Da die Arbeit in den be- 
währten Händen des P. Ambrosius M. Gietl 0. P. ruht, dem die 
Wissenschaft schon die vortreffliche Ausgabe der Sentenzen Rolands 
verdankt, so ist ein mit grösster Genauigkeit und Sorgfalt ausge- 
führte Werk mit Sicheriieit zu erwarten. 

82. Henry Charles Lea*, A Formulary of the papal peniten- 
tiary in the thirteenih eentnry. Philadelphia, Lea Brothers & Co. '.'2. 

Im IV. Bimde des Archivs fOr Literatur und Kirchengeschichte 
des Mittelalters theilte S. 205 Denifle mit, dass die Pergamenthand- 
achrift Nr. 594 der Stadtbibliothek von Tours ein Formelbuch der 
Poenitentiaria enthalte, welches Material aus dem Ende des XIII. Ilahrh. 
gewähre. Jetzt giebt nun der verdienstvolle Forscher über Inquisi* 
tion ein solches Formelbudi heraus nach einer Handschrift, welche der 
Berliner Buchhändler Albert Cohn in Italien erworben hatte Es 
trägt die üdiiersohrifl;: Forme romuiae eurie composite a magistro 
Thomasio bone memorie presbitero cardinali super casibus penitentiae. 
Lea vermuthet als Verf. Jaeobus Thomas (^aetaui, einen Neffen 
Bonifaz VIEL, welcher von 1295—1300 Kardinalpriester war. In der 
That stammt das Material aus dem XIII. Jahrb., vorangehend dem 
liber seztus, da das Gregoriauisohe Becht als novum ius bezeichnet 
wird. Eine Verwandtschaft mit dem Pormelbuch von Tours ist zwnfel- 
los vorhanden. Beide beginnen mit de symonia commissa in spiri- 
tualibns, de symonia mentali, de symonia commissa in ordine eo inscio 
qui promovetur. Ebenso steht in beiden Lea Nr. 42 (3 Nummern) ^ 
Tours Nr. 152—54 (bei Lea ist wohl statt fomitem hier mit Tours 
fomentum zu lesen.) Lea Nr. 79 wohl = 584 oder 536. Lea Nr. 108 
= Tours 882. Andererseits ist das Buch von Tours umfangreicher, da 
es 589 Nummern enthalt gegen die 179 Nummern von Lea, so dass 
der Schluss zulässig erscheint, dass das Lea'sche die Quelle des an* 
deren Buches gebildet habe^ wor&ber sich freilich nach den wenigen 
von Denifle gegebenen Noüzen nicht sicher urtheilen läset. Jedenfalls 



Die Handschrift scheint mir nach der beigegebenen Schriftprobe dem 
XIII. Jahrb. anzugehören. 
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ist die Ausgabe von Lea selir dankenswertih , zumal sie auch dareh 
eine treffliebe Einleitung in den geschicbttichen Znsammenbaog ge- 
bracht und dorcb gelehrte Noten erlftutert wird. Fr. 

88. Auvray, Note snr nn traitö des reqnöts en oour de Borne 
du Xme sitele. Melange» d'archeoL et d'hist. 10, 112 (ein Formel* 
buch). Libelluspetitionum curiae Bomanae t. Eard. Gualo Bicfaieri 1226. 

V. Gesehichto der katholisohen KirchenverfassuBg. 

1. Wilpert, D. gottgeweihten Jungfrauen in d. ersten Jahr* 
hunderten d. K. Nach d. patrist. Quellen u. d. Grabdenkmälern dar- 
gestellt. Preib. 92. (Vgl Bd. I, V, 14.) 

2. Lemme, D. Judenchristenth. d. Urkirche u. d. Brief d. de- 
mens Bomanua. Neue Jahrb. f. deutsche Theol. 1, 825. 

8. Lightfoot, Dtsertations on the Apostolic age. Beprinted 
from 'editions of St. Paulis Bpistles. Lond. 92. 

4. Schmid, Petrus in Born oder norae vindiciae Petrinae. Nene 
literar-hist. Untersuchungen dieser „Frage", nicht «Sage*. Luzern 92. 

5. Schwarzlose, Gesch. d. röm. Christengemeinde im I. Jahrb. 
Jahrb. d. kgl. Akad. gemeinntttz. Wissensch, z. Erfurt. N. F. 1892, 75. 

6. Harnack, D. ftltesten christl. Datirungen u. d. An&nge einer 
bischöfl. Chronographie in Boul Sitzungsb. d. Berl. Akad. 1892, XXXV. 

7. Harnack, D. Briefe d. rOm. Klerus a. d. Zeit d. Sedisyakaoz 
i. J. 250, in Theol. Abbandlungen. Carl v. Weizsfteker z. 70. Geburts- 
tage 11./12. 92 gewidmet. (Wahrend der Sedisvakanz geriren sich 
Presbyter n. Diakone in Born als Inhaber der volIstSndigeu bischöf- 
lichen Gewalt. Schon damals hat Born es für seine Pflicht erachtet» 
seine Sorge allen Gemeinden zuzuwenden.) 

8. Louw, Het onstaan van het Presterschap in de christemke 
kerdc. Ben archeol. Studie. Diss. ütredit 92. 

9. Battenbusch, fieitr. z. Gesch. des altchristl. Taufsymbols. 
(Progr.) Glessen 92. 

10. Seek, Die Anftoge Constantins d. Gr. (Schi.) D. Zeitschr. 
f. Geschiehtswissensch. 7, 189. 

11. Crivellucci, L'editto di Milane. Studistorid 1892, X, 289. 

12. Funk, Die Berufung der ökumen. Synoden des Alterthnms. 
Eist. Jahrb. 13, 689. (War vom IV. bis IX. Jahrb.. ausschliesslich kaiser- 
liche Angelegenheit. Wenn der Verf. das als eine ,Sondermeinung* 
bezeichnet, so kann das nur bezüglich der katholischen Kirchenhistoriker 



Digitized by Google 



y. Geschichte der Imtholiachdii Kirchenverfassung. 



75 



gelten. leh selbst habe dieselbe Ansiebt scbon 1878 in meiner Schrift 
der Staat u. d. allgem. Konzil vertreten.) £. Fr. 

18. Schwarze, Untersuchiingen über d. ftnssere Entwickelang 
d. afrik. £. m. bes. Terwendnng d. archftolog. Fnnde. Gdtting. 92. 

14. Ter-Hikelian, D. armen. K. in ihren Beziehangen z. bjzant. 
(Vom y. bis zum XIIL Jahrb.) Leipzig 92. (Jenaer Diss.) 

15. Fahre» T>e patrimonüs romanae ecd. nsqne ad aetatem caro- 
linorum. Lille 92. (Thdse.) 

16. Tille 7, De Tinflaence des Fansses Beeret, snr le droit public 
eod^. an point de yue apologetique. Gompte rendn dn Congr. intemat. 
des Cath. sciences jurid. 267. 

17. Schröder, üeb. d. GhorbischOfe d. yiU. u. IX. Jahrb. 
(Sie hatten um diese Zeit niöht selten abgegrenzte Sprengel.) Ztschr. 
f. katb. Tbeol. 15, 176. 

18. Clotet, Le ben^fice sous les denx prani^nes races. Compte 
rendu du Congr. intemat. des Gatb. sciences jurid. 87. 

19. Gniraud, Le commerce des reliques an commeneement du 
IXe sa^e. (Ecole firan^. de Borne. — Mölanges G. B. de Bossi 1892, 
p. 73.) 

20. Fahre, Beeherches sur le denier de S. Pierre en Angleterre 
au mojen-ftge.(l«colefranf.deBome. M^langes G.B. de Bossi 1892, 159.) 

21. Fahre, Les döcimes eoclds. dm le royaume d' Arles de 
1278—83. Annales du midi 92. Juin. 

22. Fahre, &ude sur le Uber censuum de l'eglise romaine. 
Par. 92, 

28. Gottlob, D. pftpstl. Krenzzugssteuem d. XIII. Jahrb. 
Ihre rechtl. Grundlage, polit* Geschichte u. tedmiscfae Verwaltung. 
Heiligenstadt 92. 

VI. Staat und Kirehe. 

1. Dumont, L'id^ de l'eglise dans ses rapports ayec T^tat. 
Th^se. Montb^liard 89. 

2. Bonsieri, La Separation de TEglise et de VitaA, La science 
sociale 1892, 1. 

8. Brache, Parität-Imparität. Eine staatsrechtliche Betrachtung. 

Leipzig 92. 

4. Bungeroth*, D. Simultanstaat. Seine Grundlage, sein posi- 
tives Bedit u. seine Entwickelung. 1. Der Ursprung u. d. Wesen d. 



Digitized by 



Literaturübersicht 



6imTiltaii8tMt68 nacli philos. GrnndBfttzeii entwickelt. 2. Das positive 
Recht der Konfessionen im prenss. Staate. Barmen 92, Wiemann. 

Die Stimmen gegen den Simultanstaat vermehren sich. Neben 
Drache's Flugschrift stellt sieh die des Terf. Aber während jener die 
Frage Tom juristischen Standpunkt ans in Angriff nimmt.» thut es dieser 
TOn einem abstrakten aus. Die geschichtliehen und darum politischen 
Momente übergehen beide. Der Verf. beantwortet die Frage, ob in 
einem christlichen Staatswesen mehrere Konfessionen neben einander 
bestehen können im L Bd. dahin, dass dies nur insoweit möglich sei, 
als die evang. herrschend sei und bleibe, dass also die Paritat ein 
Unding sei. Im II. Bd. versucht er nachzuweisen, dass die preuss. 
Verf. -II. nur das Problem des Verhältnisses von Staat und Kirche 
au&telle und will im HL Bd. Beitrüge zur Lösung desselben beibringen. 
Die Schrift macht den Eindruck, von einem wohlmeinenden Dilettanten 
verfasst zu sein. Es fehlt dem Verf. eine Kenntniss der einschlagen- 
den Literatur, die richtige Werthung derselben — BOnne ist fOr ihn 
Autorität und wird ganz ausführlich gewürdigt — die juristische 
Schulung. In letzterer Beziehung heben wir hervor, dass H, 10 der 
Inhalt des Westph&l. Friedens falsch angegeben wird, S. 11 die Wür- 
digung der deutschen Bundesakte verfehlt ist, 8. 63 die Bemerkungen 
über die Beligionsfreibeit in Preussen ebensowenig zutreffend sind, wie 
S. 78 über das VerhSltniss der deutschen Bundesakte zur preuss. Ver- 
fassung. S. 88 ist juristisch nicht vcorstftndlich, S. 83 vollkommen unklar. Die 
Schrift ist aus voller Ueberzeugung heraus geschrieben und nicht uninter- 
essant, um die jetzigen Geistesströmungen innerhalb evangelischer Kreise 
kennen zu lernen. Aber sie bestätigt die alte Erfahrung, dass philo- 
sophischeAbstraktionen nicht geschichtlich-politische Deduktionen ersetzen 
können und dass unsere evang. Geistlichkeit meist nicht die juristischen 
Vorkenntnisse besitzt, um zur Klftiting von staatlich-politischen Fragen 
beitragen zu können. E. Fr. 

5. Holtzmann, D. Neue Testam. u. d. röm. Staat. Strassb. 92. 

6. Benrlier, Les Ghr^tiens et le servioe militaire pendant les 
trois Premiers siöcles. Par. 92. 

7. Crivellucei, Ghiesa e impero al tempo di Pdagio II. e di 
Gregorio I. nella politica verso i Longobardi. (Fine.) Studi Storici 
Periodico trim. di A. Crivellucci e di E. Pais I, 201, 845. 

8. Weyl^, Die Beziehungen des Papstthums zum fränkischen 
Staats- und Kirchenrecht unter den Karolingern« Bechtsgeschiehtiiche 
Studie. Breslau 92, Koebner. 

Eine sorgfitltige, auf eingehenden Quellenstudien beruhende 
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Untersucbuiio. Sie stellt fest, dass der Papst zwar die höchste Auto- 
rität in dogi]iatis( heil Angelegenheiten eingenommen und auch eine 
Discipliü gehaiidhabt, ebenso in Anerkennung seines obersten Mis- 
sioDsrechtes zur Ausübung desselben einen ständigen Vertreter zu be- 
stellen die Befugniss besessen habe, endlich auch bei der Bestellung der 
Metropoliten, denen er das Pallium zu verleihen hatte, betheiligt ge- 
wesen sei. Aber damit sind auch die Rechte des Papstes über die frän- 
kische Kirche und Geistlichkeit erschöpft. Einen Primat hat er nicht 
durchsetzen können. Vielmehr war er seit dem J. 780 fränkischer 
Landesbischof. Ben Bemerkungen 8. 215 Uber die Tendenz der 
pseudoisidorischen Dekretalen vermögen wir nicht zuzustimmen. E. Pr. 

9. Michael, Wie dachte Gregor VII. über d, Ursprung u. d. 
Wesen d. weltl. Gewalt. Ztschr. f. kath. Theol. 15, 164. 

10. Paul, D. Streit d. Mgf. Albrecht Achilles mit den frÄnk. 
Bischöfen. Deutsche ev. Bl. VIII. 

11. Schiitter, D. Reise d. Papstes Pius VI. nach Wien n. sein 
Anfenthalt daselbst. Ein Beitr. z. Gesch. d. Beziehungen Josefs II. 
röm. Kurie. (Fontes rer. austriacar. Abth. IL, Bd. XLVII, L H&lfte.) 
Wien 92. 

12. Franz^, D. Projekt eines Beichskonkordats u. d. Wiener 
Konferenz v. 1804. Kiel n. Leipzig. Lipsius & Fisöher. 

Die Abhandlung, ein Sonderabdruck aus der Kieler Festgabe f%r 
Ihering, ist interessant und bemerkenswerth. Dass nach dem Reichs- 
depvtatiioiishauptschlusse Konkordatsverhandlungen zwischen Born und 
dem Reiche gepflogen worden sind, war bisher bekannt. Aber Näheres 
wDssten wir nicht, iind allgemein wurde von den Verhandlungen in 
Begensbm-g gesprochen, die Bella Genga geführt habe, während sie 
doch in Wien durch Sereroli geführt worden sind. Auch auf die 
Tendenzen der Österreichischen Regierung einer- und Dalbergs anderer- 
seits wirft die kleine Schrift neues. Licht. Ü. Fr. 

18. Seydel*, Bayerisches Kirchen- und Staatsrecht. Freiborg, 
J. 0. B. Mohr. 7 Mk. 40 Pf. 

Das Buch ist eine Sonderansgabe was dem VL^ Bande des Staats* 
rechts desselben Verf. Dies muss um deswillen her Yorgehoben 
werden, weil die B^htsgeschichte gänzlich felüt, da sie schon im 
I. Bande des Werkes behandelt worden ist. Aach der Ausdruck 
Kircbenstaatsrecht ist cum grano salis zu verstehen, da ancfa die 
Stellung der israelitischen Beli^äonägesellschaft erörtert wird. Die 
Vorzüge der Darstellung des Verf. sind bekannt, und Klarheit des 
Gedankens, sowie Prttcision der Darstellung sind auch bei diesem 
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Bache lübmend herYorzahebeo. Der Verf. operirt sehr selbstllndig 
und seine AnftteUnngen werden noch mannigfachem Widersprache be- 
gegnen. Ganz besonders, glauben wir, wird dies bezfiglich des V. Ab- 
schnittes der Fall sein, obgleich fftr mich die Deduktionen des Verf. 
einen überzeugenden Oharakter haben. Das Buch ist zur Zeit die 
ausführlichste Darstellung, welche wir Ton dem Staatskircfaenrechte eines 
deutschen Staates besitzen und seine Bedeutung geht weit über Bayern 
hinaus. Schliesslich mag bemerkt werden, dass der vom Verf. citirte 
XXni. Band der Ztschr. f. E.B. nicht existirt. Er meint den ersten 
unserer Deutschen Ztschr. f. E.E. 



Vn. VerfassttBgs- und Verw^altimgareclLt der 
kaÜLolisclieii EirclLe. 

1. Specht, Die Lehre y, d. Kirche nach d. h. Augustin. 
Faderb. 92. 

2. H eifert, Jos., Anleitung z. geistl. Geschttftsstile. Wien 92*. 
(Bearbeitet v. Frh. Jos. Ales. y. Belfert.) 

3. Falmieri, Tractus de rom. pontifiee, cum prolegom^o de 
ecclesia. Frato 92*. 

4. Giustiniani, I Oardinali ed il privilegio di cui agli art. 
278 e 724 del Cod. di proc. penale. Bir. di dir. ecdes. 2, 577. 

5. Hejer, D. Index libr. prohibit. Mitth. d. Deutsch. Gres. 
Leipz. 8, 188. 

6. Thurston, The Pallium. Konth Julj. 

7. Sagd, Der Purpur des Fttrst*Frimas v. Ungarn. Areh. f. k. 
K.a 67, 487. 

8. Muth, Beitr. z. Lehre t. d. Pfsrreien n. Staats- u. E.-Becht. 
Saarlouis 92. 

9. Marie, Traite du regime Ugal des paroisses catholiques. 
Bennes 92. 

10. L'ampliamento delle Chiese parocchiali. Bir. di dir. eocL 2, 705. 

11. Duballet, Des paroisses et des eures. Journal du droit 
canon. 12, 1066. 

12. Des paroisses et des cnr^. Journal du droit can. 12, 1121. 

13. Varela Diaz, Die allgemeine Disclplin der Kirche und die 
besondere Spaniens betr. der Besetzung der Pfarreien. La Luz. cano* 
nica 30. Octob. 80. Nor. 92. 
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14. Boudinhon. A propos du rt'taVilissement du coneours pour 
les paroisses vacantps dans les dioceses de Fraoce. Decret de Mgr, 
l'Evtque de Strasbourg. Le Cniion. coiitonip. 15, 592. 

15. Reiss, D. VersicheruDg d. Küster o. d. neuesten E.G. Pastor 
bODus 1891, 445. 

16. I Membri delle soppresse corjjorazioni riiiniti a vita comune 
e la loro capacitA di aequistare e ricevere per testamento o per 
donazione. Rivista di dir. eccl. 3, 7. 

17. Schmidt*, Arth., D. Austritt aus d. Kirche. Eine kirchen- 
rechtliche n. kircheDpolitische Abhandlung. Leipz. 93, Duncker und 
Humblot. 

Eine umsichtige und fleissige Abhandlung. Die Materie ist mono- 
graphisch bisher noch nicht behandelt worden und schwierig wegen 
der Fülle von partikularrechtlichen Normen. Der Verf. hat die Mühe 
nicht gescheut, die letzteren zu sammeln — auch ungedrucktes Material 
ist herangezogen und reiches Quellen material wörtlich im Anhange mit- 
getheilt — und zu verarbeiten. Er erörtert alle einschlagenden Fragen 
verständig und macht auch legislative Vorschläge. Den letzteren 
stimmen wir insoferne nicht bei, als wir meinen, dass ein Staatsbürger 
durch Staatsgesetz auch nur zu staatlichen Akten verpflichtet werden 
könne, und demnach den einzigen richtigen Modus des Austritts aus 
einer Religionsgesellschaft nur in der Erklärung vor dem Richter zu 
erblicken vermögen. Auch den Ausführungen auf S. 242 f. vermögen 
wir nicht zuzustinunen. Einige Versehen, die uns aufgestossen sind, 
erscheinen als geringfügig (z. B. S. 1, S. 17 Anm, 33). E. Fr. 

VIII. OrdensweseiL 

1. U r s m e r B e r 1 i e r e , Les origines du. monachisme et la critique 
moderne. Revue benedict. 8, 1, 49, 

2, Smith, Christ, monasticism from the IV to the IX centuries 
of the Christian era, Lond. 92. 

• >. Schmidt, Regula S. pntris Benedict!, iuxta antiquiss, codd. 
recognita. Accedunt quaedam benedictiones et preces. Regensb. 92. 

4. G-rützm acher, D. Bedeutung Benedikts v. Nursia u. seiner 
Begel in d. Geschichte des Mön -hthums. Berlin 92. 

5. Duhr, Jesuitenfabein. 2. Aufl. Freib. 92. 

G. Krones, Beitr. z. Gesch. d. Jesuitenordens in d. Steiermark. 
Beitr. z. Kunde steierm. Gesch.-Queilen, Jahrg. 24, 1892. 
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7. Provinciale ordims fratrnm Minornm Tetnstiflsimaiii secnnd. 
cod. Vatio. Nr. 1960 denuo edidit Dr. Conr. Eabel. Ad Claras 
Aquas (Qaaraccbi) prope Florent. 92. 

8. Bio die, Begelbnch d. 3. Ordens y. h. FraDziskos y. Assissi 
f. Weltleate nach d. apostol. Konsiitat. Misericors t. 30./5. 1883. 92*. 

9. Eudes, Kegulae coDgregat. Jesu et Hariae qua Omnibus 
ejnsdem congregationis alninnis praebent Christus Jesus et sanct. genitrix 
ejus Maria. Par. et Lyon 92. 

IX. Evangelisclies Kirchenreclit 

1. Lüttgert, Giebt es ein unmittelbar anwendbares gemeines 
ev. K.R.V Diss. Bielefeld 92. 

2. Hase, Protest. Reden u. Denkschriften. Leipzig 92. (Enthält 
namentlich die 1848/9 geschriebene, 1852 tiberarbeitete Schrift: D. 
ev.-protest. Kirche des deutschen Reichs, welche wegen ihres ge- 
schichtlichen Materiales noch heute von Bedeutung ist.) 

8. Goebel, D. allgem. Priesterth. d. Crlftnbigen u. d. Vor- 
fassungsideal d. ev. K., Kirchl. Monatsschr. 1892, 113. 

4. Achelis, Z. Sjmbolfrage. Zwei Abhandlungen. 1. Die Ver- 
pflichtung d. ev. Theologen auf d. Symbole. 2. Der Gebraucbswertii 
d. Apostolikums. (Ans Halte was du hast 92.) 

5. Sobrempf, Akten z. meiner Entlassung aus d. württemh. 
Kirchendienst. Götting. 92. 

6. Köhler, D. Amteentsetzung d. Pfarrers Sdirempf kirchen* 
rechtl. Standpunkt ans beleuchtet. Christi. Welt 1892, 868. 

X. Sektenwesen. Religionsfreilieit 

1. Bertolotti, Martiri del libero pensiero e Yittixne della 
inquisizione. Bir. di discipl. carcerarie 21, Kr. 4. f. 

2. Finke, Studien s. Inquisitionsgesch. 1. Z. Inquisit. Eonadl 
Narbonne. 2. Eine unbekannte Inquisitionsordnung d. Kard. Legaten 
Petrus y. Alhano (f. S&dfrankreich 1249). Röm. Quartalsscbr. 1892, 190. 

3. Douais, L'inquisition en Boussillon (1315 — 1564). Annales 
du Midi, Octobre 92. 

4. Amabile, II s. Officio della inquisizione in NapoU: narra- 
zione con molti documenti inediti 1. 2. Cittä di Castello 92. 
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5. Fontaiiji, Documenti Vaticani contro Teresia luterana in 
Italia I. Arcb. d. R. Soc. Rom. di Storia patria XV, 71. 

6. Bruni, Cosimo I de' Medici e il processo deresia del Carne- 
secchi: contribufco alla storia della riforma ia Italia, con Taiato di 
nuovi documenti. Torino 92. 

7. Predericq, Robert le Bougre premier inquisiteur gänerai 
en France. Gand 92. 



XL Ehereclit 

1. llruza, Beitr. l. Gesch. d. griech. u. röm. Familienrecbts. 
1. Die Ehebegründung n. att. Rechte. Erl. 92. 

2. Weste rmarck, The History of Human Marriage. Lond. 91. 

3. Philippe, Etüde bist, sur les origines et le developpement 
du droit niatrira. dans l'öglise (s. Canon, contemp. 1890, 433. 1891, 
214) 189J, 26S. 311. 407. 459. 5S1. 705. 

4. Üar*, Lehrbuch des iuternat. Privat- n. Strafrechts. Stuttg,, 
Enke. 92. 

Das Buch ist, was Privatrecht und Civilprocess betrifft, ein Auszug 
aus dem grösseren Werke desselben Verf., wäbrond die Theile über 
Strafreeht und Strafprocess original ausgearbeitet sind. Es schlägt in 
unser Gebiet ein mit den i^j5 17 — 22, der Behandlung des internationalen 
Bherechts. Die Darstellung ist kurz ui:d präcise uod wohl geeignet, 
über die schwierige Materie zu orientiren. E. IV. 

5. A. Winroth*, Ur mina fÖreläsning.ti II. Familjeräth. Aekten- 
fekups Ingaende. Lund 1SÜ2. XVI, oOO S. 8°. 

Professor \N'inroth in Lund, ein duiLh dogmatische und historische 
Studien auf dem Gebiete des scbwediscben Civil- und Strafrechts bereits 
rühmlichst bekannter Jurist, hat 1890 und in diesem Jahre zwei Ar- 
beiten publicirt, welche, wie es scheint, eine Serie von Handbüchern 
über ütfentlichcs Recht einleiten sollen. Beide beschäftigen sich mit 
dem Kherecht, das frühere mit den Ehehindernissen, das vorliegende 
mit der Eheschliessung. Iji Vorbereitung ist ein dritter Theil über 
Eheauflösung und Heirathsregister. 

In der vorliegenden Arbeit giebt der Verfasser nach einer kurzen, 
allgemein gehaltenen Einleitung über die zeitlich und örtlich ver- 
schiedenen Auffassungen der Eheschliessung einen üeberblick zunächst 

über die europäische Rechtsentwickelung, beginnend mit dem germani- 
Seatache Zeito6hr. f. KircIumTeebt. IH, 1. (j 
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sehen Recht (S. lo- -25), dann nach Berührung' des spätrömischen 
Rechts iiiit die kuthülische und protesiantische Entwickelung vornehm- 
lich hinsichtlich kirchlicher und civiler Trauung ein«:,'ehend, endlich das 
griechisch-katholische Hecht auf wenigen Seiten anschliessend (S. 25 
bis 67). £Lv,as Neues wird hier nicht geboten, wohl aber sind die 
bekannten Arbeiten auf diesem Gebiete tieissig benutzt. Nur Sehling's 
Unterscheidung^' der Verlöbnisse nach kanon. Recht vermisse ich. 

Hierauf folgt eine eingehende Untersuchung des schwedischen 
Rechts in historischer (S. 68 -240) und dogmatischer Beziehung (S. 241 
bis 263). Dieser Theil ist der eigentlich werthvolle. Insbesondere 
bietet diejenige Partie, welche die Entwickelung der Eheschliessung 
von der Reformation bis zur Gegenwart darstellt, dem Leser reiches 
Material. Für die älteste Zeit wäre das eine oder andere hin/.azufugen. 
So ist daran zu erinnern, dass die Raubehe noch durch den Satz des 
Uplandslag: ,Man soll nm eine Frau werben und sie nicht mit 
Gewalt nehmen" faindorchblickt, dass der Auffassung der Ehe als 
Fraakauf von Amira (Obligationenrecht und in Paul's Grundriss), dem 
wsh E. Hertzberg (Tidsskr. for Retsvidenskab IV) anzoschliessen scheint, 
«De andere als Schenkung entgegengesetzt wird, wodurch mnndr 
lind vingiaf in die Stelle des langobardischcn lannegild einrücken (eine 
AjaiEBSsmigf die ich nicht für berechtigt halte), dass die im Helsingelag 
auftretenden fsstav jedenfalls nicht Zeugen sind, ob man sie mit 
Amira und Maurer als Vertreter der Thingversammlnng oder mit nns 
als Bürgen ansieht, dass ^. Hertzberg's Aufsatz über „De gamle loves 
mynding'' (1889) zu berücksichtigen war, dass die schwedische Bett- 
beschreitung wohl kaum schlechthin eine Nachbildung der kanonischen 
copula camalis ist, auch bei der schwedischen Heimführung die 
römische deductio in domnm mariti wohl kaum yorgeschwebt hat« — 
Der Verlauf der Entwickelung von der Heformation ah ist ein gleicher, 
wie im protestantischen Deutschland. Die Brautgabe und Bett- 
beschreituug weicht mehr und mehr der kirchliehen Trauung, die im 
XVI. Jahrhundert noch vor der Kirchenthttr erfolgt, 1614 in die Kirche 
verlegt wird und 1784 alleiniger und ausschliesslicher ESiebegründungs- 
akt wird. Dieser Zustand ist prinoipiell noch der heutige, nur lür 
NothlUle ist die bürgerliche Ehesdbliessnng in Schweden zugelassen. — 
Hervorgehoben sei, dass W. sich in der Auffassung der Verhältnisse 
von Verlobung und Trauung für die ftlteste Zeit uns anschliesst. 

Angehängt ist eine Zusammenstellung des geltenden, ausser- 
schwedischen Bechts, bei der ich Stölzel's Ehescfaliessungsrecht und 
BarteFs Ehe und Veriöbniss 1871 yermisse. 
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Das Buch des Verfassers füllt für Schweden eine Lücke aus und 
wird dem deutschen Leser , der sich mit dem schwedischen Ehe- 
scbliessangsrecbt zu befassen hat, ein willkommenes Hilfsmittel sein. 

Karl Lehmann. 

6. Deuntzer, Den danske Familieret. Kob. 92 \ 

7. Low, Gesammelte Schriften 3. Szegedin 93. (S. 13—334. Ehe- 
rechtliche Stadien. Enthält Abhandinngen aus dem mosaisch- talmudischen 
Eherecht, welche in Ben Chananja 1860 —66 erschienen sind.) 

8. Allegre, Des empechements et des dispenses de mariage au 
point de vue canoniqne et civil. Etüde de legislat. matrim. comparee. 
Journal de droit can. 12, 499. 

9. Ueb. d. Ehen d. üngetauften, welche z. kath. K. übertreten. 
Interpellatio coniugis infidelis. A. f. k. K.B. 68, 258. 

10. Holtermann, Dürfen Ehen, die in Verwandschaftsgraden ge- 
schlossen sind, innerhalb welchen nach Gottes Wort keine geschlossen 
werden sollen, bestehen bleiben? nnd wenn, welche sind es? Theol. 
Ztblätter her. v. d. ev. lath. Synode v. Ohio ii. a. Staaten. Jahr« 
gang XI. H. 6. 

Xn. Schule. 

1. Mittheilungen, d. Gesellsch. f. deutsche Erziehungs- u. 
Schulgeschichte : I, 2 — 3. 

Ritterschule, Waisen-, Zucht- und Arbeitshans, geplant von der 

fränkischen Ritterschaft des Kitterkantons Odenwala um 17H2. Von 
Dr. J. G. Weiss in Adelsheim (Baden). — Zwei Erlasse des Herzogs 
Jubann Friedrich von Pommern über die Disciplm am fürstlichen 
Pädagogium in Stettin (1593), Von I)r. M. Wehrmann in Stettin. 
— Schulgeschichtliches aus Seolenhüchern, Von Pfarrer Dr. Falk in 
Klein-Winternheim bei Mainz. — Der Kector scolaruin zu Neuhausen bei 
Worms nach den Stiftsstatuten 1507. Von Pfarrer Dr. Falk in Klein- 
Wiiiibiiilitiiu bei Mainz. — Henricus Ni^idius, Kantor am Johanneum 
zu Lüneburg von 1539 — 1549, Von W. Schonecke in Lüneburg. — 
Der Dichter Christian Schubart als Lehrer. Ein Beitrag zur Geschichte 
der Erziehung und des Unterrichts von A. Holder in Winzerhausen 
(Württemberg). — Zur Geschichte der Schule zu Wachbach (Dorf im 
Oberamtsbezirk Mergentheim in Württemberg) von Dr. J. G. Weiss 
in Adelsheim. — Lehr- und Lektionsplan einer Leipziger Winkelschule 
aus dem Jahre 1711 von Dr. Gustav Stephan in Netschkau i. V. — 
Einkommen der Schulstelle zu Rödlitz von Dr. Gustav Stephan in 
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Netschkau i. V. — Zengniss für den Dorfschulmeister Ignaz Böhm a. d. 
Jalire 1787. Emkommen desselben auf der Schalstelle in Seidorf von 
F. Kabatnik in Berlin. — Bericht des Generalsohnlinspektors Christoph 
Schräder über die im Jahre 1650 abgehaltene Visitation der höheren 
und mittleren Schalen des Herzogthums Brannschweig-WolfenbÜttel 
von Prot Dr. D. F. Eoldewdy in Brannschweig. — Aus einer Vor- 
lesung Melanchtbons Über Giceros Toscolanen von Prot Dr. Karl 
H artfeld er in Heidelberg. — Zu Bnno von Dr. StOtzner in Zwickau. 
— Ans pädagogischen Bibliotheken. — Permanente Schulansstellung in 
der Schweiz. — Zur Geschichte der gesellschaftlichen Stellung der Lehrer 
an den hdhereii Soholanstalten im Königi*eich Sachsen. — Dag Kinder-, 
Schul-, ancli KSnigsfest in Memmingen. — Comeniosgesellschaft. Anfinifa 
(Geschichte des geographisehen Unterrichts — IGttelaltarlieli« Schul- 
münzen). Znr Ältesten Geschiehte des Sdinlwesens in Pommern (1288 
Ins 1300). Von IC. Wehr mann in Stettin. — Die Sehole zu Sehnee- 
berg unter dem Bektor Paul Obenneier 1555—1575. Von Direktor 
Dr. Windhans in Friedberg in Hessen. — Eine Sdmlordnnng Eidser 
BadoUs IL för die deutschen Schulmeister und Schnlmeisterinnen in 
Wien vom Jahre 1579. Von Dr. Karl Schrauf in Wien. — Seknl- 
gesetae der Lateinscfaole zu Kansfeld um 1580. Von Direktor Dr. 
Windhams in Friedberg in Hessen. — Bestallnugsnrknnde für den zum 
Bektor des grauen Klosters in Berlin ernannten Magister Wilhelm 
Hilden ans dem Jahre 1581. Von Stadtschnlinspektor Dr. L. H. Fischer 
in Berlin. — Ein Stundenplan fftr die Zwickauer Gelehrtensehule von 
1676. Von Dr. Bichard Beck in Zwickau. — Freisinger SohulkomSdien 
(1698—1800). Von Dr. A. Specht in München. — üeber die Geschichte 
des Schulwesens zu Landsberg am Lech. Eine Bede, gehalten beim 
Schulaktus des Gymnasiums in Landsberg am Schlüsse des Schul- 
jahres (October) 1780 von Dominikus Zttttl, Exjesuiten und Lehrer 
der Beredsamkeit in Landsberg. Von Prof. Dr. Joh. Bapt. Kral- 
linger in München. — Eine Prüfiomg fftr das höhere Lehrfskch vor 
100 Jahren. Von Direktor Dr. Jos. Buschmann in Bonn. — Zur 
Geschichte der gesellschaftlichen Stellung der Lehrer an den höheren 
Schulanstalten im Königreich Sachsen (Nachtrag zu S. 186 ff. der 
K Mittheilungen "). Von K. A. Martin Hartmann in Leipzig. — [Jeher 
Schulmünzen. Von Herm. Hein eck in Nordhausen (Harz). — Be- 
merkungen zu XXXI, K. Hartfelder: Aus einer Vorlesung Melanchthons 
über Giceros Tnsculanen. Von Prof. Dr. E. Voigt in Berlin. — Auf- 
ruf. Bibliographie der Pädagogik des Arnos Oomenlus. — Einladung 
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zur ersten Generalversammlung der Gesellschaft für deutsche Er- 
ziehungs- und Schulgesehichte. 

2. Po gge, D. neueren Gesetze auf d. Gebiete d. preuss. Volks- 
Schulwesens zusammengestellt und erläutert. Berlin Oll 

3. Liese, Allgem. Bestimmungen ül». d. preuss. Volksschul.- 
Präparanden- und Seminar- Wesen v. 15,/10. 1872 m. Anmerkungen u. 
Erläuterungen. Neuwied 92*". 

4. Schmid, Gesch. d. Erziehung von Anfang an bis auf unsere 
Zeit. In Gemeinschaft mit einer Anzahl v. Gelehrten u. Schul- 
männern bearb. Fortges. v. G. Schmid II, 1 ; III, 2. Stuttg. 92, 

5. Allain, L'oeuvre scolaire de la revolutiuu 1789 — lb02, etudes 
critic^ues et docum. ined. Par. 
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in. Aktenstücke. 

Mitgelheilt von Friedberg. 



Fäpstliclie Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

1. Leo XIII. Lit. eiicyel. ad omnes antistites et catholicos Galiläa 
16./12. 92. Acta S. Se<l. 24. r>19. 

2. Leo XÜL Brief an d. französ. Kardinäle t. 3./5. 92. Arch. f. 
k. K.E. 68, 171. 

8. Leo XUI. ep. ad episc. provinciae Neo-Eboraeensis de trans- 
Utione quam A£pu8 S. Pauli com jnagistrata civüi fecit dna diias 
Scholas provinclales 24.|5. 92. Ebeodas. 18, 306. 

4. Leo Xni. 25.|7. 92. Das apostoL Vikariat der Sechellen wird 
2iim Bisth. Port- Victoria umgestaltet und zur ProT* Oolombo auf 
Ceylon geschlagen. Le Can. oont. 15, 660. 

5. Congreg-, episc. et regular. 1./2, 92. Super Decreto r2.|12. 
90 quoad confessiarioä moniuliura. Ebendas. 15, 677. 

6. Fakultät von der Poenitentaria 15./4. 92 den Bischöfen er- 
theilt betr. der Erwerber kirchl. Güter, fibendas. 15, 5Ü4. 

Ebendas. 568. 
Dasselbe 11./5. 92. 

Diejenigen , welche sich beziehen auf die im Anfang des Jahrh. 
seitens der franzäs. Regierung occupirten rheinischen EirchengCLter. 
Ebendas. 569. 

7. De er. Poenit. forma episc. conoessae circa illos qui sub re- 
gimine Italico magistratuum loco funguntur (1892). Arch. f. k. K,B. 
68, 487. 
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8. De er. S. Offieii d. 25./11. 85 quoad pronralgationem Deereti 
Tametsi in America. 

A. Supplicatio Jacobi Gibbous, archiepiscopi BaltimorensiS. 
Beatissime Pat^r, 

Archiepiscopi et Episcopi totius Aniericae Septemtrionalis Foe- 
deratae, in Concilio Plen. Bait. iXL cougregati, inter alias res, col- 
laiis consiliis, id etiam diligenter egorant, nt ad liquidum deducerent, 
quibiu in locis Statuum Eoederatomm Americae Septemtrionalis de- 
cretnm Tridentanum Tametsi de matrimonüs dandeBÜBis (Sess» 24, 
I de ref.> vigeat; ei in qnibns non vigeat. Be stndiose indagata 
in hanc deYenernnt sententiam: 

Deeretum Tametoi NOK YIGET in sequentibuB PiDvincüs ee» 
desiasticis scilicet: 1. Baltimorensi : 2, Philadelpliiensi ; 3. Neo-Ebo- 
racensi ; i. Bostoniensi ; 5. Oregonopolitana: 6, Milwaukieiisi ; 7. Cin- 
cinnatensi, excepta dioecesi Vincennopolitaiia ; 8. S. Ludovici, exceptis 
ipsa civitate S. Ludovici et quibusdam aliis locis ejusdem Areliidioe- 
cesis mox nominandis; 9. Chicagieosi, exceptis aliquibus locis dioe- 
ceeis Altonensis proxime citandis. 

In ceteris vero locis eorumdem Statuum Foederatorum Decretum 
Tametsi VIGEEE GENSETUB, sciUoet: 1. in tota Provinda Neo> 
Anrelianensi; 2, in Provinda S. Franoisd, cnm temtorio ütah, ex* 
cepta ea parte ejusdem territorii, qnae jaoet ad orientem flnminis 
Colorado; 8. in Provinda S. Fidei, ezcepta parte septemtrionali ter- 
ritorii Colorado; 4. in Dioecesi Tincennopolitana; 5. in dvitate 
S. Ludovici, necnon in locis dictis S, Genovevae, S. Ferdinandi et 
S. Caroli Archidioecesis S. Ludovici; 6. in locis dictis Kaskaskia, 
. Cahokia, French ViUage et Pairie du Rocher, dioecesiii Altonensis. 

Ejusdem Concilii Plen. Balt. Iii. Patres item consilia contulerunt 
ad determinaadom, quasnam ad partes Americae Septemtrionalis Foe- 
deratae, in quibus dedetum Tametsi viget, extensa fuerit Beclaratio 
Benedicti XIV., a. 1741 pro HoUandia edita. 

Ea de re Patres in hanc convenernnt soitentiam: 

Dedaratio Benedietina extensa fnit: 1. ad Provindae Keo- 
Aarelianensis sequentes dioeoeses, sdlicet : Arcbidioeoesim Neo-Anrelia« 
nensem, dioeceees Natchitodiensem , Natchetensem , Petriculanam, 
Mobiliensem; 2. ad PrOTindam S. Pruidsci cnm territorio Utah; 
3. ad dioecesim V'incennüpoiiluuam Provinciae Ciiicinnateusis ; 4. ad 
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ATcMdioecedm S. Lndorid qnoad partes in qtiibiis viget Becretom 
Tametsi; 5. ad loca dioecesis Altonensis, in quibus idem Decretnm 
' obtinet. 

Declaratio Benedictina non extensa ftiit ad Provinciam 8. Fidei. 
Qaoad dioeceses vero S. Antonii, Galvestonenaem, Brownsvillensem, 
qnae pertinent ad Provindain NeO'Aureliandnsem, res est dubia, 
utrnm nacne declaratio Benedid^na extensa fiierit. Qiiae cam ita 
sinty quo nniformitas faac in re omnibos in loois, in qnibns viget 
Decretum Tametsi indncatuTi nnllusqne relinquatnr ambigendi locos, 
Tisnm est Patribns Coticilii Plen. Balt. III. Beatudini Tuae supplicare, 
ut saprema sua aiictoritate benigne dignetur Declarationfin a Bene- 
dicto XIV. pro Hollandia editam ad eas pxtendere jiartes Ainericae 
Septemtrionalis Fopderatue, in quibas viget Decretum Tametsi, de 
quibusque constat eandem Declarationem hactenus non fuisse ezten- 
sam; uti et ad omnia alia loca, de quibus dubium movetur, aut in 
poatemm moveri possit, utrum necne eadem Declaratio jam extensa 
fiurit. 

Beatitudinis Tuae 

Servus huiuillinuis 
Jaeobtis Gibbons, 

Archiep. Balt., Ueleg. Apost. 

B. Responsum. 

Porro hae petitiones ad Congregationem 8. 0. pro examine re- 
missae sunt. Emi vero Universales Inquisitores re mature perpensa» 
die 25. }^ov. 1885 reposuerunt: 

8upplicandum 8Smo pro extensione ad dioeceses S. Antonit, 
Galvestonensem et ad Vicariatum Apostolicum Brownsvillensem tantum. 

Sanctitas vero Sua, cui baec omnia eadem die relata sunt, Pa- 
trum Com ilii Plen. Balt. III. precibus juxta S. Oongregationis senten- 
tiam benigne annuere dignata est. 

Ampiitudinis Tuae 

Uti Frater addictissimus 
B. P. B. Jacobo Gibbons, Joannes Card. Simeoni, Praefeetus. 

Archiepo Baltimorensi. f B. Arcbiep. Tyr., Secr. 

(Bomae, 31. Decembris 1885.) 
9. Dasselbe Decr. 15.fl2. 1886. Falls eine Leiche verbrannt wird, 
so ist zu unterscheideu, ob dies lediglich auf Wunsch der Hinterblie- 
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benen geschieht oder auf Wunsch des Vt^ibtorbenen. Im letzteren 
li'alle ist nach den Normen des röm. Rituals zu verfahren, im Tit. 
Qaibus non licet dare ecclesiasticam benedictionem. Im ersteren ist 
eine kirchliche Mitwirkang im 8terbehause und in der Kirche zolttssig, 
nicht am Verbreaniuigsort. Acta 8. Sed. 25, 68. 

10. Dasselbe 26./7. 87. Ein Katholik könne in seinem Amte 
Terharrenf wenn er auch in demselben Ehescheidungen aussprechen 
müsse. Stando restHetionibns iam datis a S. Sede et adhibitis cau- 
telis, quae a viitute prudeutiae suadentur. Le Canoniüte contemp. 
15, 223. 

11. Dasselbe 18, /9, 90. Taufen der Häretiker, sobald usus ma- 
teriae et formae bei der Taufe beobachtet ist, sind betr. der Ehe gültig, 
auch si dubium de valore baptismi remaneat. Acta S. Sed. 24, 574. 

12. Dubia circa interpretat. varior. art. CrOnstit* Apostolicae sedis. 
(ex Oongr. Inquisit. 1B.|1. 1892). 

8. R. et TT. Inquisitiooi sequentia dubia proposita fuerunt: 

I. ütrum sdenter legentes publicationes periodicas in fasciculos 
ligatas. hubentes auctorem haereticum et haeresim propngnantes, ex- 
commuriicationem incurraiit do cjna Bulla Apostolicae Sedis 12. Uctobris 
1869, in excom. Komano Pontifici speciali modo reservatis, art. 2? 

II. Utrum per acta a Sancta Sede profecta designentur tantum acta 
quae immediate a 8. Pontifiee proficiscuntur, an etiam quae mediate 
aSS. BB. Gongregationibus proveniunt? 

in. ütrum absolventes complicem in re turpi cum ignorantia crassa 
et supina hanc exoommunicationem incurrant vel non? 

IV. Utrum coUigentes eleemosynas majoris pretii pro iiiissis. si 
eas celebrari faciunt in eodem loco ubi collegerunt, pro minori pretio, 
hanc censuram incurrant, necne? 

V. Utrum clericus in sacris constitutus, vel regularis, aut monia- 
Iis, si praeter impedimentum voti solemnis castitatis alia habeat impe- 
dimenta, ex. gr. affinitatis, consanguinitatis, hanc censuram incurrant» 
an non? 

YI. Quoad absolutionem censuraram specialiter reservatarum in 
articulo vel pericnlo mortis dnbitatur: utrum infirmus si conyalesdt 

«t onus non adimplet se praeseiitandi superiori, in eanidem excora- 
municationem reincidat an non? 
Feria IV die 13. Januarii 1892. 
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In GoDgregatione Generali 8. Rom. et Univ. Inquisitionis, habita 
coram Emis et Kmis DD. S. R. E. Cardinalibtis Generalibns Inquisi- 
toribns, propositis suprascriptis dubiis, ac piaehabito voto DD, Con- 
sultoruiii, idem Emi ac Bmi DD. rescribi mandarunt: 

Ad 1: Aflfirmative. 

Ad II: Negative ad piimam partem; affirmative ad seenndam. 
Ad III: In casn, inenrrere. 

Ad IV: Affirmative ad primam partem; negative ad secondam. 
Ad V: Inenrrere. 

Ad VI: Detnr Decretnm fer. IV, 19 Angosti 1891, super dubiis 

quae sequi! ntur: 

T. All obligatio standi mandatis Ecclesiao Bullae Apoatolicae Sedis 
imposita sit sub poena reiiicideiitiae, vel nonV 

II. An obligatio standi mandatis Ecclesiae in sensu Bullae Aposto- 
licae Sedis idem sonet ac obligatio se sistendi coram S. Pontifice, vel 
an ab illa debeat distingni? 

Besponsum: Ad I: Affirmative ad primam partem; negative ad 
seenndam. 

Ad II: Obligationem standi mandatis Eceleeiae importare onus 

sive per se, sive per Confessurium ad S. Pontificem recurrendi. 

Feiia autem V, die 14 ,liinuarii 1892, facta de bis omnibus per 
R. P. Adsessorem Ö. U. Sanctissimo D. N. Leoni PP. XIIT relatione, 
Sanctitas Sua resolutiones Emoriim PP. adprobavit et confirmavit. 

£x Canceliaria S. 0. die 16 Jannani 1892. 

Jos. Mancinif S. Rom. et Univ. Inq. Notarias. 



Gerichtssprüche. 

1. Erk. d. R.-Ger. I. Strafsen. y.j5. 92. 
Ans den Gründen: 

Im angefoehteiien Urtheile ist festgestellt» dass die Angeklagte in 
der Domldrche sn Passau unmittelbar nach Beendigang einer kirch- 
lichen Trannng mit iantester Stimme den Nenvermihlten zugerufen 
hat: „Der Teufel soll den E. holen', »Bande*, .Schwindle*, » Vater- 
räuberin". 
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Ohne Rechtsirrtluim Iiat das Landgericht hierin einen , Unfug" im 
Sinne des § 16t) des Stiaigesetzbuches gel'unden. 

Die Revision giebt zu, dass die erwähnten Thatsachen einen nach 
§ 36Ü Zitf. 11 des Strafgesetzbuches strafbaren Unfug bildeten — 
was für den Begriff de« UnfngeB in § 166 nicht einmal nöihig wttre; 
auch giebt sie za, dess die erwähnten Aensseningen eine Beleidigong 
des , Brautpaares* enthalten, bestreitet aber, dass sie beschimpfend 
und dass sie gegen die Kirche, den zum Gottesdienste bestimmten 
Ort, gerichtet seien, was § 166 voraussetze. Auf den Unterschied 
zwischen BeleidiLnuif? nw] Beschimpfung hier näher einzugehen, besteht 
keine Veranlassung; keinesfalls darf man ihn nur als Gradabstufung 
auffassen ; denn Beleidigung ist nur dem Menschen gegenüber möglich, 
das Gesetz und der gemeine Sprachgebrauch kennen aber auch Be« 
scbimpfnng yon leblosen Körpern und Abstraktionen : Beligionsgesell« 
Schäften, Eirchengebrttuchen, an dem Andenken Vwstorbener, an Grft- 
bem, Hoheitszeichen u. dgl. In diesem Zusammenbange bedeutet 
Beschimpfting offenbar etwas Anderes als eine besonders geartete Be- 
leidigung. Das Gesetz erkennt durch diese Bestimmungen die Schutz- 
berechtigung gewisser auf Herkommen, Religion, Familien- und Staats- 
angehörigkeit gegründeter Gefühle und Vorstellungen an, deren be- 
wusste Verletzung schon wegen der darin zu Tage tretenden destruk- 
tiven Bichtung su strafrechtlicher Gegenwirkung Grund und Anlass 
giebt. Darum bat das Beicbsgericht bereits in mehreren Entscheid 
dungen. 

Bechtspr. des B.a. in Straft. Bd. 7 S. 197, Bd. 9 S. 399, das 
Wesen des besehimpfenden Unfuges nicht sowohl in einem Angriffe 

aui die Ehre, als vielmehr in der Verletzung der erwähnten Gefühle 
durch Kundgabe von Missachtung und Geringschätzung dessen gefunden, 
was anderen heilig ist. Während nun die kriminelle Strafbarkeit 
solchen Unfuges in gewissen Fällen dann eintritt, wenn sich die Be- 
schimpfung unmittelbar gegen den Gegenstand der Verehrung oder 
besonderer aohtungbeiflchender Bedeutung richtet, wie gegen Hoheits- 
zeich«!, Gräber n. dgl. (§§ 103a, 135, 168, 189 8t.a.B.; Entsch. des 
B.6. in Strafe. Bd. 21, S. 178; Bechtspr. des R.O. in Strafe. Bd. 9, 
S. 899), ist bei der hier fraglichen Form des Vergehens lediglieh der 
Ort massgebend, wo der Unfug in einer ^Veise stattfindet, welche ge- 
eignet ist, das religiöse Gefühl zu verletzen. Schon die Benutzung der 



Digitized by Google 



92 



■Aktenstücke. 



Kirche zn solchem Cnfuge genügt, um diesen, obgleich er sich nicht 
direkt gegen die Kirche richtet, als Herabwürdigung des geheiligten, 
nur der Heligionsübung gewidmeten Ortes empfinden zu lassen. 

Ob dies geschehen, ist Sache der thatsSchlichen Feststellung, und 
es ist nicht rechtsirrtbümliob, das laate Ausrufen von Verwünschungen 
und beleidigenden Worten in der Kirche, wenn auch nur gegen Privat^ 
peisonen gerichtet, unter den im Urtheile nfther angegebenen Um- 
ständen als einen ünftig zn betrachten, der Missachtnng der Heiligkeit 
des Ortes kundgiebt und, wie das Urtheil feststellt, das religiöse Gefllhl 
des noch nm Altare befindlichen Geistlichen und der sonstigen dort in 
Andacht begriiienen Personen vprlof-zt^. Damit ist der Thatbestand 
beschimpfenden Unfuges in der Kirche erfüllt. 

Anlangend die subjektive Seite, 80 bestreitet die Revision, dass 
die Angeklagte das Bewnsstsein von dem beschimpfenden Charakter 
ihres Verhaltens in Beziehung auf die Kirche gehabt habe. Die 
Beziehung auf die Kirche muss, wie soeben erörtert, nur eine örtliche 
s^n, und es genügt das Bewnsstsein, dass die Handlang, an diesem 
Orte vorgenommen, geeignet sei, das religiös© Gefftbl zu verletzen. 
Der Beweggrund zu ihrer Vornahme ist gleichgültitr md darum Alles, 
was die Kevision über die gerechte Entrüstung der Angeklagten gegen- 
über dem neuvermählten Paare vorbringt, belanglos. . . . Dass die 
Absicht auf Beschimpfung der Kirche gerichtet gewesen sei, fordert 
das Gesetz nicht. 

2. Erk. d. B.Ger. IV. Strafsen. 5./7. 92. 

Die in den Bevisionsscbriften yom 20. und 21. Hai c. erhobenen 
Beschwerden konnten keinen Erfolg haben. 

1. Wie feststeht ist der Angeklagte Verfasser der in den Num- 
mern 234 und 243 von 1891 der periodischen Zeitschrift ^Boie aus 
dem Riesengebirge" veröffentlichten inkriniinirten Artikel und Haupt- 
redakteur dieses Blattes, während auf den bezeichneten Nummern des- 
selben der Bedakteur Simon als yerantwortlich in Gemässheit des § 7 
des Pressgesetzes benannt ist. Aus dem letzteren Umstände folgert 
der Beschwerdeführer jedoch mit Unrecht, dass eine strafirechtliehe 
Verfolgung gegen ihn allein unznlllssig sei, weil der Strafantrag nach 
§ 68 des Strafgesetzbuchs nicht getheilt werden könne. Allerdings 
ist in dieser A'orschrift der Grundsatz der üntheilbarkeit des Straf- 
antrages ausgesprochen; die strafbare Handlung bildet den Gegen- 
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stand der Strafverfolgung und deshalb soll auf den gegen einen der 
Yorhandeneu mehreren Thäter oder Theilnehmer gestellten Antrag auch 
das gerichtliche Verfahrengegen die übrigen stattfinden. Processualische 
Voranssetnuig des letscteren ist jedoch, abgesehen Ton den hier nicht 
mteressirenden Fftllen der PriTatUage, dass die ttifentliche Klage von 
der Staatsanwaltschaft erhoben ist and die gerichtliehe Untersochnng 
und fintseheiduDg erstreckt sich nach § 153 der 8t.P.O. nur anf die 
durch die Klage beschuldigten i'ersunbr,. Ist nicht gegen sämratliche 
Theilnehmer der strafbaren Handlung Klage erhoben, so kann das 
Gericht daraus keine Veranlassung nehmen, die Verhandlung gegen 
den oder die Angeschuldigten abzulehnen. Denn es fehlt ihm 
hierzu processgesetzlich jede £rmftchtignng; vielmehr hat es nach § 201 
der St.P.O. das Hanptyerfahren xa eröffnen, sobald der Angeschuldigte 
nach den Vorermittelnngett hinreichend verdftchtig erscheint nnd das- 
selbe anf die im § 259 daselbst Torgeschriebene Art zu beendigen. 
Bin auf die Vorschrift des § 68 de« St.G.B. gestützter, ablehnender 
Beschluss würde daher von der Staatsanwaltschaft nach § Abs, 2 
der St.P.O. mit Erfolg angefochten werden, während dem Angeklagten 
nach Abs. 1 daselbst gegen die Erülfnung des Hauptverfahrens über- 
haupt kein Beschwerderecht zusteht. Daraus folgt aber auch, dass ein 
etwaiger Vmuch des erkennenden Gerichts, durch Einstellung des 
Verfahrens gegen den Angeschuldigten die AnklagebehOrde zum Ein- 
schreiten gegen sttmmtliche Betheiligte zu nöthigen, scheitem mflsste, 
abgesehen davon, dass die EinsteHnng des Verfahrens nach § 259 
Abs. 2 a. a. 0. nur bei dem Mangel eines Strafantrages oder bei 
rechtzeitiger Zurücknahme desselben, nicht aber bei einer dem § 63 
des St.G.B. zuwiderlaufenden Theilung auszusprechen ist. Wenngleich 
es daher vorliegend zulässig sein mochte, in Folge des gegen den An- 
geklagten gestellten Strafantrages neben demselben auch den als rerant^ 
wörtlichen Redakteur auf den betreffenden Zeituogsnummern benannten 
Simon aus § 20 des Pressgesetses in Anspruch zu nehmen, so konnte doch 
der Umstand, dass gegen Simon keine Anklage erhoben war, keinen 
Grund abgeben, die Eröffnung des Hauptverfehrens und die weitere 
Verhandlung und Entscheidung gegen den Beschwerdeführer zu ver- 
weigern. Die gerügte Verletzung des § 03 des St.G.B. liegt jedenfalls 
nicht vor. 

Es kann deshalb auf sich beruhen, ob die eventuelle Erwägung 
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des Yorderrii-hters, wonach eine strafrechtliche Verantwortlichktit de.s 
Simon wegen seiner Unterordnung^' unter den Angeklagten nicht ohne 
Weiteres anzunehmen sei, wie die Bevision meini^ gegen § 7 n. 20 des 
Pressgesetzes TersK^sst. 

2. Die Bestrftfiuig des Angeklagten wegen Beleidigung der Ereis^ 
Synode Hirsckberg ist von dem königlichen Konsistorium der Provinz 
Schlesien rechtzeitig beantragt. Der Einwand der Revision, dass die 
Kreissjmode nicht als Behörde im Sinne des § 196 des St.<T.B. an- 
zusehen sei. ist hintlillip:. In den (Tründen des ersten Urtheils ist schon 
zutreffend darauf hiiii^ewiesen, dass bei der Kebeneinanderstellung von 
„Behörden, Beamten und Kelifrionsdienern" im 196 unter ersteren 
nicht bloss staatliche, sondern auch kirchliche Behörden verstanden 
werden müssen. Wenn der Ausdruck ,Behörde'' im § 196 hiemach 
im weiteren Sinne als im % 114 daselbst gebraucht ist, so kann dies 
nicht befremden, weil das letztere Vergehen im Abschnitt vom , Wider- 
stande gegen die Staatsgewalt* behandelt wird. 

Eine kirchliche Behörde ist die Kreissynode in Folge der ihr im 
ß 58 der Kirchengemeinde- und Svnodalordnung vom 10. September 1873 
beigelegten, vom Vorderrichter bereits aulgezählten Uelugnisse jeden- 
falls. Sie ist namentlich nicht mit den im § 197 des St.G.B. er- 
wähnten gesetzgebenden Versammlungen oder sonstigen politischen 
Körperschaften auf gleiche Linie zu stellen, weil sie nach Nr. 3 — 6 
des cit. § 53 auch eine verwaltende und beaufeichtigende Thtttigkeit 
auszuüben hat und insoweit mit behördlichen Funktionen ausgestattet 
ist. Nach Art. 28 des Gesetzes vom 8. Juni 1876 in Yerbindung mit 
der Verordnung vom 5. September 1877 ist nun seit dem 1. October 1877 
die Verwaltunjj der Angelegenheiten der evangeiischen Landeskirche, 
soweit solche bis dahin vom Kultusminister und den Kegieruugen 
geübt war, auf den evangelischen Oberkirchenrath und die Konsistorien 
als Organe der Kirchenregierung übergegangen. Hiernach und 
nach der vom evangelischen Oberkirchenrath auf Grund Artikel 21 
des citirten Gesetzes vom S. Juni 1876 erlassenen revidirten Instruk- 
tion zur Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 25. Januar 1882, 
insbesondere der im ersten Urtheil wörtlich wiedergegebenen Nr. 49 
(nicht 48) daselbst kann es keinem Zweifel unterliegen, dass die könig- 
lichen KonMsiorien vorgesetzte Behörden der Kreissynoden ihres Bezirks 
sind, also wegen der gegen dieselben in Bezug auf ihren Beruf be- 
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gangenen Beieuligungen Dach § 196 des St.G.B. das Becht haben, 
den Straf antrag zu stellen. 

3. Der Tom Yertheidiger des Angeklagten io der Haaptverhaod« 
luDg gestellte Antrag: zum Beweise der Behauptung, »dass nicht alle 
40 Mitglieder der Synode , welche sich fftr die Verweigerung des 
Schleiers ausgesprochen haben, die Frage bejahen könnten, dass sie 
selbst an ihrem Hochzeitstage in vollstftndiger nnschnldiger Reinheit 
vor den Aitar getreten seien", jene 40 Synodalen als Zeugen zu laden — , 
ist vom Gericht mit der Begründung abgelehnt worden , dass selbst 
wenn der angetretene Beweis erbracht werden sollte, der gegen die 
Synode erhobene Vorwurf der Heuchelei, Herrschsucht und nnevange* 
lischen Gesinnung dadurch nicht beseitigt werden würde, am so weniger 
als der in Bede stehende SynodaLbeschlnss über die Verweigerung des 
Schleiers an gefallene Brtliite nnr als Beispiel für jenen ganz allgemein 
gehaltenen Vorwurf herangezogen sei. Diese Begründung des ablehnen- 
den Gerichtsbeschlusses bewegt sich auf rein thatsRchlichem Gebiete. 
Die Urtheilsgründe la,ssen auch im Uobrif^^en erkennen, dass in der 
Aeusserung des Artikels über die Sclileierverweigt^rniiif niclit noch 
eine, neben dem vorerwähnten allgemeinen Vorwurf hergehende 
besondere Beleidigung gefunden worden ist. Deshalb geht die Be- 
hauptung der Bevision fehl, wonach die beantragte Beweisanf- 
nähme für die Strafzumessung hfttte erheblich werden können und 
ihre Ablehnung enthalt sonach keine unzulässige Beschränkung 
der VerthMdigung. Die hieran in der ersten BeTisionssehrift ge- 
knüpfte Beschwerde, dass der Angeklagte und der Vertheidiger 
nach Verkündigung des angefochtenen Beschlusses nicht melir zum 
Worte verstattet seien, wii-d durch den Inhalt des Sitzungsprotokolls 
widerlegt. 

4. Während der Eröffnungsbesch Inss nach seiner Fassung und 
dem darin enthaltenen Allegat des § 74 des B^t.G.B. dem Angeklagten 
verschiedene selbständige Handlungen zur Last legte, hat das Urtheil 
in den beiden inkriminirten Artikeln nur den Thatbestaod eines ein> 
heftlichen Delikts gefanden. Die Revision macht jedoch ohne Grund 
g-eltend, dass der Angeklagte auf die hierin liegende Veränderung des 
rechtlichen Gesichtspunktes in der Haupt Verhandlung nicht »emäss 
§ 264 der St.P.O. hingewiesen worden sei. Denn ausweislich des 
Sitzungsprotokoiis ist dieser Hinweis bei der Auslassung des Ange- 
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klagten auf die Beschuldigung erfolgt und ihm Gelegenheit zur Ver- 
theidi;u:ung gegel)en worden. 

Die vom Beschwerdeführer femer vermisste if eststeUang , dass 
die in dem Artikel der Kr. 243 enthaltenen Aensserungen als eine 
Fortsetsnng der in dem ernten Artikel gefundenen Beleidigung an- 
zusehen sehen» erübrigte sieli bei der Anffaasnng des Yorderricbters, 
wonach der Inhalt des zweiten Artikels lediglich zur ErlSatening und 
ünterstütznng des ersten bestimmt gewesen sei. Es dnd aber auch 
die in dem zweiten Artikel gebrauchten Worte: ,auf diesem Wege 
werde Unwahrheit und Heuchelei förmlich gezüchtet'' ausdrücklich als 
beleidigend he/eichnet. 

5, Wie aus der Sachdarstellung hervorgeht, ist der schon erwähnte 
Beschluss über die Verweigerung des Brautschleiers von der Synode 
mit 40 gegen 30 Stimmen gefasst worden. Der £r<)ffnung8bescfaluss 
l&sst zwar die Deutung su, dass die darin dem Angeklagten rar Last 
gelegten Beleidigungen der Synode sowohl in dem gegen die Sitten- 
reinheit der der Majorität Angehörigen angeregten Zweifel als in dem 
Vorwurf der Heucholoi zu finden seien. In den Urtheilsgründen ist 
aber der Inhalt der inkriminirten Artikel dahin gewürdigt, dass der 
in Hede stehende Synodalbeschluss nur als ein Belag für die nach der 
Behauptung des Verf. in der Synode vorherrschende orthodoxe, dem 
wahren Gbristenthum zuwiderlaufende Kiehtung herangezogen sei, 
welche stets Heuchelei und Herrschsucht im Gefolge habe. Zu dieser 
TOn dem Eröffnungsbeschluss abweichenden Auffassung war der Vorder- 
richter nach § 263 der 8t.P.O. zweifellos befugt und dass er auf diesem 
Wege zur Annahme des Thatbestandes der §§ 185 und 200 des StO.B. 
gelangt ist, hat er uui>reichend und ohne Rechti«irrthum begründet, 
weshalb die gerügte Verletzung dieser 8traf vorschritten und des § 26ö 
der St.P.O. nicht vorliegt. 

Ö, £ndlicb kann zwar den Ausführungen des Vorderrichters, womit 
der vom Angeklagten beanspruchte Schutz des § 193 des St.G.B. be- 
seitigt werden soll, nicht in allen Punkten beigetreten werden. Die- 
sdben sind jedoch in erster Linie dahin zu verstehen, dass AngeUagter 
die beleidigenden Aeusserungen nicht zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen, sondwn nur bei Gelegenheit derselben in der Absicht 
gemacht habe, die ihm niissliebige Synodi' zu trell'en und aus diesem 
Grunde konnte ohne Rechtsirrthum angenommen werden, dass ihm 
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der § 193 überhaupt iiichi /.u. htatten komme. Nur eventuell hat 
der Vorderrichter dem Gesetz entsprechend erörtert, ob das Vorhanden- 
sein einer Beleidigung aus der Form der Aeusserung oder aus den 
begleitenden Umständen herrorgehe. Wenngleich er hierbei insoferne 
fehlgegriffen haben mag, als er die gebrauchten Ansdräcke «Hencbdei 
and Herrsebsacbt* nidit bloss ihrem Inhalt, sondern aneh der Form 
nach als TerletaMud ansieht, so enthalt doch die von ihm hervor- 
gehobene Bedewendnng, dass durch das Yerfshren der Synode ün- 
wahrbeit und Heuehelei , förmlich gezttebtet werde* unzweifelhaft die 
Einkleidung des zu Grunde liegenden Gedankens in eine so verletzende 
Form, dass daraus auf die Absiebt zu beleidigen geschlossen werden 
konnte. 

Die Bevision war hiernach auf Kosten des Angeklagten 7.a ver- 
werfen. 

Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die katho- 

lisclie Eiixlie sowie die katholischen und evangelisclien 

Eircheu gemeinsam. 

1. Bayern, Abscliied für den Landtag des Königreichs, 
28. Mai 1892. § 28. Yerhältniss der Kirchengemeinden diesseits 
des Bheines. 

AnlBsslich der an Uns von beiden Kammsm des Landtages ge- 
brachten Bitte: 

«dem nllofasten Landtage den durch § 18 des Allerh. Landtags- 
abschiedes V. 18./2. Ib7l in Aussicht gestellten Gesetzentwurf 
vorlegen zu lassen", 
beauftragen Wir das k. .Staatsministeriuni des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten, die Einleitung zur Ausarbeitung einer Kirchen- 
gremeindeordung zu treffen und das. Ergebniss Unserer Würdigung und 
Entscheidung zu unterstellen. 

Zugleich finden Wir Uns dem Antrage der beiden Kammern ent- 
sprechend bewogen, mit Gesetzeskraft zu verordnen, was folgt: 

l. An die Stelle der Kirchen geraeindeversammlimg kann auf An- 
trag der Kirchenverwaltuiig eine Kirehengenieinderepräsentation treten. 

Dieselbe hat aus der fünffachen Zahl der gewählten Kirchen verwaltungs- 
Deatsche Ztitaclir. f. Kirotaminckt. III, l. 7 
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gli^der zu bestehen. Die aktiven Mitglieder der Kirchenverwaltung 
siod in die Ivirrhengpmeindereprilsentation nifht wählliar. 

Die Bildung und der jedesmalige Zasammeutritt einer solchen 
BepräsentAtion wkd im Falle des BUrfnines von der einschlägigen 
Kreisregienuig, Kaamer des InnerD, aageordnei. Die Mitglieder der 
Bei^lseiitatioti werden nach Maisgal»e der Instruktion fftr die Kirehen" 
verwaltangswaUen vom 25. Attgtwt 1869 bskw. 29. September 1875 
gewählt. 

Dem Kirchenverwaltnngsvorstand steht die Leitong der Verhand- 
lung und Abstimmung der Keprüsentation zu. 

Ueber Verhandlung und Abstimmung wird ein Protokoll geliihrt. 
welches vom Kirchenverwaltungsvorstand, vom Protokollführer und von 
mindestens vier Reprfisentationsraitgliedern zu unrtiMrsohreiben ist. Als 
ProtokoUfölirer kann mit Genehmigung der Beprfiseniation ein ihr 
nicht angehdriger Sehreibkundiger verwendet werden. 

Die Art. 105, 1G9, 117 und 165 der Gem.O. für die Landestheile 
diesseits deS Bheins ihideA auf die Kirchen gemeindereprftsentation analog« 
Anwendung mit der Massgabe, dass im Falle des Art. 109, Abs. III 
statt des Magistrats <lie Kirchen Verwaltung zn bosrhliessen hat. 

II. Die Kirchengemeindeumlagen werden von den Konfessions- 
genofisen, welche im Kirchengemeindebezirk wohnen und daselbst mit 
direkter Steuer angelet sind, nach Yerhttitniss dieser Steueranlag» 
aufgebracht. BehnÜB Beitreibung rückständiger Umlagen und sonstiger 
Leistungen für kirchlishe Zwecks finden Art. 48 und 54 Abs. I u. II 
der Gem.O. für die Landestheile diesseits des Rheins, dann Art. 8 des 
Ges. vom 2B. Februar 1879 zur Ausführung dw R.C.P.O. und Konk.O. 
mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass an die Stelle der 
l»enieindeverwaltiing die KirchenverwaltuTig und an Stelle des Bürgei-- 
meisters der Vorstand der Kirciienver waltung tritt. Von der letzteren 
wird mit Genehmigung der Yorgesetsten Yerwaltungsb^rde auch der 
Betrag der MahngeMUir festgseetst. 

IIL Vorstehende Bestimmungen treten mit der PnUikation des 
Gesetxes ftber d»s Eirehengemeindeordnung ausser Kraft. Oes. u. 
V.Bl. 1892, N». 25 R 180. 

2. Baden, G. 18.j6. 92. Die Besteuerung f. allgem. kirehl. 
Bedürfnisse betr. 
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Firiedrieh, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 

Henog Ten ZKhringen. 
Mit Znstimnning UnaerMr getreuen Stttiide haben Wir beschloBsen 
mnd Terordnen, wu fölgt: 

I. VorattBsetznng der Bestanernng für allgemeine kirchliche 

Bedürfnisse. 

Art. 1. Den in § 1 des ^lesetzes vom Ootober 1860, dio reeht- 
Viehf SfellTin^ der Kirchen nnd die kirchlichen Vf rpine im Staate be- 
tre^end, bezeichneten Kirchen, sowie denjenigen KeligionsgemeinGChafbeiir 
welcbfin sonst als Gesammtheit das Recht öffentlicher Korporationen 
im Grossherzogthnm snkommt, ist auf ihren Antrag zor Erhebimg 
TOB Stenern allgemeine kirchliche BedürfnisBe die Hilfe der Staats- 
g«walt «Bter den Toranssstsmgen und nach Massgabe der Bestim- 
mimgm des ffegenwärtigen Gesebsei zn gVfFfthren. 

Ist dieses (besetz hiemach für eine einzelne Kirche bezw. Kor- 
poration in Vollzug zu setzen, so wird dies unter Bezeichnung des 
Beginns der Wirksamkeit durch landesherrliche Verordnung des N&heren 
bestimmt. 

Die im Grossherzogthnm wohnhaften Altkatholiken bilden im 
Siane des gegenwärtigen Gesetzes eine besondere OlPentliehe Korporation. 
Art. 2. Als allgemeine kirchliche Bedürfinsse nnd jedenfalte am- 

1. der Aufwand fftr die obersten kirdilieben LandesbehOrd^, 

ferner der nicht auf die Staatskasse entfallende Theil des Auf- 
wandes für die Einrichtungen zur Ausüt>ung der den Kirchen 
mit dem Staate geraeinsamen Leitung der Verwaltung des den 
kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten Vermögens sowie der Auf- 
wand f&r die allgemeine technische Leitung und Beauftich- 
tagnng des kirchlichen Bauwesens, die Kosten für Bestellnng 
nnd Tagung von Versammlungen, welche zur Mitwirkung bei 
allgemonen Angelegenheiten einer Kirche übedbanpt oder bei 
der Ausübung der Besteuerung für allgemeine kinsUiehe Be- 
dürfnisse berufen sind; 

2. die Aufbesserung gering besoldeter Kirchendiener, soweit nicht 
hierfür sonst gesetzlich Vorsorge getroffen ist; 

3. der Aufwand an Buhe- nnd Unterstützungsgehalten der geist- 
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lichftn und kirchlichen Beamten, sowie an Sterbegehalt, Wittwen- 
nnd "SVaisengeld für deren Hintei blieben e : 
4. die Ausstattung neu zu errichtender örtlicher geistlicher Aemter, 
insoweit nicht hierfür die Beeteuemog der betroffenem drUicben 
KirohengemeiiideD eintritt. 
Art. 3. Kircbliehe Stenern düxfan nnr erhoben werden, wenn 
und soweit für die betreffenden Bedürfoisse weder ein sonst ans öffent- 
lichem Becht oder ein priyatrechtlieh Verpflichteter einzutreten hat, 
noch die Bestreitung aus den Erträgnissen des eigenen allgemeinen 
Kirchenvermögens oder allgemeinen kirchlichen Zwecken gewidmeter 
Stiftungen geschehen kann, noch Zuwendungen ohne Eechtszwang ge- 
macht sind. 

Ob und in welchem Umfange Mittel von Stiftungen (Fonds) als 
verwendbar beigesogen werden können» richtet sich nach den allgemeinen 
Bestunmnngen über die BeehtsTerhftltniase nnd die Verwaltung der 
Stiftungen, sowie nach den fttr jede einzelne Stiftung geltenden be- 
sonderen StiftungsTorschriften. Jedoch hat jede allgemeinen kirchlichen 
Zwecken gewidmete Stiftung den Aufwand für ihre Verwaltung aus 
ihrem Einkommen selbst zu trarr«m. 

üeber die von all«rf-nieuien , Distrikts- oder örtlichen Stiftungen 
Jrirchlicher Art sowie von kirchlichen Verbänden als solchen zu ent- 
richtenden Beiträge zur Bestreitung des Aufwandes für die laufende 
Verwaltung des allgemeinen kirchlichen Vermögens und Bauwesens 
werden nach Verständigung zwischen Staats- und Kirchenbehörde im 
Verordnungswege die nöthigen Bestinunungen getroffen werden. Bis 
van Erlass dieser Bestimmungen sind die Beitrftge in dem Durch- 
schnittsbetrage vom Jahre 1890 und 1891 fortzuleisten. 

Art. 4. Auf die Bedürfnisse des Militftrkirchenwesens und auf 
Personen, welche eine tu Militärkircheu verbände angehören, findet dieses 
Gesetz keine Anwendung. 

Art. 5. Zur Begründung von vermögensrechtlichen, durch kirch- 
liche Steuern zu deckenden Verpflichtungen für eine gesammte Kirche, 
bezw. Korporation, sowie zur Erhebung kirchlicher Steuern bedarf es 
eines auf Vorschlag der betreffenden obersten Kirchenbehörde ge&ssten 
Beschlusses einer kirchlieh geordneten und staatlidi anerkannten, aus 
Wahl der Kircheiigenossen hervorgegangenen Vertretung derselben, 
sowie der staatlichen Genehmigung dies^ Beschlusses. 
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Ein solcher Beschlnss hat sowohl den durch Steuer aufzubringen- 
den Betrag als die Art der Verwendung zu bestimmen. 

II. Vertretnng der Eirehengenossen. 

Art. 6. Die Vertretiing der Kirdiengenoeseii (Art. 5) kann w 
scbliessliGh »iu weltlichen Mitgliedern zusammengesetzt werden.' Be- 
steht dieselbe aus geistliehen und weltlichen Mitgliedern, so ist — zur 

Ausübung der ihr nach dem gegenwärtigen Gesetz zukommenden Be- 
fugnisse — hinsichtlich der fieistlichen Mitglieder erfordert, dass die- 
selben aus der Wahl der im aktiven Kirchendienst stehenden Gei^L• 
liehen hervorgehen und in ihrer Anzahl nicht mehr als ein If'ünftel 
der Vertretung bilden. 

Die Stimmberechtagnng zu diesen Wahlen regelt sich nach den 
Bestimmungen des Art. 4 des Gesetzes Yom 26. Juli 1868 Uber die 
Bestenerung f&r Örtliche kirehUebe Bedfiifnisse. 

Die Gesammtvertretung einer Kirche oder Beligionsgemeinsebaft 
soll nicht unter 30 Mitglieder zählen. Zählt eine Relitriousgeraeinschalt 
nicht mehr als 5ü 000 Seelen, so kann auf eine Zahl von 20 Mitgliedern 
herabgegangen werden. 

Für jeden Wahlbezirk ist die Zahl der Vertreter im Verhältuiss 
ZOT Seelenzahl desselben festzustellen. 

Die Wahlordnung und Wahlbezirkseintheilung ist gemeinschaft- 
lich durch die grossherzogliche Regierung und die Kirdienbehörde 
festzustellen. 

Art. 7. Die Vertretnng der Kirchen genossen wird von der obersten 

Kirchenbehörde im Einverständniss mit der grosshcrzoglicben Ke- 
iriemng einberufen. Ihre Berathung und Beschlussfassung ist der 
Kegel nach öfifentlich. 

Art. 8. Die Mitglieder der obersten Kirchenbehörde oder deren 
BeToUmSchtigte, sowie die Mitglieder der mit der Verwaltung 
allgemeinen kirchlichen Fonds betrauten sonstigen Oberbehörde sind 
berechtigt, der Berathung und Beschlussfassung anzuwohnen und 
müssen auf Verlangen mit ihren Vorträgen gehört werden. 

Auch die grossherzogliche Staatsregiemng kann ihre Interessen 
hierbei durch Bevollmächtigte mit gleichem Rechte vertreten lassen. 

Art. 9. lieber die Prüfung der Gültigkeit der Wahlen zur Ver- 
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tretung der KircheDgonossen entscheidet die Versammlung, üeber die 
Geschäftsordnung dieser Vertretung sind kirchliche SaUungen m. er- 
lassen, welche der Staatsgeuehmigung bedürfen. 

Art. 10. Zur Gültigkeit der Beschlüsse der Vertretung der 
Kircfaengenosscn in Ausübung der in diesem Gesetze ertheilten Be- 
fugnisse ist erfordert: 

1« dsM sftmBitUclie Mitglieder zur Tagung eioseln berufen werden; 

2. dass mehr als zwei Drittel davon pertdnlieh ersehieaeii amd; 

3. dftss die absolute Melulifict der firschienenin lidi für eine lf*inii»tig 
entschiedeu hat. 

III. Steuerpflicht und Steuerfuss. 

Art. 11. Die Steuer für allgemeine kirchliche Bedürfnisse ißt von 
den dem Bekenntnisse der besteuernden Kireba angebörenden pbjsoschen 
Forsonan, welche den Wohnsits (Aufenthalt) im Grossheoraogthnm 
haben au&ubringen. 

Art. 1, Ahs. 2, sowie die Art. 16—20 des Gesetzes vom 26. Juli 
1888, die Besteuerung^ für örtliche kirchliche Bedürfnisse betrefEend, 
sind hier sinngemäss anwendbar. 

Art. 1-. Die durch Steuer aufzubringenden Summen sind auf 
die für die .steuerpüichtigen im Staatssteuerkataster festgestellten 
Grund- und Häuser-, (leilill-, Gewerbe- und Kapitalrentensteaer^ 
kapitalien, sowie auf die fiinkommensanschllige umsulegen. 

Di« ausserhalb des Wohnsitzes (Aufenthalts) der Steuerpflichtigen 
festgestellten Steuerkapitalien kommen jedoch nur in Betraehfc, wenn 
sie in einem einzelnen Steuerdistrikfee den Betrag von 8000 Mark er* 
reichen. 

Mass,?ebend ist das Staat.ssteuerkatastor desjpnipren Kalenderjahres, 
für welcbes die Kireheristeuer erhoben wird; b»'iiigiich der Kapital- 
renteusteuer tritt jedoch das Kataster des Vorjahres an die äteüe. 

Die Bestimmungen in Art. 15 des Qrtdcirchenstenerg ose t M S sind 
andi fär die allgemeine Kirchensteuer massgebend. 

Art. 13. Steuerfrei sind: 

a) die EinkommensanscblAge bis su 200 Mark «iaschliostUch; 

b) die Steuerkapitalien jeder Art, wenn sie weder einzeln noch 

in ihrer Gesammtbeit den Betrag von 1000 Mark tibersteigen. 
Art. 14, Auf den Beizug der Grund- und Häuser-, Gefäll-, Ge- 
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weri" Liud Kapitalreiitensteuerkupilalien kann vuu der Vertretung 
der Kirrhengenosseu bei der Bewilligung von Steuern für ullgeineine 
kir(^iehe Bedürfnisse mit Staat sgenehmigUDg in der Weise verliebtet 
werden, dass alle diese Steuerkapitalien zugleich und gftDzlich frei 
bktbeii. 

Art. 15. Der Betrag der für allgemeiiie kirdiüake Bedftrfiiisae 
B« «rhelMBden Kirdieotteiier darf fitr ein Kfflwiderjahr einen Plbnnig 
Kapitalrentensteuer f anderthalb Pfennig Grand', H&n8er>, OefUl- imd 

Gewerbesteuer und zwanzig Pfennig Einkommensteuer nicht übersteifren. 

Art, 10, Werden die aufzubringenden Sunimon nicht auf die 
Einkomniensanschläge allein umgelegt, so bat die Aufbringung in dem 
Verhältnisse zu gesobehen, dass bei gleichem Bt^ierfuss die Kapital- 
renten Steuerkapitalien im einfachen, die Grund- und Häuser-, GeMl- 
«ind Gewerfoettenerkapitalien im anderthalbfachen/ die Einkommens- 
-anscblltge im swansigfaofaen Betrage beigezogen werden. ^ 

Art. 17. Die Erhebung der Betreffnisse aa allgemeiner Kirchen- 
steü«r ist, soweit thunlieh, durch die Örtlichen Kirchengemeinden zu 
bewirken, letztere werden für hierbei ausfallende Steuerbetrilge der 
Gesammtkirche im Grcssherzugthum nicht haftbar. 

Die auf die Kirehengenossen einer und der nämlichen örtlichen 
Kirchengemeinde oder eines Theils derselbeii Mitfallende Steuer für 
aUgemeine kirchliche Bedürfnisse kann ganz oder theüweise auf das 
Hinkommen des dortigen örtlichen KirehenTermögenSy einsohliesstieh 
"der kirohliehen Stiftungen, durch staatlich und ' kirohenohrigkiitlioh 
genehmigten Besehluss der dasselbe Terwaltenden BehMe übernommen 
urorden, wenn jmes Vermögen unbe8<^adei der ErfftHung sein«: Znceck- 
bestimmung hierzu die Einkünfte bietet. 

Sind in einem Kirchspiel Altkathuliken vorhanden , so sind die- 
selben, auch wenn sie zu einer staatlieh genehmigten Gemeinschaft 
nicht vereinigt sind, der Kirchengemeinde des anderen katholischen 
Theils nicht zuzurechnen. £benso ist es auch im umgekehrten Vor» 
liftltnisse bei Orten mit staatUdt genehmigten aHkatholischen Gemein- 
schflIleB bectti^ch der Kvfcheliken des anderen Theils zu halten. 

lY. Verfahren zur Feststellung und Erhebung der Stevern. 

Art 18. Der Antrag a«f iBrhebung einer 3ten«r für allgemeino 

kirchliche Bedürfnisse und der Besehluss der VerUetung der Kireheu^ 
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genossen, welcher die Erhebung bezw. Peststellung einer solchen Steuer 
verfügt, hat zugleich die "Dauer der Üewilligung auszusprechen. 

Auf eine längere Zeit als auf sechs Jahre kann die Steuer nicht 
bewilligt werden. 

Art. 19. Der Beechlussfassmig seitens der Vertretung der Kirchen- 
genosaen bat die AuäteUung eioes Yoranfleblags Toranrageben, welcher 
fftr eine Stenererbebungsperiode Yon mindestens einem Jabre angiebt 
und nachweist: 

1. die für die allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse (nach den ein- 
zelnen in Art. 2 gemachten Abtbeilungen und fftr Sonstiges) 
erlorderiichen Summen; 

2. die 2ur (theilweisen) Deckung in Gemässheit des Art. 3 voraus 
verwendbaren Summen; 

3. die hiernach im Wege der kirchlichen Besteuerung noch auf- 
inbringende Summe und die Berechnung des Betrages» welcher 
gemSas dem »weiten Abschnitt dieses Gesetzes auf je 100 Mark 
der Terschiedenen Steuerkapitalien bezw. -Anschläge erhoben 
werden soll; 

4. die auf die einzelnen Steuerdistrikte entfallenden Betreffnisse. 
Art. 20. Die Aufstellung des Voranschlags geschieht durch die 

oberste kirchliche Landesbehörde. 

Der Voranschlag ist einen Monat vor der theilweisen oder gttnz- 
liehen Wahl der darüber beschlussfassenden Versammlung und, wenn 
eine solche Wahl nicht bevorsteht , einen Monat vor Embemfiing der 
Versammlung selbst in jeder Kirohengemeinde bezw. örtlichen Gemein- 
Schaft der betreffenden Kirche bessw. Korporation mr Einsicht aller 
Betheiligten öffentlich aufzulegen und dem Kultusministerium mitzu- 
theilen. 

Art. 21. Die Ertheilung der Staatsgenehmigung zu dem die 
Steuer festsetzenden Beschluss (Art. 5, 12, 16, 18, 19) steht der obersten 
Staatsbehörde zu. 

Art. 22. Für jede Uebemahme eines Aufwandes oder einer Ver- 
pflichtung auf eine Kirche bezw. Korporation, welche deren Belastung 
mit Steuern auf die Dauer einer Mehrzahl Ton Voranscblagsperiodeu 
zur Folge hat, z. B. für Anlehen mit längerer Tilgungsfrist» für Ein- 
führung neuer ständiger Gehalte, für Vermehrung der Stellenzahl oder 
Erhöhung von Gehaltstarifsätzen, für auf mehrere Perioden zu ver- 
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theilende Aufwendungen, hat eine besondere Beschlussfassung im Sinne 
dps Art. 5 stattzufinden, auf deren Vorbereitung Art. 20 und auf 
deren weitere Behandlung Art. 21 sinngemäss anwendbar sind. 

Art. 23. Das auf Grund de6 Voranschlags nach dessen endgültiger 
Feststellung und Genehmigung gefertigte Haaptsteaerregister, welches 
die foT einen Bekenntnisstheü in Betracht kommendoi SteneranschlAge 
und die StenerbetrSge der Pflichtigen nach Stenerdistrikten getrennt 
nachweist, wird von der obersten kirchlichen Landeshdiörde dem Knltns* 
ministerium vorgelegt und von diesem nach Benehmen mit dem .t inanz- 
ministerium für vollzupfsreif erklärt. 

Die in Uebereinstuiimung' mit dem Hauptsteuerregister in den 
Ortssteaererhebungsregißtern der einzelnen Orte bezMchneten, auf die 
einzelnen Pflichtigen entfallenden Beträge können sodann nach Mass- 
^abe der Bestimmongen über die Beitreibung der Staatsstener zwangs- 
weise erhoben werden. 

Das Gesetz vom 21. Jnli 1889, die Veijllhmng der Öffentlichen 
Abgaben betreffend (Regierungsbl. Kr. XXI, S. 175), ündet anch anf 
kirchliche Steuern Anwendung. 

Art. 24. Dem Kultusministeriuni sind Rechnungsauszüge, sowie 
auf Verlangen die Rechnungen selbst vorzulegen, aus welchen die 
Verwendung der durch kirchliche Steuern erhobenen Stmunen zu 
ersehen ist. 

Art. 25. Die Bestimmungen des Art. SO des Gesetzes YOm 
26. Jnli 1888, die Bestenerung für örtliche kirchliche Bedürfnisse 
beireffend, finden bezüglich der Besteuemng für allgemeine kirchliche 
Bedürfnisse sinngemässe Anwendung. 

V. Sonstige Bestimmnngen. 

Art. 26, Vor Verkündung des Gesetzes gewählte Vertretungen 
der Kirch^genossen können die in diesem Gesetze ihnen beigelegten 
Befugnisse nicht ausüben, ehe sie nach dessen Inkrafttreten einer yoU- 
stttndigen Neuwahl unterzogen worden sind. 

Ist eine Yerfaretnng nicht nnmittelbar von den Eirchengenossei 
gewühlt, so hat die Neuwahl der Wahlm&nner voranzugehen. 

Art. 27. Das Gesetz, die Aufbesserung gering besoldeter Kirchen- 
diener aus Staatsmitteln betreffend, in der Fassung vom 5. April 1886, 
jedoch mit Ausnahme des § 13 desselben, wird zunächst auch fär das 
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svflite Jalur der Budgetperiod« 1894/95, sowie fOr cUe Budgei|>eriode 

1896/97 und 1898199 fortdanernd erklärt. 

Privatreclitlie.h veriolgbare Ansprüche kimiipn aus dem bezeichaeiea 
(jlesetze und seiner Fortdauer iiiübt abfjeieitet werden. 

Art. 28. Für jede Kirobe hww, Korporfttion werden, soweit 
«ioht von ihr erlassene und diiroh die xnitftiidige Stftatsbeliörde ge- 
iMluaugte Satsnngen genügend Vorsorge irefen, im EinTemehmen tnit 
deren oberster kireUieher LandesbehOrde dnrob Regierun gsverordanng 
oder dueeh Verfügung für den Einselfall diejenigen Anordnungen ge- 
troffen, welche zur Durchführung des gegenwärtigen Gesetzes hinsicht- 
lieh der einzelnen Kirchen heivf. Korpoi ationeii . sowie zur Regelung 
ihrer auf die Ausübung des kirchlichen Besteuerongsrecbtes bezüglichen 
Gesdiäftsföhrong weiter erforderlich sind. 

In dieiser Weise sind insbesondere zu ordnen: 

1. die Einrichtung der Voranseblfige und Stenerregister, sowie 
das Verfahren bei deren AuMellnng und FeststeHung: 

2. die Verrechnung der aus kirchlichen Steuern herrührenden 
Gelder, die Rechnangslegong und Kecbnungsabhör; 

8. das Verfahren iür den durch die Staatsgewalt nöthigoDCalls 
ohne die in Art. 5 vorgesehene Beschlnssfassnng znr Erhebaag 
kirchlicher Steuern zu bewirkenden Vollzug der Erfüllung 

solcher vermögensrechtlicher Verpflichtarigen, welche Kirchen 
bezw. Korporationen auf Grund eines staatlich genehmigten 
Beschlusses gegen Dritte übernommen haben. 

Art. 29. Der Verwaltungsgerichtshof erkennt — soweit Bechte 
und Verpflichtungen aus dem gegenwärtigen Gesetze im Streite stehen — 
in erster und letzter Instanz auf Klageo gegen Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden über die Schuldigkeit znr Kircliensteuer fttr all- 
gemeine kirchliche Bedürfnisse und den Betrag der Schuldi^cit, sowie 
über die Rückerstattung des zur Ungebühr gezahlten. 

Der Verwaltungsgerichtshof erkennt in erster und letzter Instanz 
über Klagen gegen Verfügungen der Stoatsaulsichtsbehörden , durch 
welche in Besag ««f die Besteuerung für allgemeine kijrohlidie Zwecke 
Kirchen bezw. Korporationen eine ihnen nicht obliegende Leistung 
aalerlegt oder Beschlüsse derselben oder ihrer Beh(Krd«n ab giwfez^ 
widrig au%ehoben werden. Bei dem Erkenntniss sind die Absl^tse 2 
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bis 4 dos § 4 des Gesetzes vom 14. Juni 1884, die Verw&ltuugspflege 
betreüend, anwendbar. 

Art. 30. Durch Regierungsverordnung werden die w^eltlichen 
Behörden beseieluket, welche dieses Gesetz zu vollziehen und die in 
Anwendimg deeselbeii erforderlich werdenden Verwaltangsentsohei' 
dnngeB sn erlassen haben, soweit diese Behörden nicht durch des GteseiE 
selbst oder andere Gesetee bestimmt sind. 

An. 81. Die SrhebuBg YOn Sportein unterbleibt in Angelegen- 
heiten der Besteuerung für allgomeino kirchliche Bedürfnisse, insoweit 
ein kirchlicher Verband die Sportein zu tragen hätt^. 

Art, 32. Durch landesherrliche Verordnung kann das Gesetz 
vom 26. Juli 1888, die Besteuerung für örtliche kirchliche Bedürfnisse 
betreffend, im Ganzen oder hinsichtlich einzelner B^timmnngen for 
anwsndbar erkl&rt werden anf Gemeinden oder andere Theilverbttnde 
▼on daaelbst nicht einbezogenen Beligionsgemeinsobaften, sofeme der 
betreffenden Beligionsgemeinschaffc als Geeammtheit das Beeht der 
jUEentiicheii Korporation TerUehffli ist. 

Gegeben zu Schloss Baden, den 18. Juni 1892. 

Friedrich. 

Anf Seiner Königlichen Hoheit Höchsten Befehl: 

Dr. Bauer. 



OesetKe ito die evuigeUfldie Eircbe. 

1. Preussen, K.V. 28./11. 92, betr. d, nachträgl. Anschlnss an 
d. Pensionsordn. d. K. G.G. v. 2G.'l. 1880, 3.|3. 1886, u. 16.j'3. 92. 

Pur den im K.G. 26.11. 1880, § 19, 2 bezeichneten Antrag zum 
Zireeke des Ansdilneses an die neaePen8.0. wird den Geistliolien der 
ächan östüchen Frovinaen, welche derselben noch nickt beigebwten 
sind, eine »ene AnsohHusfiriat bis mm l.fl. 94 gewtthrt. Die den 
Antrag auf einen solchen Anschlnss stellenden GeistUehen haben dabei 
zu erklären , dass sie a,iü die aus dem älteren Eechte hervorij:ehendeii 
Ansprüche hinsichtlich eines Ruhegehaltes aus dem Stelleneinkoni inen 
uad eines iikneritenausehusses Verziciit leisten. K.G. u. V.B1. 1892, 183. 
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2. Preussen, K.G. v. 28.17. 92 betr. d. Aufhebung dpr Stol- 
gebühren fi^r Tanfen, Trauungen und kirr bliche Aufgebote'). 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., ver- 
ordnen, unter ZnstiminQng der C^nerslsynode, nachdem durch die £r- 
klftmng ünsereB Siaatsminlsterinms festgestellt worden, daes gegen 
dieses C^etz Ton Staats wegen nichts zu erinnern, für die evangeUsohe 
Landeskirche der llteren Provinzen, was folgt: 

§ 1. Die Terpffichtting zur Entrichtung von Stolgebübren f&r 
Taufen und Trauungen in ortsüblich einfachster Form, sowie für Auf- 
gebote wird aufgehoben. 

§ 2. Was in den einzelnen Gemeinden nach den best* ben den 
Taxsätzen als ortsüblich einfachste Form der Taufen und Trauungen 
zu gelten hat, wird, sofern sich hierüber Zweifel ergeben, durch Be- 
scbluBS der vereinigten Gemeindeorgane festgestellt. IHeser Beschluss 
bedarf nach Anhörung des Kreissynodalvorstandes der Genehmigang 
des ProvinzialkonsistoriuxDS. 

Entsteht im einzelnen Falle darüber Streit, ob eine Stolgebfthr 
ungeachtet der Bestimmung des § 1 zu entrichten ist, so entscheidet 
der Kreissynodalvorstand nach Anhörung des Gemeindekirchenraths 
(Presbjteriums) und auf erhobene Beschwerde dasProviuzialkonsistoriura. 
Diese Beschwerde ist nur binnen 30 Tagen nach Zustellung der Ent- 
scheidung des Krejssjnodaivorstandes zulässig. Eine weitere Beschwerde 
findet nicht statt. 

§ 8. Die Stellen der GeistUcben und übrigen Eirchenbeamten 
sind für den ihnen durch die im § 1 vorgesehene Aufhebung der 6e- 
btthren entstehenden Ausfall der Einnahmen von der Kirchengemeinde 
durch eine Rente zu entschädigen. 

Diese Rente ist viertel jiihrlieh im Voraus zahlbar. 

>; 4. Diejenigen geistlichen Stellen, deren Jahreseinkoimnen ausser 
freier Wohnung und Stolgebühren mindestens 6000 Mark beträgt, sind 
von der Entschädigung ausgenommen. Auch die geringer dotirten 
Stellen erhalten die Entschädigung nur insoweit, als das Einkommen 
einsehliesslich der Entschädigungsrente nicht über die vorstehend an- 
gegebene Höhe hinausgeht. 

Die auf den Stellen zur Zeit des Inkrafttretens dieses Oesefezes 



' ') Nach Allerh. V. v. 28./7. 1892 in Kraft getreten mit dem I./IO. 92. 
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im Amte befindlichen Geistlichen bleiben für ihre Amtsdauer in der- 
selben Weise zu entschädigen, wie sonst die Stellen, insoweit sie nicht 
auf Grund des § 54 des Gesetzes vom 9. Marz 1874, betreffend die 
Beurkundung des Persononstandes and die Form der Eheschliessung, 
«ntfichftdigt werden. 

§ 5. Die Hohe der Eiiiaeh&digniigsrente bestimmt aloli xi«ch dem 
Duzchsehnitt der Solleiimahme aus den aufgehobenen Gebühren fttr die 
in den Jahren 1886 bis einsohüssslieh 1890 in der Gemeinde toU- 
zogenen Handlungen. 

Ist diese üurchschnittseinnahme nicht mehr zu ermiUeln, so ist 
die Höhe der zu gewährenden Entschäliginj^^^rente unter Berücksich- 
tigung der örtlichen Verhältnisse und der Zahl der in den angegebenen 
Jahren überhaupt vorgekommenen Fälle von Taufen, Trauungen und 
Aufgeboten durch Sch&taning zu finden. 

§ 6. Solehen Kirchengemeinden, in welchen in unmittelbarer 
Folge des Inkrafttretens dieses Gesetzes und in Ermangelung eines 
ansreiehenden und verfögbaren Ueberschusses der Kirohenkasse eine 
Umlage ausgeschrieben oder erhöht werden muss, wird aus dem im 
§11 bezeichneten landeskirchlichen Fonds als Beihilfe ein Zuschuss 
gewährt. 

Die Beihiile besteht in denjenigen Theil der von einer Gemeinde 
aufzubringenden £ntschädigungsrente, welcher den Betrag yon 4*^/0 
des Einkommensteuersolls der einkommensteuerpflicfatigen Gemeinde- 
glieder im Beehnung^ahre des Inkrafttretens dieses Gesetzes über- 
steigt. 

Die hiernach aus dem im § 11 bezeichneten landeskirchlichen Fonds 

zu gewährenden Zuschüsse sind in vierteljährlichen Theilbeträgen im 
Voraus zu zahlen. 

^ 7. Die Festsetzung der in den §§ S — 5 vori^eseljenen Ent- 
schädigungsrenten, sowie der nach § 6 aus dem landeskirchlichen Fonds 
zu gewflhrenden Zuschüsse erfolgt durch das Provinzialkonsistorium. 
Gtegen dessen Entscheidung ist binnen drei Monaten nach Zustellung 
der Festsetzungsverfügnng die Beschwerde an den evangelischen Ober- 
kirchenrath zulfissig. 

In den Fsllen der §§ 4 und 5 sind yor der Entscheidung des 
Konsistoriums die Betheiligten (Stelleninhaber und Gemeindekirchen- 
rath)y sowie der ICreissynodalvorstand zu hören. 
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f 8. Diejenigen Kirchen cremeinden, in welchen 

1. die Kirchenkassen seither die im 8 1 dieses (tesetzes be/.t iciineten 
Gebühren statt der berechtigten Geistlichen bezw. Kirchen« 
beamten zn beziehen hatten, oder 

2. nach dem 1. Januar 1874 diese Gebühren freiwillig gant oder 
theilweiie abglittet sind, 

erlidten gleiehfklk ans dem im § 11 beseklineten landeeUrdiliellen 
Fonds eine B«ihUI^, welcb© nach den in den 5—7 anfgeeteDten 
Grundsätzen mit der Massgabe /u ermitteln und festzusetzen ist, dass 
in dem zu Nr. 2 bezeiehneten Falle an Stelle der Jahre 1886 bis 
einschliesslich 1890 die letzten fünf Kalenderjahre vor der Ablösung 
treten. 

Diese Befliüfe ist ebenfalls Tierte\)tthrUcb vonrnsznbegBahlen. 

§ 9. Nacli Verlauf YOn fllnf Jahren nach InkrafUreten «Keiea 
Gesetzes soll eine Revision besttglieh der Entselilldigiingsrente and der 
Beibilfe unter Berücksichtigung der huzwisehen etwa eingetreteaeii 

Veränderungen xmd gemachten Erfahrungen erfolgen. Die nSheffm 

Bestiniraungen hierüber, sowie über etw^aipre Wiederholungen dieser 
Hevision bleiben kirchengesetzlieher He^L^'eluni^ vorbehalten. 

§ 10. Aus Anlass der Errichtung neuer Pfarrstellen und von 
Parochialtheilungen können durch die zu diesen Anordnungen zn- 
stttndigen Behörden auch die Entsebftdignngsrenten (§ 5) und Beihilfen 
(§ 6) YerhftltniflsinSssig Tertheilt werden, jedoch unbeschadet der etwaigen 
Bedite der zur Zdt des Inkrafttretens dieses Gesetaes im Amt befind- 
lichen Geistlichen und sonstigen Eirchenbeamten. 

§ 11. Behufs Gewährung der in den 6 und 8 vorgesehenen 
Zuschüsse wird ein landeskirchlicher Fonds gebildet, in welchen die 
staatlieh erseiti» für die Zwecke der Stolgebührenablösung zu gewährende 
Rente liiesst. 

Sofern die Staatsrente zur Deckung der aus diesem Fonds zu ge*- 
wläirenden Zuschüsse nicht hinreicht, ist der Fehlbetrag zunflchst da- 
durch zu decken, dass die nach § 6 Absatz 2 zu gew&hrende Beihilfis 
nur denjenigen Gemeinden za Theil wird, welche mehr als 5*/« des 
Einkommensteuersolls für die Entschftdigungsrente aufzubringen haben 
würden. Sollte auch diese Herabminderung der Beihilfe den Fehl- 
betrag nicht beseitigen, so ist derRelbe durch Umlage von den Kirchen - 
gemeinden der Landeskirche in Gemässheit der für die Umlage zum 
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Pensionsfonds geltenden Bestimmungen aufzubringen. Die Höbe dieser 
Umlage ist durch den cviiii gelischen Oberkii'chenrath unter Mitwirkung 
des GeneralsjaodalYorstaades zu bestimmen. 

£twaige Brspamisse an der staatlicherseita m gttWtiiraideB Rente 
Tarbleiben dem m bildenden la»deBktrcblieheit Fond». Die Verwte- 
dmig dieser SrspftniiBse mr Erleichterang aimerer Gemeinden bei 
Aufbringung der von denselben tarn Zwecke der Aufhebung ton 
Stolgtbtthren zu übemefamead«B Enteebftdigiingsrente bleibt bis zur 
kirchengesetzlichon Regelung der Bestimmung des evangelischen Ober- 
kii'chenrathes unter Mitwirkung des Generalsynodalvorstandes über- 
lassen . 

§ 12. Die Festsetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieses Gesetz 
in Kraft tritt, bleibt königlicher Verordnung varbehftlten. 

Urknndlicli unter Unserer Hacbsteigenhttndigea Uniersehrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegei. 

3. Praimm, Staatsgesetz dazu 3.f9. 1893. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., ver- 
ordnen, mit Zustimm unsf der beiden Häuser des Landtajors der Monarchif", 

den Geltungsbereich des Gesetzes , beirellend die evangelische 
Kirchenverfassung in den acht illteren Provinzen der Monarchie, vonü 
3. Juni 1876 (Gesetz-Saranil. 9^. 125), was folgt: 

Art. 1« Das anliegende Kirchengeflsts fftr die evangelisehe Landes* 
ktreha der ilteren Pravinteo, betreffwd die Aulhebung von Stol: 
gebtthreK fftr Taufen, Trauungen und kirchliche Aufgebote, Toni 
28. Juli 1892 wird, soweit es eine Belastung der Kirchen gemeinden 
zu Gemeindezwecken (§ 3) und soweit es die Ausschreibung einer Um- 
lage tür landeskirehliche Zwecke (§11 Absatz 2) anordnet, auf (4rund 
des Artikels 16 Absatz 3 des Gesetzes vom 3. Juni lö7t> hierdurch be- 
stfttigt. 

Art. 2. Die nach § 2 Absatz 1 des Kirchengesetses zu fiBUsendett 
BeseUttese der kirchlichen Qemeindeorgane bedtkrfeo zu ihrer Gftltig- 
keit nicht der Ghn^nrigung der staatlichen Auftiditsbehörde (Artikel 24 
Üfr. 4 dee Oesetees vom S. Juni 1876). 

Art. 3. Dem nach § 11 des Kirehengesetzes zu bildenden landes- 

kirchlichen Fonds wird vom 1. Oktober 1892 ab zur Gewährung von 
Beihilfen an Kirchengemeinden, welche die Entschädigungsrenten für 
aufgehobene Stolgebühren durch Umlage aufbringen müssen, seitens 
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des Staats eine dauernde, vierteljährlich im Yoraus zahlbare ßente im 
Betrage von juhrlich 1,250,000 Mark überwiesen. 

Art. 4. ( legen die nach den §>; 7 und 10 des Kirchungesetzeß 
zu treffenden Festsetzungen ist der üechtsweg ausgeschlossen, soweit es 
sich nicht um die Verfolgung der im § 10 erwähnten Rechte solcher 
GkisiÜGhen oder Kirchenbeamten kandeli, welche sich zur Zeit des In- 
krafttretens des Eirebengesetzes im Amte befinden. 

Wird einer anssergeriofatlicb oder gericfatlicfa geltend gemachten 
Forderung auf Stolgebttbren der Einwand entgegengesetzt, dase die> 
selben nach den J;?? 1 und 2 Absatz 1 des Kirchen^resetzes aufgehoben 
seien, so ist darüber die Entscheidung im Rechtswege nur alsdann 
zulässig, wenn vorher die Entscheidung des Provinzialkonsistoriums 
in Gemässheit des § 2 Absatz 2 ergangen ist. Die Frist zur Beschrei- 
tung des Bechtsweges betrftgt SO Tage; sie beginnt mit der Zustellung 
der Entscheidung des Provinzialkonsistoriums. 

4. Hannaver, luth. K. K.G. betr. die Aufhebung derTaufge- 
bübren I8.f6« 92>). 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. rer- 
ordnen für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz Hannover, 
mit Zustimmung der Landessynode. was folgt: 

§ 1. Die GebührenpÜicht für Taufen ist aufgehoben. 

§ 2. Jedoch ist für Taufen, die, algesehen von NothfÄUen, nicht 
in der Kirche beaw. Kapelle oder dem Pfarrhanse stattfinden, eine von 
dem Kirchenvorstande mit Genehmigung der Kirohenregierung festzu- 
stellende Abgabe an die Kircbenkasae sa erlegen. Ausgenommen von 
dieser Bestimmung sind diejenigen Kirehengemeinden, in welchen die 
Taufen ausserhalb der Kirche bezw. Kapelle oder des Pfarrhauses die 
hergebrachte Regel bilden. 

Entsteht in einem einzelnen Falle darüber Streit, ob diese Abgabe 
zu entrichten ist, so entscheidet darüber der Aussehuss der Bezirks- 
Synode nach Anhörung des Kirchenvorstandes. Gegen diese Entscheid 
dung ist binnen dreissig Tagen nach geschehener Zustellung die Be* 
schwerde an das Konsistorium zulässig. Eine weitere Beschwerde 
findet nicht statt. 



Nach Alierh. V. 30./8. 92 in Kraft getreten mit dem I./IO. Ü2. — 
AtufBhrangsverordn. d, k. Landefr-Konsistor. 10./9. 93. S.Amt8bl. 1892. S. 78. 
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18. In 80 fern bei den Taufen eine besondere, nicht zam Wesen 
der Handlung gehörende Thftiigkeit oder Leiatnng in Anspruch ge- 
nommen wird, ist daf&r die etwa bestehende oder vom Eirchenvor- 
Stande mit Gen^migung der Kirehenregiernng festsustellende Ver- 
^tung dem Bexugsberechtigten zu entriehten. 

?i 4. Der den Stellen )>ezw. deren iiiliabern oder an ihrer Steile 
be7AiJ3;sbproehtigteii Kassen durcli die Aufhebuncr der Gebühren für 
Taufen verursachte Ausfall (vergl. ^ *>) ist von den Kirchenkassen, so- 
weit diese dazu ausreichen und wenn nicht, im Falle der Unzuläng- 
lichkeit Dritte ganz oder theiiweise für sie einzutreten haben, sonst 
von den KircfaBBgemeinden durch eine Bente zu ersetzen. 

IHe Rente ist am Schlüsse jedes Yierteljahrs zahlbar. 

$ 5. Die Höhe der Entsdiädigungsrente bestimmt sich nach dem 
Durchschnitt der Solleinnahme aus den uuii^'ehobenen Gebühren für 
die in den Jahren 1887 bis einschliesslich 1891 vollzogenen Taufen. 

Ist diese Durchschnittseinnahme nicht zu ermitteln , so ist die 
Höhe der zu gewährenden Entseliadiornncfsrente unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse und der Zahl der in den angegebenen Jahren 
überhaupt vorgekommenen Taufen durch Schätzung zu finden. 

§ 6. Von sechs zu sechs Jahren kann eine neue Feststellung des 
für die Folgezeit zu ersetzenden Ausfalls seitens der Kirchenregierung, 
des Bezugsberechtigten oder des Kirchen Vorstandes mit der Wirkung 
verlangt werden, dass die ursprünglich festgestellte Entsehädigungs- 
rente im Verhältniss des bis dahin eingetretenen Anwachsens oder 
Herabgehens der Seelenzahl in den Kirchengemeinden erhöht oder ge- 
mindert wird. Die Seelenzahl der Kirchengemeinde soll zu dem Ende 
sofort bei der ersten Feststellung des Ausfalls im Anschluss an die 
zunächst vorhergegangene öffentliche Zählung und demnächst, so oft 
es nöthig wird, in entsprechender Weise thunlichst genau festgestellt 
werden. Sine Veränderung der Entsehädigungsrente ist nur dann 
statthaft, wenn dieselbe sich mindestens auf einen Betrag von fünl 
Procent der früheren Rente beläuft. 

7. Denjenigen Kirchengemeindeii, welchen nach ?; 4 die Zahlung 
der Entschädigungsrente an Stelle der Kirchenkasse oder Dritter ganz 
oder theilweise obliegt, wird aus dem im ^ H bezeichneten landeskirch« 
liehen Fonds ein Ersatz gewährt. 

Dieser Ersatz besteht in einer fortlanfenden Beute, deren Jahres- 
Dentoclie Zottschr. f. Kiüebenreeht. III, 1. 8 



Digitized by Google 



114 



Aktonsfcücke. 



betrag sich berechnet nach der Zahl der in den Jahren 1887 bis ein- 
schliesslich 1891 durchschnittlich vollzogenen Taufen, mit Ausschluss 
derjeoigen» für welohe eine höhere Gebühr besaihlt ist, vervielftlügt 
mit dem Qebühreiwatze fUr die einfachste Form der Taufe. Wo dieser 
Gebührensatz nach Stilnden, Steaern n. s. w. abgestuft ist, muss dar- 
ax» unter Berücksichtigung der örtlichen VerbUltnisse ein Durch- 
schnitt^.satz gefimdeii werden. 

Diejenigen Kirchengemeinden, in welchen nach dem 1. Januar 1874 
die <iebühren lür Taufen freiwillig ganz oder theilweise seitens der 
Kirchengemeinde abgelöst sind, erhalten gleichfalls aus dem landes- 
kirchlicben Fonds einen Ersats^ welcher nach den in diesen Gesetz 
angestellten Gnindstttien mit der Massgabe zu ermitteln imd fiasfcaa- 
setzen ist, dass an Stelle der Jahre 1887 bis 1891 die letzten fünf 
Kalenderjahre vor der Ablösung treten. 

Der Ersatz ist am Schlüsse jedes Vierteljahres zahlbar. 

\'on sechs zu sechs Jahren kann seitens der Kirchen regierung 
oder des Kirchenvorstaiides eine neue Feststellung des für die Folge- 
zeit zu gewährenden I^rsatzes nach Massgabe des § 6 verlangt werden. 

i^ .S. Die Festsetsiung der im § 5 dieses Gesetzes vorgesehenen 
Entschädignngsrente nnd der dafClr in Betracht kommenden Seelenzahl 
der Eirehengemeinde, sowie der nach § 7 ans dem landeskirchlichen 
Fonds zn gewahrenden Ersatzbetrttge erfolgt durch das Konsistorium. 
G^en dessen Entscheidung ist binnen dreissig Tagen nach Zustellnnj^ 
der Fe.stsetznns^sverfügung die Beschwerde an das Laiideskonsistonuri) 
zulässig, welches endgültig entscheidet. In den Fullen der J^;^ 5 und t> 
dieses Gesetzes sind vor der Entscheidung des Konsistoriums die Be- 
theiligten (Bezugsberechtigten und Kirchenvorstand), sowie vor der 
Entscheidung des Landeskonsistoriums der Ausschuss der Bezirkssynode 
zn hdren. 

§ 9. Behufs Gewährung des im § 7 yorgesehenen Ersatzes wird 
ein landeskirchlicher Fonds gebildet, in welchen die staatlicherseits 

für die Zwecke der Stolgebührenablösung zu gewährende Rente fliesst. 

§ 10. In denjenigen Kirchen^reni»'in<len . in welchen eine Auf- 
hebung der Autgebots- und Trauungsgebühren nach Massgabe des >^ 8 
des Kirchengesetzes vom 16. Juni 187') bisher nicht stattgefunden bat, 
tritt diese nunmehr ein und ist die Entschädignngsrente nach den ^e» 
Stimmungen des genannten Gesetzes zu ermitteln. Soweit in diesen 
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Jvirchengemeinden ein zur Zahlung der Entschädigungsrente Xer- 
pflichteter nicht vorhanden ist, vermindert sich die Einnahme der he* 
treffenden Stellen um den Betrag dieser fintsehfidignngsrente; doch 
wird den auf ihnen zur Zeit dos Inkrafttretejns dieses Oeseiaes im 
Amte hefindliehen Personen ftlr ihre Amtsdauer die EntscbSdigungS' 
reute aus dem im ^ 9 bezeichneten landeskirehlichen Fonds gezahlt. 

5^ 11. Wenn die Staatärente zur Deckung der aus dein landes- 
kiichliclieii Fonds zu gewährenden Ersatzbeträge nicht hinreicht, so 
ist durch Beschluss des Landeskonsistoriums zu bestimmen, bis zu 
welchem Prozentsatz des EinkoraraensteuersoUs der einkommensteuer- 
pflichtigen Gemeindeglieder die Kirebengemeinden ohne Anspmdi auf 
Enata aus dem landeskirchlichen Fonds die Entscbttdigungsrenten (| 5) 
selbst SU tragen haben. 

Bei dieser BescUnssfassung haben die Mitglieder des st&ndigen 
Ausschusses der Lande.ssjnode in der im S 6() Nr. 2 der Kirchenvor- 
stands- und Synodal-Ordnung vom 9. Oktober 1804 bestimmten Weise 
initzuwirken. 

i; 12. Etwaige Ersparnisse an der staatiicherseits zu gewähren- 
den Beute verbleihen dem landeskirchlichen Fonds. Dieselben sind 
zur Erlachterung itrmerer oder schwer belasteter Kircfaengemeinden 
bei Aufbringung der von denselben sum Zwecke der Aufhebung von 
StolgebOhren jetzt oder in Zukunft zu äbemebmenden bezw. nach dem 
Kirchengesetz vom lt\ Juni 1875 übernommenen Entschftdigungsrenten 
zu verwenden. Teber die Art und Weise dieser Verwendung bleibt 
kirchentresel/litlie Kegeiunj? vorbehalten. Bis zum Erlass eines bezü,£?- 
iichen Kirchengesetzes ist das Land«ikonsistorium ermächtigt, aus den 
£rsparaissen zu gleichen Zwecken einmalige Beihilfen zu bewilligen. 
Passelbe hat jährlich unter Beifügung der Jahresrechnung eine Ueber- 
sieht über die Verwendung der Ersparnisse dem ständigen Ansscfauss 
der Landessynode mitzutheilen. 

^ 18. Die Festsetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieses Gesetz 
in Kraft tritt, bleibt lvüni,i,dicher Verordnung vorbehalten. 

14. Das Landeskonsistoriura ist mit Ausführung dieses Ge- 
setzes beauftragt. 

5. Gesetz betr. die Gewährung einer Staatsrente für Stol- 
gebührenentschädigungen in der evang.-lnth. Kirche der 
Provinz Hannover v. 20.J8. 1892. 
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Wir Wilhelm, von (iottes Gnaden König von Prenssen etc. ver- 
ordnen, mit Znstimmiing der beiden Httasor des Landtages der Mon- 
archie, für die Provinz Hannover, was folgt: 

Art. 1. Bern nach dem ^ 9 des Kirchengesetees für die evange« 
lisch-lnthoriscbe Kirche der Provinz Hannover, betreffend die Auf- 
hehun.LT von 'Lauf^^ebühren . vom IH, Juni 1^92 /m biHendeii hindes- 
kirchlirlieii l-'onds wird seitens des Staates vom 1. Oktober lh92 ah 
eine dauern<lp vierteljährlich im Voraus zahlbare Rente im Betrage von 
j&hrlicb 140,000 Mark überwiesen. Diese Staatsrente ist ausschliesslich 
dam bestimmt, solchen Kirchengemeinden, weiche die för aufgehobene 
Stolgebühren zu gewährenden fintschftdigungsrenien durch (Jmlage auf- 
bringen müssen, nach Massgabe der ^ 9 und 12 des Kirehengesetzes 
vom 18. Juni 1S92 Beihilfen zu gewähren. 

Art. 2. Gegen die nach 8 a. a. 0. zu treffenden Festsetzungen 
ist der Rechtsweg ausgeschlossen. 

6. Schleswig-Holstein. K.G. betr. die AnthebmiL,' von Stol- 
gebühren 1 ii r Tiiufen und Trauungen O.jJ. 92, KM. i. V.Bl. 
1892, S. 13 (stimmt fast wörtlich mit dem altprcuss. Gesetz überein. 
Doch wird nach ^ 4 die Hdhe der Entsch&digungsrenten nach dem 
Durchschnitt der Solleinnahmen der J. 1888 — 90 bemessen). 

Bek. d. Konsist. zur Ausführung des Gesetzes 19.18. 92, 
ebendas. 76. 

Staats^M^setz dazu 14.9. 92, ebendas. (wörtlich mit dem 
altpreuss. übereinstimmend 
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L AbhandlungeiL 
ProtestentlflQlM Bekenntniss und organische Artikel, 

ein Kechtsgutachten 

von 

ItegienmgBrath a. D. Geigel zu Strassburg i. E. 

(Uebersetzung vorbehalten.) 

Vorwort. 

Im Reichslande bedürfen gleichmässig die „augsbtuger^ 
wie die „reformirten^ Verbände gesammtldreUicher Umlagen 
(Bruch » fl. Bl. III 23, unten VH A. 4, Arch. f. K..R. 69, S. 57—65 

* Quellen: Dr. theo]. Banm: Le priaeipe de pastenn aoi-diMtitt Inih^ 
neu« 1857, Treuttel & Woiii, Strassb. f (f — vergriffien). Ffr. Boeekel: 
GleieUieit der geistl. und der weltl. Glieder in d. Behörden d. prot. K. 1832, 
Bergcr-Levrault, Strassb. f. Dr. Boeekel: Kirchenverf. in El8.-Lotbr. 1802 
bis 1880, 1880, Heitz, Strassb. Bonifa«?, histoire des protestants de France 
depuis 1861, 1874, Toulouse. Dr. theol. Bruch: Zustände der i)rot. K. Frank- 
reichs, 1843; fl. Bl.= fliegende Blatter z. Beurtheilung d. Verf. d. ev. K., 1871. 
Dr. theol. Buob, Manuel d un code ecclesiastique ä Tusage des 2 egl. prot.,. 
1855, Berger-Levrault, Strassb. -j-. Conc. =; Concordat und vollst. Sanimlg. der 
Aktenstücke, die Org. d. christl. Gottesdienste iu Ifraukr. betr. (übersetzt 
durch Koch !), 1803, Heitz, Stnatb. f (2. Aufl., 144 &). OoiM. d*Bt ^ Panhard 
k Hallaya-Dabot, Bee. des Arr6ta da Oonaefl d'Etet Le Conaittoire tnp. et 
U oonmustum d'exBmen (usage fteoltatif da bow. reo. d. oantiqnee allem.) 
1666, Vomhoff, Striaab. — E. Coqnerd: Votre tftolie commence, 1661, Heits^ 
Sfcraaibw Dr. theol. Cuoits: oonaidemtioiia historiquea aar le d^vek^pement 
du droit eecl. prot. en Fnmce, 1840, Hettz, Strassb. Drion (Landg.<Fk!88. m 
Sohl^tat): Observationa aar plnaieors questions d'org. de TEgl. prot. (In- 
apektiontTers., Yennehrg. d. Mitgliedereahl d. Oberk., Amt d. Inspekt. u. s. w.) 
1845, Treuttel & "Würtz, Strassb. v. Dursy: Staats-K.-R. in Els.-Lothr., 1879, 
Trübner, Str?t«5«^h,, II. Theil. Embarras dans l't'^irl. rle la ronf. <VK. (von 
Notar Zimmer) 1859, Noiriel, Strassb. Geh.-Kath Friedberg: Veri.-K. d. ev. 
Landeskirchen in Deutschi, und Oesterr. 1888 und: Kirchen.-K., 1889, beide 
Ceutaebe Zeitschr. f. Kircheurecht. III. i. 0 
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und S. 269) — nach dem Vorbilde von Baden, Hessen und ins» 
besondere Ft^assen — zur Auf be&seruiig der Dienst- und Kuhe* 
gehälter der Pfarrer, zur besseren Versorgung der Hinter- 
bliebenen letzterer, vielleicht auch fiSr ein, dem Studienstifte 

anzuschliessendes Prediger seminar (Lichtenberger ^ 1863, p. 12 
und Oberkons. 40, S. 151) und für, in der Diaspora gemeinsam 
zu errichtende Pfarreien. Aber nicht nur zur Bildung der 
„Steuersynode^ empffUile sich die Angliederung (unten VULl) 
der fünf „reformirten** Konsistorien an das Oberkonsistorium des 
Augsb. Bek., sondern auch zur liegelung boiibt gemeinsamer 
Angelegenheiten; bisher hat das k. Ministerium mit dem Ober- 
konsistorium vereinbarte Verordnungen, wie betreffs des Gnaden- 
quartab und der Pfarrprüfung (Oberk. * 41, 8. 177, Qtg, 376, 377, 

bei Taucbnitz, Leipz. — Friedensbote ev. luth. f. Els.-Lothr. — C. M. Fritz 
(Dr. theol.): Leben Br. J. L. Blessig's, 1818, Heitz, Stmsb., Bd. I 877, 
n 844 8. Gh. Frossardf archiviste du i^ode g^n^nd ft Paris: PrdliiniDuree 
de la loi do 18 Gterm. X, 1887, GrasBart Parisf. F = Fand = Fnndamental- 
artikel oder Entwmf einer Kirohanrerfaemn^ d. Angep. Confiettions-Ver« 
wandten im ehemaligen Eis. und den D6p. d. oberen Saone u..s. w. 1791, 
HeitB,, 8tra8sb., 16 S.*}*. Gasparin: lettre k M. Coquerel, 1840, Rene, Paris. 
Gg. = Geigel, franz. und retchsL Siaatskirchen-R. 1884, Trübner, Strassb. •{•. 
(Ihme): historisches Recht unserer ev. K. Augs. Konf. 1883, Vomholf, 
Strassb. f. Kienleu: la nouv. Agende, 1859, Berger-LevrauJt, Strassb. 
Kimnach: Vorschläfro zu ciuer Hevision rl. Ges. 18 Germ. X, 1831, Schmidt 
& Grucker, Strassb. 54 S. •}-, Strassburger „Kirchenbote". (Koch, unten III, A, 1 :) 
principe» jarPueraux des prot. de la t^ouf. d' Augsb. et leur incompatibilite avec 
la Constitution civile du clerge, 38 S. f. Ür. ivüiilcr: Kirchen IL d. ev. 
K, d, Grosah, Hessen, 1884. P. lÄchtenberger (Univ.-Prof., Taris): Ency- 
dop^e des seiences r^ligienses, Fisclibaoh, Paris und „Le Intli^ranitme 
«n Alsaoe* 1870, sowie: . L*%]ite de la.Gon£ dAngsb. en Fnsnoe (Sonder^ 
Abzug ans fiävne chr^tienne 16. VIL 1863), beide bei Mejnieis, Paris. 
J. M. Lobstein, Ihr. tbeoL: Jün Wort an die prot. Bürger in Strassb. Aber 
die Organisation der Geistlichkeit im Elsass, 24. November 1790, Heits^ 
Strassb.; hier wird die 2. Aufl. vom Februar 1791 angeführt'^« LoefiBer 
(Heiligenstein, unten VA. 3): memoire jostificatii, 1869, Sillicrmann, Strassb. 
Lods : legislation des cultes prot., 1887, Grassart, Paris, 274 S. (10 S. Einleitg. 
und alle, auf die Prot. bezü<rlichen franz. Erlasse, auch des Minist, und 
Staatsraths seit 1787). Maeder (= Gieselcr): die prot. K.. Praukreichs 1789 
bis 1846, II JBände, 1846, Breitkopf & Härtel, Leipz. Magnus: 1) Abweisung 
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■445) nachträglich auf die ^Keformirten'* erstreckt. Von 
<leii Fnuikreich einTerleibt gewesenen Gebieten links des Aheins 
<yauihier*8 belg. St-B. 1899, S. 238 und Eysehen's luxemb. 
^t.-R. 1890, S. 200, unten II 1) ist Elsass-Lothringen das ein- 
-z i g 6 , wo sich noch zwei evang. Schwesterkirchen gegenüber- 
'St ehen, trotzdem auch Iiier die „tteformirten" (unten IV A. 9^) 
•die Hauptgrundsätze des veränderten Augsb. Bek., die Augs- 
1[>urger aber vom Anfange an die refoimirte Verfassung der 
Presbyterien und Synoden (VITT A. 5) angenommen haben. Die 
Präge, unter welchen Bedingungen und Formen „reformirte'' 
•t^emeinden dem einheitlichen Augsb. Kirchenregimente sich an* 
«chiiessen könneui bringt ztmächst wobl das „anirte^ Kon* 
:sistorium Metz (Seil ^ S. 8, unten VUUL A. 1) zum Austrage. Den 



•der ralionalistischeu Augrifte auf die Kirchenlieder uu&ei er ev.-luth. K., 1863, 
•dKristoph, Straasb.; 2) „ev.-luth. Protestgde." II. — Mon. Bi. = Monats- 
l>latt f. d. Cfariaten unveri&derter Augsb. Kov£. in Els.oLot]ir. Meyer (geistL 
Onap. in Paoa): Sinfiujbe DanteUung det Streitea, 1863, Vomhoff, Stnwsb. 
Jfettetal les droits dee fidSIes, 1868, Berger-Lemnlt» Stranb. KeBiler: Wahr- 
liflit in d. Q«8ch* v. HeiHgenstein, 1869« Strassb. Oberk. = AmtL Sammlg. 
«d. Akte des Oberkonsist. u. Direktoriums = Ree. off. Orthodoite Antwort anf 
liberale Beleuchtung der Bittschrift der ev.-luth. Gdeglieder von Sohülersdor^ 
1883, Vomhoff, Straasb. Petition ä la chambre des deput^ k ce qae le 
• controle.. soit applique aux etablissements prot., 1843, Le Roux, Strassb., 
•60 S. Rede über die Grundsätze einer protest. Kirchenverf. im El«., 
"21. November 1790 im Strassb. Kirchenkonvent, Dec. 1790, Heitz, Strasal). f. 
'£e£l = (Horninf^, Maji^nus, Meaegoz ) Köfutatiou de la doctrine emise dans 
le rapport de la commission de catt'chisme, 1856, Silbermann, Strassb. 
Richter (Dove & Kaiil;; ivircheu-K., 8. Aoii., 1877—1886. R. = Röhricb: 
Hittheiluugeu aus d. Gesch. d. ev. Kirche d. Eis., II Bände, 1845, Treottel 
^ 'Würti, Strassb. Sehn. « Schneider: Gesch. d. ev. K. d. Ms. 1789—1803, 
1893, Ft* Ball, Strassb. Schweigh. = Schweij^eusser: Vie de öbt, G. Koch, 
1618, Heits, Strassb. f. Seil, P&rrer in Ars a. U.: Umbau d. ev. Stadt- 
kirohe Meti, Januar 18d3, 16 S., 60 Ff. (portofrei) lu Gunsten des Banes 
■beim ref. Kons. Metz. Sendschreiben an die Glieder unserer ev.'lüth« 
Landesk. A. C. in Els.-Lothr. 1888, Vonihoff, Strassb. Geli Rath Sohm: 
Kirehen-R., Bd. I. Geschichtl. Grundlagen 1892, Dunker & Humblot, Leipz., 
^23 S., geb. 18,50. v. Thudichum, D. Kirchen-R. d. 19. Jahrh. 1877 78, 
Leipz. Vorläufige Vorschläge (unten III A S) einer Kirchenverf. der Prot. 
Augsb. Bek., lldO Heitz, Strassb. f., 34 S. Dies und andere vergrilfene Werke 

9* 
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AnlasK dazu gab das k. Ministerium selbät durch Z u 1 a s s ii n 
(Vni A. 1) der — von ihm noch am 21. Not. 1887, Theol* 
lat-Ztg. 1888 Nr. 20, abgelehnten — Bildung einer 1 a n d e g - 
kirchlichen Gemeinde des (u n yerftnderten) Augsb. Bek. ia 
Mülhiiusen und Metz neben der „reformirt" verfabsten landes- 
kirchiichen Hauptgemeiude (des Teränderten Augsb. Bek.). Nicht 
mehr der Lehre nach, Bondem nur noch in der Verfassung 
sind im Beichslande die „Augsburger^ und die „reformirten**- 
G e 8 a m m t kirchen getrennt (Gg. 358, dagegen Sohm, unten 
IV A. 14). In Italien, Franbeich (unten VI A. 7 u. 8, IV A. 10% 
Lebon's franz. St.-R. 1886, S. 141) und Holland '^ ist ebenfalls der 
Bekenntnissstand hauptsächlich der £ i n z e 1 gemeinde (unten VII)» 
ttberkssen. Hieinacb besprechen wir in 

§ I die Elsässer Fundamentalartikel von 1791 . . Seite 120^ 
§ II die Anpassung an die org. Artikel zum Kon- 
kordate „ 12$ 

§ m die prot. KirchenTeHassung FrankreichB 1802 . „ 129 
§ rV die Milderung des Bekenntnisszwanges seit 1 791 „ 132 
§ V die allein entscheidende Lelunorm der Iii. Schrift ^ 154 
§ VI das Piacet für jede Bekenntnissformel ... „ 160 
§ VII den von derGesammt- in die Einzelkirche 

verlegten Bekenntnissstand n 171 

endlich 

§ VIU die Folgerungen für das Keichsland .... „179" 

§1. Elsässer Fundamentalartikel von 1791. 

1. Die „organischen Artikel" des Gesetzes vom 18.GerminaIX 
für die prot. Bekenntnisse^, weiche der mit den Kultusangelegen* 



lieb Qiir gütigst aus seiner eigenen Sammlong Henr Stadtbibliotbekar Dr.. 

IL Beuss zu Strassb., Mitglied d. Oberkons. 

^ In Holknrl (VII A. 4 und IV A. 9*=) sind die Lutheraner von den 
Refonnirtt n btaatskirchenmfhtlioh geschieden. Di© prot. Oi^. Artikel p-alten 
übrigens nicht in ganz Holland, sondern nur in den, schon 1795 mit ij'ituik- 
reich vereimgien Theileu von SeeUnd, Südbrabaut und Limburg. 
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Leiten betraute Staatsrath Portalis inhaltlich seiner „Rede*^ 
^om 5. Apiil 1802 in der gesetzgebenden Körperschaft bei Vor« 
iage des Konkordat s** — ebenfalls nach Art eines Ver« 

t r a g s ^ mit dem prot. Tlieile des Volkes — auf Grund der 
<( namentlich seitens der Strassburg^er XJniverbitätsprofessoren ' 
o c h und [II A. 4, HI A. 2] £ 1 e s s ig) „eingeforderten ^ 



^ Gotto. 43: „Die KoBT«iiti<m mit dem Papste . . het die Natur einet 
-vrirklichen Vertrages an sidi. Was wir von der Konvention mit dem 
]^p6te sagen, ist auch auf die OTg. Artikel der p r o t e s t. Gottesdienste 
'(unten Y 1 und VI 1 and 2 anwendbar. Iii all diesem sieht man (aber) 
tucht den Ausdmok des Willens des (ganien) Volkes, (sondern) nur den 
der besonderen Erklärung dessen, was diejenigen glauben und ausüben, 
welche zu den verschiedenen Gottesdiensten (cultes) gehören." — - S. 42: „Die 
fr. Regierung hat mit dem Papste als dem Oberhaupte der allgemeinen 
Kirche unterhandelt. Die franz. Protestanten haben (aber) kein 
•Oberhaupt, sondern (nur) Diener und Pfarrer. Man hat ( Anm. 2) 
^zweckmässige' Erläuterungen begehrt, und nach diesen Erläute- 
rungen sind die Artikel . . festgesetst worden. AUe diese Unter- 
Jiandlnngen konnten keinen Stoff m einem Gesetzentwürfe geben; 
•denn (unten III A S** IV A 14 und VI A 1) die Bedingungen, unter welehm 
•der Staat die ÖftntGcbe Ausübung eines Gottesdienstes autorisiren kann, 
muss die politische Obrigkeit (selbst) bestimmen. Das Gesets wird durch 
«die Konstitution als ein Akt des allgemeinen Willens (p. 43: volonte 
.generale) beschrieben; nun kann aber dieser Charakter nicht auf Bin- 
richtungoi passen, welche noth wendig nur denjenigen b e s o n d ers eigen 
«ind, welche dieselben aus üeberzeugung (unten VIII A. 5) annehmen," vgl. 
•Conc. 1. Aufl., S. 56, Ihme 20 und 27. Bruch bedauert S. 27 der „Zustände 
M. 8. w." die „zu grosso, A bhängigkeit der Kirche vom Staate" und 
bezeichnet S. 22 und 6a (übereinstimmend mit Baum 19, Cunitz 127 und 
Lods XIII) die prot. erg. Artikel als ein „der Kirche auferlegtes Ge- 
setz"; gleichwohl empfiehlt er fl. Bl. II 18 („Bemerkg. über das iL li. Blatt", 
1871, Strsssbw, S. 16) wegen alsdann „noch grösserer Zersplitterung" keine 
Trennung der Kirche vom Stent. — 

* Discoars (im Thomasstifts-Archiv vorhanden) prononce par PortaUs 
<dans la s^nce du corps l^gislatif du 16 Genn. X p. 61: „On a demande des 
instmctions convenables, et d*apr^s ces instrootiotts les articles oiganiques 
ont ete r^lte« (Defert^s «Le Gonoordat", Paris 1878 und unten V A 1, 

£V088. 4). 

^ImNationalarohivsu Paris könnten vieUeicfat bei eingehenderen, 
als den bisherigen Nachforschungen Koch's Gutachten von 1791 (Fund.-Art. 
S. 13— 11^ Zi£L 1—4) und die zwischen Koch, Blessig und Portalis ge« 
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E r 1 ä 11 1 p r II n gen" abgefasst hat, beruhen : A. hinsichth'ch der 
staatlichen Hoheitsiechte (§ iL u. VI) auf thunliclister ü^leich- 
Stellung mit den Katholikea, dagegen B. in der Bildung nnd. 
ZustSndigkeit der kuNdilioluni Vertretungen, Aufeiclitsbehordeifc 
und Beamten (§ III), sowie in der Milderung des Bekennt- 
nis s zwange« (I V, V u. Viil 6), worüber die Entscheidung ge- 
wohnheitsrechtHch (IV A. 10) inzwischen von der Gesammt- 
Idrclie auf die Einzel gemeinde (§ Vn> ftbergegangen i8t> auf 
K o ch^s (unten IQ A. 6) franz. ümarbeitung der* ^Tom Kirchen- 
konvente zu Strassburg in den sieben öflfentlichen Sitzungen vom 
18. bis 24. Januar 1791 mit einer beträchtliclien Anzahl Ab- 
geordneter des Ober- und Nieder-Rheins vereinbarten F u n - 
damentalartakel einer Kirchenverfassung der Augsb. Kon- 
fessions* Verw an dt en^ (unten IV 4), wozu (^Yorbericlit^ 
S. 4) „die Brüder in den Departements der Saone und des Doubs*" 
zum Voraus „wilhgst* ihren Beitritt erklärt" liatten. 

2. Diese Fundamentalartikel bildeten den, für die National- 
Tersammlung bestimmten Verfassungsentwurf, welchen der 
Etrchenkonvent zufolge der^ Aufforderung (III A. 3) des Mit- 
gUeds der Xat.-Vers. Schwend vom 1. Dez. 1790 — unter „Zu- 
stimmung der Betheiligten^ und mit den Grundsätzen der 

wechselten Briefe (VI, A. 1) ermittelt werden. Meinen bessüglichcn An- 
trag hat das kaiserl. Ministerium (Strassb., 15. Dezember 1892) a b - 
geiciint; unten § IX S. 197. 

* Unten II A. 4. Fund,- Art. S. 3. Zufolge Fritz (I 178) war einer der 
Mbedontoadtien" Abgeordnatcn der erblindete Dichter G. K.Pfeffel voife 
Colmar, wdcher aneb ab Ifitglied des Oberkonsistoriums (IV A 10) inhaltlieb 
«einer deotedi wie firassSaiselL erschien«ien Briefe »fiber Beligtou** (K. Arebivi- 
rath Dr. Pfiauien«ehinid*B .Pfeffel*8 Fremdenbuch", Cofanar 189fi, S. 887) «dea 
^ymbofitehen BüdieRi gegenüber- eine frnere Stelloog einnalim.'' 

» Rede 21. Nov. 1790, S. 22. Auch das Mitglied der Nat.-Vers. Chasset 
empfahl am 30. Des. 1790 (Fund. S. 15) „dem Kircheukonvente, das Projekt 
den Gemeinden . ., einer Versammlung von Geistlichen und einigen (unten 
II A. '^1!. 7) patriotischen Gesellschaften vorzulegen". — F. Horning scheint 
p. In (Ii r „Ouvertüre des paroisses", 1865, Vouihoff, Strassh,, in den Fun- 
dainentalartikcln den „vertragsmässigen Gesammtwillen der Augsb* £onf.- 
Yer wandten" nicht zu erkennen. — . 
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Staatsverfassung (II A. 7, IV 2 u. A. 14'*) iiberemstim- 
mend'* — aufstellen lassen sollte ; sie enthalten, da vor dem 
Oeaetze Tom 18 Germ. X die Al^eoidnetexi der franz. G«meiDdeD 
des Angsb. Bek. zu keiner* weiteren Tagung mehr zusammentraten, 
den „vertragsmässigen" Gesammtwillen aller Augsb. (unten 
IV 8) Konfessions- Verwandten Imks des Rheins und be- 
anspruchen gerade wegen obiger ^ Konkordats-Aehnlichkeit nicht 
nur wissenschafUiche; sondern selbst unmittelbar massgebende 
Bedeutung für die authentische Auslegung der „prot. org. Artikel« 

§n. Anpassung an die org. Artikel zum 

Konkordate. 

1. Die vollständige Gleichstellung im öffentlichen'' 
wie bürgerlichen* Bechte mit den Katholiken Yerdanken 

* Die Protest, wurden dnrch Bekr. 17. Aug. 1790 aneh als Geriohts-Mit* 
glieder und -Sofareiber wieder zugelaasen. Beantny^ hatten (Frita I 176) 
Koch und Sandharr p. IG ihrer Adresse prteent^ & rAssemblto nationale 

par les habitans de la Conf. d' Augsb. (24 S.» An&ngs 1790, soe. typogr. 

Paris) ebenfalls Zurücknahme der Ordonnance (d'Als. II 17) v. 1727, wor^ 
nach schon 7 kath. Familien einen Theil der prot. Ortskirche bean* 

Sprüchen können. Im „Memoirr* pour les communautes prot. de Colmar, 
Wissemb. et Landau'* (1790, 22 S.) verlangte Sandlierr stets gleichviel© 
prot. wie k a t h. Gerichts- und Stadtrathsmitglieder in diesen „villes 
mixtes"; hieraui ging jedoch die Nat.-Ver8. (Dekr, 17./24. Aug. 1790, Lods 18) 
nicht ein. 

• Zurückgenouimeu wurden durch Dekr. 17./24. Aug. 1790 (unten 
IV A. 12, Lods 19) die (Erb)Begün8tigungen zar kath. K. Uebertreteuder, 
die Straleii gegen, zur prot. E. üebo^ oder gar Zurücktretende, das Ver* 
hot, nneheKehe oder Kinder ans gemisehter Me (Lods VIu.26j prot. su 
ersiehen und auf Ehescheidung (TV A*6)zu erkennen, trotidem solche 
«naeh den Gtundrötcen des Augsb. Bek." statthaft ^«rire. Koch S. 20 A. 2, 
Sehn. 9, 14 u. 53 sowie Le Obapelier's Brief an Koch d. d. Paris 20. Sept. 
1790, Rede 21, Nov. 1790, S. 26. Nicht auch den Katholiken, sondern nur 
den Prot, gewährleistete die Nat-Vers. am I./IO. Dez. 1790 die „gottes- 
dienstlichen, Wohlthätigkeits- nnd Unterrichts s t i ft u n g e n , Sehn. 95, 
Schweigh. 60 und K o c h ' s „Kclaircissements sur la Collegiale de St. Thomas'^ 
(1791) Soc. typogr. Paris, 7 S., unten III A. 2), ferner „Adresse de TT'ni- 
versite prot. de Strasb. au comite d'instr. pubL de rAssemblee nat.** (Daun- 
bach in Strassb., 32 S.). 
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— innerhalb Frankreichs, Italiens, Belgiens. Luxemburgs und der 
seit 1814, 1815 bzw. 1870 wieder (unten III 6 u. IV 10«) deut- 
schen Provinzen links des Rheins — die Protestanten den Dek- 
reten der KationalTersatnmlang Tom 17. Aug. und 1. Des. 1790^ 
welche Koch als „döputö eztraordinalre^ des Kirdienkonrents 

(und „der Gemeine -Vorsteher") von Strassbiirg gemeinsam mit 
dem „allgemeinen Geschüftbträger der Protestant' ii im Eisass", 
T. Rathsamhausen (unten IV A. 8*) und dem^ zugleich 
Landau, Münster und Weiseenbnrg vertretenden Stättmeister und 
Konsistoriahnitgliede Sandherr^ Ton Colmar angeregt und 
erwirkt luit. Distriktssyndik M a 1 1 h 1 1 u ■ zu Strassburg, welcher 
nur sein katli. Bekeuntui.ss näher kannte (Sehn. 58), woUte dem 
Staate gegenüber die Gleichstellung der christhchen Be- 
kenntnisse durch üebertrag der „bürgerlichen Verfassung der 
k a t h. Geistlichkeit*' (Sch. 38) auf die prot. Pfarrer — mit, um 
Ys erhöhten Staatsbosoldungen aus den einzuziehenden* pr(»t. 
Stiftungen — in seiner Art „vervollkommnen" und für Seminar 
wie Kapitel 7 (General-) Vikare dem» bischöfliche Rechte 
wahmehmenden „Generalsuperintendenten^ beigeben, 
welchen die 4 Superintendenten'^ aus ihrer Mitte zu wählen ge- 
habt hätten. — 

2. Diesen, ernstlicher vertheidijücten Gegenvorschlag bracliten 
zum Falle: Koch^, Blessig^, ferner ein „ungenannter^ freund der 

Den Sopemtentoten (Solmi 602, 689, Friedb. Y«rfl-B. 197) ent- 
spredwn die gditl. Inspektoren, unten UI 8 o. VI A d. 

' Mathieu's im Sinne des Symbol Zwanges A. 3) hierarchisch 
angehauchte XII Artikel stehen S. 17 — 22 des „Discours de M. Koch sur la 
motion de M. Matthieu** o. s. w. = „Rede, welche Prof. Koch über die 
Motion des H. Matthieu in d. G-escllschafl der Freunde der Constitution (za 
Strassb.) den 15. Okt. 17iK) gehalten hat", 14 S. 

* Rede 21. Xov. 1790 für (S. 12) „kirchliche (unten A. 7 und 
IV A. 14'') wie bürgerliche Regeneration in (S. Ö) ^ Allem, was vernünftig 
ist", auch (S. 13 u. 18) für „freies Aufstreben und eigenes Denken**. Univ.- 
Prof. Blesaig liess sich (vom Dez. 1793 bis Ii. Xov. 1794, ¥ntz 1 231 vl. 235) 
lieber hn PiiestertemiBar xn Streisbuig — mit den proL üniTersitSts- 
Professoren Hafiher (VI A. 4) und Weber, sodann Erits, Lorenz, MuUer, 
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"Wahrheit und Freiheit", M. Fritz ^, I^r. Öchoeii', Oberiin*, „ein 
luuuMiiBcher Pfarrer^ Diakon Engel endlich im „BAthe der 



Oberlin und Schweighaeusser, sowie über 1100 anderen Eidesweigereru in 
«trenger Haft behalten, ala daaa er die p oii tiven Lehren dea Chriatenthmna 
^widerrnfen hätte, Uaederl 119, prot. Eirohenatg. f. d. ev. DentachL 1880 Nro* 26, 
1898 N. 14, Sohn. 119, 182, 204 u. 207, Riff: „Dr. Bleaaig wahrend der Sehreckena« 
«eit**, 1888, 124 8., Heita, StxMaab. — Bleaa^ gr&ndete, wie er (FHta 1 255) 
an Fro£ HfiUar achrieb, »daa prot. Bek. blosa auf die Bibel ohne Symbol- 
z Wang" (unten § V), wollte „die Wahrheit nicht durcli Synodal- oder 
Konzüabeaoblüaae yerengf (I 139) wissen, war übrigens (1130) «offen- 
bar u n g s g^läabig im strengen Sinne", selbst (I 141) „Freund einer Art 
Ohreub eichte" (VII A. 2). Gleichwohl lasst die „Orthod. Antw.« S. 10 
.„durch Blessig (!) und Hafln« r ilen Rationalismus auf die Spitze 
treiben" (unten VI A. 4). „Blessig starb hochgeachtet 1816 als geistl. In- 
spektor und Mitglied des Direktoriums. Dass die Fundamentalartikel vom 
24. Jan. 1791 (oben I A. 4) hauptsächlich Blessig's Feder enistammcn, 
beatätigen Baum 21, Pfr. Bockel 3, Sehn. 56, Fritz I 177 und lic. theoL 
Erichaon (1886) m Heraog*a RealenqrcL XVU 719. 

* nUeber die piojektirte Organisation der prot. 32 8., Juni 1790, 
Straaab. 

• ,An die Prot, in Straaab. über Ebnohtnng ihrea Eirchenweaena*, 
SO S., Okt. 1790. In der Schrift aelbit nennt aioh Frita nicht ala Yer- 
faaaer. 

' „Ein Wort über d. Dekr. d. Nat.-Versamml. v. 17. Aug. 1790, gei^prochen 
in d. Ges. d. Fj eunde d. Const." 26. Okt. 1790, 24 S. Am Schlüsse verweist 
•der („ungenannte") Verfasser auf seinen Plan einer., auf die Grundsätze 
der franz. Constitution („Kede v. 21. Nov. 1790" S. 23, oben II A. 4, unten 
IV A. 14"^) „gebauten Organisation der prot. K." (12 S., unten III A. 4). 
Auch Schoell wollte die Anonymität wahren, ward Jedoch von Oberlin S. 17 
seines Memoire (unten A. 8) sofort erkannt. 

* Univ.-Frof. Oberlin: „Memoire sur la motion de M. Matthieu", 19 S., 
1790, Heita, Straaab. 

• [HoefflBl? Tgl. Sehn. 57.] Freimüthige Gedanken . .über die Straaab. 
Fl&ie, eine Oxg. d. piot Geiatliofakeit im Ela. betr.«, 14 S., 1791, unten S. 189. 
0^«i Matthieu richtet aich audi daa nGeqjkrKdi awiachen . . Wahrlich nnd 
Vetter Merks" (16 S., 1790, Heita, Strassb.). 

>• „Vorlesung in d. Ges. der Freunde d. Const, 26. Okt. 1790«, 1790, 
Xiorenz und Schaler, Strassb.; vgl. übrigens die in der reichhaltigen Stadt- 
biblinthek Colmar vorhandene Schrift: „Engel, ministre fran^.: Lettre d'un 
iTiinistre de 1 evangile a un professeur de philosophie (31 p, Strassb., 20 Nov. 
1791) sur la n^cesait^ dlncorporer ies communes prot. dans la Constitution 
fran^aise". 
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fünfhundert", wo am 21 Frimaire VII die Einziehung der prot. * 
Stiftungen nochmals angeregt worden war, Hermann ^^a. 
Demzufolge wurde der prot. Geistlichkeit eine, namentlich d o g * 
matisch (unten Y u. YHI 6) freiere Stellung, als der 

kath., eingeräumt, und lallt — schon bei flüchtiger Vergleichung** 
der org. Artikel für die Katholiken mit den für die Protestanten — 
als unterscheidendes Hauptmerkmal sofort auf, dass in 
keinem Falle prot. Pfarrer ohne zuyorige Billigung de» 

" „R^ponse au citoyen Andro . .** (16. S, 17dÖ, Baudonia, Paris), vgL 
Petition 12, Sehn. 204 u. Schweigh. 5^. ' 

Nachstehend bedeuten F die i'undamentalartikel und K die princ. jren» 
Koch'a. ^Nachgebildet sind die prot. org. Art. 1 (Ausschluss der Ausländer, 
K II 13 u. 25) den k a t h. or^. Art. 16 u. 32, der prot. org. Art. 2 (Ver- 
bot der Beziehungen zu auswurtigeu Obrigkeiten) den k a t h. 1 — 3, der 
prot. 8 (Gebete für d. Regierung), den kath. 48 U..51, di« prot. 4 il4 
^Staatagenehmigung aar VerSffeiiitHchiing jedaa Lebnataea wie zu jeder 
Aendemog der KircheiiTer&ssiing, unten §VIA.7*, EI 19, 88—37^ 
FBvu 36), dra kath. 1, 8 o. 4^ der prot. 6 (Staatsrafthsentaoh^dcing wegeik 
MiBBbraudia, unten V A. 8 und VI A. 1 n. 7^ £ I 86) den kath. 6—8^ 
der prot. 7 (Staatigehältor, oben II A. 3 und Dr. Müller: „National- 
Besoldung der. prot. Geistlichkeit*' 1791, Heitz, Strassb., 55 S) den kath.. 
64—66, der prot. 8 (Stiftungen, oben II A. 2, K I 1, 9 u. 19, F 1) den 
kath. 73 u. 74, die pro t. 9—14 (Seminare, K I 22, 41—43, TT 3 u. 4) 
den kath. 11,23—26, die prot. 18 — 20 (Kirchontremeindevertretung, F 4, 
K I 5—8, IIl.o) dem kath. 7ö, der prot. 19 irrei-Errichtung, K I 3> 
den kath, 60 — 62, die prot. 20 u. 5 (Kirchonordnung, K I 9 u. 19) don 
kath, 14, 30 u. 31, die prot. 26, 87, 41, 43, vgl. 11 (staatliche Ernennung 
oder Bestätigung — unten VI A. 1 — der PÜBurrer, Inspektoren, Professoren, 
PrSddenten der Kona. u. des Oherk., auch sweier Beiaitser des Dirdctoritiins 
K H 1, S8 u. 96)denkath. lr-4, der prot. 28 (Sprengel) dem kath. 34^ 
die prot. 80—82, 87—80, 42—44, 22 n. 24 (etaatUche Ueberwaohung der 
.Sitsungeni und Genehmigm^ der BedehliüMe, nnten VI A. 1) den kath. 1 — ^ 
der p rot. 88 (KircheliViritationen, K I 19, 81 n. 40) dem Jtath. 22, end- 
lich die prot. Art. 41 u. 26 (Eid der ffiurrer n. s. w. Sehn. 41, K H 
13 u. 25) den kath. 18 u. 27; wegen prot. Art. 44 vgl.J' 3, K I 33—43 u. 
^Vorlänfige Yorschl." 19flf, Wegen der Inspektionsbezirke s. unten VIII A.2^ 

Unten IV A. 14 u. V A. 3, Koch 136, prot. org. Art. 25, dagegen 
kath. 30u.3I; die TTeberwaclnuig der Oiaubenseinheit ist ausdrücklich den 
kath. Oberbehörden (kath. org. Art. 14, Hinschius, kath, K.-R. I\ 4 j(^ — 485 
u. 534), nicht aber auch jenen des Augeb. Bek, (prot. org. Art. 20 u. ^3, vgL 
übrigens Koch I 19 u. 36, Sohm 683) aufgetragen. 
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(Y A. 3) Staatsoberhauptes entlassen, und dass Ton Staatswegen 
nicht auch die prot., sondern (kath. org. Art. 17 u. 24, nnten IV A. 7 
u. 14) nnr die kath. Oh^hirten nnd Lehrer der G^ttesgelehrsamkeit 

zu einem genau bestimmten Lehrbegriffe verptlichtet bzw, 
vor ihrer Ernennung eigens auf den Glauben geprüft werden» 

§ in. Prot. Xirchenverfassung Frankreichs 1802. 

1. Abgesehen von der Lehrfreiheit der prot. Geist- 
lichen, brachte P o r t a 1 i s die kath. und die prot. Kirchen- 
Teifassnng thunUchst in Uebereinstimmung und dadurch 
die gleichen Rechte und Pflichten aller christlichen Kirchen 
dem Staate gegenüber zum Ausdrucke. Gleichzeitig beschränkte 
er in den prot, org. Art. 18, 23 u. 24 (entgegen Koch II 2^ 
15 u. 18) plutokratisch das kircliliche ^ Wahlrecht auf die Höchst- 
besteuerten, während die so nöthigen Vertretungen der 
!B i n z e 1 gemeinden (Koch I 5 — 10) durch Konsistorien mit 
durchschnittUch (VIIE A. 2^) 6000 Seelen ersetzt wurden. 

2. Die, namentlich auch zu Kirchcnvisitationen (prot. org. 37 
= Koch I 21) Laien mitheranziehenden Kreis behörden be> 
zeichnete PortaHs im Art. 35 als „Inspektionen^, nachdem 
er die, ihnen Ton Koch* (1 12 u. II 18) sowie von allen froheren 

* Portalis' Wahlcensua stimtnte insofern mit der ZusamTnensetTOng der 
Icath. Gottcshausvenvaltungen überein, als die Laienältesten letzterer eben- 
falls nur aus der Reihe der 2^otablen gewählt werden sollen; auch schien 
Portalis nur aus Abneigung gegen geniRindliche Selbständigkeit und 
aus Vorliebe fiir die Centralisirung die Verwaltung des örtlichen Kirchenguts 
bei den Konsistorien vereinigt zu haben. Erst das Dekret vom 2t>. März 
1853 hat an Stelle der Fortalia^sohen Abänderungen die von Kooh (und 
Ttoturä 10) YorgeacMagOTe, xeih- örtliche Veztretung der Suchengemein- 
•den (E^byterialrS^e) sowie allgemeines Wahlrecht ohne Steneroenmis 
-wieder hergestellt Dr.. Bockel. 12 o. 84, L. Spaeh, mod. Enltursust., 1878 
Strassh. II 19 u. S4. 

• Die 17Ö1 anony inerschienenen „principes gen,** mit (S. 19 — 38) einem 
projet de decret, dessen Titel I die Kirchenverfassnogi II die Wahlen nnd 
HI die Pfarrer betreffen, rühren von .Koch her; an letzteren hatte Chasset 
bei EiTiforderung des Entwurfs einer Kirchenverfassung am 30. Dez. 1790 
ileu Kirchenkonv^t verwiesen, Jb'und. Art. S. 16, oben I A. 5. Schweigh. 
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jEntwürfen gegebene Benennung „Konsistorien", bereits den, 
aa die Stelle d^ (oben Ziff. 1) PreBbytenaliäthe kantons- oder 
Stadt weise gesetzten örtlichen Gk>tte8bausverwaltimgen bei- 
gelegt hatte. 

3. An die Spitze der Kreis beliürdeii, als deren Sitze die 
„Vorläufigen^ Vorschläge" Blamont, Buchs weiler, Colmar, Strass- 

p. 68 (vgl. 33): ^In Uebereinstimmimg mit seinen Auftraggebern und 
unterstützt durch die ehrwürdigsten Geistlichen seines Bekenntnisses, 
verfassi Koch eine ^allgemeine Darstelluug^ der prot. Grundsätse 
und einen Ve r f a s s u n s e n t w u r f , vtelclier mit einigen Abänderungen 
^n&vec quelques moditications", oben § TT 9, III A. 1) die Gnmdlage des 
auf die Prot. Augsb. Bek. bezüglichen Absclmirtr'« im Gesetze v. 18 (ierm. X 
wurde.** L. Schneegaus: „Essai historniu«,' »ur St. Thomas (oben ^ II 
A. ^j, 1842, iStrasb. p. 197: ^TJn ])rujet redige par Koch servit de base 
Ä la section de la loi du 18 Germ. X, relative ä rorgamsation des cultes 
piot.*. Ebenso Frits H 135, Sehn. 210, Petition 1843 p. 27, vgl. 17, 24 
34, 85 n. 88, selbst Ihme 81. E o o h (oben II A. 1 -3), sdt dem 89. Aug. 
1791 als Abgeordneter des Niederrbeins, Mitglied der Naüonalvers., übte 
«uf viele und bervoinigende SGtglieder letctwer bedeutenden F^n^^i**, sndem 
«in TheU derselben seine Voriesungen Eber öffentL B. nnd Geschiobte an 
d. üniv. Strassb. gehört hatte. Bei der Wiederaufnahme der Verhand- 
lungen betreffs der Kirchenverfassung, welche vom Verbote des öfTentl. 
Gottesdienstes ab (1793, unten IV A. 7) bis 1799 (oben II A. 11) geruht 
hatten, trat sofort K o c h ' s obiges „projot de decret" von 1791 als letzter 
und unveränderter Ausdruck des G p a m m t willens der Augsb. Konfessious- 
Ve r w a n d t e n Frankreichs wieder in seine Geltung ein. Zufolge Fritz 
I 183 und Sehn. 210 „näheru sich die org. Artikel mehr dem Koch' sehen 
Eutwuiie von 1791, als dem „neuen Orgauisationsi)lane'*, welchen (Maeder 
I 829 und Fritz II 135) die Strassb. Kirchen mit einer Erklärung" 
<Koob*s unten S. 189) über die Grnndsitae des Itotestantismot 
<unten Y A. 4» IV A. 14**) an Porialis einsandten. Im Min 1803 war 
£och vom Senate warn Mi^liede des Tribunats in Paris eniannt wor» 
den, wo er bis zur Aufhebung (1807) dieser Behörde tfaütig blieb. Nach 
8trassb. zuriiohgekelirt» ward er Ehraoektor der Akademie, Dekan des Tliomaa- 
stiftes, auch Mitglied des Direktoriums; seine herv o rragends t en YerdiMiste 
(f 1813) ehrt ein Denkmal in der Thomaskirche. — 

' Betreffs des ref. Bek. benützte Portalis namentlich den Bericht des 
nachmaligen Dekans der theol. Fakultät Montanban, B. D. E. Frosaard, 
Rev. de droit k l'usagf' de« Fer]. prot. 18ö4 i 286 und 1887. Betreffs 
des Augsb. Bek. und des letzteren mit dem Heformirteu gemeuisauieu 
Abschnittes der org. Art. hatte Portalis (oben I A. 2) „Erläuterungen'* 
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bürg und L a n d it u bzw. Weissenburg, und Koch (I 12) noch 
JBarr^'* empfohlen hatten^ stellte Portalis je einen geistlichen In- 

▼on Eooh und (TL A. 4) Blas «ig „eingefocdBrt*, iralehe noh al» 

"Vermittlers auch des, mit lern franz. Krlegsmiiiistcr Clark befreundeten. 
Pfarrers Schmidt (unten IV A. 10, Fritz II 187—140) in Lützelstein (unten 
VI A, 3) bedienten. Für Portalis handelte es sich inhaltlich seiner Rede 
im gesetzgeb. Körper (Conc. 1. Aufl., S. 56*, 2. Aufl.. S. 5P) „weniger um 
Verschiedenheiten des Olanbens" oder um „Vorschlüge der Prediger"* 
(oben ni A. 2% Schluss, unten IV A. 7), da die Untersuchung des Lehr- 
begrifts" (Conc. 1. Aufl., S. 55, unten VA. 1) der Gesetzgebung fremd blieb", 
als nur (S. 42) „um die rechtlichen Bedingungen, unter welchen der 
Staat die SffentL Uebung eines BekenntiiisBes zugeben kann" (oben l A. I). 
Die Hanptarbeit in der Vorberritnng der Gesetiesarfcikel kam also n i e Ii t 
(ß, 192) dem G-ottes», tondem dem Be eh ts gelehrten an; letzterer 
ivar Kodh. Betrefia der (IVA. 10') reinkirehliohen Angelegenheiten 
der Froteatanten miiehta atdi auch irom Skaatnathe nnd Miniateriam ana 
Niemand mittels Abänderungen oder Znaitae in die Yorsehlige Bleaaig*» 
und Eoch's ein; hieran fehlte es (Petition 1848 p. 27, 2. 16) 1802 in Pari» 
»an Zeit und Erfahrungen". 

'* Auf Schwend's Aufforderung hin (oben l A. 5) veröffentlichten bereite 
am 10. Dez. 1790 (S. 2) „öini«?o" Mitglieder des Kirchenkonvents, zu 
■welchen übrigens (II A. 4) Blessig kaum gehörte, „Vorläufiire Vor- 
schläge" und zwar im Sinne des Symbolzwangs (oben II A. 3, 
unten IV). jedoch unter Zugrundelegung (S. 25) eines „presbyterialen (unten 
Vill A. 5) Xirchenregimcnts" eiuerseit.s uud andererseits der Gleich- 
berechtigung der bisher getrennten) fortan aber unter einem nall- 
gemeinen Konaktoriom** auaammen za fiMsenden Eincelkonaiatoriea 

a) der ehemaligen Beiehaatftdte Cohnar, Landau, Munster, Skrasshuxg- 
(mit Barr als aagetheiltem — unten VI A. 8 — Amte) und Weissenbnzg» fezner 

b) fiir die Besitzungen von Württembexg, Hessen-Hanau, Nassau, der 
Pfalz u. s. w. Der Site der obersten Vertretung sollte deshalb Yon Jahr an 
Jahr wechseln; femer wurde letzterer (HI 6, S. 20) zur Pflicht gemachk| vor 
„Einführung (unten VI A. 5 und VII A. 2) liturgischer Bücher und 
sonstiger Rep^olimg des Gottesdienstes** das Gutachten sämmtlicher 
(Kreis- oder Distrikts-) Konsistorien einzuholen". [Als Nachklang Isif^von 
verblieb auch jetzt noch die zuvorige Anhörung sämmtlicher Kon- 
sistorien — Gg 407 A. 2, Oberk. 40, S. 178 unten VII A. 7 — bevor die 
landeskircliliclie Vertretung die religiösen Yorbedingimgen für die Zu- 
lassung zum kirchlichen Wahlrechte feststellt]. In Frankreich tritt 
(Ges. 1 VJll 1870 A. 26) die Augsb. GeneraLsynode abwechselnd in 
Paria und Mdmp elgard auaammen. 

*^ Lobstein (unten IVA. 1) und den „vorlVonchlSgen** hStte es also 
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s p e k t o r (oben U A. 2 zur Leitung der „Inspektionsversamm- I 
Jungen". 

4. Dagegen fanden Koch's Vorschläge betreffs der Mit- 
trirkimg der Kantonal* oder Stadt konsistoiien zur Ueber- 
i^achung der Pfarrbewerber (Koch I 22), Beurlaubung der Pfarrer 

(111 1) und PtUnvvahlerhebung (II 7, vgl. 13, prot. org. 16, 
2ö u. 33) gi-undsätzliche Annahme. 

5. Dasselbe gilt betreffs der grösseren Zuständigkeit, des 
festen Sitzes und des („Direktorium^)^ VöllzugsausschuBses des 
Oberkonsistoriums^ die bezüglichen Artikel sind erst 

von Koch * (1 26 liV) den Fundamentakrtikelu hinzugefügt worden. ' 
Letztere wollten die Inspektionsversammlungen (im Art. 25 S. 10 , 
noch als „Konsistorien*^ bezeichnet) nur „durch eine gemeinschaft- 
liche brüderliche^ Konferenz verbunden<< sehen. Die „Vorl. 
Vorschi.«* liessen S. 5, 26 u, 30 die „üeputirten" der Kreis- 
behörden abwechselnd'» an den einzelnen Ki-eissitzen 

eher entsprochen, die Unteiordnung der einzelnen Pfarreien unter die I 
Stadt- oder laDdesherrliche Territorialgewalt der, die bischöf- q 
liehen Rechte (unten IV A. 7, Sohm 605, 614, 649, 661 u. 668) aiiMi>>en- ' 
den Konsistorit n (oder „Inspektionen", „Superiiitondauturen", „Kircbeu- 
konvente" VI A. 3) beizubehalten und dadurch auch fernerhin die Selbat- 
bestimmung (untt u VIT A. 5) der E i n z e 1 Eremeindcn zn beschränken. \ 
Hiernach wäreu, falls diese Vorschläge durchgedrungen sein würden, die 
«Iten Kirchen Ordnungen für ihren bisherigen Herrschaftsbereich i u ! 
Oeltung geblieben, ebeneo die hiemach den Einselkoneistorien su- | 
kommenden üeberwBdrangirecbte und Genehmigungsvorbehalte (gegenüber 1 
den »unteTiseordDeten* P&rreien), soweit nickt etwa nnaeh dem Ontaditen 
^anmiUcher Bistriktskontustorien" die nene gemeinaame oberste Behörde und 
Yertretnni; eine einheitliche Regelung und Yorwaltmig einlÜhren würden 
Allein gerade nach diesen Richtungen hin wurden die Vorläufigen Vor- 
echlage" nicht in die Fuudamentalartikel vom S4. Jan. 1791 übernommen; 
letztere verlegten vielmehr das Selbstbestimmungs- und Widerspruchsrecht 
von den Konsistorien absichtlich in die Einze 1 gemeinden und befreiten 
dadurch die Einzelgemeinden vom bisherij^en Territori al- unfl Kircheu- 
ordnungszwangc. Zu cij^eueu Konsistorien wurden deshalb nameutiieli mich 
erhoben Barr, Dorlislicini und Wasselnheim •, die betreffenden riarrcieu 
gehörten bis dahin zum Gebiete des Strassb. Kirchenkonveulä und unter- j 
standen deshalb der Strassb. Kirchenordnung. 

* Das nDirektorimn* fehlte in den FundamentaUrtikeln Tom 24. J«uu 
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zusaiuiueutreteu ; Koch verlegte jedoch, entspieciieiid dem „Plane 
Schoeirs S. 5 (oben II A. 7), für ständig nach Strassburg 
den „VereimgungBpunkt des Kirchenregiments aller prot. Ge- 
meinen^. • • 

6. Dem 01)erkonsistorium Strassbiir^:^ theilte Portalis auch die 
mittlei'weile vom Deutschen Reiche abgetretenen Theiie der nach- 
maligen Inspektionen Lützelstein (unten VI A. 3*) und Buchs- 
ireiler (3^) sowie der Konsistorien (3«) Mömpelgard, Keichenweier 
und Andolsheim (3'), Markirch (VI A. 8*), Nieder- und Ober- 
bronn (3''), femer ins])es()ndere Rothau zu, während für die weiter 
xheinabwürts einverleibten Gebiete (unten IV A. 10") eigene Ober- 
konsistorien zn Mainz und Köln eingesetzt wurden. Diese 
raumliche Erweiterung^ des Geltungsbereiches und die unter 1) 
oben aufgeführten einschneidenden Aenderungen mussten die 
Pundamentalartikel vom 24. Jan. 1791 allerdings über sich er- 

1791, welche überhatipt keine Gentralgewalt sohafien wollten; aus den 
«Vorl. VorschBigen" S. 91 wurde dasselbe erst von Koeh (I 28) wieder 
nbemommeiit hanptMchlich aber wohl nnr zur Abnahme der Beehnungen 
der Pfaireien und Eonsietori«! (I 88 u. 89) sowie nir Fkrufoog baw. Zu- 

lasBUDg der Pfarrbewerber (I 41 u. 48), Aus dem Kreise der Kechts- 
gelehrton entnahm die franz. liegierung (Lichtenberger Luthcranisme 15, 
unten S. 191 VI) wie dies Fundamentalartikel 21 vorsieht, regelmässig den 
Präsidenten und dessen Yertrotpr. Das Oberkonsistorium hatte schon 1833 
beantragt, beide lebenslänglich zu ernennen, damit nicht bei einem, jeden 
Systernswechsel der Regierung eine Rückwirkung eintritt. 

* Statt der )iur freiwilligen (unten S. 194", IVA. 7: „willkürlichen") 
Konferenz hatte bereits Schoell (oben II A. 7) ein nothwendiges allgemeines 
Konsistorium beantragt, welches auch der durch die Staatsumwälzung ge- 
«ehaffenen einheritlichen ZnsammenfaNQog der Gewalten besser entspraefa. 

* Ad Stelle der in den FundamenUlartikeln beliebten BeeeiebBoi^ 
«protestaatiach** setzte Eoeh (I 19^ 87, II 1, 15ff., Frita II 17 o. 18, unten 
IV A. 6—8) grondafttslicli wieder „das Augsb. Bekenntnise", da diese Be* 
«eicliiiniig in den Dekreten, namentlich' der NationalTers.,' an welche man 
anknüpft, allein vorkommt. Im Uebrigen änderte Koch an den baden 
«rsten (Fund.) Artikeln (vom 24. Jan. 1791) durchaus nidits. 

^ In demselben Maasse, in welchem sich der Herrschaftskreis durch 
die hinzugekommenen Oebietstheile erweiterte, verminderte sich die Selbst- 
ständigkeit der kirchlichen Vertretungen dem Staate gegenüber, oben I 
A. 1 und U A. 12, Canitz 135. . ^ 
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gehen lassen ; im U e b r i ^ e n a 1) e r f a ii d (mi sie in der 
Umarbeitung (oben III A. 2) Koch'ö 2 die Gutheis* 
Bttng Portali b' und mit nar noch formellen* Be* 
richtigungen Aufnahme in das G-esetz Tom 
18 Germ. X. 

§ ly, Milderung des Bekeuntnisszwanges 

seit 1791. 

1. Alj gelehnt wurden durch die J^'undaincntalartikel von» 
24. Jan. 1791 die von Lobstein^ S. 2 nach dem Vorbilde dea 
preuss. Ediktes yom 9. Juli 1788 empfohlene Verpflichtung der 
geistlichen Diener bei Verlust des Dienstes (unten V 

Uhtw dtir Vononttrang der Befbehaltung (oben III A. 8, Sune 11) 
der Konnstomlgewalt nud des Symbolzwaoges hätte Lobitein gegen die- 
Eingliederung Straasbnrga in dw neoe sllgemeine Lendeakirche des Elsass 
nidits einsowenden gehabt; S. 15 empfahl er, »was Lehre und Zucht an- 
langt, die Beibehaltung der Strassb. Kirchenordnung; leider werde ihr 
nicht mehr (unten IV A. 10^) so nachgelebt, wie es sein sollte". In der 
öffentl. Vertheid igung des Symbolzwanges stand Tjobstein wohl allein; nicht 
einmal Pfarrer Kanipraann (unten § IX S. 188) trat entschiedener auf seine Seite. 
Nur Goethe wollte 1771 (vollst. Ausgabe, Cotta, Stuttgart 1885, VI S. 'Ml 
bis 349, „Wahrheit und Dichtung** III 11) der Geistlichkeit „emen gewissen 
Kultus vorschreiben"; seine bezügliche staatffkirchenrechtliche Disputation 
missfiel jedoch dauials schon der Kechtafakultat Stra^sburg. 

' Lobstein 6. Die in den einzelnen Kirchen bisher gebräachlichen 
Belcenntttisssehrifken murden nicht etwa (wie Ihme 8. 14 gegenüber den. 
„Progrte religieox* 1871 p. 179 erörtert,) wabgescbafft'*, sondern nur ihre 
KechtsTerbindlicUceit abgeschwächt. Die Oberbehorde sollte w^;e& der 
blossen Abweiofanng von einem weniger wesentlichen (nnten IV A. & 
u. 9) LdiTsatce keinen Pfarrer fiamerhin mehr absetzen dürfen, wenn die 
Gemeinde (§ VII) sich mit der Lehnmffassmig ihres Fredigere (V A. 8> 
einTerstanden erklürt hatte. 

• Geistliche müssen sich dem Staats kirchenrechtlichen Bekenntnisse 
(TV A. 9*, VI A. 6) derjenigen Kirche fügen, von welcher sie ihre Pfründe 
erhalten, können also weg^^n riripr wr^enilirhen Abweichung bievon 
allerdings „behelligt" wrideu ^unteii A. 5, Ihme 27); doch bleibt ihnen 
«nverwehrt, zu prüfen, luwioweit der Bekenntnissartikel mit der hl. Schrift 
übereinstimmt, unten V A. 4 u. 5, prot. Kirchenütg. f. d. ev. D. 1893 No. 14^ 
dagegen Ihme 7. 
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A, 3) au die Glaubensbiiclier ebenso selbst die geiiiiissigtereu 
»Vorläufigen Vorschläge^ bei Prüfung (VII A. 3) und 
Ordinirimg (S. 22) der Ffarrbewewerber, Ueberwachung (S. 33) 
der Pfarrer und (S. 20) der Lebranstalten, das G^eraflronsistorium 
(S. 20, VII 3 Ziff. 6 — zwar nicht dem ganzen Wortlaute, 

^ Der 1781 tut die luth. Gemeinden (unten VI A. 8*) erlMsenen zwei» 
brUeken-birkenfeld* sehen Eirchenordnung zufolge sind (S. 118) „die 

symbolischen Bücher nicht dtojtysoTOt oder infallibel, sondern . . nichts 
anders, als Bekenntoisse, worin die Hauptartikel der christlichen Lehre 
vorgetragen werden, und wozw ein Lehrer, der (das heisst: wenn er) die 
Gleichförmigkeit derselben mit Gottes Wort eingesehen, sich freiwillig 
ohne . . Gewissenszwang bekennt und seine Fredigten darnach einrichtet", 
Mührich I 288, vgl. auch S. XVII. 

^ Abge.selien von Nassau-Saarbrücken (VI A, 3^) haben alle eUass, 
Kirchenordnuugen die (unten IV A. 14") Konkordienformel angeuonmieu. 
Die Vorrede letzterer lautet: „Alle Symbole sind nicht Richter, wie die 
hL Schrift, sondern alldn Zeogniss und Eridümng des Gkabens, wie 
jederzeit die hL Schrift in strittigen Artikehi ist ausgelegt worden*. Biehter 
(E.'B. S. 949} lasst «die Verpflichtung der Diener auf die Bekenntnisse 
Schriften zwar mildem, nie aber gSnzlieh aufheben*, weil sonst »die 
Kirche der Gefahr ausgesetzt wäre, dass in ihr widerchristliohe und 
antievangelischc Grundsätze gleiches Recht mit der Predigt des Evan- 
geliums genössen." Aehnlich 8ohm 687 u. 688, unten V A. 1 u. VIII A. 5. 
Zufolge Sohm hatte „die (ideale) Kirche Christi kein rechtlich 
geltendes Bekenntniss; die jetzt rechtlich verfasste Kirche kann aber ohne^ 
rechtlich geltendes Eekemituiss gar nicht sein; zum Schutzo der Ge- 
meinde gegen das Lehramt ist die Feststellung der vorzutragendeu Lehre 
durch Rechtssatz unentbehrlich". (In allen Einzelheiten ist die Ijehre nur 
bei den Katholiken und den Israeliten festgestellt!) Unter dem staatlicheu 
Schutze, welcher «ner Aeligion zu Theil wird, verstand Fortalis (Couc. 
S. 19) a) das zu erhindern, dass sie gestört werde, ferner (S. 94) das» 
ihren Dienern (obige Anm. 2 u. 8) möglich werd^ die ihrem Untwricfat 
anvertraute Lehre zu fälschen oder willkürlich das Joch der Eirchen- 
zucht abzuschUttelo, endlidi b) deigenigen, welche die Religion bekennen, 
den Oenuss der geistlichen Güter, welche sie sich davon venprechen, 
za verbürgen". Orthod. Antw. 35. 

« Oben II A. 2, III A. 6, Koch I 37 (S. 28), Cunitz 116, Fj u II , rg 
E.-R. 415, Rede 21. Nov. 1790, S. 26, Sohm 606, 608 u. 628, ThucU 
H 106. 

Die laudes- und stadtherrsf haltlicheu (oben III A. '.i, unten IV A. 10 
u. VII 4) Konsistorien, SuiieriuLendanturen, Inspektionen und Kirdieii- 
konveute traten in Ifolge des, erst durch Dekret vom 2L Febr. 17U5 (oben 
Deutsche Zeitsdir. f. Kircbeoreoht. III. 2. ia 
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aber doch sinngemäss) den (Haupt-) Grundsätzen des 
Augsb. Bekenntnisses ausdrücklich zu untersteilen. 

2. Unentwegt durch die Einwendungen ehrwürdiger Geist- 
lichen gegen ^ „die Mode, die symbolischen Bekenntniss- 
bücher ganz oder (unten V) zum Theile^ abzuschaffe u**, 

III A. 2, unten VIT A. 2) snriickge&oomienen Verbotes öfientlicben GotteB* 
dienttes und in Folge der OUcapation der bit dahin (III A. 7) dentachen 
Oebietatheile ausser Kraft, ohne vor Erlass der org. Artikel iigend 
welchen, wenn auch nur vorübergehenden Ersatz zu finden. Weder die 
Aegierung, noch die einzelnen Gemeinden bildeten Aufsichtsbehörden für 
die prot. Bekenntnisse. Blessig's Vorschlag (Fritz I 180), „die Gemeinden 
möchten sich in den, incht auf örtlichen Verhältnissen beruhenden Dinpron 
die Beschlüsse der zu einer Konferenz (oben III A. 5) vereinigten Pres- 
byterien gefallen lassen", hep;e£fnete ausserhalb Stra'jsburgs keiner ^nstigen 
Aufnahme. Von spätestens 1794 (wolil schon seit 1791, unten IV A. 10^ u. IX) 
bis zum Sommer 1802 übte daher mit Genehmigung (unten IV A. 14*) 
des Staates jede £ i n z e 1 gemeinde für sich die volle Kirchengewalt aus, 
indem sie Pfiurrer ein- und absetste, auch, so gut es ging, die Lehre und 
den Gottesdienst ordnete. Dagegen war es anderseits aber auch ihr über> 
lassen, die Kosten des Oottesdienstes selbst und allein au&nbringen. Die 
in der Oolmarer Stadtbibliothek (No. 2156 des verdienstlichen, von Stadt- 
bibliotbekar Walt« eingeliendst erläuterten «Catalogue de la bihliotheque 
ChaufTour) vorhandene, 1602 bei SÜbermann, Steassb* «rachienene (32 S.) 
Schrift: „Neue Einrichtung des prot. Kirchenwesens im ober- und nieder- 
rheinischen Departement" sagt S. 6: „Da die Revolution den herrschaft- 
lichen Rechten ein Ende machte und Alles uraschraolz, so hörte die Auf- 
sicht <lor weltlichen (lewalt über den Gottesdienst auf, und die Gemeinden 
kamen in eine Art kirchliche Unabhänjgfigkeit : sie traten wieder in ihre 
ursprünglichen Rechte ein und ernannten Kirchenvorstände, welchen 
sie die Ausübung derselben übertrugen." [Orthodoxe Antw. S. 9 : „ Wahrend 
der napol. Kriege kümmerte sich die Regierung wenig um unsere 
kirchlichen ZnstSnde und Hess die kirdilidien Oberm frei schalten und 
waltenj. j^^t Pfarrer richtete nach Gutdunken den off. Gottesdienst 
ein", sagt Fritt I 178, ebenso Sdmeider, unten IV A. 10 u.Vn A. 9, 
Bruch ^ZnstSnde* 18 u. 62, Meyer 9» und Ortb. Antw. 8. Der Fnndn- 
mentalartikel 3: nAlle kirchlichen Rechte stehen der Gemeine 
au*, wurde also einstweilen wenigstens im Osten Frankreichs von denjenigen 
Gemeinden, welche ihr Kircheugut (oben II A. 1) gerettet hatten, alsbald 
ohne Weiteres in Anwendung gebracht. 

"'' Erst durch die org. Artikel wurden die kirchlichen Einzel- 
gemeinden wieder der regelmässigen Aufsicht der Konsistorien und zugleich 
des Staates unterstellt; hierin lag aber keine Rückkehr zu den Kirchen- 
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trat die „beträchtliche Anzahl Abgeordneter des Ober- und 
^ieder-Üheius" ; mit welchen sich der Kiicheukonvent zu »Strass- 
.biurg im Januar 1791 über die Fundamentalartikel (oben 
I 1) „Terglich'' (Vorbencht S. 3), der gerade entgegen* 
:4lf68etzten, insbesondere yom Zeitungsherausgeber Ukich 

•«inrichtinigeii tot der Staatsnmwakmig, keine Wiederiientelluiig der Terri* 
torulgewalt der Konsistorien (lY A. 1 u. VI A. 8) nacli ^Taassgabe der Kirehen- 

■ordniingeD, viehnehr eine durchgrei£BDde Ndoregelung auf Grund des Fundamcn- 
talartikels 3, also unter En^'eiternDfp der gemeindlichen Selbständigkeit. 
Von einzelnen „Kirchen" f Buchsweiler unten IX) und „Geistlichen" war 
allerdings bei Portnlis d<^r Antrag eingebracht worden, im Sinne (oben IVA. 1) 
Lobstein's oder \veuig8tens der „Vorläufigen Vorschläge" die einheitlich 
zu schaüende Ijandeskirche dem vollen und unveränderten Augsb. Be- 
kenntnisse (unten Anni. 9) zu unterstellen; allein rurtaliü Hess sich „auf die 
^wistigkeiten der Geistlichen unter sich" (oben III A. 2^ 
unten V A. 8 n. VI A. 1) grundaituHdi nicht ein und ntfam lieber 
'Koch's TutprüiigliclieB Verfiusongventwarf an. Studienstiftedudctori lie. 
*theot Eriohsoa in Stnsab. veröffentlicht demnSchst den dnen oder 
-anderen Brief mit ihren Antigen abgewieeener strenggläubiger F&nmr, 
•worin sie sich (unten IV A. 14^ SeU. 14) bitter beklagen, dass die Regie- 
rang das volle und unTeränderte Augsb. Bek. nicht mehr als Ijehmorm 
Aufrecht erhalten habe. 

^'^ Die Gemeinden hatten sich schon seit mindesten^^ 10 Jahren 
•(IV A. 10'') aus der ZwaiursjReko der Kirobenordnungen losgerissen; die 
Einrichtungen vor den Staataumwälzungen waren verschwunden; sie hätten 
ansdrfiekllch durch einen Kcstauratiouserlass wieder eingefülirt werden 
müssen. Das blosse ».Bei- "nd Aufrechtbehalten" genügte nicht, da nichts 
mehr vorhanden war. Die (alsbald kaiserliche) Regierung wahrte jedoch 
^ EonttnuitSt der Bepublik; man hületo sieh, ofaae dringende «bissere Ver- 
anlassung, nur einer theologischen Bichtung an lieb und entgegen dem 
Gesammtwill«! (oben I 9) aller Augsb. Konfessions-Verwandten vom 
Jan. 1791, auf das unveründerte Augsb. Bekenntniss vom S4. Juni 1630 
oder auch nur anf den ToUen Wortlaut der Variata anr&eksugehen. Hatten 
«die org. Artikel letsteres beabsiditigt, so wäre es ihre Aufgabe gewesen, es 
-ebenso klar und unzweideutig auszuspredien, wie z. B. die gallikanischen 
Freiheiten von 1682 (oben II 2, kath. org. Art. 24) für die kath. Seminare, 
femer für die Rabbiner (Gg. 463, 469, Archivcs israel. 1844, p. 299, 455, 
749 fr.) die Lehrentscheidungen des Grossen Sanhedrin als Jjehmorm von 
Staatswegen vorwschrieben sind. 

Emmiughaus, Corp. jur. germ., S. 458, Zöpfl, D. Rechtsgesch., 1858, 
S. 540. Durch den westphälischeu Frieden wurden die Reformirten als 
Konfessions- Verwandle (addicti) der Augsburger (oben I 2, III A 6, 

10* 
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(S. 3 n. 29) verfochtenen Auffassung des Cobeii IT A. 5) enviihii- 
ten „Freundes der Wahrheit und der Freiheit"^ bei, welcher zu- 
folge (8. 25) „die Freiheit des Denkens und üedens nicht mehr- 
an Formeln, Symbole oder S y n o d a 1 beschlüsse ge- 
schmiedet" werden dttrfe. Als Gründe hielur yerwerthete mau. 

unten YHI A. 8, Sobm 658, Thud. II 83) in den Becbttschate mit auf-. 
genonunaL und ataatskirchenrechtlich den Anf^bnrgem gleichgestellt, toga» 

als tu den Augsburgem mitgehörend anerkannt. Zu diesem Beiiufe bezogeoi 
sich aufidrücklich auf den westpbälischen Frieden die „Opinion de M. le barooi 
de Hathsamhatisen (oben II I), presentee k Tasserablee nationale le 21 mai 
nffO**, p. 4. (Die ganze Schritt, m der Stadtbibliotlick Colmar — Waltz' 
Catalogue No. 2151 — zählt 11 Seiton), Koch S. 3 Hciuer Kede vom 15. Okt. 
1790, Koch und SanJlunr S. 2, u. 23 ihrer Adresse oben II A. 1, Schoell 
(oben II A. 7) S. 5, 12 u 15, Ph. J. Müller S. 8 seiner „Nationalbesoidung"*- 
(oben II A« 12) u. t. w., vgL Ihme 17. Wie Insp. Meyer t. Paris, S. 45^ 
nnter Besog. auf den Berliner Kirchentag von 1663 auafuhrt, hatten eieh» 
schon vor dem 80jährigen Kriege namentlioh in Anhalt, Brandenburg,. 
Brmen, Hessen und Polen die Beformirten der Augustana von 1540 an-- 
geschlossen (vgl. übrigens Friedensbote 1888 K. 8^ 13 u. 18, Mon. BL 1888,. 
Beibl. 8; im Sinne des westphalischen Friedens, des Staatsidrchen- und' 
des deutschen Reichsrechtes bildet das Augsb. Bek. von 1540 (RöhricK 
I 292, oben III A. 6 unten V A. 4) die nunerlässliche" Grundlage für die- 
Lehr- und Behörden-Einigung der Reformirten und Lutheraner nament- 
lich in Rheinhayem (Richter 95BV T!irl c*^ nffld (Friedberg, Verf.-R. 28) tmdi 
— zugleich mit dem Heidelberger Katechismus, Köhler 328, unt«a IV A. 10* — ^ 
in Kheinhessen. Zufolge Hiehter 956 u. 958 u. Ihme 7 würde die hl. Schriffe 
allein für die öS. Lehmorni nicht genügen**, dagegen Maeder 276, 277." 
u. 397. 

*^ Die durch den westf. Frieden begründete Susserliche (Union oder> 
Gleichstellung der Augsb. und der Beformirten blieb auch seitens der frans« 
(^esetse vom 17. Aug. u. 1. Bes. 1790 (oben Hin. III A. 6) unangetastet; 
Im frans. Staatsgebiet gab es damals keine dsittscli-rdbrmirten Gemeinden 
innerhalb des jetsigen Reiehslandes bestsmten solehe bei Erlass dar org. 
Artilcd — ausserhalb des Stadt- und Landgebietes der, erst 1798 von dep- 
Schweiz zu Frankreich (unten IV A. 9*') übergetretenen ehemaligen Reichs-- 
Stadt Mülhausen — nur in pfalzischen und namentlich ehemals reichsritter' 
schaftlicheu Orten (Bischweiler, Markirch, Kleeburg u. s. w., Gg. 361). Autj 
diese, erst seit der Staatsumwälzung Frankreich zugetheilten und auf die 
seitdem er«t (unten VII 5 u. IV A. 14) im Reichslande errichteten Pfarreiea 
ist weder seiteus der Regierung, noch der Gemeinden je das Bekcnntnisa 
von TjR R o c h e 1 1 e erstreckt worden ; selbst nicht für die franz. Gottes^ 
dieuste in Markirch, Mülhausen (dagegen Lehr 88), Strassburg u, "Westlothringea. 
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auch Art. 10 der „Erklärung der Menschen- und BUi|;er- 
irechte" Tom 26. Ang. 1789, womach „Niemand* seines Be- 
Icenntnisses wegen behelligt werden darf**, femer die „frei- 
heitlichen ( riiiiKlsätze" (oben T 2 n. TT A. 4) der Staats- 
verfassung, welche (Lods 15, Bruch ti. Bl. III 8) allerdings 
:auch in die späteren Verfassungen mitübergingen. 



ist solches je »usdrücldidi oder such nur stillschwe^pend eingerührt worden. 
Die refernlrtverfassten Oemeinden im Keichslande entbehren 
4^1so staatskirchenrechtlich eines eigenen Bekenntnises, sind viel- 
mehr nur „Verwandte des Augsb. Bek. von 1640", haben hiernach auch 

Iceinen Rechtsanspruch auf Bildung einer eigenen, vom Augsb. Bek. un- 
abhängigen Religionspartei. Unter dem (veränderten) Augsb. Bek. (obige 
Anm. 8 a) stehen staatskirchenrechtlich nicht nur die Lutheraner, sondern 
'(IV A. 10") auch alle soni?tif:^cn prot. off. Kirchen^nraeinden, welche sich 
nicht mit ausdrücklicher Staat sgenehmigung in Gemässhcit der Beschlüsse 
^von La Rochelle eiiigericlitet haben. 

Franz. -ref. (iemeinden mögen zwar in einzelnen Stiidteu vorüber- 
rgehend geduldet gewesen sein; rechtlich hätten sie aber erst nach 
^787 (Lods p. XU) wieder anerkannt werdeu können. Ohne staatlich an- 
icrkannte Corporationsredite bestdit, bzw. bestand, als franz.-re£ P&rrei 
in Oemüssheit der Synode von La Bochdle eine Freigemeinde zu Wesser* 
jing, deren Hitgheder F&rrgdtalt und sonstige Kosten dnrch fireiwühge 
SeitrSge aufbringen, bsw. aufbrachten. Der Bildung ähnlicher franz.-re£ 
.Freigemeinden wurde regierungsseitig gewiss auch an anderen Orten nicht 
•entgegengetreten werden. Die ref. S t m a t ^ p&rreien im Reichslande haben 
mit den französisch - rechtlichen Einrichtungen, wie solche das Gesetz 
•vom 18 Germ. X nur für f r a u z ö s i s c h - ref. Gemeinden geschaffen hat, 
i c h t s {Tpmein, gehören vielmehr von Rechtswegen (VII A. 5) als Kon- 
fessions-V e r w a n d t e mit zum „Augsb. "Rel<." weiteren Sinnes. Die franz. 
Regierung hatte ihnen die ref. Beliurden-Vertassung nur in der irrigen 
Voraussetzung verliehen, dass auch auf sie die Beschlüs.se von fja Rochelle An- 
wendung fänden. ; deiiu andere ref. Gemeinden, als gemäss dieser Beschlüsse 
verfasste, kennt das frans. Staats-K.-R. nicht Bei Berathung der Fun* 
<damentalartikel vom Jan. 1791 gehörten also die deutsch-refonnirten Ge- 
meiden des jetzigen ReichslandeB noch nicht au Frankreich; sonst würden 
■sie als Konfessions- Verwandte (oben IV A. 8) unzweifelhaft sofort mit in 
•den Verband des »Augs. Bek. hereingesogen worden sdn. Speztfisch re- 
formirte Konsistorien wollten die org. Artikel nur innerhalb des Herr- 
schaftsbereiches der Synode von La Rochelle bilden. Dadurch, dass die Re- 
gierung darüber in entschuldbarer Unkenntniss der dogmatischen und kirch- 
lichen Voraussetzungen mitunter hinausgegangen ist, konnte das Gesetz selbst 
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3. Bie Kirchenordnuugen ^ (unten VI A. 3) hatten dea 
Pfarrem die uiiTeräiiderte Augustana vmd zumeist di» 
KonkordienformeP sowie Luthers kleinen Katechis- 
mus als die, nach der hl. Schrift (unten V) massgebendste 
und unantastbare (Ket. 50 u. 77) öHentUche Lehr norm vor- 

nicht geändert werdm. Die derzeitige Befreiung der rcf. KonnstoTien im> 
Bexchalande von der Gewalt der obersten landeskirchUehen Yertretong nnd 
Behörde dea Angab. Bek. beruht also nioht val einm inneren Beehta* 
gründe, sondern nur auf einer Duldung, welche die Biegierung Teriehent- 

Ueh geübt hat, welche daher jedenfalla aueh durch die Staat s^esetj^bung 
ohne Weiteres jederzeit zurückgenommen werden kann. Insolange die 
Duldung fortdauert, erstreckt sie sich übrigens stets nur auf die Behörden- 
Verfassung; ein eigenes rpf, 7^* konntniss als öff. Lehrnorin wird hiedurch 
weder anerkannt, noch gescliaUni; vielmehr erüln-if/l staatskirclieiirechtlich 
links des liheins als öff. Lehrnorm der ref, veriassten Kircheugemeinden- 
bzw. StaaUpfarreieD nur die sinngemässe Anwendung des Ausb. Bek. 
V. 1540. 

* «Eine Verpflichtung auf den Wortlaut der Symbole [im Sinne 
der Straaabnrger Agende p. S83, Ihme Idn. R6f. 77, nnten VH A. 8] exi- 
atirtnirgenda mehr"» lehren Friedberg, Verf.-R. 1S8, Baum 12 undr 
Stapfer (Maeder 1 849), nnten VI A. 9 n. 10. — «Durohana rerp flieht end 
für die Gdaflichen aind nur diejenigen SStae der landeahirdiiidien Lehre», 
wodurch die Landeakirche aioh ala 

a) eine chriatliche und 

b) als eine evangelische darstellt" (Friedberg, Verf.-R. 128). 

a) „Eine gesetzlich fixirte Gestaltung" haben nun diese Lehrsätze weder 
im Aiifjsb., noch un rcf. Bek. je, diireh das franz. R. erhalten. Allen 
staatlieh anerkannten Reli;,'i(nisgeKellHcliat"ten sind {renieinsam : der Dckalog 
[tSohni 403, unbeschadet jedoch einer Abweichung in der Reihentnl»re der 
üebote, überk. XY 44 u. 136], ferner zufolge Portalis (unten § V A. 5) 
„das Dasein und die Einheit Gottes", sowie die „Lusterblichkeit der 
menaohlichen Seele**, desgleichen („Conc*" 17 n. 42) die „Geistlichkeit al» 
em dem Di^iate der Gottheit gewidmeter bea. Stand* (wegen der Wieder-» 
t&nfer Tgl. Richter 946 A. 3). Daa eigentliche Bekenntniaa der ohriatfichen 
Geaaxnmtidrche iat das Gebet dea Herrn (Richter 941, unten VII A. 2, 
Agende bei Duray 848 u. 249), femer daa apoatoliache Glaubena- 
bekenntniaa (Hinachius K.-R. IV, S. 440), letsterea aber nicht zugleich für 
Religionsunterricht nnd Predigt, sondern in den evang. Kirchen (Richter 941) 
nur „für den öffentlichen liturgischen Gebrauch", alao nur für die Ver- 
lesung — an Stelle sonstiorer Erbauung oder (lebete — namentlich in den 
festtägigeu ttottcsdiensten, bei Taufen nnd Konünnationen ( — ■ unten >; VII 
A. 2 — Agende des Oberk. 1854, Theü I Kap. II § I 1", Theü U Kap. I 
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geschrieben, wovon man selbst ni it Zustimmung der 
Gememde (unten VII) nicht abweichen dürfe. Den gegen einen 
starren^** Sjmbolzwang (wie in Mecklenburg, Reuss und ins- 
besondere Sachsen, Friedb., Verf.-R. 33) schon mehrere Jahre 

vor der Staatüumwalzung, namentbcL iii Strassburg laut gewor- 

4* a. 2 *, Kienlen 11, Brach fl. BL IDC 11). Zwar ▼erweUi die Angoatan» 
wiedeilkolt auf das Credo der Apostel (unten § Vm A. % Ihme 88); gieick- 
wohl gdiSrt letateres in £b.-Lothr. nicht zu der ataatsldrchenrechtlich 
aosdrücklicb vorgesduriehenen öflentlichen Lehrnonn (dag^fen LöfHer 36, 
]\Iettetars Radicalisme prot. ä Strasbourg 1864, Grassart, Paris, p. 6); jedoch 
in der franz. Republik ist jetzt nachträglich das apostolische Glaiibens- 
bekenntniss (zwar nicht für die Aug-sl). Konfessions -V'erwamlteii, aber doch) 
für die Reformirten zufolge Dekrets v. 28. Febr. 1Ö74 (unten VI A. 7) aus- 
drücklich in R e c h t s^eltimg gesetzt worden. 

Nirgends links dca Rhuius gelten staatskirchenrechtlich auch für die 
Protestanten die Konzilsbeschlüsse von Eonstantinopel (381), Ephesus 
(431) n. 8. w., Baum 42, vgl. Richter UO, dagegen Ihme 33, unten VI A. 3% 
B^. 60 u. 77 (oben IV A. 8). <~ Oeffentlich nnd amtlich darf auch kein 
prot Geistlicher die Gottheit Christi (Jnillerat eu MontanlMm 1812 zu- 
folge Maedw II 180; Leblois, Reponse 4 la lettre de M. Matter mir la^ 
divinite de X. S., 1855, Heitz, Stranh.; Colani*« »Ifo poeition dans Tegl. 
de la Conf. d'A." 1861, p. 20, vgl. unten IVA. 10«) anzweifeln-, dies misB- 
billigten das Direktorium A. B. (27 II 1855, Antw. auf die lib. Beleuchtuug 
der Bittschr. der ev.-luth. Prote^tgde. Schillersdorf., 1883, S. 16, 34, Oberk. 
6b S. 205, 39 S. 126), der k. Statthalter (unten IV A. 10') Frhr. v. Man- 
teutVel (Hatten betr., Dr. Königes prot. Flugblatt 1881, Nro 8), Sohm (VIII 
A. 5), l'r. A. Schäffer (geiatl. Insp. von Colmar) „Orthodoxe on liberalV 18Öä, 
Meyrueis, Paris, 51 S. ; Gasparin 24—27, Lienhardt 11, 16 u. 19, Magnus 
Abw. 33, Protestgde. II 13 (= Reden von liüchscuschüu und Schiellein 
1885), Maeder 1 266, vgl. II 181—188, Mettetal 35, Meyer 20 u. 46, Nesler 
27 u. 42, BM, 15 u. 89 n. a. w., unten VIA. 7.^ Welche sonstigen Glanbeus- 
aatze im Beichslande als derart wesentliche landeskirchlioh gelten, dass 
ohne sie eine Kirche sich nicht als christlich darstellen wurde, ist recht- 
lich nicht ermittelt, nodi zu ermitteln. Uebereinatimmend mit dw, Colani 
gewidmeten anonymen Schrift: ,Au futur professeur d'eloquence" (1888, 
Treuttel & Würtz, Strassb., p. 10) begnügt sich E. Coquerel's (unten Anm. 9) 
„ Votre tache** p. 2 schon mit den zwei Geboten : „Du sollst Gott den 
Herrn Heben und Deinen Nächsten (unten V A. 7) wie Dich selbst." Darüber 
hinaus verlangen Magnus Abw. 31, Protestgde. II 10 u. 11, „Le cons. siip." 
12 u. 29, vgl. Kitf., S. 17: ^Was zu halten vom Gesangbnche A. B.?^ IHH.s, 
Heitz, Strassb., die M e n s c Ii \v e r d u n g des Wortes in Christo uiiue 
Befleckung Maria, die Sendung des hl. Geistes (Dursy 253 ZiS. 3 u 
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denen Klagen halfen nun die Fundamentahirtikel endgültig da- 
durch ab, dass sie die »Yorläuf ige n^ ^ und Lobstein* s 
Vorschläge des&lls ohne Weiteres ganzlich abstrichen. Die 
zur AbÜGtssung der Fundamentalartikel vom 94. Jan. 1791 mit- 
wirkenden geistlichen und weitlichen Abgeordneten hielten übrigens 

356 § If.), endlich Löffler 86 n. 46 und F. Lichtenberger*8 Enc;d. 1681, 
XI, 763, L'£gUse p. 28 Christi Tod, Aufentehung (VI A. 1), Himmel- 
fohrt and Bäekkehr cur (Dursy 606) Erweoknng der Todten und txxm letsten 

Gerichte. 

b) Als evangelische Hauptgrundsätze (Thud. II 85) anerkennen 
alle landfskirchlichen Richtunoren übereinstimmend 1) die N i c h t Verbind- 
lichkeit der blüsseji Veberlieierung (unten V A. 2 u. 4) und aller nur 
mensch liclieu Glaubens Satzungen, dageg'en die rechtliche Verbind- 
lichkeit der äusseren Satzungen betrefts der Beb ö r d e n - Einriclitung, d. i. 
die Unterwtrl'uug unter die landeskirchliche (VII A. 4) \'erfa&suug, 
2) die Rechtfertigung (unten VI A. 7 j, Agende 1854, I § I 1 \ Autwort auf 
die Beleuchtung S. 84, Gasparin 24) aller Sfinder allela av Cferistt dnadeft 
nnd Opfert od, sowie 3) tugendhaftes Leben (unten V A. 7)* Dies 
scheinen staatskirchenrechtlioh die allein tnaassf^ebenden dm hauptsäch- 
lichsten Fimdamental-GlattbensMtee der prot. Landeskirchen innerhalb des 
frans. Bechtsgelnetes au sein. Es wäre nicht geradezu (v|^. Y A. 1^) aus- 
geschlossen, dass auf Gruud eines neu au erlassenden Landes- oder vielmehr 
Keichsgesetzes (Bruch f1. Bl. II 9), wobei wegen der Notbwendigkeit einer 
für Deutschland einheitlichen Regelung wohl nur an die Zvisammen- 
setzunp: einer Relchssyonde (in Eisenacli? nnten VT A. 4) gedacht werden 
kann, der Inhalt der i'undamental-(Tlaubrn«eätze oiutrebeiider und »«Dd-jültirr 
erläutert würde; uneh dem derzeit geltenden Hechte würde aber eine 
landeskirchliche Vertretung (V A. 1 u. \Ul A. ü) Hell)st nicht mit hinzu- 
tretender Genehmigung des Staatsoberliauptes (VI 4) die Unterscheidung 
swischea ivesentlichcu und unwesentlichen Glaubenswahrheiteu zu erschöpfen 
in der Lage sdn. Was da» Lande sgesetsgebung versagt ist, kann aber 
dereinst wohl von Reichs wcgeu durch Erweiterung der BachsverfiMsung 
erfolgen! 

Obige drei staatskirchenrechtliche Hauptgmndiatae sind nun aber 
dem Augsb. nnd dem ref. Bekenntaisse gemeinsam; geschichtlich und 
theologisch bestehen awischen diesen Bekenntnissen mehrfache Unterschiede, 
ebenso auch im Ritus und in der Verfassung, weshalb an den staatlichen 
Hochschulen zu Strassburg und Paris (ähnlich in Holland, MI A. 4) be- 
sondere Lehrstühle für luth. und für ref. Doorniatik errichtet sind. Statt 
diese Tnterschiede — nach Art der, oft liebei- die Trennunjrs- als die Be- 
rührungspunkte f§ V A. 5 u. 7, VI 5) erörternden Vertreter eines ein- 
seitigen Koufessionaiismus — zu verschärfen und zu verewigen, suchten 
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•das Augsb. jBekenntniss, weit entfernt, es beseitigen^ oder 
durch irgend ein anderes (S. 197) ersetzen zu wollen, nament^ 
lieh auch betreffs der Ehescheidung* und der Ehehinder-« 

niöse als Unterscheidungsmerkmal gegenüber den 
Xatholiken, überhaupt als staatskircheorechtUches ä u s - 

bisher aber atete die obwaten Miörden und Yertretiiogeii der evang. Landes- 
kircheii links des Bheins mehr nur das allen reibnnatorischen Bekenntnisse 
adhriiken CteMfaiBave ni betonen nnd nöfhigen&Us durch Einschreitett gegen 
konfessionelle Einseitigkeit der im Bekenntnisaglanbtti «u eifrijifen Geist- 
lichen (VI A« 9 o. 10) — die friedli<^en und firenndnaehbarlichen Bedehnngen 
-der Sehwesterlürclien sa «halten sowie zu (ordern. Dies Ziel wäre zu ^ 
reichen unmöj^licli gewesen, wenn die Lutheraner nur die Augustana 
-von 1530 oder den vollen Lehrinhalt selbst der von 1540, die Re- 
formirton dagegen in Frankreich mir die Lehrsätze der Synode von T/a 
Kochelle (1571, VI A 7 — in den Niederlanden die von Dordrecht), in der 
Schwei?! tind Mülhausen (oben IV A. 8'') die Helvetica (1536) und in den 
■ursprÜDglicli deutscheu Landen 1. d. Rh. den Heidelberger Katechismus 
u. s.w. als die alleinige Richtschnur (selbstredend stets in zweiter Heihe; 
nur nach der hl. Schrift) hätten festhalten wollen. 

Deshalb anerkaimten die Lutheraner in der (im Art 10) verSnderten 
Angastana yon 1540 ehV die Grundlage für eine Verständigung mit ihren 
.«Eonfessionsver wandten*; jedenfiüls kamen die Art U, &4, 95 n. 98 be- 
treffs der Beichte (unten VII A. 9), der bischöflichen Gewalt 
(Röhrich I 191—914) nnd der «deutschen Messe** (Meyer Paris 46) nie voll 
.«ur Anwendung. — Die R e f o rm i r t e n betonten dagegen ihrerseits lange 
nicht mehr so kräftio;, wie früher, die Frädestinationslehre (Arch. d. Christ 
II 8 p. 183, Maeder II 196, Seil 7, vgl. übrigens p. 12 A. Coquerel's „Lettre 
ä un pasteur, 1840, Cherbuliez, Paris); selbst die strenggläubige Mehrheit 
der ref. (jen.-8ynode Frankreichs vom 20. Juni 187i? vorwies, statt sich aus- 
schliesslich au i' das Bekeuutniss von La Rochelle z i stützen, ausdrück- 
lich (§ VI A. 7) zugleich auf die „verschiedenen Synii)i)li aller anderen 
prot. (nicht bloss ref.) Kirchen; ähnlich A. Coquerel 13, 22 u. isiy, Uasparin 
11 u. 30, zufolge Seil 7 Kons. Bischweiler 27. Nov. 1872, Mülhausen 8. Pebr. 
1873, Vittoent*8 Religion et Ghristianisme 1 163= Maeder II 9^16, Jeanmaire, 
Kotes Sur un projet de loi pour TEglise de Montbeliard, 1871, bei Barbier 
in Montbeliard p. 12, Gognel past. i Ste Sttaanne 1871 in L^Xgtise prot. 
ey. p. 6. So rcnshwiiid denn — trota aUes AblSugnens seitens der streng 
konfessionellen Richtung — der Ldirgegtstati swiMboi Lvtherlsch und 
Reformirt immer mehr im „Bewusstseiu des Volkes" (unten IVA. 10» 
u. V A. 5), Kimnach 12 u. 40, Bruch Zust. 3, Krieger's Question religieuse 
1848, Decker Colmar, I 14 u. s. w., womach i^etzt Oberk. 29 S. 150) „der 
Unterschied swischen dem Augsb. und dem reL Bek. jedeni'alls nicht mehr 
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s e r e s Band (unten V) der unter beiiier a m 1 1 i c h n Be- 
zeichnung behördlich zusammenzufassenden stadt- und landes^ 
herrlichen Kirchen gebührend in Ehren und in seinen allgemeinsten 
Haupt grundsätzen' aufrecht, indem sie nur die genauere 

BeBtiiiimung des Masse nach welcheia dies Bekenntniss für 

grosier ist» »Is di« religiöse MeinmigsTerseliiedetiheii iiiiierli«lb eines jeden 
einzelnen Bekenntnisses selbst". 

Der Unterschied seigt sieh für den Laien hauptsächlich nur noch im. 
Abendmahl-Kitus; neben dem Kelche reichen nämlich die Aogsbui^er 
Pferrer Hostien (Röhrich I 335), die reformirten aber Brod (unten VT A. 7^ 
VTir A. 2 u. 3) rlen Gläubigen. Man könnte deshalb sich versucht fühlen, 
zu g:laiil)eii , (lass CTV A. 11) für die Bekenntriissangehörigikeit nur die 
A b e n d ni a h 1 s g e m e i n s c h a f t entscheidet. Allerdings erachtet niit 
Recht eine Augsb, Pfarrei als ihren Koufessions-Angehörigen oder wenierstena 
„-Verwandten'* einen Refoniiirteii oder l uirten, welcher jeut nach 
ihrem Ritus das h). Abendmahl sich reichen lasst and umgekehrt. Aber die 
Theilnahme am hl. Abmdmahl (Bockel, KirchenverC 23, Buisson 25^ 
Gg. 888) ist weder für die Aufnahme, noch iur die Fortführung im Wähler- 
Verzeichnisse mehr unerlässliche Vorbedingung; jeder Konfirmations- 
schein, auch von einer unirten oder anderen ev. Pfarrei genägt^. 
Köhler 97. „Wegen fortgesetzter Enthaltung vom hl. Abendmahl** 
könnte man allerdings vom Verzeichnisse gestrichen werden, jedoch nicht 
mehr in dem Falle, dass man sich das hl. Abendmahl swar nieht vom zu- 
ständigen landeskirchlichen Pfarrer, aber von einem anderen ev. Geist- 
lichen, zu welchem man bes. Vertrauen hegt, spenden lässt. In diesem 
Falle befand sich der k. Hyp.-Bew. KüBS-i* in iMülhausen, welcher aU 
thätiges Mitrrlied des Oberkons. A. B. (untcu IV A. luf. u. VII A. 4) nicht in 
der ref. Landeskirche, sondern in einer luth. Privatkapelle seinen religÜlseii 
Pflicb.teu genügte; dennoch, sagte er Oberk. 39, S. 96, „hätte Niemand etwas 
dagegen zu erimiem gefunden, wenn er sich auf der Wfthlerliste der ref. 
Ffiorei Mülhausen hätte eintragen lassen.** 

Für die Zugehörigkeit aum Augsb. oder ref. Bek. ist also massgebend 
weder die Annahme (IV A. 11) bestimmter Iiefarsatze oder QebrSucher 
noch die Abendroahlsgemeinschaft, vielmehr lediglich die Erklirng des- 
Betreffenden (Thud. II 129, unten IV A. 11, Oberk. X 85), fraglichem Ver- 
bände sich a n 8 c h 1 i * p n m wollen. 

Der sich Anmeldende braucht deshalb nicht erst den förmlichem 
Austritt (unten VII A. 4) aus der unirten, luth. oder ref. K., welcher er bis- 
her oder „von Haus aus" an^elnlrte, zu erklären, kann vielmehr seiner theol. 
ll^eberzeugfuniT, auch wenn solche dem Bekenntuissstande de« Pfarrers 
und der Mehrheit der (Tomeinde frcrade entgegen steht, treu bleiben und' 
[Goguel (oben c) p. bj gleichwohl die kirchlichen Wahl- und sonstigen 
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Keligionsunterricht, Predigten, Abendmahl, Taufen, Konfinnatioa 
u« 8. w. die d o g m a t i B c h e Bichtscbnur fernerhin bilden aoll^ 
jeder einzelnen Gemeinde (nnten VIT) überliessen. — 

4. Wie in Frankreich, Belgien iiiid IjuxLUiiburg, gelten auch 
in der elsass-lothhngischeii (unten VIX 5) Landeskirche des Augsb. 

!ßeohte in der Pfarrei beanspruchen. Der Satz, man könne nicht zugleich 
swei verichiedenen Bekenntnissen oder Religionen angehören (Ob«4L 88» 
S. 70 11. 76) darf ihm hier nicht entgegengehalten werdmi; denn zwiadien 
Beforatirten und Angsbaigem besteht staatskirchen recht lieh kein» 
Religion sverachiedenheit (unten Vm A. 4), sondern nur noch der Untere 
schied des Bitus und der BehSrdenverfasaung. De^lb ist denn auch da» 
Oberkonsistorium bei Prüfung der Legitimation seiner Mitglieder nicht 
befugt, die Zulassung von anderen reli^^ösen Vorbedingungen, als der lieber- 
einstimmnng in den allgemeinen chrisU. und ev. Üauptgmndsätsen ab^ 
hängig zu machen. 

Staats kirclu nrochtlich kann also der tli e o J ü or i s c Ii e T'iiterschied 
zwischen Lutherisch imd Ketormirt nicht aufrecht erhalten oder 
noch verwirklicht werden. Diese AmalgamiruDy: er^j-ab sich, trotzdem 
sie gewiss nicht vom Gesetzgeber zum Voraus mit beabsichtigt war, mit 
onabweiflbarer Rechtsnothwendigkeii aus der Freizügigkeit zwischen 
luth. und ref. Gebieten und den «AufklKrnngsgedanken* (unten Vm 
A. 5) bsw. ans der Mildening des Symbolzwanges (§ IV— VI). 

Die Bestimmung (unten Y 1), dass betrefik der Lehre die Kirehen- 
gesetsgebung nichte vorschreibea kann, lehrt Friedberg, yerf.-B. IS^ 
% 18 F, „bedeutet lediglicfa, dass durch Synodal-Mehrheiten (VI 1) nicht» 
festgestellt oder abgeändert werden solle. Damit ist ü^doch) eine gewohn- 
heitsrechtliohe Feststellung oder Abänderung nicht ausgeschlossen.** 
Tjptzteres anerkennt auch Richter (Dove-Kahl) S. 302 mit den Worten: 
„Durch der oo"! r ende Sitte haben die Xirr-lien Ordnungen foben TV A. 7,. 
nuten VII 4) zum grossen Theile ihre lumiittelbare Anwendbarkeit ver- 
loren, und ist es daher eine unjuristische Ansicht, wenn (von Ihme 
h>. r> u. s. w., unten IV" Anm. 14* u. V A 1) ihnen nach so langem Nicht- 
gebrauche und mit Uebergehuug der späteren rcchtliuheu Entwicklung der 
Anspruch auf unmittelbare Geltung beigelegt wird. Zwischen der Zeit, wo 
die Landesherren* (denselben stehen die frden Städte gleich) MdieKirehen» 
Ordnungen erliesseUf und der Gegenwart liegt eine lange Entwicklung m 
der l£itte, in welcher die Verhältnisse des Lebens sich gänalich geändert 
baben**. Ebenso Thnd. II 77, 84, A. 1, vgl. Sohm 688 n. 698. Eine lang- 
jährige Rechtsnbung verdrängt ▼ollständig die mtgegengesetzte frühere, 
vernichtet und beseitigt sie von Grunde aus, lässt sie also ge- 
sammtkirchlieh auch nicht als „gleichberechtigt** fortbestehen, wie 
N i c h t Juristen mitunter gerne glauben machen mochtm und dies in £r- 
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Bekenntnisses g e s a m m t kirchlich. ^ seit 1794 statt der vollen 
und unveränderten Augustana nur noch die Haupt grundsätze * 
der Variata Ton 1540, und zwar nur in demselben Maasse, in 

welchem zufolge des Osnabrücker Friedens* dem Augsb. Bekennt- 
nisse als „Konfessions -Verwandte" auch die Eeformirten 

mangeluDg eines jeglichen Schattent eines aneh noeb ao «chwaohen Rechte- 
grandea nur durch Wiederholung ihrer eigenen theologischen üebi^ 
seugung oder durch nhistorische** Grande breit treten. Bis sur Staats- and 
Kirehenumwilaang hatten sie gewiss Recht; das historische Recht ist 
aber eben nicht mehr geltendes und kann anoh daroh noch so kräftige 
Yerket/.ertmg der Gegner nicht mehr in's Leben gerufen werdm* 

Mit vollstom Recht habon daher nie das Dirfktorium und Ober- 
konsistorium zu Strassburg die, den altehrwürdigen Kircheuordnuisy^f^n (oben 
IV A. 7, unten IV A. 14f. u. VI A. 3) entstammende Veri)t1ichiuiig der 
Geistliclien zum vollen und unveräuderteu Au<:sb. Bek. zur Auwendung 
srebracht, weder l)ei Beginn ihrer Thätiorkeit (1802), noch unter der Re- 
stauration oder zu irgend welcli' sonstiger Zeit. Eiue strenggläubige 
Richtung hätte dies gewiss gerne versucht, am ans der Landeskirebe die 
freisinnigeren Protestanten an ver d r an g e n ; in der Ge s amm tkirehe musa 
Jedoch stets Baum für die verschiedensten Sebattirungen sein, welche nar in 
-den allgemeinsten Haaptgrondsfttzen (obige Anm. 9) einig zu sein brandien* 
Eine strenggläubige Mehrheit würde daber je ebenso wenig als eine 
freisinnige Mebrbeit durch Alleinherrschaft die Gegner verdHingen können; 
hiegegen schützt stets das Placet die Minderheit. 

Die Regierung Hess der landeskirchlichen Oberbehörde hierin stets 
freie Hand (Orth. Autw. 9, Bruch fl. Bl. III 24) und verzichtete loyal ihrer- 
seits auf den Versuch, ein streng konfessionelles Regiment wieder- 
herzustellen (Dr. Bockel 32, Eingabe des ev.-prot. Vereins Strassb. 4. Aug., 
1871, Haitz, Strassb., 4 S., Pastoralkonfereuz Strassb. 6. Juli 1871, Seil 13, 
vgl. Dr. Fabri's „Stiiat u. Kirche^ v^l. auch 188Ü/88, oben IV 9') umso 
vorbehaltsloser, als nach franz. St.-K.-R., weiches hierin erst im Wege der 
Oesetzgebnng bätte geändert werden müssen, das Staatsoberhaopti folf^ 
lieb auch dessen Stellvertreter, die bischöflichen Bechte nicht besitst In 
den höchstens nur mittelbaren und vorüb^gebenden Einwirkungen, welcbe 
viell^oht bei Geltendmachung der landesherrHehen Ernennungen und Be» 
«tätigung^ statt&nden, liegt aber gewiss keine Unterbrechung der 
landeakirchlichen üebung, welche nun einmal den Besitzstand ^nes Jahr- 
hunderts für sii ^1 >i lt. 

^"'^ Oben (IV A, 7 ') wurde nachgewiesen, dass jedenfalls seit 1794 die 
Bekenntnissfrage niclit mehr betont und kein Synibolzwaiisj nu'br cre- 
tibt ward; zufolge der Urthod. Antw. S. 8 wurden die Pfarrer sogar nur „noch 
bis Antang 1791^, also nur bis zur Vereinbarung der ITundametitartikel) ^auf 
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unterstanden, um — nicht für sich als eigene Keligionsgesell- 
6chaft, sondern nur eine unirte JieligionBpartei mit den. Luthe*- 
ranera zuBammen bildend — die nämlichen Rechte, wie letztere^ 
nach dem Besitzstande yom 1. Jan* 1624 gemessen za können« 

das BdsniitiuBB der Kirche Augsb. K. Terpffichtet". Zufolge S. 50 der 
im Jahre 1866 eraehienenen orthodoxen B^fatation hatten die (unten 
ym A. 5) AnfUimgigedaDken der HerrMshaft gegenüber der firüherm 
Symbolverpflichtfing erst seit 1795 erlangt, da hiemach Tautr» 
protestantisme ne dato qae de 60 ans-, der Nachweis fehlt jedoch» dass seit 
1794 irgendwo 1. d. Rh. noch eine landeskirchlichr ^'^rp flichtung von Pfarrern 
auf das Augsb. Bek. stat^efunden halic; viehnehr ist der Gegenbeweis (obea 
IV A. 7) dadurch erbracht, dass von 1794 bis 1802 links des ülieins über->- 
haupt keine Ij a n d e s kirche mehr bestand. 

Das erst durcli die or<r. Art. jj^eschaffene 1 an d e s k i r c b 1 i c h e Re-» 
giment bestand aus ßlessig (oben II A. 4), Koch (III A. 2j und ihren, 
(I A. 4, II A. 5 — 8j, zur Abfassung der dogmatisch-freiheitlichen Fundamental- 
lind organischen Artikel mitthatigen Freunden; auch ihre Nachfolger- 
bfieben den hierin vertretenen gmnds&tslichen Ansehanungen vom friedlicheu. 
Znsamxnenwirken der strenggUnbigen und der frdheitliohen Ritditung Bteta. 
treu» was wenigstens die landes- oder gesammt kirchliche Lei^ 
tung anlangt Die S t r e n g glanbi|^eit regte rieh (Heeder Z 264, Tgl.. 
II 177 u. 193) in Paris (VI A. 9) erst, soitdem Lutteroth 1829 dort seine 
„ConfesBion de Foi" herausgab, im Elsass aber hauptsäcdiUch seit 1852 
(unten VI A. 4, S. 17 der Schrift „La Composition du Cons. sup. (vgl. VIH, 
A. 2) est eile legale", 1864, FTeitz, Strassb., Magnus II 5 n. 8). Einzeln© 
Gemeinden und Anstalten — Ihme 37 u. Meyer 42 nennen namentlich das 
Thomasstift — stellten — wohl früher schon und noch länger — , von ihi*em 
(unten VII) Selbstbestimmungsrecht Gebrauch machend, weiter gehend© 
Anforderungen an das Bekenntniss und Hessen die Geistlichen wie Lehrer 
das Augsb. Bek. vielleicht förmlich noch unterschreiben. Dies kann ihnen, 
aneh fortan nicht wwehrt werden, da die Entscheidung übw die stärkere- 
od«* schwächere Betonm^ des Bekenntnisses nicht von der Gesammt- oder- 
Landes kirche, sondern nur noch von den untersten YerbSnden aus^- 
geht. Ebenso wenig wird den eincelnoi Geistlichen das Bedit be* 
nommen, über den, allerdings (obige Anm. 9) nur äusserst BU^rereik Inhaltr 
der allgemeinen Lehrh a u p t grund^tse hinaus weitergehende Bekenntnisse 
bei der Amtseinführung abzulegMi. Die Gesammt- und Landeskirche dagegen, 
begnügt sich mit obigen Hauptgrundsätzen. Innerhalb der 1814, 1815 u. bzw. 
1871 an Deutscldand wieder abgetretenen Landestlieilen wurde deshalb, 
mindestens seit 1794 kein Pfarrerbe werb er bei der Ordination (unten VTI 
A. 3) oder bei dfr Einfühmng in s Amt landeskirchlich mehr von Amts- 
wegen zum Augsb. oder einem sonstigen Bekenntnisse verptiichtet. Nur milL. 
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5. Durch die amtliche Bezeichnung des Verbandes als „ Augsb. 
Bekenntnis (oben Iii A. 6, IV 3 unten VI A. 2) 
wollten die organisehen Artikel den» diesem Verbände unterstellten 

Zaitimmung dor Gemeinde darf der I^arrer fiber die allgemeinen 
Hauptgnindtitse der «dunitlichen und evang. Lehre hinamgehen; im streng« 
gläubigen Sinne kann er abo nur dann noeh die Lehre ^erkunden, wenn 

dies dem Bekenntnissstande der Gemeinde (unten VI A. 9 u. 10, 
VII A. 1) entspricht. Dies gilt ebenso in Frankreich, Itahen, Belgien, 
Holland u. 8. w. Selbstredend vergewisserte sich die Augsb. Landeskirclie bei 
dem Uebertrltte eines bisher in der kath , „ref." (Seil 9, Kirchenbote 1891 
S. 38H, Gg. 359), mennoRitischen oder einer sonstigen Kirche verwendeten 
Oeistlichen üljor die Zugehörigkeit desselben zur Landeskirche; statt aufs 
„volle und unveräuderte" Augsb. Bek. zu verpllichten, begnügte sie sich je- 
docli stets (Bruch Ü. Bl. III, '24, K. Coquerel 18, Lobstein oben lY A. I, 
Meyer 39) mit der „Zusicherung"* des Uebertreteudeu, dass w die pUaupt- 
gnmdflLtae" (point» fondamentaux) „des Augtb. Bek*** (seUecbtweg, nicht die 
des «un^rSuderten", wie bia 1791) beachten werde, ohne dass dieselben 
je einaeln an^duhrt worden wSren, eine ErklErung, welche selbst Golani 
(oben IV A. 9*, Coquerel, lettre k un pasteur, 1840, p. 34) vor Uebemahme 
des Lehramtes am prot. Seminar in Strassb. vorbehaltlos abgab. 

Bloss V. Dietrich, Meyer (Paris) und Küss (oben IV A. 9'') traten 
ausdrücklich für das tinveränderte Augsb. Bek. im ObericonsiBtorium 1863 
«in; Magnus, Protestgde. II 13 ff. Cuvier und Coulman verlangten (S. 10 
u. 11) nicht geradezu das Augsb. Bek., bedauerten aber die Läugnung der 
Oottheit Christi (IV A. 9'); ähnlich Schiellein (S. 17) und de Bussiere 
(S. 11): Utztercr (S. 17) „würde einigermassen noch begreifen, dass die 
oberste Vertretun«: einer evang. Kirche geHihilich hiidet, die Ehrfurcht vor 
ihrem Sonder bekeuutuisse zu bezeugen, nicht aber vor funda- 
mentalen Lehren (wie die Gottheit Christi)". Auch Büchsenschiitz ver- 
langte, in Uebereinstinmiung mit der grossen Mehrheit der obersten landes- 
Jcirchlidten Vertretung, im Allgemeinen (onten V A. 5) .nur Unterwerfung 
unter die Schrif tlehre"; „Sohattirangen in der Olaubeosriohtang seien 
annehmbar ,wenn solche in der hL Schrift Grund for sich haben*; wer aber 
das göttliche Buch verwirft, dem widersetst mdk die Kirdie'^. — FaUs 
dai Oberkonsistorium das volle Augsb. Bek. (gleichviel ob jenes von 1530 
.oder 1640) als unantastbare Lehmorm der Gesammtkirche hätte fest- 
halten wollen, so hätte es eine dementsprechendere und entschiedenere Stel« 
lung einnehmen müssen, so oft diese Frage gestreift oder gar ausdrücklich 
Hnyeregt war, M'ie bei fh'r Kprintnissnahme von Versetzungen (VI 5) 
wegen Lehr- Verschiedeuliehen, bei der Prüfung, fiir den gottesiUenstlichen 
Gebrauch zuzulassender Bücher (VI A. 4tl".), bei der angeregten Einfüh- 
.rnng einer einheitlichen deutschen Liturgie (\'I A. 5), eines eiuheitliciicu. 
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E i u z e 1 gemeiudeii kriiK^swegs das gesammte oder gar das 
HQYeränderte Aug8b. Bek. als Lehmorm zwangsweise yor- 
«cfareiben. 



OrdinationsforaulKras (VII A. 8), bei der Weigerung der Gemeinden, 
«leb der einheitlioben Agende (VII A.2) zu nnterwerfini, betre& der 
reUgiöaen Vonniteetiiiiigen QY A. 11) cor Wabl und WSUbirkeit n. s. w. 
Das ▼ olle Angab. Bek. in seiner ganzen» namentlieh unveriinderten Gel- 
tung wurde von der Meihxbeit in keinem einzigen Falle ansdrückUoh oder 
anoh nnr stillschweigend betont. Durch fortgesetztes Laviren und 
Yeigleichen werden Rechte ebenso sicher verloren und aufgegeben, wie durch 
einen einmaligen ausdrücklichen Verzicht. In der ununterbrochenen lang- 
jährigen rnterlassuu<2; liegt also ein jetzt zum Gcwolinheitsrechte (IV 
A. 14 und dadurch endgültig gewordener Verzicht der Gesammt- 
kirche auf die volle Geltung der Bekenntnissschriften einerseits, sowie der 
Erwerb der Lehr-Selbständigkeit der Einzel gemeindeu innerhalb des 
landeskirchlichen Kähmens der hauptsächlichsten und allgemeinsten (IV A. 9) 
Lehr^tee. 

t«s Trotz eingehendster Nadiforsehungen in staatliohen «ie kireblidien 
Arebiven 1. d. Bh. bat nocb keine Verpflichtung eines prot. Pfiorers auf die 
■symboUsehen Sebiiften aus der franz. Zeit nachgewiesen wwden können (Kons. 
Speyer, 25. Febr. 1887 u. s. w.). Zufolge Zeitsohzift des Hm. Kizohenratfas 
Haaokzu(imten VI A. 8") 6i rkenfeld (23. April 1885) „kSmmerte sich 
"die franz. Occupation um kirchliche Interna (oben III A. 2*^) gar nicht; sie 
nahm nur die Behördenorganisation in die Hand. Das Verhältniss der 
Pfarrer zn den Gemeinden war vielfach nur durch Privatvertrag geordnet-, 
auf eine Zeit völliger Unordnung;^ (oben IV A. 7*) folgte erst durch 
Einrichtung lokaler Konsistorien eine Periode der Konsolidation. Die ev.- 
luth. Kirchenztg. 1885 No. 12 scheint darin, „dass inn> i halb des Rahmens 
gemeinsamer Kircheaverfassung die Eigenart des kirchlichen Lebens 
in Liturgie, Katechismus u. s.w. fortdauerte", das Bichtige getroffen 
zu haben. Der Lebrgegensats swiseben Lntberisdi and Beformirt war im 
Bewussisein des Volkes (oben IV A. 9*') hier za Lande schon lange vor der 
Union renehwandm. Die f&r das Fürstenthum Birkenfold 1888 erlassene 
Eirchenordnni^ff Terweiat in § 9 «in Ansehnng des Bitus auf die ehurpfilz. 
Ordnung** (Heidelberg 17^), In lotztsfer befindet sidi ein Ordinationsformular 
{unten VII A. 8), in welchem, wenn überhaupt eine Verpflichtung auf die 
Bekenntnisse üblich gewesen wäre, jedenfalls davon hätte die Rede sein 
müssen; allein sie wird mit keinem Worte erwähnt. Dem Pfarrer wird 
nur zur PHicht «rcmacht, dass er ^die Religion Jesu treulich lehre und die 
hl. S c Ii r i i t I inten V A. 4) immer vor Augen habe**. AVeun auch Tiacli 
■der rlieingratiichen (unten VI A. 3 f.) oder einer sonstigen Kirchenordnung 
«ine Symbolverpflichtung noch bestanden hätte, so wäre sie jedenfalls von 
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6. Jedenfalls sind durch unterbrochene Rechtsiibung seit 
1794f seit welchem Jahre gesammt- oder lande^drchlich kein 
F&urer mehr (VI A. 6) auf das Angsb. Bekenntnisa Terpflichtet 

der finuu. Zeit abrogirt.'* Adinlich Hr. Dr. K6hler dd. Dumttadt 
80. Mirs 1886: «Pfurar Bütters »Evang. Ode. Huns' (bei H. Friokarta m 
Mainz, 1878) adgt, welche ganz firne StellaDg sn den KonfioinontimterBchieden 
zwischen den EvangdiBchen man um 1802 (,wo die Ode. gegründet ward,) 
einnahm; die Ode., obwohl von Anfang aus Lutheranern und Reformirten ge- 
bildet und einen aoageq^ro ebenen Unionaoharakter in sich tragend, erscheint 
in Rabaut's Annunire von 1807 als augsburgische, weil es nothwendig 
war, sie formell dem einen der hoiden Kirchenkörper anzuschliesseu (vgL 
oben TV A. 8). Auch in der Kirchenvereinigung ^vn^^rhen Keformirten. 
und Lmheranern in R h e i n h e s s e n" (Dr. Krätzinger s Festschrift 1872, 
bei V. Zabern in Mainz) tritt die äusserst laxe Stellung zu den Symbolen 
deutlich hervor; der Heidclb. K a t e c h i s m u s (oben IV A. 8*) wird als 
gemeinschaiUiches Symbol bezeichnet, weil derselbe auch bei den Lutheranern 
in einem gewissen Ansehen stehe. Was man heutigen Tages Symbolverpflichtung 
nennt, ist damals offenbar ganz unbekannt gewesen*, vgl. Dr. Köhler, 
88, 40, 99, 100, 200, 84fl, d98ff. 

" Eriedbeig, VerF.-B. 1S9, vgl. 281, lehrt: »Die Symbolverpfliehtong 
bezieht sieh nur anf GfreistHche und kirchliche Beamte, nicht auch auf die- 
einz einen Glieder der Landeskirche; für diese erkennt vielmehr die Kirchs 
Glaubensfreiheit an und reagirt nicht gegen sie wegen Irrglaubens**,, 
ebenso Bruch fl. Bl I 14, Sohm 689, Thud. T 228, .•}84fl*., unten VI A. 7, 
Vn A. 4 u.VlII A. 6. Die theologischen Einwendungen hiegegen: Maf^mis 
II 7 u. 18, Mettetal 19, Ref. 19, Fr. A. Stuber (unten VII A. 2) „L nc voix 
independante dans les questions . . de la Conf. d'Augsb." 1857, Berger- 
Levrault, Strassb., 24 S.: „schon in Folge des Tanfversprechens ist man 
dem (unv.) Augsb. Bek. unterworfen" u. s. w., S. 7 u. 14 der „Bemerkungen 
über das n fl. Blatt Bruchs", 1871, Vomhoflf, Strassb. u. s. w. sind gewisa 
emsäidi und gut gemeint, aber rechtlich ohne jeglichen Bdang. 

Jeder kirdilich 'Wahlberechtigte ist liriUübar, ohne in dogmatischer 
(VI A. 7) Beziehnng weitone Yorbedii^pangen erfüllen zu müssen; deshalb 
können andi die Laienmitglieder der Presbyterien, Konsistorien, des Ober- 
konsistorinms nnd selbst des Direktoriums Augsb. Bek. (IV A. 9°) nicht 
etwa angehalten werden, vor Uebernahme des Amtes sich such nur zu den 
„Hanptgrundsätzcn" des Augsb. Bek. ausdrücklich zu bekennen, 
(rg. 390, Kichter 946: „Wenn allerdings Jemand die zweifellose Unter- 
scheidungslelire (oben IV A. 9 u. unten VIT A. 5) seiner Kirche — - 
gegenüber dem Kathoiicismus sowie dem Anabaptisnuis — unmittelbar und 
öffentlich leugnet, nn hört für ihn die Konlessionsangehörigkeit anf; 
im Uebrigen bleibt es ohne rechtliche Folgen, wenn ein Gemeindemitglied 
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wurde, an Stelle des unveränderten Bekenntnisses von 
1530 und des vollen Wortlautes desselben oder jenes von 1540 
als allgemeine Lehrvorschrift nur die H a u p t gnmdsätze * 

abMhnt, in «iiseliien teehniflohen Formelii de» BekenntiuBsea teioe Ueber- 
zeogaxkg wieder zu finden*', TgL Biifl^ K.-B. § 4SI, XUdihoni II» 8. 46^ 

Thud. II 200 n. w. Die Vorwürfe, welche „Friedensbote* 1892, S. 678 
bis 576 der laadeeldrchlichen Vertretung des Augsb. Bek. wegen Zulassung 
Keformirter macht, entbehren staatskirchenreclitlich jeglichen GrunJes: 
Als Abgeordneten der Inspektion Colmar liat einstimmig am 17. Mai 1892 
das Oberküusistorium den kaiserl. Regierungs- und Schulrath Dr. Renaud 
anerkannt, trotzdem derselbe erklärt hatte: «Von Huus aus bin ich retor- 
mirt (war vor 1870 in Bayern r. Rh. ref. Pfr ), „habe mich (aber) nie; 
einseitig als Ref., (sondern) immer (nur) als Prot, geiiihlfc. Zudem träfet 
die Kirche Angsb. Konf. in diesem Lande keinen so aosgeprügten lath. 
Charakter an sich, dass ein Ref. nch daran nicht antchlieam könnte, 
ohne mvor den farmlichen Austritt aus der reü K. vollzogen sa 
haben. Wollte man in dieser Besiehang eine ansdrückliehe Erkürong 
von mir haben, so würde ich sie Terweigern. Mein Laienbekenntniss 
(oben IV A. 9, unten Vlil A. 5) gebe ich kurz in 3 SStsen: ,Ieh glaube 
an Gott, ich liebe Jesum Christum, ich bitte um den hl, Geist". 
Der geistl. Insp. Dr. theol. und phil. Schaff er zu Colmar hatte beigefügt: 
»Ob K. zur Variata oder Invariata sich bekennt, darnach habe ich (bei 
seinem Eintrage in die Wählerliste) nicht gefragt; aT)er das weiss ich, dass 
er ein lebt'TKli<res Glied unserer Kirche ist." Bürf(ermeist<;r, l'uterstHnt'^sckr. 
z. D. Back bemerkte: „Ich bin unirt, habe aber kein Bedenken geliabt, 
mich als Mitglied der K. Auß^T). Bek. anzusehen. Das charakteristiüche 
Merkmal der Zugehörigkeit ist (^ubeu IV A. 9**, Lourde-Rocheblave, Manuel 
de l'Electeur par., 1852, Paris, p. 15, 21, 38, 41 u. 45) die Abeudmalils- 
gemeinschafL Dr. B. kt nun aber in Colmar, wo es nur eine Kirche Augsb. 
Bek. gibt, zum Ab^idmahle gegaiq^ai*. Reichstagsabg. Dr. Fe tri und 
Geh. Oberregierungsraih Frh. v, d. G ol t a (regiemngBseitigemanutes Mitglied, 
oben m A. 4) glanbtoi allerdings, Dr. B. sei endgült% «aus der ref. 
Kirche ausgeschieden*; Dr. K. verweigerte jedoch auf v. Tüik- 
heim^s Anfiage, ob er, wenn nach Metz versetzt, sich dort zur re& oder cur 
luth. E. halten würde, (mit Bechtl) die Antwort. Back wurde ebenso, wie er 
beifügte, »stuf die Frage, ob er aus der unirten E. ausscheide, die 
Erklärung verweigern". So entnommen d. Obcrk. 47, S. 4—8. 

Das Ges. 17./24. Aug. 1790 beseitijrt nur diejenigen l'ebergrilfe, 
welche das franz. K T» n i g t Ii u m gegenüber dem westphäl. Frieden in 
BevuriiUgung der k a t h. Staatsreligion sich erlaubt liattc, nicht aber auch die 
freiheitliche Bewegung iuuerhalb des Protestautismus selbst gegenüber 
dem Symbolzwange, oben II A. 2. 

Deutsche Zeitsdir. f. Kirohenreolit. III. S. 1 1 
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des Augsb. Bekenntnisses von 1540 (unten VIII A. 2) getreten; 
die L ai e D mitglieder kirclüicher Behörden und Vertretungen 
werden ebensowenig auf irgend ein Bekenntniss Terpflichtet. 

» Axush Minbterial-Oms. 17. Man 1806 (Dony 462, Ob«rlc H 13) bedeht 
sich nicht auf Streitigkeiteii. tber dea BekenntnisiBtand innerhalb der 

prot. Gemeinden, aondem lediglich darauf, daas aaeh in den, von Frank* 
reich erst später erworbenen Gebieten die Protestanten ihr Stiftungsgai 
(oben II A. 2) dem westfal. Frieden gemäss behielten und im öS. wie 
bür^erl. R. mit den Katholiken durchaus pflcichgestellt sind. Die Freiheit 
des selbstjrcw-ihlten Bekenntnisses war den Protestanten seiieus d^-r Katho- 
liken 1648 zugestanden, nicht aber ihnen ein nnabänderUches Bekeuntniss 
katholischerseits auferlegt werden; der westfäl. Frieden steht also durch- 
aus nicht einer Uebuug (IV A. 10) eutgegcu, wodurch die Augsb. Kon- 
fessionsangehörigen und ihre KonfessioDS- Verwandten (IV A. 8) den Be- 
kenntnisszwang mildem. 

Zufolge Sohm (bei Seil 16) ist „in Els^-Lothr. der Bekenntniss- 
stand der beiden prot Kirchen durch die oig. Artikel lediglich bestätigt 
nnd anerkannt worden*. Dieser Aufiassong ist, — vorausgesetEt, dass die 
Dentseh-Beformirten überhaupt je einen eigenen Bekenntnissstand (oben 
rV A. 8*) hatten — , nur beizupflichten, insofern sie als „bestätigt" und 
„anerkannt" gerade denjenigen Bekenntnissstand annimmt, welcher kraft 
10jährigen Besitzes (IV A. 7* u. 10) unmittelbar vor dem 18 Germ. X 
reehtlich geübt ward. Dieser Bekenntnissstand war aber läni^st nicht mehr 
der Symbol zw an 2: der Kirehenordnnngen, sondern der „revolutio- 
näre", üliriacns durch die Staatsuniwälzuug geheiligte der Fnndfuuental- 
artikel (oben I i^) vom 24. Jan. 1791, worüber zwischen der (Tesanimtheit 
der Prütestauteu (weuigsteus imierhalb des jetzigen Keichslandes) und 
der Staats- wie der Kircheugewalt vollste Uebereinstimmung bestaud, 
obgleidi die Nationalversammlung selbst nidit mehr 2Seit &nd, die» ihr 
(oben I A. 1) «Konkordat" mit der prot. Bevölkerung in Oesetsesform 
feierlichst eixisukleiden. Bire Anssdiüssei hatten amtlich hiervon Kenntniss, 
und ist weder von ihnen, noch von der Begierung der sofortige YoUsug der 
die Gemeinden von der Territorialgewalt der Särchenordnnngen (oben III 
A. 3, unten VII A. 5, VITT A. 4) befreienden Artikel je irgend wie be- 
anstandet worden. Die Fundamentalartikel bedurften bei der damaligen 
freieren Stellung der Religionsverbände dem Staate gegenüber keiner 
ausdrücklieb f>Ti Geset2:eswn"]iTin'^ung, indem jeder Verein selbständig 
(S. 189'') dui'cli ^ i'/'ui gt n sev.i'' i i iicrcn Angelegenheiten ordnen durfte, zudem, 
^venn, wie liier, seitens des Staates keinerlei Leistungen oder Vorrechte mehr 
beansprucht wurden. — Ebenso muss Sohm's Rechtsanschauunsr darin bei- 
getreten werden, dass erst durch seiucrzeitigc „Ve r s ch m e 1 /. un g" der 
Augsb. und der ref. Oberbehördeu (unten VIII A. 1 u. 2) eine förmliche 
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7. Die Fortdauer des Symbolzwanges der Kirchenordiiuugea 
äässt sich auch nicht (Ihme 17, 25 u. 40) auB dem Gesetze vom 
17. Aug. 1790 ableiten, welches „alle in die Bechte der prot 

.MUnion* m. Beeht begründet wird; nmächsi wird eie niiur pnlctiseb* gdumd- 
ibabt (oben IV JL 9', Gg. 300). 

WennPortaliB es (Seil 15) »bei der biabengeBForm der ebnetlichen 
licbre** belaist, so vertteht er (nnten V A. 5) bieninter nur die ale bdmmt 

*vorau8ge8etzten, nirgends aber (oben IV A. 9) genauer oder enohöpfender 
au%efahrten y^aUgemeinen christlichen und evangelischen Haupt grundsätze 
■cind vorzugsweise (VI A. 7) die christliche Werkthätigkeit, und 
zwar gerade im vollbewussteu Oegensatze zu den, der Werkthätigkeit mit- 
4iutor schädhcheu „theologischen Zw ist igkeiteu" (oben III A. 2, IV A. 7, 
ainten V A. 1 u. 3 u.VI A. 1), 

Sohm erachtet durcli die org. Art. 4 u. 6 die Yerkündiing jeder vom 
•Staat ^nicht genehmigten Lehre" für „verboteii"^ wäre damit nicht zu- 
gleich die damals zu Hecht (s. oben 14*) bestehende Lehre bestätigt 
"worden, so wurde sich*, fuhrt er aus, „ergeben, dass in den prot. Kireben 
"überhaupt gar keine Lehre gepredigt werden durfte, was natürlioh un< 
anogUch ist*. Da nun aber seine Voraussetaung — nach frans. R. w^gstens 
— in keiner Weise sutriEt, so ÜUltvon selbst aueh die aus dem Yordersatae 
^•gesogene Folgerung: Der Staat regelt von sieh ans für keine Religions- 
gesellschaft die Einzelheiten ihrer Lehre, am wenigstens für die prot. 
Kirchen, vgl. Prof. Dr. O. Mayer's Franz. Verw.-R. Für die Katholiken 
wollten allerdings die org. Art. 24 u. 39 (oben III 2 u. A. 13, unten VI 
A. 4 11 r>, YII A. 2. Hinscbiu«, K.-R. IV, S. 11 u. 18) Lehre und Gottes- 
dienst, Katechismus und Liturgie einheitlich geregelt wissen, so 
dass hiernach allerdings im Grossen und Ganzen der Rahmen für die statt- 
haften Predigttexte feststände. Alle Einzelheiten der Lelire regelt und 
kennt aber stets nur die Kirche, nicht auch der xStaat. Pürtalis begnügte 
sich (oben I A. 1, unten VI A. 1) damit, dass die Öffentl. Ruhe gesichert*' 
4ind der Staat durch die Religion nieht „bedroht* ist. Abgesehen also 
von d«i Katholiken (oben § II Schlusssata) kontrolirt der Staat auch nicht 
•die Reinheit der Lehre. — Die prot. org. Art» 4 u. 6 amd (oben II A. 12), 
•ebenso wie die kath. oig. Art. 1-^ nur gegen mittlere und höhere 
Verbände, wie Synoden und Konzile und Oberbehörden, nidit aber auch 
gegen die einzelnen örtlichen Kirchengemeinden geriditet, schützen viel- 
mehr gerade (unten VI 1) letztere gegen die vorgesetzten Behörden 
und Verbände, insbes. gegen die Gesammtkirche; deshalb behielt sich 
der Staat, wie Portalia (unten VI A. 1) sagt, das Recht vor, ^die willkür- 
liche Beunruhigung der Gewissen zu verhindern und Still- 
schweigen über gewisse Punkte zu gebieten, deren Erörterung die Ge- 
:müther zu heftig in Bewegung setzen könnte". Verboten ist also nur 

11* 
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Kirchen gemachten Uebergriffe aufhebt", noch aus der Mi- 
nisterialinstruktion Tom 17. März 1806, wonach „die Protestanten^^ 
auch fernerhin die ihnen zufolge des westfälischen Friedens. 

die gesammtkirchlidie Wiedergabe oder gttr Aendenmg der Ldu« in einer^ 
alle nnterstekenden Gemeinden oder wenigatens Geistliche verp fliehten* 
den Form; dagegen ktimmert «ich um etwaige Abweichungen einzebier 
prot. GdfÜichen TOn den (IV A. 9) HraptgrnndsStxen der Lehre die* 
OberbehSide und der Staat erat dann, wenn die Mehrheit der Orts- 
gemeinde (unten V A. 3 u. VII) hierin eine Abweichung erblickt und beklagt.. 
Diejenige Lehre, welche als damals „zu Recht" beetehend« der Staat „be* 
stätigie", war übrigens nicht die der Kirchenordnungen, sondern diejenige^ 
welche die E i n z e 1 gemeinden kraft ihrer Kirchengewalt (1793 — 1802} 
unter Milderung des Bekcnntnisszwangcs au Stelle erstcrer gesetzt hatten. 

Diese, 1802 „zu Recht bestandoTiP Tiehre"" der G e s a m m t kirche 
beschränkte sich (oben TV A. 9 n, A. I t i auf wenige „allgenieiu christ- 
liche und evang. Hauptgrundsätze*", Wüimt iaau, wie in anderen, freiheitlich, 
veranlagten Kirchen, auszukorameu eicher war. Zufolge Fritz I 183 „hatteo^ 
sich noch 1803 die Rerofaitionsgrundt&tse auch in Bezug auf die Frediger 
allai sehr festgesetst; der Gesetzentwurf (vgL oben III A. 9*) war noch 
nach repablikanischen Einrichtungen (oben II A. 4 u. 7, eowie IV 2> 
gebildet^ hatte aber immerhin eine bessere Wirkni^, als die bis dahin be> 
standene GesetKlosig^eit". Hierbei beaehied sieh auch die atrenggHUibigere- 
Bicbtung, wiewohl sie auch jetzt noch tief beklagt, dase nicht die ausdrück*- 
üche Sanktion der vollen Rechtsverbindlicbkeit des ganaen Wortlautes der* 
Augustana in die org. Artikel aufgenommen ward. 

Daraus, dass in allen (7) Kirchenordnungen (TV A. 7 n. 10, VI A. 3- 
u. Vn 4) die i n v a r i a t a , dagegen die K o n k o r d i e n f o r m e 1 (oben IV A . 5 
unten VII A. Röhrich I 302 ff.) nur in der Mehrzalil derselben gegolten 
hat, ferner daraus, dass „der Inhalt der Lehrveri)flichtuiig" in den ver- 
schiedenen Theilen der Intb. Kirche kein verschiedener (I) sein 
könne, zieht Sohm (bei Seil 15) die wichtige Schlussfolgenmg: »Die 
Konkordienformel (s. unten g) hat heute k^ne reehtliohe Gel* 
tung mehr, wohl aber steht die Augnstana invariata in 
(YI A.9U. 10, yni6,oben IVA. 10*, Baum 10) nn ver änderlieher (!> 
BeditigeltlUig**« Auch diese Folgerung aerfSllt sdion bei der Unrichtigkeit, 
des aweiten Vordersatzes in Nichts: Eine Gesammtkirche, welcher nidit nur^ 
die A n g e h ö r i g e n , sondern auch die blossen Verwandten der 
Augsb. Konf, zugetheilt sind (oben IV A. 8'), ist zwar eine prot., aber 
keine lutherische^ auch amtlich wird die Landeskirche nicht als luth. 
bezeichnet. (Vom Bekenntnissstande der Ein/flTemciude hängt es ab, ob 
sie lutherisch oder nielir unirt ist (VII A. 1 ) . lur Gesammtkirche des Augsb. 
Bek. im Keichslande gehöreu auch solche (Gemeinden, welche ihrer Mehrheit, 
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2UBtehenden Bechte geniesfien", noch (Sohm)*^ dftrauB, „dass der 
Inhalt der Lehrverpflichtung in den verschiedenen Theilen 

der Gesammtkirchü kein verschiedenartiger sein könne" 
u. s. w. 

nach sich nicht luthoriseii iVihlen.) Lehreinheit besteht in streng- 
lutherisclicii oder in aucli hinsichtlich der Lehre, wie Baden, Pfalz u. s. w. 
unirten Gebieten. Sonst ist aber „der Inhalt der Lebrverpilichtimg in 
Tersehiedenen l%eflen einer und derselben Landesldrche* mitunter 
'<VII A. 1) ein sehr Terachiedener, so x. B. auch in Hessen. TrSgerin 
•der Kirchengewalt (hinsiehtUeh der gensoeren Beatiinninng des Idbaases der 
Ldkrb^|ri£Ee, welche u b e r die eUgemeinen Haaptgrondsitie (phen IV A. (I) 
hinaus gelten solleii), var seit 1794 (oh&i IV A. 10*) gerade im Sinne von 
Sohm 8 K.-K. 697 (unten TU A. 1 o. VIII A. 5) die als örtKehe Gesammlr 
heit der Gläubigen von Portalis organisirte eisselne Kirchengemeinde ge- 
worden* 

Sohm's Auffassung, dass „die Lehre, von welcher in der Kirche des 
Augsb. Bok. die Kode ist, das A u g s b. Bek. selbst (seinem ganzen Wort- 
laute nach) sein m u 8 s", theilten, ohne allprdings liechtsgründe beizufügen, 
der geistl. Inspektor Meyer zu Paris, S. 10 seiner „Einfachen Darstellung", 
'Samuel Vincent p. 131 seines Du Protestantisiae lran<j. (erschien zufolge 
Meyer, S. 41 in Paris durch Prevot-Paradol), M a 1 1 h i e u und L o b s t e i n 
«(oben n 2 o. IV A. 1 u. selbstredend der «Friedensbote", das »Mon. El.* 
u. s. w., von den Juristen aber wohl nurDrionp*]7 und Ohauf- 
four wB^ponse aux obseirvations publiees par M. Destroyes* (1866, p. 160, 
166ff.); übrigens behandeln letztere nicht eigens und gründlicher diese Frage, 
'Bondorn mehr nur nebenbei, anfällt und ohne FMifong des jetzt gesammdt 
-vorli^nden Stoffes. Bruch, Buob, Baum 15, Zimmer's fimbarras 
n. 8. w. (unten VI A. tf, VII A. 8, oben IV A. 9) widerlegten Ifingst 
«diese Auffassung. 

Selbst wenn Sohm's Auffassung im Jahre 1802 zugetroffen hätte, so 
hat doch dip T/andeskirche des Augsb. Bek. in Eis -T,f)tbr. durch die ge- 
rade eutgegengesetzte, ununterbrochene Kechisuljuiig der letzten 
^ Jahre (oben IV A. 10''j ihre Intherisclie K o n f e s s i o n a 1 i t ä t im 
Wege den U ewohnheits rechtes endgültig eingebüsst. — 
Dass die Konkordienfonnel, die in 95 7o der Augsb. Gemeinden des Reichs« 
lande« bis 1791 galt, nur deshalb, weil «ie in den n a s s a n i sehen (unten VI 
A. 8^) EnUaven nicht eingeführt war, auch im ganaen übrigen Elsass sofort 
«nsser Kraft gesetzt sd, war bis jet^ von Niemandem behauptet 
worden* Wenn auch die Lehrverpflichtung in demjenigen Pfarreien, welche 
|791 noch einer Kirchenordnnng unterworfen waren, „unverändert* 
geblieben sein sollte, so entsteht doch eine IiCere betreffs der zahlreichen, 
aeitdem «rat in friUier ausschUesslich kath. Gegenden errichteten, nie (untw 
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§ V. Allein entscheidende Lehrnorm ist die- 

heilige Schrift. 

1, Die org. Art. -i u. 5 beruhen, wie (oben III 6) die meisteur 
übrigen Artikel betreffs des Augsb. Bek. auf Koch 's Vor- 
arbeiten; von grösster Wichtigkeit erscheint es daher, dass Koches* 
Umarbeitung die (oben IV) ablehnende Stellungnahme der 

Fundamentcti irtikel fregcmüber dem früheren S y m b o 1 zw.imjB 
nicht abscbwiiclitü, soikUtu nur neu bukrälligte. Kocli's Art. I 35 
lautet nämhch: «Betrefis der L e h r e ^ kann das Oberkonsistorinm 



VII 51) einer Kircbenordniiiig unterBtelH gewesenen P&neien, deren Be- 
völkerung in Folge altdentseher EinwBoderuDgen bei fortwährender Abnabme- 

der Zalil der Katholiken rasch zunimmt. Auf letztere, sehr ausgedehnte- 
Gebietstheile ist auch seither nie eine der älteren Kirchenordnnngen er- 
streckt worden. Ein einheitliches Kccht für die ganze Bethätifl^mg 
des evang. Kircheulebeus hat sich bisher noch nicht innerhalb des ganzen 
Reichslandes bilden können, da hier, wie in Hessen, Preussen u. s. w., der 
Gemeinde - Autonomie, namentlich betreffs Liturgie und Lehre grosse 
Freiheit gelassen ist. Die Einzel gemeinden erachten diese ihre d o g - 
m a t i 8 c h e Selbständigkeit nicht etwa als widerrufliche Dnldnng seitens 
der GbMinmtkirßhe, eondnu als ihr durch ^e StaatttmiwSlzung und jetzt 
hnnderlyälurigen Reohtsbesitz gutgläubig wohlerworbenes Beeilt« 

^ II ne poorra rien ordonner en mati^res de dogme (Brach Zust. 89;, 
Drion 17» oben IV A. lOf.)* Hiermit stimmt im Wesentlichen ubereini 
P o rt al i 8 Rede 15 Gem. X, Conc. 18: «In ReUjponssachen tragt Alles,, 
was den Schein der Neuheit hat, das Geprfige des Ir rt harn s oder 
Betrugs . . — S. 15: „Man glaubt nur darum an eine Religion, weil man« 
sie für ein Werk Gottes hält" (ebenso S. 42). „Alles ist verdorben, wenn 
man die Hand des Menschen merken lässt, S. 43. Natur und Unterricht 
jedes Gottesdienstes (= Religionsverbandes ol»( n 1 A. H sind Sachen, die 
sich nicht durch Gesetz einführen lassen und welche ihr Heiligthum in 
der undurchdringlichen Schutz wehr der Freiheit des Herzens (VIII A. 6)< 
haben." — S. 79: „Gesetzgebern gebührt es nicht, sich mit Lehr- 
sStzen zu beschäftigen (vgl. oben I A. 1, IV A. 14^ unten V A. 3), über 
welche die Terschiedenen Parteien getheilt sind; das bleibt der Frei- 
heit und dem Gewissen eines Jeden überlassen." S. 59: ^l^e üater- 
sndrang des Lehrb^^tiflb ist unserem Gegenstande fremd* («l'examett du 
dogme est 4tranger ä notre objef*, p. 1. ^du Bapport du Cons. Portalis sur les 
artides org. des cnltes prot", imprimerie de la r^p., unten VI A. 1 u. S. 195). 

Sohm 686: „Die Eirchengesetcgebung hat nur Macht über das 
Bechtliche und damit über die äussere Ordnung, aber keine Macht 
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nichts bestimmen; es schützt im Gegentheii wirksamst die Frei* 
heit des. Gewissens^ und der öflpentlichen Lehrs''; Art. 36: 
„Nur im Einvernehmen* mit dem Oberkonsistorinm kann ein 

Pfarrer abgesetzt werden, und wegen der Lehre* nur mit 
Zustimmung der prot. Ortsgemeiude („commune de lieu", Thud. 
II 86). Jede prot. £inzelkirche (unten YIE) ist in ihrem Be- 
kenntnisse ebenso frei, wie jeder Einzehie*'. 

*■ 

(mebr) über die Lehre in der Kirche (TgL dagegen oben IV A. 9^1). 
9. 689: „Das Bekenntniss bildet keinen Theil der landeakircUxch«! Ge- 

-setzgebung'* (ebenso Köhler 92); dies gilt auch ohne ausdrüddiolie kirchen- 
gesetzliche Anerkennung, könnte nicht einmal (?) im Wega der Ver- 
fueongsänderung beseitigt werden. Bierling's „Gesetzgebungsrecht evan- 
gelischer Landeskirchen im Gebiete der Kirchen1"}ire'' (1869) pr^ht (?) j^u weit, 
wenn S. 112 auch die Fortbildung der Kircheiilehre und dip Um- 
gestaltung des riehrinbalts für innerhalb der Grenzen der kirchlichen 
Gesetzgebung gelegen erklärt werden"' S. 689: „Dagegen sagt mit Recht 
Luthardt: [„Die Synode und die Kirchenlehre" (1871, S. 39j]. ' „Die 
Lehre ist Sache der Synodalgesetzgebung, insofeme es sich um Einfüh- 
rung von Lehr>, Geaangbfioihem n. dergl. (unten VI A. 1 u. 4 handelt, 
welche die Lehre der Kirche warn (3(egeiMtande haben. Aber nicht die Lehre 
selbst ist dann Gegonstand der Gesetsgebnng, nicht der materielle Inhalt 
jener B^enntnissschriften unterliegt dem Synodalbeschlnsse, so das« dio 
Synode bestimmen könnte, welche Lehre vorgetragen werden dürfe und 
welche nicht»* sondern nur die formale Seite jener Schrift und die 
äussere Anordnung hinsichtlich ihres Gebrauchs fallen unter ihre Verfügung**, 
und Solmi fucrl bei: ^Auch über Bedeutung des Bekenntnisses für Liturp^ie, 
Agenden (unten Vi A. 4 u. 5, VII A. 1) Katechismen . . liät (also) die 
Kirch enge setzgebung Gewalt-, aber sie ist ausser Stande, in dieser Form 
irgend eine neue Lehre zur Durchführung zu bringen." 8. <)90: ^Das Be- 
kenntniss stellt die Lelire der grossen Kirchenlehrer der V ergangenheit 
dar, deren, vom Geiste des Evangeliums erfüllte Kraft noch in der Gegen- 
wart wir^am ist, eine Lehre', dnroh wdche nodi heute das Wesen der 
Kirche bestimmt wird. Landesherr und Synode (S. 698) haben keine Macht 
fiber Wort und Lehre; sie sind (S. 690) ausser Stande, ein Wort hinznzu» 
fhuen (einverstanden I) oder ein Wort davon abzuthuen". [M. E. ist 
zwischen nhinzn* und „ab" zu unterscheiden. Eine vollstSndig neue Lehre 
zu schaffen, wtire allerdings ausserhalb des Rahmens der Zuständigkeit, 
aber es kann sehr wohl angezeigt erscheinen, diesen oder jenen veralteten 
Satz als nicht mehr zeitgemäss aus einer Bekenntnissschrift beim Neudrucke 
wegTtulassen. Einem ansdrückliclien Kirchen-Gesetze f^eht eine Rechte- 
Übung oder langjährige Sitte gleich]. So hm anerkennt 8. üHüf dass das 
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2. Zur Begriiiidiing dieser sinngetreu, aber nicht wörtlich 
ins Gesetz übergegiingonen Vorschläge fugt Koch bei: „Ais sich 
im 16. Jahrfa. die Protestanten Ton der röm. Kirche trennten, 
stellten sie sofort als Hauptgnmdsatz auf: Für die Christen 
giebt es keine andere Glaubensregel, als die hL 
Schrift*; die ganze Ueberliefeining (IV A. 9'*), wie jedes nur 
menschliche^ Ansehen kann als verbindUch nur insoweit 

Maass der rechtliohen Geltung des BekenntDisscs in der Kirche (S. 688: 
^Die zwangsweise Durchsetzniifr rlesselben") innerhalb des Gebietes der 
Kirchengesetzgebiing lie^. S. t)8ö; „Die loli rfresptzliche Geltung des Be- 
kenntnisses ist durch die laudeslierrliche Kirclien^ewalt erzeugt worden; sie 
kauu durch dieselbe (S. 698 ^jetzt durch die Synode**) gemindert, nie aber 
völlig aui'geliobeu werden", vgl. Thud, ii 76. Ebenso wie das Gewühu- 
heitsrecht dem Gesetze, so steht also eine langjährige Uebung dem Synodal- 
bescUusse gleich, oben IV A« 10. 

Durch die Bestaumiing (Art. 8, 8. 6): «Alle kirchlichen Beehte 
stehen der Oemoinde su", (unten VI A. 3—6, VII A. 1) schlössen «och 
die Fnndamentelartikel vom 34» Jan. 1791 Lehre wie latnxgie von der 
Entscheidung der „gememscbaftlichen Konferens" ans. 

' Nicht nur der einzelue GläuLig^e (VI! A. 4) soll in seinem «Qe- 
wiBsen", sondern auch der Prediger in seiner „nt fentliohen Lehre" geg&Or 
über den Minderheiten der Gemeinde (unten VII) wie gegmüber dar vor^ 
gesetzten Beliörde i^oschützt werden. 

" „de lavis^ vgl. Mfitetal 49. oben II A. 13. Pfp. Löffler wurde aus 
Heiligonstein nur auf Antrag semer (loiiieinde versetzt, weil er ihr eine 
strenglutherische Richtung aut'drängeu wollte. Liclitmbcrger, „Intheranisme**, 
p. 8. Die „vorläutlgeu X'orschlägc" übergeben (S. 20} „alle Streitigkeiten 
swisdien Gemeinden, Fresbyterien und Pfarrern, wenn auch im allgemeinen 
Eonsistorium eine gütliche Ausgleichung nicht stattfinden kann, sammt 
Oondnsion und Akten dem Civilrichter* [und lassen den Pfarrer S. SO 
»nicht ohne Bewilligung beider Gemeinden" versetsen, unten VII 7 — 9], eben- 
so die Fundamentalartikel S. 9, A. 24. — Unter dem „Civilrichter" ist (S. 194*) 
das Staatsoberhaupt zu verstehen, auf welches auch xufolge der otg. Art. 
(oben II A. 12, unten YII A. 1) das früher von den Reichsstädten und 
Landesherrschaften (Cunitz 112, Sohm 655, 658, Thud. II 210 u. 218 aus- 
geübte "Recht, Pfarrer abzusetzen, überging. Portalis sagt (Conc, 24): ^Tn 
Rcligionsstreitigkeiten (oben III A. 2, TV A. 7 u. 14, unten Vi A. 1, Baum 17), 
bei denen jeder seine üeberzeugung für die untrüglich richtige hält, werden 
wir über diejenigen unwillig, welche, statt unsere Meinung anzunehmen, uns 
gar noch die ihrige aufdrängen wollen. Die Theologen sind unvijrmugend, 
ihre Zwistigkeiten unter sich ins Keine zu bringen"'. Deshalb bestimmt 
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gelten, als solche mit Gottes* Wort übereinstmimen. Auch in 
Sachen der jfteUgion hat Jedermann das unentziehbare Becht, 
seine eigene* Yemiinft und Anschauung zu gebrauchen (vgl. 

S. 8 der 1791 in Strassburg gedruckten „Fragen und Antworten 
über die prot. Geistlichkeit"); ohne sich durch die oft wider- 
spruchsTollen Entscheidungen der Gelehrten beirren zu 
lassen, braucht man als wahr nur dasjenige anzunehmen, was man 
hiefär nach eigener* Prüfung erkannt hat. Die wahre Grund- 
lage des J^rotestantismus bildet gerade diese volle Freiheit eigener* 
Forschung (du propre examen) im Gegensatze (p. 4) zur blinden 
Unterwerjfung unter die Entscheidungen des Papstes und der Kon- 
zile. Ej^misch - katholisch^ ist nicht mehr, wer letztere ünter- 

der org. Art. 6 (S. 73): Der Staatsrath (VI A. 1», VIII 7 A. 1 *) ent- 
scheidet über alle T-uternehraun^en der Kultusdiener uud über alle Zvvistig- 
keiten, welche unter diesen entstehen". — Den beachlussförmigen „Antrag" 
auf Ver- oder Absetzung stellt seit 1802 das Direktorium. Wenn der ab- 
gesetzte ffiurer meht gehört od«r «otut «ine gesetsUche Fonnlidikeit nicht 
beohaciitet wordw war, so bebt der Staatarath (in Els.-Iioihr. der Bundes- 
ratb, Gg. 90, tmten Vin 7) auf Besehwerde des Pfarrers selbst die landes- 
b er r Ii che Bestitigong dar Absetzung sls „Amtsmissbranoh* auf. 

* „"UEcTÜviTe sainte est seule r^le de foi", oben IV A. 8 — 10, 
unten VI A. 7—10, VII 1, Tbnd. II 84, Bruch fl. Bl. II 10—16. Auch der 
1800 von den Strassb. Kirchen (oben III A. 1) aufgestellte „Organisations- 
plan" anerkennt in Art. III „keine andere Autorität, welche über Lehrsätze 
entscheidet, als die hl. Schrift", Maeder I 329. Hierin stimmen etaats- 
kirchenrechtlicli Augsburger und Keformirte im Reiciislande übereia, oben 
IV A. y, Gg. 358; die strenpf kirchliche Richtung denkt anders. 

■ Vgl. VIII A. 3, Magnus, Prot. Gde. II 13. Lichtenberger, Rcv. 
ehret 18(j3, p. 25; „Die blosse Forschung ist für sich allein noch keine 
Kehgion; vielmehr muss (p. 26) über die UanptgrQudsätze (IV A. 9) des 
Lehrbegrifib ü^ioreinstininning bestehen, p. 23: „Die allgemeine Midi- 
liebe Biohtung bat (oben rVA.d*) kein Bewnsstsein mehr (,n*a pbis 
conscience') von den ehedem die beiden prot. Bdcenntnisse trennen* 
den (onten VI A. 1) Verschiedenheiten, nnr die Geistlichen rufen sie 
leider noch wach, vgl. „Mon. Bl." 1892, S. 118->121, JBeiblatter«' 1898, 
Kr. 3, S. 5-12, „Friedensbote" 5 II 1893, S. 63—70. Bruch fl. Bl. I 18: 
«Um auf Wissensobaft und Kultur einen heilsamen Einfluss üben zu können, 
muss auch die evang. K. fortschreiten" ; dagegen „Kurze Beleuchtung" S. 7. 
Portalis verglich (Conc. 4) am 15 Germ. X im gcsetzgeb. Körper „die Sitten- 
lehre ohne geoflenbartea oder positiven Glauben einer .Kechtaptiege ohne 
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■werfung aufgibt. P r o t e^s t a n t ist aber nicht mehr, wer seine 
Auffassung blindlings den Entscheidungen Anderer unterwirft» 
Die prot. Glaubensbekenntnisse, wie das Augsburger, waren, — 
weit entfernt ein System und eine vollständige Darlegung alier^ 

in unseren Km Isen gelehrten Wahrheiten bieten zu wollen — 
nur zur Widerlegung der gehässigen Verdächtigungen verfasst 
worden, als ob wir überhaupt keine ^ ge offenbarte Beligion 
und keinerlei^ Glaubensartikel annähmen. Zweck dieser Bekennt* 

Gerichtshöfe", »^in Hauptvorzug der positiven Religionen ist es, daas- 
sie die Moral mit gottesdienstlichen Gebräuchen und Uebungen 
verbinden, welche die Stütze derselben werden; denn mit Abstraktionen 
oder kalt berech uf^toü (rrundsätzeü allein kann man die Menschen nicht 
lenken. S. 5: „Eine nur im Verstände liegende, natürliche Reli- 
gion, wie solche den Weisen des Alterthums (S. 11) nicht enti^n^, kann 
nicht Volksreiigiou werden. Würde eine Religion ohne ütl. Gottesdienst 
nicht bald kraftlos werden? Wenn mau vom Gottesdienste nach der Lehra 
urtheilen «oU, muw man nioht die L e h r e dnreh den Gotteedienit erbalten? 
^ 8. 6: man seit den bewondeningswürdigen Büchem des röm. Oonsnl» 
„von den Pflichten* dwch die Bem9hangen der mensohlioben Wissm- 
Schaft allein irgend eine Entdeekoi^ in der Sittenlehre gemacht? Wenn 
es etwas Stätes und Ansgemachtes ober das Baseln und die Einheit 
Gottes (oben IV A. 9), über die Abstammung und die Bestimmung 
des Menschen gibt, so ist es nur unter deigenigen, welche sich zu einer 
positiven Verehrung Gottes bekennen und vereinigen. — Die mensch- 
lichen Regierungen müssen also die gottosdienstlichen Einrichtungen schützen, 
weil durch letztere die Moral inid rüp er r o a s e n Wahrheiten, welch© 
ihr zur Bestätigung und Stütze dienen, dem »Systemgeiste (der Gelehrten 
und Philosophen) entrissen sind, um der Gegenstand des öffentlichen 
Glaubens zu werden, endlich weil durch sie die ganze Gesellschaft sich 
unter den mächtigen Schutz des Urhebers der Natur gestellt findet» 
Ben Aberglanben und den Fanatismus müssen die Staaten yerwunschen. 
Uebrigons schadet es wohl woodger, wenn die Völker biswdlen (S. 15) die- 
Beligion missbrauchen, als wenn siegarkeine haben. Denn der Zweifel- 
geist des Atheisten (rgl. S. 103) löst alle Bande anf, die uns an ein- 
ander binden und setzt TJngewissheit an die Stelle der (grossen) Wahr" 
h e i t e n , olmo den (S.7) übertriebenen Glauben oder Aberglauben zu vertilgen» 
— S. 8: Die Menschen müssen gläubig sein, um nicht leicht* oder 
aber gläuljisch tu werden. Eine Sammlung von Lehrsätzen . . . oder 
eine positive Keligion ist allein die Schutzwehr gegen jenen StroTi; fnlscher 
und mehr oder weiii<:rer (gefährlicher Meinungen, welche die Zerrüttung der 
menschhchen Vernunft erfinden kann. — S. 10: Die religiösen Einnch- 
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nisse war aber weder die Au&tellang einer unantastbaren 
Lehrordnung (»r^gle infaillible**), noch die Beugung der Gewissen 
unter ein neues Joch durch unabänderliche Feststellung 

des Wortlautes der ® Glanbenswaliiheiten. Die Bekenntnisse 
muBsten, ohne deshalb an die Stelle des abgeschüttelten Joches 
eine neue (menschhche) Autorität setzen zu wollen, nur als 
äusseres Band (oben IV 3) für die Einzelkirchen, nur als 
Begel für den Gottesdienst und für die Öffentliche Lehre 
((luctriTie publi(jue) dienen, p. 14. Die prot. Kircbe beansprucht 
weder Gewalt über die Gewissen-^, noch das Recht; Eutscheiduiigen 
betreffs der Lehre* zu treffen (de donner des dSfinitions dans 
le dogme unten 8. 195); sie (p. 18) anerkennt als geistige 
Autorität BOT die* hl. Schrift, p. 6. Alle nur theoretischen 
oder nicht unmittelbar niit der Verwirklichung der Glau- 
tungen sind gleichsam dio Kanäle, durch wclclie die BefTritlo von Ord- 
uu ng, Pflicht, Menschenliebe und Gerechtigkeit in alle 
JBürgerkreise fliessen. Dt« Wisientohaft wird immer nur der Antheü 
dner kleinen AuEahl sein. Die Religion aber offenbart alle Wahr- 
keit e n , die Bolehen Moaschen niitalich sind, wekshe weder Zeit noch 
Ifittel haben, dentelben mübaam nadizuforsehen. Hören m die Gutachten 
der Genendritbel (S. 11): »Der Unterricht — sagen sie — ist nichts seit 
10 Jahren; die Sander leben ohne Gedanken von der Gottheit, ohne 
Begriff von Recht nnd Unrecht**. S. 12: Von einer Nation niuss man 
nicht nach der kleinen Zahl Menschen urtheilen, welche in grossen Städten 
wohnen. Neben diesen Männern lebt eine u n e r m e s s 1 i (• h e Volksmenge, 
welche man nicht aufklären kann und welche ohne den Zaum der ReIit:ion 
nur das Unglück und das Verbrechen kennen würde. S. 17: Wenn c^anze 
Nationen, wenn die einfachsten und am wenigsten unterrichteten Menschen 
in unseren Zeiten von den Wahrheiten der Einheit (1 o 1 1 e s , der 
rnsterblichkeit (S. 37) der menschlichen Seele, des Daseins einer küuf< 
tigen Lebens stiirker nberzengt sind, als Soorates nnd Flato, sind wir 
solches nicht dem Christenthum schnldig? Diese Religion verkündet 
einige besondere LehrsStse; abw diese Lehrsätze «nd nicht willkcirlieh 
sn die Stdk deijenigen gesetst, welche eine gesunde Methapbysik ahnt oder 
?(»iragt; sie Tcrdrangen die Ternnirft nicht; sie füllen nur die 
Leere ans, welche die Vernunft lässt, nnd welche die Einbildungskraft gewiss 
schlechter ausfüllen würde." 

^ En fixant invariablement lea termes des v^rit^ evang^qu»! 
oben IV 1 o. Baum 12* 
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benswahrheiten zusanuuealiiingenden Fragen (de pure speculation) 
rerioren ihre Bedeutung; p« 7 : der Hauptzweck^ des prot GU>tte8- 
dienstes vereiiiigt sich in der sittlichen und christlichen Aus- 
bildung^. 

§ VI. Placet für jede Bekenntnissformel, 
1. Vorstehende (oben V) Ausführuu^eu Kocii's liegen den 
prot. org. Artikeln 4 u. ö zum Grunde, womach „ohne Er- 
mächtigung des Staatoobdrhanptes", welches die Gläubigen 
wie Einzelkirchen gegen eine Ueberstimmung und Unter* 
driu kung (oben IV A. 10». unten VII A. 1) in der g e s a m m t- 
kirchüchon Vertretung luitzt , „weder die K i r c h e n o r d - 
nung^ geändert^, „noch (Art. 4) in Sachen der Lehre ^ und 

' Oben IV A. 9*'. Das „Sendschreiben" wirft dem (8. 12) „ueucu 
Pietismus vor, allein auf christliches Ltben Wertb 2a legen, 
weniger aber auf Benibeit der Lebrc^; «wer (S. 13) den LehrnnterBcIiied 
als t o d t e n Baehstaben oder blosse Form rerwerfe, BohwSclie die selig- 
machende (!) Wahrheit ab". Hleteyen fast ausnahmBlos alle Beehtt- 
verattndigen und gewiss */« der Gottesgelehrten: Liohtenberger 28 n* s. w. 
Portalis (Gonc. 59) : „Die prot. Kirchen bdcenneu die Liebe des Vater- 
landes, Gohorsam gegen die öff. Gewalten und, dass die Kirche im 
Staat ist*^ Jauconrt im Rathe der Tribnnen bei Prüfung der caeg, 
Artikel (Conc. 107): „Die prot. B-eligionsdiener sind immer der evanp. 
Einfachheit nahe, und ihre Lehre, unter dem Gesichtspunkt der 
gesellschaftliclien ürduunfjf l)et rächtet, bietet sichere Gewährleistung ihrer 
Unterwürfigkeit und Treue gegen die Regienin^ und die Gesetze." 
Bassaget im Rathe der Tribunen (Coiic. 109): ,,Die prot. Religion 
{also Einheit zwischen llefonuirteu, Lutheraueru und Lmrteu, unten VI 
A. 1!) verträgt sich überall mit jeder llegierungsform. Ihr Hauptgnmdsat« 
ist, mit allen Menschen in Eintracht leben nnd ihnen nütslidi 
sein; sie befiehlt wesentlich die Ausübung der Tilgtti4eB**« 
„Das sind (oben IV A. 9^) die Hauptpunkte des Qlanbeni nnd der 
Slttm der Pretestanten/^ Aehnlich £ 0 0 h , prma g6n^ Blessig u. s. w^ 
& 192 u. 195. 

' Thud. I 134, 137, 209, 213, 342, 421 u. 437, n 86. Portalis im 
gesetzgeb. Körper (Cona 23): „Die öffontl. Ordnung ist nicht gesichert, 
wenn man zu wissen verabsäumt, wer die Diener des (jottcpflipiistes sind" 
(darum staathelie Bestätigung, oljen IT A. 12, prot. org. Art. 2b it.!), ,,wa8 
sie von anderen Religionen unterscheidet (8. 42, oben IV A. 9), nach 
welcher Disciplin (Kirchenordnung, unten A. 2) sie leben und welche 
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des Glaubens eine Entscheidung oder i^ormel^ 
gleichviel ob als Glaubensbekenntniss oder unter welch' sonstiger 

Vorschriiieu ^obeu iV A. 7) zu beachtcu aie versprechen". „Der Staat ist 
bedroht, wenn diese Yonchriften ohne seine Mitwlrknngr gemackt oder 
T«riii4ert werten kQaaea (oben I A. 1 n. IV A. 14, unten VI A. 7^)^ 
endlich wenn ihm die Einriebtnng und Art der Gewalt'* (die Kirchen* 
Terfaieung) oben II A. 12) „fremd bidbt, deren Zweck die Leitung 
der Seelen ist". S. 94: „Die Theologen (oben IV A. 7, V A. 8 n. 7) 
sind unvermögend, ihre Streitigkeiten unter sich ine Seine sn bringen. 
Glücklicher Weise erkennen die kath. Theologen im Papste ein Oberhaupt.** 
S. 26: |,In den Kirchengemeinden (aber), welche kein allgemeines Oberhaupt 
anerkennen, hat sich die bürgerliche Obrigkeit (oben VA. 8) die 
Verrichtungen eines Kirchenvorstehers zugeeignet." — S. 48t „T)ie Kirche 
ist (oben VA. 1^) Richter der Irrthümer, welche ihrer Sitten- und Glauhens- 
lebre zuwider sind; aber der Staat hat ein Interesse, die Form der Ent- 
scheidungen in Glaubens Sachen zu untersuchen, ihre 
Bekanutiiuichuiigeii aufzuschieben) wenn Staatsursacheti es erfordern, 
Stilleohweigen (oben IV A. 14) über gewisse Punkte zu gebieten, 
wenn ihre Brörternng die G-emüther an heftig in Be- 
wegung setzen könnte^ ja sogar bei gewissen VorfSUen an yer- 
hindern, dass (Onnits IdO, prot. oig. Art. 6» ob^ II A. 12, unten 
Vrn 2) die Gewissen (nicht) willkürlich beunruhigt 
werden". 8. 60: «Die prot. Beligion aertheilt sich in versduedene 
Aeste (nicht: »yorschiedene Keligions p a r t e i e n") : iu Frankreidh 
kennen wir nur diejenigen, welche unter dem Namen „Reformirte" und 
Lutheraner des Augsb. Bek. vorkoniTnen. Inwiefern sie in gewissen Artikeln 
einen verschiedenen Glauben haben, werden wir (s. S. 79, oben V A. 5, 
Meyer 40, dagegen Ihme 27) nicht erörtern. Die Untersuchuivj- des 
LehrbegrifTs ist unserem Gegenstande fremd (V A. 1). "Wir benieiken 
nur, dass sie in ihrer MüSseren Verfassung nicht die nämliche Re- 
gierungsform haben. Nach den theils schriftlich, theils in t. nterredungeu 
empfangenen BrlSnternngen (oben I A. 1) war es nicht schwer, die 
Begierungsart zu bestimmen, die sich für jede der prot. Gemeinschaften 
schidtt**. 

* Portalis ((Tone. 79): „Man konnte Kirchen, deren jede eine besondere 
Disciplin (S. 42 ist {tbersetst: nEirchenordnang") hat» nicht mit 

einander vermengen. Daher haben die org. Artikel die Kirchen (nicht 
Kirche!) der Augsb. Konfession von den (nicht der) Kefonnirten getrennt, 
um einer jeden ihre eigene Polizei und Verfassung zu erhalten*'. Auch 
die org. Artikel fuhren stets die Mehrheit an, weil nur der Susseren 
Verfassung nach, nicht auch hinsichthch der Lehre und des Gottesdienstes 
eine Einheit liei Reformirten besteht; jede Konsistorialkirche, ja sotrar jede 
einzelne P&rrei behielt liturgisch wie dogmatisch — innerhalb des 
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Bezeichniinof — veröffentlicht oder zum Gegenstande des Unter- 
richtes gemacht werden darf." — Portalis unterscheidet also 
strengstens zwischen Kirchen-Ordnung und -Lehre. 

2. Die ElaäBser Kirchenordnungen* stehen ihrem 
(zumeist hochdeutschen) Wortlaute, ihrer Abstammung und 
ihrem früheren Geltungsbereiche nach durchaus fest. Die kirchliche 
Oberbehörde darf sie daher unverändert, ohne Zusatz und 

äusserst dehnbaren Rahmens der „g^emeinsamen Hauptgrundsät zc" (IV A, 9) 

— volle Autonomie. Dasselbe {^ilt vom ,.Augsb. Bek.'*, unter welchem 
die Ptadt- und landesherrschaftlichen Verschiedenheiten der einzelnen Eirchen- 
ordnuDgeu in der Form o r 1 8 gemeindlicher Satzungen fortbestehen konnten. 
,fDigeipIiiie'* bedeutet zufolge Lichtenberger s Eiicyclop. III (1878), p. 766 
bis 777 Kirchenorduung, -Zucht und -Verfassung; letztere regelte vielfach 
der Staat von tkh ans (unten A. 7); „Oonfesaion** wird in Portalis* 
Beden (oben 1 A. 1 u. S) sowie den Eoch*schfln und sonstigen lieber^ 
aetsm^en bei Beginne des Jahrhunderts weniger im Sinne von Symbol 
(oben IV 5) oder Glanbensbekenntniss als mehr nur gleichbedeutend und 
abwechselnd mit ,36ligionsgemein8chaft'* (vgl. Sohm 694), „Yer&ssong 
einer Religionspariei", „Kult" oder Gottesdienst (oben I A. 1, holl. „gods* 
dienst") gebraucht. 

■ Oben IV A. 1, 7—10, unten VII A. 2. a. Die Strassb. Kirchen- 
ordnunq; von 1598, verbessert 1670, wurde von der freien Stadt Rtrassburs: 
(R. I 303) in ihren Aemtern Dorlisheim, Barr (oben IIA. 3j und Wasselnheim 
eingeführt; sie galt im Wesentlichen auch in der freien iStadt AVe i s s c u b urg 
(R. I 307). Die Reichsritterschaft erbat sich voru Strassl). Kirchen- 
konveut regelmässig Pfarrer für die Herrschaften Fleckeusteiu ( — Sulz) 

— R. I 807 — , Hohenbui^, Schöneck, Steinthal u. s. w., ohne deshalb aber, 
wie Ihme 6 mdnt, vgl. Cunita III, die Strassb* Kirchenordnung in ihrem 
Gelnete einzuführen« Auch Munster hatte als Bdchsstadt seine eigene 
Kirchoiordnung (B. I 290, di^^egen Ihme 6), ebenso Colmar (R. I 308) 
die von 1646. Unter den 7 „Obeikirchenpflegem'* au Strassbuig (R. I 343, 
Sehn. 10, Sohm 651, 653) stand für die Stadt der „EirchenkonTent", dessen 
Praes( s dieselben Befugnisse hatte, wie der „Inspektor" zu Buchsweiler, 
der Superintendent (oben II A. 2^) zu ßeichenweier und (für Zweibräeken- 
Birkenfeld, unten e) zu Trarbach. — 

h) Für Hanau-Lichtenberg mit dem landgräfl. (oben III A. 3) 
„Konsistorium" zu Buchsweiler galt die 1659 abgeänderte K.-O. von 1573; 
die Herrschaften Ober- und Xiederbronn standen liierzu in einem ähnlichen 
Verhältnisse, wie — oben a — die Reichsritterschatt zu Strassburg. — 

e; Auf die Grafschaften Mömpelgard und Horburg, sowie die 
Herrschaften Reichenweier und Ostheim erstreckten (R. I 293) die Herzoge 
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ohne bogleitende Verfügung nochmals ohne Weiteres ver- 
öffentlichen, selbst in einer, auch allen nickt (IV A. 14») von 
ihr berührt gewesenen F^Eureien zugehenden „Amtlichen Samm- 
lung" (Oberk.) ; da die betreffenden Ordnungen sich als für Strass- 

burg, Colmar, Lichtenberg u. s. w. erlassen ])ezeichnen, so bekennen 
«ie schon dadurch, dass sie landes- und gesammt kirchlich 
keine Geltung beanspruchen. (Auch die an Stelle der Kirchen- 

Ton Württemberg ihre in den Stammlanden geltende £,-0* von 1660, 
bsw. 16«0. 

d) In der Cxrafschatt Saarwcrdcn und der Horrschaft Herb^t:^h<'im 
{obeu JV A. 5 u, 14* u. ^, R. I 314) führten die Grafen, von Nassau-Saar- 
brücken ihre K.-O. von 1576, bzw. 1762 ein. — 

e) In den Herrschaften Rappoltstein (vgl. Prof. Dr. K. Albrecht's 
,.l rkundtiubucli", ö. Bd. 1889—1896), Markirch, Bischweiler und 
^11 A. 2^) Lützelstein galt die K.-O. der Herzoge von Zweibrücken 
bzw. Birkenfeld von 1657 (B. I 311 n. 313, oben IV A. 4 u. 10>), in 
2. Anfl. J721 endiienen. — 

f) In den vi!d- nnd rheingrSflichen (Salm^aehen) Hemohaften FhiBtingen 
vnd Diemwingen (oben IV A. 10', B. I 814) galt die K.-0. von 1681, low. 
1693. In derselben Pfarrei galten mitunter verschiedene K.*OrdniiDgen, 
.BO in Horburg (ohe.n c) die wurttemb. und im Nebenpfarrort Weier a. L. 
(oben e) die Birkenfeld'sche, ausnahmsweise selbst in einer und derselben 
Oemeindo (VIT A. 2), bes. reichßritterschaftlichen Besitzes, verachiedene. 
Nicht selten werden jetzt noch p;enau und regelmässig nach die'^pn K.-O, 
und JJturgien, welche deshalb arn Altare aufliegen, die Gebot* \ i ü btet ; 
so haben z. B. in der ehemaligen Gralseliaft Saarwerden (oben d i die Geist- 
lichen, olme eine An Weisung abzuwarten, gerne das in ihrer K.-O. 
vorgeschriebene Gebet für S. M. den deutschen Kaiser gesprochen, nach' 
•dem das Hindemiss 70jähriger Zwischenherrsohaft weggefallen war. Für 
den grösseren Theil des Beidislandes (IV A. 14') galt Ende vorigen 
Jahrhunderts keine einzige K.-O; inzwischen erhielt last jeder Amtagorichts- 
hmrk eine prot. F&rrei* — 

*' Zorn sidieren Scfautce der Gemeinden gegra Vergewaltigungen 
empfähle sich eine kirohoige setz liehe Bestimmung, wie unten Vil A. 1 
in Hessen. Orthod. Antw. 9: „Haffner und Blessig (II A. 4, vgl. S. 198, VII 
A. 2) erseiaten 1808 gewaltsam die alten Liturgien, Katechismen, 
Olaubens-, Gesang- und Gebetbücher durch Bücher nach dem damaligen 
Schnitte der Zeit. Den strengluth. Gemeinden (vgl. Mon. Bl., Friedens- 
bote) gestattete das Oberkons. 1869, Äla nni« TT 8, rechtsförmlich das „Ge- 
sangbuch von 1863 f. Christen Augsb. Koni."; vgl. Communicatjon aux 
membres de la Couf. pastorale 1850, Heitz, Strassb., oben lY A. 9.* g^en 
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Ordnungen neu treteudeu Voi^schriften über Kirchen z u c h t habea 
nicht die Bedeutung dogmatischer Entscheidungen.) 

3. Auf die Lolire oder den CHwibeii bezügliche Formebi und. 
Entscheidungen müasten aber bei dem amtlichen Wiederabdrucke- 

wegirelassen oder zuvor nochmals vom Staatsoberhaupte jetzt 
bestätigt werden, selbst wenn solche ohne den germgsien erläu- 
ternden Zusatz und ohne Verweisung auf andere Stellen^ 
auch ohne Unterdrückung einzebier Sätze (unten Ziff. 4) 
und ohne Hervor hebung anderer yeröffentlicht wurden. Han- 
delt es sich bei der AViederveröffentlichuug nur um rein ge- 
schichtliche oder sonst wissenschaftliche. !t'or- 

den Schluss, „Rechenschaft über das Ges.-B. von 1863", 1865, ^Le Cons. 
super, et la coinm. d'exameu", beide bei Vomiioff, Strassb., 66 S. uud „Ein 
Gespräch über das Ges.-B.", 1865, Sübermann, Straaeb., 18 S. — Rd£ 2» 
Iditte gerne allen Gemeinden einen strenglntk. Kateohismus vorgeschrieben^ 
während anderBeits die mehr unirte Pastonilkonfereiiz ihren Konferenz- 
katechiimiui Heber anch den Altlutheraaem verordnet hatte. Letztere zogen 
wohl mehr den seitens der Eisenacher Konfiurenz (IV A. 9^) heransgegebenoi 
«kleinen luth. Katechismus" (Oberk. 40, S. 1&8) Tor, Gegen einen ein- 
lioitlichen, namentlich den Konferenz-Katechismns verwahrten sich mit 
E,echt Namens der strengluth. Gemeinden Magnus Abw. 26 und Ref. Ho. 
Einen einheitlichen Katechismus (R. I 325, oben IV A. 10% V A. l^ 
Re£ 29, 36 n. 4J) erklärte auch der vom Oberkonsistorium hiefür gebildete 
Sonderausschuss (Brnmi 37 — 40) ^bei der zwischen den einzelnen Gemeinden 
herrschenden VerHchuidenheit der t In oiog^sciieu Auffassung für unmög- 
lich". Keine (Tcmeinde darf ein \o]i der G csammtkirche nicht ge- 
stattetes religiöses JSut h > inführen; die üesammtkirche gestattet für die 
▼erscbiedeuen Bichtungen besondere Bücher* Zufolge Art S5 des« 
franz. Gesetzes vom 1. Aug. 1879 (Lods 166) entsehddet die Genoralsynode 
des Augsb. Bek. über »Gntheissnng (nicht zwangsweise Eiufolunmg,. 
mcht „imposition obligatoire*) der beim Gottesdienste nnd ReUgionsimter- 
ridite zn gebraaohendeii Bücher nnd Gebetformeln* (^appronTe les Uvres 
on icnmiilaires liturgiques qoi doivwt 8«rvir an eolte et k Tenseignement 
r^ligieux"); vgl. A. 38 des Projet de loi sur Torganisation de TEgl. prot. de 
la Conf. dAugsb. (1831?), Berger Levrault, Strassb., 8 S. in S", Auch in 
Elsass-Lothr. (Gg. 432) hat stets das Oberkonsistorium in Berücki^ichtigiin? 
der verschiedenen Bekenntnissfärbunjren eine Reihe von P a r a 1 1 e 1 forraularien, 
-Erbauungs , Gescl)ichts- und Lehrbüchern — zufolge Oberk. 40, S. 60, 
z. Z. zehn Gesauf,d)üclicr — genehmigt und unter solchen dem Presbyterial-^ 
rathe (VII A. 1) die Auswahl gelassen. 
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schimgen und Zwecke, so bedarf es hierzu nicht der amt- 
lichen Mitwirkung der Vertreter der Kirche; in einer aber 
amtlichen oder yon der Kirchenbehörde ausgehenden Veröffent- 
lichung oder aiu'h nur h ;i n d schriftüchen Zusammenstelhmg von 
Glaubenswahrheiten, -Ausüpriicben und liturgischen^ For- 
meln liegt stets, selbst wenn nicht die geringste sprachHche Ver- 
besserung hinzutritt^ eine die G-e sammtkirche berührende 
Kundgebung desjenigen Bekenntnissstandes, welchen die oberste 
Kirchenvertretung, vielleicht ohne solchen geradezu als ihre 
eigene Auliiissung und als die allein richtige Lehre aus- 
schreiben zu wollen, immerhin neben — unter Umständen 
T o r — anderen Schulmeinungen fär die öffenthche Lehre 
empfehlen würde. 

In einer amtlichen oder selbst nur zufälligen Zusammenkunft 
könnten Geisthche von sich aus, selbst ohne auch nur mündlich 
ihnen ertheüten Befehl, übereinkommen, eine neue ölaabens* 
fonnel oder -Entscheidung, welche sie nicht einmal niederschreiben^ 
sondern nur aus dem Gedächtnisse -hersagen, auch vor jeder 
ausser kirchhchen Veröffentlichung geheindialten, allmähg zum 
Gegenstande des Unterrichtes zu machen; selbst 
hierzu behielt sich der Staat die Genehmigung vor. 

Bei der blossen Prüfung neuer gottesdienstUcher Er- 
bauungs-, Gesang- *, Lehrbücher liturgischer und sonstiger For- 
meln triti't die ()l)erkirc]ienbehürde keine, die Gesammt- Kirche 
verpflichtende „Entscheidung^, indem nur die MissbilHgung oder 
die Zulassung ausgesprochen wird. Den kirchlichen Ge- 
meinden und Stiftungen wird hierdurch kein Zwang angethan, 
sondern nur (VII 4) anheimgegeben^ sich der bisherigen oder neu 
zugelassenen Bücher und Formeln zu bedienen ; zu einer 



»'Oben m A. 8*, V A. 1, R. I 317 u. 326, Gj<. 432. Nicht an- 
geordnet, sondern nur empfohlen hat das Obericonsistorium (42, S. IW) 
liturgiiobe Andachten. Die deutsche Litnrgrie ist ebenfalls nicht 
zwangsweise (IV A. 10^ unten YII A. 2 u. 3. Oberk. 41, S. 261) ein- 
geiuhrt, aber wenigstens von allen ttarreien aogeschafiOb worden. 
Deutsche Zeitächr. f. Kirchemecbt. III. 2. ^2 
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solchen Vcrrtrtentlichuug bedarf ea düöhaib keiner Grenehmiguug^'' 
des Staatsoberhauptes. 

4. lü diesem Sinne TerBtand stets auch die franz. Regie- 
rung das Gesetz vom 18 Germ. X. Zufolge * des franz. Ministerial- 
eHassos vom 2. Sept. 1853 j,d:irt ohne Genehiiiigiui» des Staats- 
oljeriiauptes keine Kirchen-Behörde oder -Vertretung auch nur 
eine Auswahl zwischen den einzelnen Artikehi der Bekennt* 
nisse Ton La Bochelle^ oder Augsburg* treffen, um von solchen 

• Buob, Code eccl. p. 13 fügt bei: »Für eine Verpflichtung der 
Geistlichen auf das Bekenntniss finden wir weder im Gesetze, noch in 
den Erlassen der kirchlichen Oberbehr)r(le irg:pnd einen Anhaltspunkt; aher 
es darf (IV A. 3), worüber kein Zw»'ifel besteht, von kciuiMu Pfarrer in 
Ausübung des Amtes bekämpft werden," Ebenso Bruch (oben IV A. lO'j, 
Gg. 358, prot. Kirchenztg. f. d. ev. Doiitschl., 1885, S. 482, allg. cvaujj.-lnth. 
Kirchenztg., 1885, S. 276, dagcKca 1884, S. 1065, oben IV A. 14. Zu- 
folge Bruch fl. Bl. III 9 machten die org. Artikel den Prot, nicht zur 
Pflicht, moh im Glauben und der (öff.) Lehre streng an den Inhalt der 
BekenntmsBe zu halten» iintereagten ihnen nicht einmal, (mit Staatsgenehmi- 
gong, obenY A. 1 11.YI 1) eine neue Konfession aufäsosetsen, sondern ver^ 
boten nur, eine tolehe ohne Autorisation der Regierung zu veröffentlidhten 
oder yorzuBchreiben.'* 

Durch Dekret vom 28. Febr. 1874 (Lods 170—172) genehmigte 
der Präsident der fr. Republik die VeröRentlicliung des nachstehenden 
Glaubensbekenntui9««(>s (doclaration de foij der General- 
Synode der ref« Kirchen Frankreichs und Algeriens vom 20. Juni 
1872: ,.Bei Wiederautuahme der seit so vielen Jahren unterbrochenen 
Synodalverhaudlunwen fühlt die ref. Kirche Frankreichs vor Allem das Be- 
dürfnis», Gott zu danken und ilire fjiebe zu Jesu Christo, ilircni glitt- 
liehen (IV A. 9*) Oberhaupte zu bezeugen; welciier sie iu ihren Prü- 
fungen auirecht erhalten nud getrottet hat. Durch ihre Vertreter erklärt 
sie, treu auszuharren bei den yyGriDdsfttzeii'* (IV A. 9) des Glanbens, 
und (obige Anm. 6) der Freiheit, auf welche sie gegründet ist. (In 
Uebereinstimmnng) mit ihren YStem und Blntsengen im Bekenntntsse von 
La BocheUe, sowie m i t allea (V A. 4) fttfomaterlschea («^ Beformations-) 
Kirchen In ihren yerschiedeuen Symbolen verkündet sie das höchste An- 
sehen (autorite) der hl. Schriften (oben V A. 4) betreffs des Glaubens 
und das Heil durch den Glauben an Jesus Christus, den eingeborenen Sohn 
(FV A . n. VIT! A. 5) Gottes, welcher für unsere Sünden pc?torben 
und behufs unserer J{ e c h t f 0 r t i g u n g w i v d er auferstanden ist. 
Also bewahrt und erhält sie — auf der Grujidlage ihres Unterrichts, Gottes- 
dienstes und der Kirchenzucht — die grossen christlichen (IV A. tf •) 
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mehrere wegzulassen und nur die übrigen beizubehalten." iSelbst 
^ine „nur zur Aufrechthaltung des christlichen*' Ursprungs 



HVahrheiten, dargestellt durch ihre, in den religiösen Fostlichkeiteu ge- 
fioerten Sakramente und ausgedruckt in ihren Liturgien, nament- 
.lieh im Siindenbekenntnisse, im apostolischen Olattbensbekennt* 
jiisse (oben IV A. 9 n. onten VUI A. 6) sowie m der Peier des bl. 
JlbendmaUs" (lY A. 9'). Da bierin (Goos. d*Etat 1880, p. 679) „keine 
Nenerang" lag, und da auch die übrigen reformatorischen fie* 
kenntnissschriften (die „verschiedenen Symbole"), einschlüssig also nament- 
lich der Augustana, mit d^ Bekenntnisse an La Bochelle auf gleiche 
Stufe und gleichen Rang gestellt wurden, so kam es auf den Widerspruch 
der Freisinnigen, welche (Lods, p. XV} jede „base doctrinale" verwarfen, 
nicht an. Diese Lehmorm gilt aber nur für die (r e i 8 t Ii c Ii e n , nicht 
au eil ( ölten iV A. 11) für Laien, ist also eigenthch weniger eine Glaubens- 
als nur eine Lehr Vorschrift. 

Nur einen kleinen Theil obigen Bekeuntnisses wollte die General- 
syuode am 27. Nov. 1873 den bisherigen religiösen Bedingungen für's Wahl- 
recht beifügen; sie beschloss daher (Lods 169) : „Im pfarrlichen Wahlregister 
werden auf Antrag eingeschrieben und fortgeführt diejenigen ftam. Pro- 
^testanten, welche die dermaligen Bediiq^ngen erf&llen, ihre Kinder in der 
prot» Religion (also auch im Augsb. Bek. ist es zulässig, IV A. 9) er^ 
izidien, sowie sich von Herzen als Mitglieder der rdl Kirche Frankreichs 
und zu der in den heiligen Schriften des alten und nenen Testa- 
•mentes geoffenbarten Wahrheit (verite rcvelee) bekennen." 

Diesen Beschluss erklärte der Staatsrath am 23. Juli 1880 (Cons. d'Et.l880, 
p. 679) für unstatthaft und best ät ig-t c dcnselbe daher die Presbyterialrathswahl 
in der rcf. Piarrei Senegals, welche, weil entgegen dem S^-nodalbeselilusse 
vom 27. Nov. 1873 auch, nicht ausdrucklich zu den „(rlaubeus Wahr- 
heiten der hl. Schrift" sich veri)llichtende Wühler zujxelassen worden 
waren, vom KaiLusmmi&ter veruichtet worden war. Hiernach und zufolge 
•des franz. Min.-E. vom 30. Aug. 1880 sowie des vorausgcgangeuen Dekrets 
•vom 19. April 1860, Lods 200, bewendet es also endgültig bei den oben 
IVA. 11 erörterten bescheideneren Wahlbedingungen von 1859 (Gg. 388), 
^und hat mit vollstem Rechte, («^ was Lods 171 A. 1, ohne einen Rechts- 
igrond für seine Anweht angeben zn können, beUagtl — ) der Staatsrath 
seine frühere AufGstsBung — Cons. d*Et. 1866, p. 1012: „il appartient aux 
e<rliäes seules de regier et de reconnaltre les justiRcations et les garanties 
religieuses!'' zurückgenommen. Der „Friedensbote" No. 6 vom 
5. Febr. 1892 verschweioft S. 09 obige i. J. IS^^O erg^anp^ene Dekrete, 
Staatsrathsbeschlüsse nnd Ministerialverfüg'ingeu und kennt nur die ent- 
Ki'gt;iigesetzten tViiheren; seine historisch nicht uninteressante Verweisung 
^. 67 auf die vorrevolutionäre Zeit, wo Strassburg streng und steif 
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der prot. R(ligion bestimmte" klare Zusammenstellung des ur» 
sprüngHchen BekenntniBses, worin (Göns. d'£t. 1880, p. 679> 
„aacune innoTation dogmatique** liegt, darf nicht ohne Gre- 
nehmigung des Staatsoberhauptes veröffentlicht werden, 
welcher überhaupt „jede Berathung*^ der obersten kirciüichen Ver-^ 
tretung" unterliegt. 



Intherisch war, vergiist ToUstSadig die aeiilierigB Reohtsentwickliuig^ 
Das Beiblatt S. 10 mm »Mon. BU* 1898, No. 8 lastt »Staat und Eiidie- 
sich vereinigen, um eine selbständige Kirche Algsll« £onf. zu organisiren'^,. 
während doch am allerwenig&teu gerade der frans. Staat je daran dachte,, 
den Landeskirchen „Selbständitykeif* zu geben und aui' das Placet iDr 
80 wichtin^en Fragen, wie betr; tts der Zugehörigkeit zur Landeskirche, zu. 
verzichten. S. HU des Beibl. zufolge müsstc der (Toistliche in der Augsb. 
Kirche streng luth., in der refonnirten aber streng kulvinistisch oder 
zvvinglianiscb sein und predigen, was nie vuu der Regierung anerkannt 
wurde, welche vielmehr gerade üewicht daiauf legte, dass (unten Auni. lO 
tt. YIII A. 1°) beide Biehtuogen sich vertragen und ihre theologischea 
Zwistigkeiten mehr nur wissenschaftlich oder platonisch anstnigen« 
Wegen der UnvertrSglichkeit der strengMi (Ait)-Latheramer mit der Zjandes- 
kirdie nnd erstere bereits in Hessen, Baden u. s. w. (SUL A. 4) aus der- 
Lande^irche ausgeschieden. Auch im Reichslande ist die fortdauernd»' 
Zugehörigkeit aar Landeakirohe von der frnwilligen und ernstlichen 
TTnterwerfung unter die (i^ewalt und Zucht der landeskirchlichen Be* 
hörde (IV A. 9) bedingt; wer also in Folge seiner ^streng" kirchlichen 
Bichtung sich nicht mehr mit den Vertretern einer gemässigteren Auf- 
fassung vertragen zu können oder vertragen zu dürfen glaubt, sondern 
die Alleinherrschaft seiner Kichtung ohne Küeksieht auf die Gleicli- 
berechtigung der übrigeu, anders denkendcu Glieder der Landeskirche an- 
strebt und die Andersdenkenden sogar verketzert, stellt sich hierdurch allein 
schon (»hnc Weiteres ausserhalb der Laudeskirche. 

Auch nach dem im Reichslande geltenden franz. R. hätte nicht 
anders, als im Sinne des frani. Staatsraths vom 38. Juli 1880 entschieden 
werden können. Die Wahlvorbedingungen bilden nämlich einen Theil der- 
Kirchenverfassung, welche nur mit Genehmigmig des Staatsoherhanptea 
geändert werden kann. Lods 171 A. 1 söge gerne eine anderweite- 
Rechtsprechung Tor, welche »die Kirche g^^n jedes Eingreifen des Staates 
schütste*'; zur Landeskirche gehören aber auch die in der Synode über- 
stimmten Minderheiten, welche am bisherigen Recht festhalten wollea 
und hierin nur durch verwaltnngsgerichtliche Entscheidung des Staate» 
geschützt werden können. 

'0 Göns. d. £t. 1880, p. 680 „de quelque nature que ce soit". Auchi 
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5. Weder die französische noch die deutsche Regierung haben 
hisher je das Dekenntniss von La Rochelle oder bzw. Augsburg 
veröffentlichen lassen und in ihrem ToUen sowie unve rän- 
derten Wortlaute als staatskirchenrechtlichei allein mass- 

.Art. 15 des franz. Dekrets v. 12. März 1880 znm Vollzüge des Ges. v. 1. Aufr. 
1879 (Lods 190) hat die ovg, Art. 4 u. 5 ihrem ganzen Inhalte nach bei- 
behalten; jeder, auch nicht ausdrücklich oder nebenbei die Lehre oder 
■deu Gottesdienst betreffende Synodalbeschlusa ist dem Ministerium einzu- 
sddien; oben II A. 19. 

* Wegen Mangels der Staats genebmigung doffte die Generalsynode 
•der Kirdie des Augsb. Bek. ihr Glanbensbekenntnias dd. Paris 28. Jnli 
1873 amtlich nicht Teröffentlichen; dasselbe lautete: .... „Bevor die 
«Synode der Ver&ssnngs&ndemngt wofür sie bemfisn ist, i^her tritt, ver- 
kSndet sie treu den Glaubens- (TV A. 9) und (obige Anm. 6) Freiheittgrnnd- 
Sätzen, auf welche die Reformatoren unsere Kirche gegründet haben, das 
iiöchste Ansehen der hl. Schriften (oben V A. 4) betreffs des Glaubens, 
indem sie auf der Gmndlaore ihrer tresetzlichen Vcrfai^sting- das Augsburger 
•Bekenntniss aufrecht hält" („maintient, u la liase de sa coiistitiition legale 
ila Confesslon d'Augsbourg'*). Die (Teneralsynode betonte eine zu einseitig 
lutherische Richtuno; und wollte den Augsh. Kirchen einen streng- 
konfessfonellen Stempel aufdrücken, statt, wie die reformirte Geueralsyucde 
•(obige Anm. 7) die unirte Stellung wahrte, ebenso zugleich ihre üeber- 
•einstimmung mit alleii reformatori sehen Landeskirchen in ihren 
ytTersehledenen Synbolen** su proklaniren und dadurch auch den, von 
Sans aus (IV A. 11) nicht luth^sch, sondern «mehr reformirt" oder „unirt* 
-angehauchten F^testanten das Wahlrecht und die ToUe Kirchenmitglied- 
Bchaft za yerbürgen. Die frans. Begierung wäre einer 70jShrigen ununter- 
Jbrochenen Rechtsübung unireu geworden, wenn sie die Augsb. Landes- 
kirche, welcher auch die Konfessionsverwandten angehören, zu einer 
spezifisch lutherischen Bekenntnisskirche hätte umwandeln laf>«en 
wollen. Vom „nn%'crän derten" und „vollen** Angsb. Bekenntnisse war 
zwar selbst im Synodalbesehlusse vom 2ä. Juli 1872 keine Rede; dasselbe 
■schloss aber — durch die ausschliessliche Betonung des Augsb. Bek. ohne 
IMiterwähnung der prleichbercchtiirton, „anderen reformatorischen Bekennt- 
iiissschrifteu" der übrigen prot. Kirchen Frankreichs — zu bestimmt die 
Möglichkeit der praktischen Fortdauer der positiven Union in denjenigen 
Gemeinden aus, in welchen besondere ref. S^rchoi nicht bestehen; deshalb 
miisste allerding« auf die Hoffnung, die Staatsgenehmigung je su erlangen, 
Teniehtet werden. Lods sagt S. 181 A. 2: «^tte die Gen.'Synode ihre Er- 
klSmng Terpflichtend (obligatoire) machen wollen, so hätte sie die Ge- 
nehmigung des Staatsoberhauptes gemSss Qtea.Y, 18 Gem. X A. 4 er- 
langen müssen". 
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gebende öffentliche Lehrvorochrüt ausdrücklich oder auch nur 
Btillschweigend anericennt. Vielmehr wurden mit staatlicher Ge- 
nehmigung im Augsbttrger^, wie im reformirten^^ Bekenntnisse* 

* ^qui se sont pris puur le texte litterairo de la Confession d'Augsb. 
duu respect outr«''. Nur die hl. Schrift selbst (V A. 4) ist „autorite 
■oaveraine" j „keine BekenntniMsclirifb darf es wi^en, die Bibel von ihran. 
Thron-(Monopo]e) herabatoBsen ta wollen", Oberk. XII 25, onten A. 1 
(LöfflerX dagegen selbstredend Mon. Bl^ Friedensbote 80 IV 1873 Nro. 16,. 
6 II 1898E Yermefl in Paris gründete in Paris (IV A. 10«) eine „Gesell- 
sdiaft der allgemeinen (?) Interessen des franz. Protestantismus*, welehe- 
damaeh trachtete, «die Lutheraner und Roformirten (oben lY A. 9^) von« 
einander zu entfernen*^. Da die kirchliche Oberbehörde verpflichtet ist, 
jede» ungebührlichen Proselytismus fem zu halten und den Frieden n)it- 
gleich berec Ii tigten Laudeskirchen zu wahren, so kann ihr nicht die Be- 
fugniss abgesprochen werden, nnch das aiisseramtliche Leben der (xeist- 
lichen, sofern hierdurcli die gredeihliohe Pfarrwirksamkeit getrübt oder gar 
beeinträchtigt werden könnte, wenigsten in Hinsicht auf diejenige in die 
Oeffentlichkeit gelangende konfessionelle Richtung zu überwachen, welche 
mit der landeskirohlicheu liichtung nicht übereinstimmt, vielmehr im oiTcueu 
Widerspruche hierzu steht. Deshalb hat das Direktorium 1843 den ihm. 
iinteigeben«i Gdstlidien jedmi YOTkehr mit dieser, den bisherigen landes> 
Idrchliclien Frieden brechenden oder wenigstens untergrabenden Gesell- 
sdhaft untersagt, Oberk. II 25, Maeder II 178, Lien IL Serie, Bd. II p. 78,. 
prot. K.-Ztg. t d. eT. D. : 5. April 18d3. 

„Orthodoxie outree", F. Lichtenberger Egl. 29. Wegen »uber- 
triebener Bekenntnisstreue " wurde mit Staatsgenehmigung vom ref.. 
Konsistoriam Lyon aus dem Amte entfernt P&rrer ^lonod in Lyon,, 
welcher von der Annahme anfpfegangen war, als sei das Bekenntniss von 
La Rochelle s t a a t s kirclienreelitlicli pomä^s orp^. Art. 4 genehmigt (olien 
V A. 14') und maassgcbend für die ret. Gesanuntkirche, während doch 
auch letztere {oben VI A. 7) 1 a n d e s kirchcnrechilich nur das „allen re- 
fonnatorischen Bekeuutnissschriften GenieiDsame" anninnnt. Bouüas p. 6,, 
Seil 13, Gt. de Feiice: Histoire des Frotestauts de Franee, 1830, Paris 
p. 676: »Dans Tordre nouveau (nach 1802) la soeietä religieuse n'avait plus 
de confeBsion de f o i offleielleuient reeonnue (VII A* 6), ebenso der Prä- 
sident des ref. Kons. Lyon Pfr. Buisson p. 27 seiner Antorit^ des Egl 
reform^B en France (1862, Boitel, Lyon): „La confession dogmatique 
n'est pas (enoore) faite**; das Bek. Ton La Rochelle wurde, sagte Buisson, 
„nur dann gelten, wenn die Regierung ausdrücklich je dessen Verkündung su- 
gelassen hätte". Ebenso (zufolge Maeder I 255, 265 u. 275) Fontan&a: 
Melanges de rcligion X 28: ^^otre confession et notre discipline ne sont 
pas d ü m e n t sanctionnees par la 1 o if si nons voulions les remettre en 
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landeskil'clilich (IV A. 10* und VA. 3) bestraft (liejcmgen 
^Ton einer übertriebenen JQhrfurcht für den buchstäb- 
lichen Sinn des Augsborger oder des reformirten Bekennt^ 
nisses eingenommenen P f a r r e r , welche, ihr Sonder bekennt- 

iiias der hl. Schrift fast gleiclistellend. vergassen, dass es zur 
hl. Schrift doch nur im YLThältuisse einer Tochter zur 
Mutter stehf^ („filiation historique^). 

§ VII. Das Bekenntniss ron der Gresammt- in 
die Einzelkirche verlegt. 

1. Koch erklärte (oben V T) j,jede E i u z e 1 k i r c h e ^ in 
ihrem Bekenntmsbe für ebenso frei, aib jeden einzelnen (IV 

vigueur, nons auriuus d'apres ia loi de 18. Germ. X besoin de Vag r e m e n t 
de rautorite'*, femer Ges.-Ent. des ref. Kons. Strassb. 1834, Maeder I 10, 
II 177—184, 193 u. 198, unten VII A. 1, oben IV A. 10. Jouru. d. Prote- 
stantisme fran^., 1888, p. 189. 

' Fortalts (Gonc. 59): „Jede prot. GememBchaft lehrt, dass alle Rechte 
und Gewalten der Gesammtheit der Gläubigen gehören und yon 
ihr abzaleiten aind". Sohm 897 (nnten VIII A. 6): „Die rechtlich organi- 
Birte Gemeinde i>t Trfigerin der Eircheng e w a 1 1", vgl. 496, 500, 523, 
529, 571, 636, 656, 664, 673, 684 u. 697. Ebenso Bruch II. Bl. 1 11 u. III 24, Gu. 
35H, oben IV A. 7 u. 11", V A. 1, onten S. 19Su.l94, VIU A. 5 u. 6, Tlmd. 
I 135, 367, 389, 437, II 74-79, p reu 8 8. Gem.- u. Sj-nod-Ord. 1876, § 7, 
f. Schlcssw.-HoM. 1876, § 93, f Wiesbaden 1877, § 1, Weimar-Eis. 1878, 
§ 19 u. s. w. Zufoloe Ii 0 8 8. Syn.-Ord. 6 T 1874 §3 „darf in Sachen des 
Kultus- uud der Lehre keiner Gemeinde wider ihren Willen etwas 
auliredrungen werden": § 27 gestattet den Gemeinden „in Bezw;:^ auf Lohre, 
Kultus (oben VI A. 4 u. 5) uud sonstiges kirchUches Leben besondere 
Ordnungen" zu erlassen; zuständig ist (§ 26) die Gemeindevertretung. 
Köhler (vgl. 43, 108 u. 243} S. 104: „Das Ablehnnngsrecht gibt den Ge- 
meinden die Möglichkeit, diejenige konfessionelle Eigenthümlich- 
keit, aof welche sie Werth legen, sich an bewahren, ohne besorgen za müssen, 
dnrdi eine andersgesinnte Mehrheit (oben VI 1) überstimmt an werden". 
Unter der Herrschaft der o r g. Artikel entwickelten sich ebenso, wie in den 
übrigen damals franz. Gebieten (IVA. 10'), auch in Rheinliessen die kirch- 
lichen Rechte der E i nz e Igraaeinden; ebensowenig als nach firana. R. (oben 
VI A. 4), darf auch in Hessen, irgend eine Gemeinde ein religiöses Buch 
einfuhren, welches nicht zuvor von der Landess^Tiodc penehmif^t ist. KfUder 
IIL — L ö f f 1 e r (VA. B) wollte p. 43 dem Pres b y t e r i a 1 r a t Ii 
Heihgenstein nicht das Kecht zugestehen, „mit ihm über die theologische 
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A. 11 und VA. 2) Protestanten" und erläuterte den^ „alle 
kirclüichen Rechte der Gemeine" zuBcbreibenden Eundamen- 
taiartikel 3, ine folgt (K. I 34): 

^Aenderungen, welche betreffs* des G-ottesdienstes 

(Liturgie) das Oberkonsistorium zu betliätigen sich veranlasst lände, 

Richtung übeninzukommen, in welcher die Gemeinde gelehrt sein wilP. Er 
führte aus, der F&rrer sei sich t „Diener'' des Presbyteriums; letztere« nnter* 

stehe vielmehr ebenso unbedingt, wie der Pfarrer, dem Symbolswange 
(p. 44 „lies 4 Tordre dogmatique"); Sache dos Presbyteriums sei es» theo- 
logisch zu beweisen, dass des Pfarrers Richtung falsch sei ti. s. w. Die 
kirchliche Oberbehörde Hess sich jedoch in diesem, wie anderen Fällen, auf 
eine solche Beweisführung nicht ein, missbilligte f?ofort gruudsätzlich solche 
^Einwendungen und verfügte die Versetzung auf tine andere Pfarrei. 

* Unter Liturgie sind auch Taufen und alle sonstigen Einzel Seg- 
nungen inbegriffen, oben V A. 1, Dursy 246—261. Bruch'.s „Ideen zur Ab- 
fassung einer der deutschprot. K. (oben VI A. 5) entsprechenden Lituxgie** 
(1839) verwerfen jede Ceremonie. Zufolge Kienlen p. IS entnahmen 1859 
die Ffiunrer die deutschen Gebete aus drei alten (Eirdienordnungen [VI 93] 
oder) Liturgien und vier neuen, die frans, aber aus Du Vernoy oder der 
Mompelgarder liituigie (von 1844). Znfolge «Embarras* p. 8 hat man bei 
Wiedereröffiiung des verboten gewesenen Gottesdienstes (IV A. 7* und IV 
A. 9% 1795) aus solchem alles Nebensächliche} auch p. 22 den Symbol- 
zwang (n^ A. 14 f.) entfernt (VI A. 4); nun versuche (p, 8) die Minderheit, 
die längst und mit Recht abgeschafften sowie vergessenen alten Formeln 
wieder einzuführen. Allerdings entfernte das Oberkons. (p. 19) aus dem ursprüng- 
lichen Agendenentuurfe die Kniebeugung (ISessler 23); lasse man aber die 
(von Slul)er, ()l)en iV A. 11 empfohlenen, R. I 322) Responsorien zu, 
bu kümiue mau schliesslich auch noch zur (()l)eu II A. H, IV A. 9 Ohren- 
beicht; Prof. Matter am prot. Seminare („I>u ministere eccl.", 1852) empfehle 
nicht nur ^e Ohrenbeichte, sondern auch die Vermehrung (Oberk. 40 S. 110) 
der Feiertage. Der Strassb. Kirchen Ordnung (VI A. 3*) suwider wird seit 
1795 (oben IV A. 7) auch im Vormittags-Hanptgotteedienst in den meisten 
Strassburger Kirchen das Siindenbekenntniss weggelassen, Zimmerte 
R^ponse i M. le pasteur Kienlen, 1859, Silbermann Strassb. Eiections con- 
sistoriales de Teglise du temple neuf ä Strasboui^ le 16 et 17 janvier 1859, 
Cherbuliez, Paris 1869 p. 3: „Die Neukirche legt ihren Pfarrern keinerlei 
fonnules dogmatiques auf." Die strengkirchliche Schrift Le cons. sup. 
(1865) sagt p. 22: ,,EInhelt im Gottesdienste (dasselbe gilt VI A. 4 vom 
Katechismus oder der Lehre) ist weder niithig (Augsb. Eek. A.7), noch 
auch nur wünschenwerth, oft vielmehr nur ein Zeichen geistiger Krschlafiung 
oder heuehlerischer Verdeekung der Unters c Iii t- de. Einförmigkeit ist 
nicht einmal da durchzusetzen, wo eine religiöse Einheit besteht, jeden- 
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haben keine verbindend e Kraft, können vieimeiir nur lu i t 
Zustimmung jeder protest Gremeinde verwirklicht (adopt^s) 
werden^. S. 8, . vgl. 19 : Jede einzelne Gemeinde (»^g^ise 
particuU^re^) ordnet der hL Schrift (oben Y) gemäss die Gebräuche 

und Feiprlichkeiten des Gottesdienstes uinl einigt sich (VI A. 4) 
über Liturgie und s y m b o 1 i s c h e Bücher." 

Anderseits wahrt (IV A. 1) auch der strenggläubige 
P&rrer Lobstein S. 10 „der Gemeinde das Recht, mit ihren 
Lehrern (Predigern) überein zü kommen, was und wie sie ge- 
lehrt sein will", ferner (S. 6 u. 11) das votuiu ' negativum „gegen 
•den Unterricht eines ihr aufgedrängten I r r 1 e h r e r s** (oben 
V A. 3y Sohm 489, 551). Die wissenschaitlichen Vertreter der 
freisinnigen wie der strenggläubigen Richtung 
stimmten also in ihrer Rechtsaiiffassung zu Gunsten der 
Selbstentscheidung jeder einzelnen Kircliengemeinde 
über denjenigen Bekenntnissstand überein, welcher sich im Öffent- 
lichen Gottesdienste und bei den Amtshandlungen des Pfarrers 
ausprägen soll, — 

2. Diese ReclitsauffassunL!; liegt auch der ganzen bisherigen 
(oben IV 4) Handhabung der Kirchengewalt, namentlich des 
Augsburger Bekenntnisses, zum Grunde, indem letztere nie 
einer Gemeinde einen bestimmten Katechismus, ein gewisses Ge- 
sangbuch, eine liturgische Pormel dogmatischer Bedeutung oder 

falls ist sülcLe geradezu unmöglich, wo, wie in Frankreich (1865 gehörte 
noch £ls.-LotIir. dazu!) grundsätsUehe Unterschiede vorliegen, p. 27: 
Nicht onmal in einer und derselben Gemeinde ("VT A. 8) braachen die 
idrdiliehen Bücher stete die glei<dien lu sein; mehrere kOnnen parallel 
nebeneinander im Qcbranche sein (naage simnltan^); ebenso fiassera sich der 
liberale Baam 86, überhaupt alle SchriftstcUer, mindestens seit 1886. Auch 
im Falle der Gerodnde Eschbarg, wo übrigens eine grundsatzliche Ent* 
tscheidong umgangen ward, ward die Art des Gottesdienstes stets der Ttr* 
elnbamag zwischen Kirchengemeindevertretung und Pfarrer über- 
lassen, Brueli fl. Bl. III 24, Lichtcubr-rger Lutheranisrne 4, Eine einheit- 
liche Agende hat das Oberkousistoriuin (XV S. -VI) zwar «gnmdsät/.Hch" 
•erlassen, aber noch nie zwangsweise durcligetuhrt; mit Recht tührt daher 
Bursy 247 A. 1 diese Agende nicht ausdrücklich als geltend au. — 
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irgend eine Neuerung betreffs «Ics (Tottcsdienstes* oder ^ar der 
Lehre (oben IV 3) aufgezwungen hat. Zufolge Direk<^ 

' Lichtenberger, L*Egl. 20: ^Aus einer beliebigeir der 7, in unserer 
Kirche angewandten Kirdienordnungen (V A. 3» „Uturgies") ^rfOdte bisher 
nach Gntdünken jeder geistl. Inspektor (YI A*8) das Ordinations- 
fornmlar (ihnlioh in Hessen, Köhler 200, wegen Birkenfeld IV A. 10'). Die 
verschiedenen LebranBchanangen können sich leicht onter den gefugigen 
Wendungen der Formulare bergen. Gleichwohl wollten wiederholt schon 
nltralutherisohe Kandidaten ihrem Ordinator ein bestimmteres und 
strenggläubigeres Formular vorschreiben, als jenes, dessen sich der 
"Würde uträcrer bisher zu bedienen pflegte. Von den geistl. Inspektoren weiht 
der eiue (so verlangen dies Ihme 12, Ref 77, vgl. Strassb. Kircheuordiumg 
S. '28??) „auf da.n Aujrsb. Bek." (und zufolge Röhrieh I 337 auf die Kon- 
kordieuformel IV A. 14 ) sowie die hl. Schrilt im wörtlichen Sinne 
(dagegen IV A. 9 und VT A. 9 u. 10, Baum 12), der andere nur auf die 
hl. Schrift (genügt; Maeder I 276, 277 u. 397), eiu Dritter auf beide 
suBammen, (nicht aber im bnehstitbliohen, sondern nur) im geistigen 
Sinne (Ihme 10, Maeder I 249 u. 265, II 198, „auf die Fundamentalgrund- 
satxe", oben IV A,9) und „vorbehaltlich ihrer Auslegung nach deni 
Grundsätzen der Yeniniift und der neuesten Forschung* („de la 
raison et de la science moderne*, vgl. Nessler 81). Obgleich die Erörterung 
in's rein dogmatische Gebiet gerathen war, mischten sich 1863 die 
weltlichen Mitglieder des Oberkonsistoriums ein-, einerseits um das 
Recht der grössten Verschiedenheit in der Rcligions l e h r e (IV 
A. 9) 7M vertheidio;en, da der ProtcHtantismas der Kcllirion der f r o i c ur 
Forschung sei und «grundsätzlich keine auiVichtige Meinuugs- 
äussernnw ausschliesse, iudem die Einzelnen (IV A, 11) aucii hinsichtUch 
des (rlaul)en«? verschiedenartig- veranlaj^t seien; anderseits um ohne 
Rücksicht auf die Individualität den buchstäblichen 
Vollzug der Bestimmungen zu verlangen. Nach ziemlich erregter Verhand- 
lung kam man auch diesmal, wie bisher stete (IV A. 10"), zu einem Ver- 
gleiche, wodurdi Niemand volles Recht behielt: Man ging zur Tagesordnung 
über in der Erwägung, „dass die in der Kirche Augsb. Bek. ordnungsgemäss 
genehmigten Litoi^en Oidinationsibrmulare enthalten, welche die 
oberste (sonveraine) Autorität der hl. Schrift und die Autorität der 
symbolischen Bücher dieser Kirche anerkennen." Diese Tagesordnung 
befriedigte etwas die Anhänger der Lehrautorität, aber in einer Faa- 
sun«?. welche — Dank der dehnbaren Auslcgungsart — gleichfalls von den 
Anhäni^ern der unbegrenzten Tjchrfreilicit TTV A 10) angenommen 
vrerdeu konnte". Ebenso wendet sich im rftMrmirten Bekenntnisse der von 
einem streng- oder f re i gläubigen Konsistorialpräsidenten abgewiesene 
Pfarrbevverber au Geistliche der anderen Kichtunir. .Maeder I 277. Hic- 
gegen lässt sich rechtlich uiclits erinnern, da nach iruuü. R. die Ordiuatiuu 
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torialerlasses vom 16. Nov. 1658 ^kann — mit Ausnahme der 
BeBponsorien — die Agende vom 19* Okt. 1854 in ihrem vollen 
Umfange einge^rt' werden^ ; für die Einführung selbst ist 

aber noch keiner eiii/i,L^<m Gemeinde je eine Frist vorgesetzt 
worden, da die Gemeinden ebenso, wir die Oberbehörden, an der 
bisherigen Uebung des gemeindlichen Selbstbestimmnngs- 
rechtes festhalten. — 

3. Ueber den äusseren Rahmen der Behörden- Verfassung,, 
der Vermögensverwaltung und der Ausbildung der Pfarrbewerber 
(Gg. 432) hinaus konnten daher in Frankreich, wie dem Kt iclis- 
lande nur wenige Bethätigungen des kirchhchen Lebens bisher 
einheitlich geregelt werden ; nicht einmal ein gleichmassigea 
Ordinations formnlar * kam zu Stande. 

4. Die bei Erlass des Gesetzes vom 18 Germ. X in einer 
Gemeinde gebrauchten religiösen Bücher, Ordnungen und For- 
mehi wurden hiedurch keineswegs als unabänderlich oder 
als für immer alleinmassgebend festgelegt; vielmehr blieb 
jedem Presbyterialrathe freie "Wahl (oben IV A. 7 u. 10 und 
Gg. 432), zwischen tlen frülieren und all denjenigen, welche da- 
mals oder später in irgend einem Theüe der Landeskirche ein- 
geführt oder (oben VI 3) zugelassen wurden. 

5. Für die zahlreichen (oben IVA. 8^) prot. Pfarreien, welche 
erst seit Beginn dieses Jiüirhunderts in damals noch ausschliess- 

keinen Bt^standtheil der Investitur mehr bildet: .,der ordiuireudc Geistliche 
handelt bei eigeuer Yerautwoi tung im Xameu Gottes, nicht im ^laiucu de* 
Kirchenregimen t8^ Sohm 688, vgl. 523 a. 684, Friedberg, K.-B. § 56. 
Wegen der dogmatischen Tragweite (§ VI) könnte ein einheitliches 
Ordinationsformular nur mit Genehmigung des Staatsoberhauptes ein* 
gelahrt werden; bisher kam es nicht hiwza (Herzoges Realeni^klop. XVU 780 
[btr. Bruch], Oberkons. 19 S. ISO, 42 S. 218). Wie betreffs einheitUdien 
Katechismus' (VI A. 4 n. 5, 1B,6L 34) und Agende (YII A. 2) scheitert snm 
Voraus jeder Ycrsuch gegenüber der «presenoe d*opinions donrtnatiques, 
impossibles a concilier dans un mcme organisme d'eglise'*. Da die 
Ordination keinen Bestandtheil des pfarr liehen Gottesdienstes Ijildet^ 
80 k ''niitn keine Gemeinde gegen ein gesammt-kirchliches formular Eiu> 
spräche erheben. 
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lieh kath. Gegenden und ausserhalb der prot. Landesherr- 
Schäften oder reichsstädtischen G-ebiete mit Kirchenordnungen 
«rrichtet wurden, ist keine dieser Kirchenordnungen (IV A. 14') 

je von der Kirchenwemeinde -Vertretung oder der höheren Be- 
hörde auch nur hmsichtüch der Lehre in Geltung? gesetzt 
worden. Aber auch für diejenigen Gemeinden, welche (obige 
Ziff. 4) einer bestimmten Kirchenordnung unterworfen waren, 
hängt die Beobachtung der Vorschriften letzterer Ton der Zu- 
stimmung des Presbyterialriiths ab. da die g e s a ju ni t kirchliche 
Verptiichtung und lluterwerlung unter die betreÜende Kirchen- 
ordnung mit der Emancipirung der Gemeinden und der gleich- 
jseitigen Beseitigung der Territorial-Gewalten, von welcher sie 
Ausging, wegfiel. 

6. Wie luv die Vermögensverwaltung, wird aucli für das 
Selbstbestinnnungsrecht in Hinhiebt auf Gottesdienst, Lehre und 
die bezüglichen Bücher die Gemeinde durch ihren iieigewählten 
Presby terialrath, nicht durch allgemeine Abstimmung vertreten. 
Betreffs der theologischen Richtung des zu ernennenden Pfiurers 
und betreffs des Masses, in welchem derselbe beim Gottes- 
dienste und insbesondere beim Keligionsunterrichte den B e - 
kenntni SS stand zur Geltung bringen soll, äussert sich also 
jeweils die Mehrheit der Kirchengemeinde -Vertretung Namens 
der Gemeinde. 

7. Die bei der Piarrwahl in der M i n d e r Ii e i t * gebUebene 

* Lichtenberger Lutherauisme 16, Ihiae, Lienhardt, Lofflcr, Magnus, 
Mon. BL, Sendschreiben n. s. w. Wie in Hessen — Kdhlor 94 — Baden, 
Prenssen u. s. w. (VIA. 7) gründeten die in der Minderheit gebliebenen 
Strenggläubigen opferwilligst in nündeetens sehon 10 Pfarreien auaaeriialb 
der Landeskirche stehende, freie „Protestgemeinden*, welchen die Kor- 
poftttionsberechtigong fehlt; ihr Yeimögen ist Yereinsgat Den Mitgliedern 
■der Protestgemeinden entzog 1885 das Oberkonsistorium (40 S. 48 u. 181) 
zwar nicht das allgemeine kirchliche Wahlrecht, aber die Wähl- 
barkeit; werden sie srleichwohl ins Fresbyteriom. oder Konsistorium ge- 
Avälilt, so lässt sie das Direktorium darüber vornehraen, ob sie fernerhin noch 
<ler Protest o^enieiüde angehören wolleu und entlieht sie im Beialnirtp-=!talle 
ihres Amtes, (ig. 354. Der für diese Bestrafung mitangegebeu gt^wesene 
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kirchliche Richtung kann nicht (Thud. T 137) nach Art der Alt- 
katholikengesetze für Baden, Hessen und Preussen die lieber- 
Weisung des ihrer Seelenzahl entsprechenden Antheil 
Örtlichen Kirchengut, noch auch nur erst' bei einer der nächsten 
Pt\irr(»rledigungen (abwechselnd) einen Geistlichen ihrer Färbung 
beanspruchen, nicht einmal die Benütisung des Gottes- 
hauses nach Beendigung des allgemeinen pfarrlichen Gottes- 
dienstes für die N e b e n andachten, welche sie durch Hilfsgeist- 
liche ihrer Pärbnng auf eigene* Kosten zu veranstalten für gut 
iiüdct. 



Gmnd (Uberk. .19 S. 70 ii. 76, Strassb. Kirchenbote 1884 S. 164 u. 211), dasa 
„Xiemand «[leiclizeitig verschiedenen (IV A. 9'^ u. •) Reli^onsverbäuden. 
angehören köune", trifft hier rechtlich allerdings uicht ganz zu, denn sonst 
dürften die Mitjjflieder der Protestgemeinde auch nicht als Wähler zu- 
gclaaaen werden, Friedensbote 1884 Nr. 26. Auch LiraeliteiL und Katholiken, 
scheiden noch nioht aus der Landeddrche dadurch allein aus, dass 
iie (anf eigene Kosten!) an Stelle des allgemeinen Haaptgottesdienstes 
durdiP&iTer bew. Rabbiner ~ sieh einen besonderen Gottesdienst oder 
Nebenandachten in Privat- oder Bmdersdiaftskapellen durch eigens an> 
genommene Geistliche ihrer Richtung und Wahl duriebtod; deshalb hat 
verstichswpise (Vie cliretienne des ref. Pfarrers Trial zu Nimes 1886, Sept. 
1886 p. 137, § Vn A. 17 meines demnächst erscheinenden Staatskirchen- 
rechts für Holland, Belgien und Ltixemb.) die reforniirto Kirche- 
der Niederlande den Frotestj?eineinden und ihren Predigfern die volle- 
Mitgliedschall der Landeskirche belassen. Ein Rellgions w e c h s e 1 findet 
durch den Anschluss an eine Protestp^emeinde eigentlich nicht statt (ol)en 
IV A. 11, \ A. 2, V. Türkheim Oberk. 39 S. lüi); denn auch die Protestler 
anerkennen die „allgemeinen evang. Glanbensgrundsätze", wenig- 
stens VBB die Besiehangen der Mensoluni sa Oott anlsagt. Wenn aller- 
dings ansseriialb der eigentlidien Qlanben sichre sn diesen „allgemeinen- 
evang elisohen GrnndsStsen* (oben IV A. 9^ unter Ziff. 1), wie bis- 
her die oberste landeskircblidie Vertretung im Beichslande woU annahm, 
sugleich die «Un terwerfang unter die landeskirohliche Ter* 
fMsnng" mitgerechnet werden darf, dann müsste den Mitgliedern der Protest- 
gemeinden nicht nur das passive, sondern auch wieder das aktive "Wahl- 
recht entzogen werden (VI A. 7''). Für die „Methodisten" (Oberk. 39 S. 102) 
pilt dasselbe. Sobald dereinst gesammt- oder o r t s kirchliche rnilap^en (Arch. 
f. K.-R. 89, S. 292) einoreführt sind, wird sich übrijTens die Fras^'e der Ive- 
hgionsaugehörigkeit durch Ansohluss- oder Austritts erkiäruug von selbst . 
leicht lösen. 
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8. Bestehen jedoch in einer Geniciiide mehrere Pfarrstellen, 
so werden nicht sämmtliche^ ausschliesslich im 
Sinne der Mehrheit der Kirchengemeinde -Vertretung besetzt; 
Tielmehr berücksichtigt' die Oberbehörde bei der Auswahl auch 
thunlich8t die theologische Richtung der Minderheiten 
(Gg. 359, vgl. Mettetal 34). Damit jeder Gläuljige sicli gerade 
demjenigen P&jrer anschliessen kann, welclier ihm seiner ku-ch- 
lichen Haltung nach am nächsten steht^ bestehen in den Ge- 
meinden mit mehreren prot. Pferrem regelmässig keine* 
räumlichen Ahgrcnzungen ihrer Sprengel. 

9. Im rel'ormirten Bekenntnisse kann das Konsistorium nur 
einen „der vom Presbyteriabrathe in alphabetischer Jieihenfolge 
(Gg. 367, unten S. 191) vorgeschlagenen drei Bewerber 
«mennen'', so dass es an den Vorschlag der jeweiligen Mehr- 
heit der Kii'chengemeinde -Vertretung gebunden ist, auch wenn 



• Ohne Ermächtigung des S t a a t s Oberhauptes können Landes- oder 
O e s a m m tkirchcn weder für das Wahlrecht (IV A. II), noch für die Zu- 
lassung zum Pfarramte (VI A. 10) religiöse Bcding^uno^en neu auf- 
stellen-, zuständig sind als oberste landeskirchliche Vertretungen nur das 
Augf. Ober konsistorium und die ref. Generals y n o d e bzw. der Centralrath, 
welche abtr fürs Reichsland nicht ( unten VIII A. 2, oben IV A. 8') wieder 
hergestellt werden konnten. Den Jvüusistorien und sonstigen Mittel- 
behördcu fehlt hierfür die Zuständigkeit, wenn sie auch im ref. Bekenntnisse 
«onst für die laufende VerwsltaQg kwner kiroHlichea Oberbehörde 
untergeben sind. Die SellMtSndigkeit der einzelnen Gemeinden in der 
genaueren Festatellung ihres Bekenntnissstandes darf durch kein Konsistorium 
verkümmert werden, oben lH A. 8, unten VIU 4, Oons. d'Etat 1880, 
p. 679, womach sich (VI A. 7) Cons. d*Et. 1866 p. 1012 zu berkditigen hat. 
Oleicliwolil ernannten seit 1840 die ref. Konsistorien Caen (Maeder II 383) 
nnd Bolbec (II 194) längere Zeit keinen Pfarrer, welcher sieh nicht zuvor 
verpflichtet hätte „de se conformer aux principes de doctrine et disci- 
p 1 i n e qui constituent les eglises ref. en France." Die Einzel gemeinden 
wehrten sich aber hiegegen, Lien 1841 p. 158 u. IdO, Bruch Zust. 39ff. 

* I'nten VIII A. 1. „Le coias. suj»/ 27: „In Strassb. wählt sich jeder 
seine Pfarrei uiul li^irt die s e i u e m Bekenntuissstnnde (conseienco) passende 
Predigt" i örtliche Grenzen sind in der Stadt für die riarreieu nuch nicht 
festgesetzt. Lichtenberger: Luthäranisme, p. 13. Jede Pfurei (im ganzen 
Lande) hat ihre eigene «nuance dogmatique". 
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«8 sicli um die Besetzung einer zweiten oder dritten Pfarrsteüe 
handelt; welche billiger Weise (Gg. 369 u. 370) der Richtung 
•der Minderheit zuzugestehen wäre. Das Recht der Minder- 
heit auf einen, ihrem besonderen Bekenntnissstande mehr ent- 
sprechenden Gottesdienst kann daher in der Behörden -Verfassung 
des Augsb. Bekenntnisses besser gewalu't werden, als in der 
reformirten Ver&ssung^ 

§ yill. Folgerungen für das Eeichsland. 

1. Durch die Angliederung eines bisher „r e f o r m i r t" * 
verfassten Konsistoriums an die oberste Vertretung und Voil- 

' Dm Konsisloriuin :\rotz hat am 7. Dez. 1892 (Str. Kircheiibote, 1892, 
S. 407, Seil 8) die Einleitung von Vcriiaudluugcu behui's grundsätzliclicr An- 
bahnung eines „einheitlichen Kirch enregimenta" im Anschlüsse 
an das Oberkonnstoriam (und Direktorium) des Augsb. Bek. beschlossen. 
Dies, West-Lothringen tun&ssende Eonsistoriom war bei seiner Bildung (1871) 
nur deshalb als .r efo rmirt** beseichnet worden, weil schon 1803 Staats« 
kirchenrechtttch die wenigen Protestanten im jetsigen Lothringen westlich 
des Grenzzttgs P&labu^-Wieberswefler-Forhach alsfransösisc h-refonnirt 
oder als dem Bekenntnisse von La Rodielle (oben IV A. 8) zugetheilt galten; 
bei Beginn dieses Jahrhunderts waren es anoh fast ausnahmslos entweder 
ehemalige Hugenotten - Familien oder aus dem Inneren Frank- 
reichs Einorewanderte. Ab „r e f n r m i r t" angehaucht fühlte sich jedoch 
schon vor dem Jvriege in Metz, 8aurbur;r und Dieuze nur noch der weit 
geringere Theil der Protestanten [Müntz, Etüde de developpenient de 
la Population de la Conf. d'A n s b. dam les departements de rEst.", 1870, 
Berger-Levrault, Strassb., p. 2, Seil Öj, indem die Akfranzoseu meistcutheils 
bereits durch Elsässer Protestanten ersetzt worden waren. Inzwischen 
sind auch die letzten, sumeist nur frans, sprechenden Franaösisch- 
Reformirten nach Frankreich sorückkebrt (theils freiwillig, theils als Aus- 
wanderer und Optanten nifolge behördlicher Ausweisung?); an ihre Stelle 
trat die gewiss aehn&ohe Zahl EMsser des „Augsb. Bek." (im weitesten 
Sinne, oben IV A. 8 u. 9) und Augsb. Konfessions -V e r w a n d t e oder 
Unirte, namentlich aus den deutschen Rheinprovinzen, Nassau und Baden* 
Schou seit 1872 befolgt die jetzige prot. Bevölkerung "Westlothringens — in 
Lehre und Gottesdienst — die Hauptgrundsätze des Aup^sb. Bek., 
nach vielen Kichtunj^on hin sogar treuer und strenger, als im Herrschafis- 
Viereicbe des überkoTm Augsb. Bek. Die 9591 Protestanten (vom i. Dez. 1890, 
jetzt mindestens 1U20ÜI) der biirgerl. Bevölkerung der Stadt Metz bedienen 
sich längst des „Katechismus der Kirche Augsb. Koni', von Els.-Loth.'', 
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zugsginvalt des u g s b ii r g e r Bekenn tinsses" (oben iV 4)» 
wird keine, ersterem unterstellte Kirche rechtlich, dogmatisch. 

des Gesangbuchs und der Liturgie lUr die, zum A u g s b. Bek. gehörend» 
Inspektion Mömpelgsrd (VI A. 8*), Seil 7 n. s. w. SSnimtUche selbständige 
11 Geistliche und S Yikare des Konsistoriiilbesirks stehen mit ihren Ge- 
meinden innerhalb der Hanpignindsätse (oben IV A. 4 u. 9) der Anga- 
stana von 1540 odw auf dem Boden der positiven Union (Gg. 868) mit der 
Grundlage des veränderten Augsb. Bek. Nur 3 dieser Geistlichen gehörten- 
firüher der ref. K. an-, bekanntlich ßndet längst im Reichslande und Frank» 
reich ein gegenseitiger Wechsel der Augsburgisch uud der reformirt ordinirten 
Pfarrbewerber bei Besetzung erlcdi^zter Pfarrstellen statt ('IV A. 9 n. 10*). 
Am vollen und u n v e r ä u d e r t f n AVortlaute der Aus^ustana hält 
allerdings weder eine tTemeinde, noch einer dieser Ct»!ist liehen fest; die Zu- 
oehöricfkLit zur Landeskirche des Augsb. iiek. ist jedoch rechtlich hierdurch 
nicht (IV A. 9) bedingt. 

Der Gedanke, für dies nnirte Konsistorium Metz, wie solches sich 
selbst beaeH^et, ausserhalb der reformirten und der Augsb. Landes- 
kirche des fieiohslandes eine eigene dritte Landeskirche an schaffen, steht 
im Widerspruclie mit der B e e h t sentwiddung seit 1791 und den thatsacfa- 
liehen Verhältnissen. In der Ldire wfirde diese unirte Landeakirche- 
ge 8 am mt kirchlich sich in keinem einzigen Punkte von den Staats- 
kirdienrechtlichen „HauptgrundÄtaen des Augsb. Bek." (IV A 9) unter- 
scheiden können. Eine solche Unionskirche mit grundsätzlicher Un-^ 
abhängigkeit von der Variata müsste auch erst landesgesetzlich neu 
geschaffen werden, oben IV A. 9 f. u. 14', Direktorial-Generalsekretär Küs»^ 
bei Gg. 363 A. 10. 

Ebenso wenige kann es sich um eine rechtsnirniliclie .,V e r s c h m e 1 - 
?; n n f»" der Auf,'sl). und der ref. Bekenntnisse" handeln; ein a ni 1 1 i c h e s re- 
iorniirtcs Bekenntniss, dessen Kechtsgeltung über jeden Zweifel erhaben wäre,, 
besteht nirgends im R^dislande. 

Yielmdir handelt es sich ein&ch um n^ngliedernng" eines^ 
unrichtiger Weise als „reformirt* b^iohneten Verbandes an die^ 
jenige Kirche, an welcher es iwar nicht behördlich, aber innerlich 
bisher schon geborte. Der Staat kann zwar von oben herab keine Unions- 
kirchen mehr neu schaffen (Friedberg, Verf.-R. 129 u. Sohm 698), wohl» 
aber darf er seine Mitwirkung nicht versagen, wenn ein thatsächlich 
bereits bestehendes Verhältniss, „wie hier, in die rechtlich passendere 
Form eingekleidet wird"". Inhaltlich unseres Vorwortes hat sich 1892 — im 
strenT^ten Sinne des „unveränderten'* Aiijr^b. Bek. — zu Metz eine 
1 u tli. Xirchengemeinde zusannnengethan, welche dort — wie überall — gerne 
allein (IV A. lO*» u. VI A. 7) das „Augsb. Bek." vertreten möchte (Friedens- 
bote 1892, S. 522, 1898, Mon. Bl. 181)2, S. 118, Beihl. 1892, S. 50, Send- 
schreiben 11 — 13). Auch in der Stadt Strassborg (Vii A. 6) umlasst die^ 
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oder wirthschaftlicli benaclitlieiligt, vielmehr einlach das 
OberkonsistoiiaiiL und das Birektonum des „Augsb. Bek.'', an 
die Stelle derjenigen Gewalten gesetzt, welche — als oberste Be- 

nacli dem Augsb. Bek. bezeichnete Landeskirche Pfarreien sowohl des „un- 
veränderten", als des »veränderten** Angsb. Bek^ also innerhalb einer 
und derselben Gemeinde, ohne unter sich endgiltig abgegrenete Sprengel, in- 
dem die Einp&muig nicht auf ränmlioh ausgeschiedener Abgrenzung, 
sondern auf der Gemeinschaft der theologischen Bichtang beruht. TJn- 
bedenklioh kann sich also neben der, berdts dem Oberkonsistorivm unter- 
stehenden kleinen Kirchen (Gemeinde des „unveränderten Augsb. Bek." 
auch noch die, bisher irrthümlich als „reformirt** beaeichnete Haupt -Gemeinde 
des „veränderten Augs, fiek." derselben Gesammtkirche anschliessen. In 
diesem Anschlüsse liegt keine von der Genehmigung" der Staatsregiernn«^ 
abhängige Aenderuug der Kirchenverfassung: die etwaige Ablehnung 
seitens der reichsländischen Regierung oder seitens des Oberkousistoriums 
müsste vielmehr vom Bundesrathe (Verw.-G., 30. Dez. 1871) kassirt werden. 

Dieser recours conmie d abus ist der einzige Fall, in welchem (an 
Stelle des franz. Staatsraths) der Bundesrath (oben V A. 2, Gg. 30) ver- 
waHungsgerichtliche Entscheidung trifft; bis jetat ist der Bnndesrath hierin 
weder durch das k. Oberiandesgraicht, noch durch den reichslind. Staats- 
rath, noch «bne sonstige Behörde ersetst worden, weil eine so wichtige, auch 
fürAltdentschland iblgensdi were Entscheidung am xwedtmissigsten 
der höchsten Bnndesbehörde überlassen bleibt. Mittlerweile kann die 
Bechtsentscheidung vielleicht dtirch die Beschwerde vorbereitet werden, welche 
wohl die kleine Kirchengemeinde des „unveränderten Augsb. Bek." g^en 
den Stadtrath Metz führt, weil ihr letzterer (Strassb. Post 1893, Nro. 62 I) 
die im Betrage von 30 OftO ]M. nachgesuchte Beihilfe zum Kirchenbaue in der 
Ma/ellenstrasse »in Ermangelung einer gesetzlichen Ver- 
pflichtung"' im Febi'uar 1893 ablehnte. Neben der S t a d t kirche (Seil 
1 — 16) braucht die biirgerl. Gemeinde allerdings nicht auch noch fiir die 
einzelnen theologischen Richtungen des Augsb. Bek. besondere Gottes- 
und Plarrhänser zu beschaffen; denn auch die Stadtkircbe dient zugleich dem 
Augsb. Bek.; sogar das hl. Abendmahl wird durdi die Ffurer des »ref." 
veriunten Konsistoriums längst auf Wunsch auch nach luth. Bitus aus* 
getheflt. 

* Wie die nur «officiöse Synodalver&Mung* (vgl. Frossard*s 
»Syuode officieux", 1879, 3 Fr., Grassart, Paris) gedacht ist, welche au 

Strassburg am 5. .Juli 1892 Vertreter der (IV A. 8) ..ref. Konsistorien 
Bisehweiler, INIarkirch, Mülhausen und Strassburg an Stelle einer amtlichen 
Synode'' (Kircheiibote 1892, S. 226), anregten, verlautet nirgends. 
Rechtlich hätte ein solcher, nur olticiöser „Centrairath " keinerlei Bedeu- 
tung; aber auch eine amtliche Synode könnte lur die Deutsch- 
Deutscbe Zeitschr. t. Kiicbeurecht. III. 2. iq 
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hörde und Vertretung — Konsistorium und (VH A. 5) Synode ^ 
nach refonnirter KircheuTerfassung ausübten^ während jede' 
Kirchen gemeinde (oben VII), insolange sie nicht von sich 

aus eine Aoiult lung trifft, Lehre und gottesdif ii iliche Gebräuche, 
überhaupt den üekenntniss stand beibeliiUt. — 

Beformirteii, da sie ron Rechtswegen xiiir Augsburger Konfesnoiif- Ver- 
wandte sind (Y 8), bloss im Gesetzes wege geschaffen werden. 

In Bisehweiler and hauptsMdilich noch Markiroh scheint ein hestunmt 
reformirtes Bewusstsein bei einzelnen Familien allerdings nodi her?or- 
zutreten. Bevor also der am 5. Jnli 1892 eben&Us erwog^e fonnliche An- 
schlnss i^mmtliclier „refonnirter" Konustorien an*8 „Augsb. Bek." (v. 1540) 
Biun Gegenstande weiterer Yerbandlungen gemacht werden, könnte, müsste 
zuvor (wohl anlässlich des von Metz ausgegangenen Initiativ-Antrags) die 
gottes dien etliche Selbständigkeit der e in z einen Gemeinden im Sinne 
unseres § VII durch Uebereinkommen oder B n u d e, s r a t h s - Entscheidung 
endgültig festgestellt sein: das hl. Abendmahl (IV A. 9'') brauchte abo hier- 
nach nicht ausschliesslich nach 1 u t h. Ritus icrefeicrt zu werden, vielmehr 
wären die landesknclilicheu Greistlichen des „Augsb. Bek.** zu verpflichten, 
auch ausserhalb der jetzt »reformirt" eingerichteten Pfarrbezirke den- 
jenigen Gläubigen, welche es wünschen} solches in einem bes. Cbttesdienste 
(unten Anm. 8) nach reformirter üebung zn reichen. * 

*^ Der Bundesrath würde dem „teS.'* Eonsistorium Metz die Zn- 
gehorigkeit zam Oberkonsistorium des Augsb. Bek. nicht abspredien» dem- 
selben aber nicht audi zugleich die Rechte einer eigenen bipeetlan bei- 
legen können; L t t res könnte vielmehr nur durch das Oberkonsistorium 
und denkais. Herrn Statthalter erfolgen, wenn ein Einverständniss erzielt ist. 

Die Zahlen -Vorschriften der org. Artikel (II A. 12) sind nur als Durch- 
schnitt oder annähernde Angaben gemeint; ein Konsistorium (oben II 1) 
..soll" 6000 Seelen zählen, rlngegeu sowohl die ref. Synode (org. Art. 17) als 
die Augsb, Inspektion (oig. Art. 66) fünf Konsistorien umfassen. In Wirk- 
lichkeit umfasst jetzt die Inspektion St. Thomä sieben und Weissenburg 
sechs Konsistorien 5 es sind also drei Konsistorien zuviel; also könnte auch 
die neue Inspektion Metz statt fünf vorerst nur drei Konsistorien zählen 
(vgl. Fundamentalart. 18 u. s. w.). Mettelal: L'Eglise de la Conf. d'Augsb. 
de Paris (1864, Grassart, Paris, p. 20) fuhrt gegenüber liberaler Anzweiflung 
in der oben IV A. 10* erwähnten Schrift »La comp. d. Cons. sup." zutreffend 
aus, es komme nur auf eine abgerundete Durohschnittssahl an; Paris 
habe als Lispektion mit Recht nur ein Konsistorium gehabt, weil die Be< 
völkerung so stark gewesen, wie die einer anderen Inspektion u, s. w.; auch 
die Vorsdurift des org. Art. 28, dass kein Konsistorium mehreren Departe- 
ments angehören dürfe u. s. w., sei nicht wörtlich zu nehmen und lasse 
Ausnahmen zu. Oleichwohl empfiehlt es sich kaum, den Ausnahmefall, 
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2. Die laudeskirchlicbe Behörde und YertretuDg des „ Augsb. 
Eek.'' wärden durch Zurückweisung des Anschlusses oder 
durch die Bedingung, in Lehre und gottesdienstlichen Ge- 
bräuchen sich vorbehaltlos dem vollen Wortlaute des „Augsb, 
^^^^^^^^^^^^^^ > 

■dasa in Paris Inspektion und Konsistorium in eine Eiuiicit zusammenfielen, 
Jur Mete uftdiiniiiTunen. Saarbnrg ist zuweit von Hotz entfernt, als dass 
dorthin andi die Metzer OeiitUehen stets sofort Aashiüfe leisten kSimteii. 
Wenn der Stadtkreis Mets, damit das Konsntoriam als Fresbyterinm 
tlMtig' ist« ohne jede andere Gmeinde eia eigenes Konsistorinm bildet, so 
würden Saar barg mit Helleringen, Lixheim und Dievxe-ATnconrt zn einem 
zweiten Konsistorium und der Rest sofort zu einem dritten Eonsistorinm 
(Ars-Sablon?) zusamroengefasst werden können; aus letzterem entwideeln 
sich allmählich gewiss zwei Konsistorien, nämlich Diedenhofcn mit 
Hajniifjen, Al<:^rinj>fen, Deutsch-Oth, Sicrk u. s. w. uud Ars mit Moyou\Te, 
Kürzel, Bolchen, Sablon-Monti'j-nv u. s. w. Als nichtamtliches Organ besitzen 
die Protestanten in "Westlüthnngeu seit dem 1. Januar die zu Heidel- 

berg in einer Sonderausgabe für Els.-Lothr. gedruckt „Die Kirche". Der 
Oleichberechtigxmg der verschiedenen theol. Rieht unj^en innerhalb der 
Landeskirche entspräche die Zuthcilung einer der vorhaudeueu Pfarrstellen * 
im Stadtkreise an*s annverinderte" Augsb. Bek.-, es brandit d^ialb 
ab» nicht eine el^t^e Ffarrkirehe errichtet zu werden, indem in der all- 
gemeinen StsdtldrelM abwechselnd die Geistlichen des »veründerten* und 
des «unTeriSnderten'* Aq|[sb. Bek. thatig sein könnten. Sollten nbrigens anch 
fnr Mets zur Inspektionsblldnng unbedingt fünf Konsistorien als ncHltig er- 
achtet werden, so könnten ja mimassgeblich abgeben; die Inspektion St. Thoma 
an die Inspektion Neukirche das Konsistorium Kothau; die Inspektion Neu- 
kirche an die Inspektion Lützelstein das Konsistorium Wassclnheim ; die In« 
spektion Lützelstoin an die lnspektion Metz das Konsistorinm Finstingen 
und Saargemünd; die Inspektion Weissenburg an die Inspektion Buchsweiler 
das Konsistorium Oberbronn; endlich die Inspektion Buchsweiler an die 
Inspektion Lützelstein das Konsistorium Ingweiler. Wie wenig die Zahlen- 
angaben der organischen Artikel in der Praxis massgebend sind, erhellt 
schon daraus, dass die Inspektion St. Wilhelm zwar die grösste Seelenzahl 
(42 000), gleichwohl bishw aber nur fünf Konsistori^ silUt, womach anf ein 
Konsistorium dorchsohnittlich nicht bloss 6000, sondern sogar 9400 Seelen tr^Een. 

• Der Entwurf der künftigen prot. EirohenverfiMsung in (West-) Loth^ 
ringen wird wohl zuvor in allen Einzelheiten dner landeslrircihlidien Yor* 
untersncbnng dadurch unterstellt, dass allen evang. GeroeindeTertre- 
tungen und ihren einzelnen Mitgliedern Gelegenheit gegeben wird, innerhalb 
bestimmter Frist Vorbehalte, Einwendungen und Wünsche vorzubringen. 
Vorgeschrieben ist an und für sich eine solche enquete administrative nicht; 
aber üblich uud zweckentsprechend wäre sie. Wie allgemein feststeht 

18* 
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Bek." zu unterwerfen, den bisher relonnirt verfassten Verband, 
namentlich wenn derselbe als öffentliche Lehmorm ausser der 
hl. Schrift noch die aUgemeinsten (IV A. 9) „Hauptgrund- 
Sätze des Augsb. Bek.^ bisher schon befolgt, „in öffent- 

(Richter 951), „dürfen die Einzelnen nicht gehindert werden, die Eeligions- 
.übung, wie bisher, fbrtmsetMn'*. „Soweit (wie hier) als Symbol nur die 
Aaguatatia Tsriata (oben IV A. 6 u. 8) angenomnieii wird, bestdit reehtliche 
IVeiheit far den einzelnen GeistKohen, über die IKffereiiciniokte nadi seiner 
üeberseagung die lath. oder die ref. Anffiusang vormtnigen*, tagt Richter 961. 
Diese Freiheit wird links des Rheins aber dadurch beschränkt, dass sieh der 
P£suTer hierüber mit der Mehrheit der Gemeinde (oben § VII) ta ver- 
ständigen hat. Hinsichtlich des Abendmahl - Ritus käme es dagegen 
nicht auf die Mehrheit an, welche sonst ja die Einzelnen überstimmen 
könnte; jeder Einzelne hätte vielmehr für sich unbedingt das Wahlrecht 
zwischen luth. oder ref. Mitus. In vielen Ländern (Württemberjy, Hessen 
u. s. w., vgl. Thud. I 229, $83, Kimnach 49, Köhler 38 u. 44, oben IV A. 9") 
theilt ein und derselbe Pfarrer das hl. Abendmahl in dem einen Gottes- 
dienste lutherisch, in dem a a J ti i n reformirt aus. Eine Gemeinde, welche 
von sich aus in den gottesdienstlichen Gebräuchen eine Aendemng 
• trifft, mfisste also stets mit ihren Oeistlicben vereinbaren, dass das bl. Abend- 
mahl deigenig^, weldhe es ancb fenmhin in der bisherigen Form 
emp&ngen wollen, in einem besonderen Gottesdienste eigens geqwndet wird» 
*^ Ebenso wenig als einem Ein seinen, welcher bisher sor re£^ 
Qttirten oder einer sonstigen Religionsgemeinschaft gehörte, darf Mehreren 
oder gar einem Verbände die Zulassang zu der Kirche, an welche sie 
sich anghedern wollen, willkürlich versagt werden, wenn der Anschluss vor- 
behaltlos erfolgt oder wenigstens nur nnter solchen Vorbehalten, die «;ich 
schon von Rechtswegen als gegeben verstehen. Durch die Aufnahme- 
Verweigerung würden nicht bloss Interessen, sondern religiöse Rechte 
verletzt. — 

* Auch wenn alle Glieder (Vcring K.-R. 6G6, 818 u. 826) einer ref. Ge- 
meinde, sogar einschlüöäig des Pfarrers, zur k a t h. Kirche übertreten wollen, 
60 verblieben dodi das Pfründen- und Eirchengut der ref. G e s a m m t kirche, 
weil die einsehie Kirohengemeinde nicht frei, sondern nur innerhalb dea 
g e s a m m t kirohlichen Verbandes hierüber v«rf&gen kann« Dasselbe g&lte im 
nmgekebrten Falle. Die k a t h. nnd die ref. Kirche sind nibnUeh nicht nur 

-der Verfassung nach, sondern ancb in der Lehre getrennt, stehen 
also unter midk nicht im Verbaltnisse von bloss rituellen Abweichungen 

-oder „Schwes ter kirohen". Man köniite hier nicht von einer blossen „An- 
gliederung** sprechen; hierin läge der Austritt aus der einen Kirche 
und der T' e b e r t r i 1 1 zu einer anderen, ihr gänzlich ferne stehenden 
Religiouspartei. Der Uebertritt von einer ref. Pfarrei zu einer Augs- 
burgischen bedeutet aber nicht mehr, als der Wechsel innerhalb der- 
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liches Aergerniss erregender oder offenbar 
ungerechter Weise«^ (Gg. 24 u. 30, VI A. 1«) „krän- 
ke n**; denn keine Gesammtldrche darf einem Mittel- oder auch 
nur OrtsTerbande, welcher sich ihrer Staat skirchenrechtlichen 

Lehre und Einrichtung unterwirft, die Aufiiahnio (S*") verweigern. 

3. Den Antrag stellt das „reformirte" Presbyterium oder 
Konsistorinm. Jede einzebe „reformirte« Gemeinde kann, ohne 
bierin (VII A. 5) durch ihr Torgesetztes Konsistorium be- 
hindert werden zu dürfen, ffir sich die Angliedemng an das 

selben prot. Pfarrei von einem Pfan-cr zu einem anderen (stren<^- oder frei- 
gläubi«^). In der Anjjliederun^ cinrr ref. (Tcmeinde an das Aii0'«!> T^ek. 
liegt nicht die Auljgabe der bisherigen Keligion, sondern ein blosser Wechsel 
der Oberbehörde. Staats kirchenrechtlicli sind das Augsb. 
und das ref. Bekenntniss identisch (§ IV A. <J), theologisch aller- 
•dicgs nicht ; aber die theologisclieii Sduifaneinungen haben ihre recht- 
liche Bedeutung durch langjährige Rechtedbung und Ausgleichung ver- 
loren. 

Im Beichslande bilden das At^b. und das ref. Bekenntniss swar 
behSrdlich noch eigene Verbände, aber keine verschiedenen 

ReligionBparteien (IV A. 9*), sondern beide zusammm nur eine Pieli<;ion. 
Die bürgerliche Gemeinde braucht daher nicht eigene Friedhöfe, Kirchen 
und Schulen den Reformirten und besondere noch daneben den Augsburgem 
2U Überweisen (Gg. 8, 213 Ü'.); sie müssen sich mit jrcmeinsamen An- 
stalten begnügen. (An kleineren Ortnn, wo eigene Kirchen für beide 
Bekenntnisse bestehen, rührt dies hau]3tsachlich davon her, dass der Simultan- 
gebrauch Schwierigkeiten begegnen würde, oder das.s für die G e s a m m t - 
zahl der Protestanten die eine Kirche doch nicht ausgereicht hätte.) Ab- 
gesehen von der liehördenverfassung, beruht von Bechtswegen der Unterschied 
nur noch auf rituellen Abweichungen, welchen aber nicht die Bedeutung 
sukommty dass hierdurch eine Vmchied«iheit der Religion begrähdet 
wurde. Aehnliiäie rituelle Unterabthdlung finden wir auch in anderen 
Kirchen, ohne daM deshalb letstere durch die Zulassung solcher nur 
rituellen Abweichungen die oxganisohe und reditliche Einheit verloren. 
In derselben Weise, wie die rom.-kath. Weltkirche als Gesammtverband zu- 
gleich die mit ihr u n i r t e n Biten, wie den ruthcnischen, armenischen u. s. w., 
neben den lateinischen mit umfasst, begreift das Augsb. Bek. (von 1540) 
zugleich die Refonnirten in sich. Die Mitglieder des kleineren Verbandes 
(die ^Schutz- und Konfessions - V e r w a n d t e n") k«)nnen jederr^it dem 
Haupt verbände unmittelbar sich nuschliessenj nicht aber dürien auch 
anderseits die Angehörigen des H a u p t Verbandes dem unirten (klfineren) 
Unterverbaude beitreten. Hiuschius, Kath. K.-R. IV 427 — 4ü2, Veriug, K.-K. 
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Augbb. Bek. beschliessen. Hat das „ref." Konsistorium für 
den ganzen Verband den Antrag gestellt, so bedaii es nicht auch 
noch eioes mteren Antrags der Eiazelgemeinden^; denn 
das »ref.*^ Kansistarium kann nicht gezwungen werden, die Ge-- 
walten beizubehalten, welche es an die oberste Behörde und Ver- 
tretung der Augsb. Konfessions - Verwandten abgeben will. 

4. Wenn das Konsistorium den Antrag gestellt hat. so 
steht keiner^ Einzel gemeinde ein Widerspmchsrecht zu; denn 
der Anschluss an's Augsb. Bek. ändert nicht den bisherigen 
Bekenntnissstand der Gemeinde, sondern hat nur den Uebergang 
beliordiicher Befugnisse vom Konsistonum an das Ober- 
konsistorium und Direktorium zum Ziele und Inhalte. 

5. lieber den „materiellen Inhalt^ (VA. 1) oder das Mass 
der Geltung dieses oder jenes Bekenntnisses hat das Oberkonsistorium 
ebenso wenig* Gewalt^ als ein reformirtes Konsistorium. 

(i. Ein, weuü auch mit Stiuuneneiuhelligkeit gefasster ße- 
schluss der land es kirchlichen Vertretung, welcher selbst nur 
behu& Auslegung einer einzigen Stelle der hl. Schrift oder 
eines Bekenntnisses — unter Bedrohung der Laien oder auch 

3. Aull , S. 836. „Der Beitritt von einer konfessionellen Kirche zu 
einer unirten gilt nicht als Konfessionswechsel'^, Thud. I 229. Ebenso 
wie eine rutbeniscln; i (j-T armenische Gemeinde der rom.-kath. Diöcese 
beitreten kann, kanu auch jeder ref. V e r b a u d, auf seine Sonderstellung- 
veiciohtend, sich unmittelbar dem Hauptverbande des Augsb. Bek. an- 
BofaHessen. JSIaemtmesdgt ab die rdm.-loitb. Eirehe ihien unmittelbareik 
Angehörigen und Gemeindwi den üebertritt sa einer, mit ihr unirten 
Kirche gestattet, ebeiuoweiiig «rmiiditigt der Haupt- und Gesammtyerband 
dea «Angab. Bek.** eine ihm unmittelbar untergebene Gemdude, von ihr 
auszutreten und der (nttnirten") ref. Kirche ah blosse Konfessions -Ver- 
wandte sich anzuschliessen. Was also von der erleichterten Angliederung' 
refonnirter Gemeinden an's „Augsb. Bek.** (von 1540) gilt, hudet keines- 
Vf egs auch auf den umgekehrten Fall Anwendung, dass eine Augsb. Gemeinde- 
zur reform irten Kirche übertreten wollte. Ein 1 'ebertritt ist also nur 
statthaft von den Mitgliedern des Unter Verbandes zum Haupt verbände,, 
sieht umgekehrt. 

* Sohm 697: „Die Kirche im Sinne des heutigen Rechtes ist eine 
(S. 680) weltliche Gemeinschaft", S. 699 „eine Vereinsgewalt". (Ebenso 
sagt F<ntelis, Gone. S. 59 : „Prot. Kirchenordiumg und Zucht werden nicht 
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nur der Geistlichen mit dum Ausschlüsse um der Bekenntniss- 
Gemeuiöchaft oder der t xt istlichen auch nur mit blossem Tadel — 
einen Zwang üben wollte, kann als Verletzung der verfassungs- 
mäBsigen (IV A. 14* und VII) protestantischen Lehr- und G-e- 
meinde- Freiheit nie die Genehmigung (§ VI) des Staats- 
oberhauptes*^ erlangen. 

für göttliches Recht, sondern für EinrichtunjEren gehalten, welche in der 
U e b e r e i u k u 11 f t ihren Grund haben''.) Sohni 097: „Der Begriff des 
Kirchcnrog^iments, wi»^ er in den lutherischen (IV A. 5) Bekeuntniss- 
schrifteu lebt, ist der Gegenwart vullip; verloren gcgani>-on: So ist denn 
auch die 1 u t h. Kirche auf dem Punkt angelanjrt, von %velcliem die ref. 
Kirche (S. 653, 645) von vornherein ausgegangen ist; Kirchenregiment (oben 
VI A. 2) ist Discipliu, nicht Seelsorge. Auch von der ganzen Auffassung 
des Wesens der sichtbaren Sirche ist die luth. Kirche in Folge der 
lifkiftnng (S. 673, oben IV A. 10') auf den Boden derreformirten 
Anschaunngen übergetreten. Die sichtbare Kirche des reü Bek. ist die recht* 
lieh organisirte Gemeinde (§ VII), wdche zugleich die Ttigerin reditlieh 
gearteter Kirchengewalt ist. Die siditbare Kirche im rel Sinne ist eine 
sich seihst regierende Kor})oration. Gerade so die sichtbare Kirche 
im Sinne des heutio^en, von der Aufklärung (ererbten?) eroberten 
lath. Kirchenrechts. Mit dem Kollegialismus (oben III A. 3, Friedb., 
K.-R. 187) ist das ref Geineindeprincip in die 1 u t h. Kirche eingezogen. 
Für die praktische Ausgestaltung des (lenieindeprinzips (üben VIT) gab die 
ref. Kirchenverfassuag mit (III A. 1 u. 5) Presbyterien und Synoden ein 
ijewährtes Vorbild. Was Wunder, dass die ref. Prcsbyterial- und Synodal- 
verfassung im 19. Jahrhundert gleichfalls ihren Emzug iu die luth. Kirche 
hielt? (Sohm 650:) In der Kirche nehmen synodale Körperschaften als 
Vertretung der Gremeinden an der Uebung des landesherrlichen (fehlt 
nach {raus. R.1) Kirchenregiments Antheil. Die Kirohenver&ssang 
der Gegenwart hat reformirtes Geprige empfimgen dnrch die scharfe 
Scheidung des Pfarramtes vom Kirehoir^mente einerseits, durch die 
HersteUnng einer, am rechtlichen Kirchenregimente Antheil nehmenden 
Gemeinde -Vertretung anderseits, zum Zeichen nicht des Sieges des ref. 
Christenthums, sondern des Sieges der Aufklärungsgedanken. S. 699: 
«Nach der Anschauung der Aufkliirung ist die Kirche Christi nur unsicht- 
bar (unten S. 193). Die Kirche lebt nur nocli in den Versammlungen der 
Einzelgenieiude (oben VII) um Wort und Sakrament; die organisirte Ge- 
samnitheit ist keine Versanunlung uui das Wort Gottes mehr (Sohm 
635, 674, 686, vgl. 473 u. 493), nur noch eine Rechts- und Zwangsver- 
waltung. S. 700: Sichtbar (aber) ist die Kirehe Christi überall, wo das Be- 
kenntniss ist: „Du bist Christus, des lebeudigeu Gottes Sohn u. s. w." 
(oben IV A. 9 u. 14, V A. 1, VI A. 7). — 
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7. Würde ^ gleichwohl das Placet ertheilt worden sein, so 
müsste der Bunde srath (Tiiud. I 217, Gg. 21, 2b A. 7 tf., 
oben V A, 3) die erschlichene Genehmigung des Staatsober- 
hauptes* — als Ueberschreitimg der in der prot. Kirche gel> 
tenden ^inneren Vorschriften", ab „UebergrifP In die Zuständig- 
keit der ö rtliclien Kirchonbehörden" und j,al.s l'eherschreitung 
der Amtsbei'ugnissc mitfrls ungesetzlicher Strafandrohung'* — 
jederzeit schon auf Antrag eines einzigen, hiedurch „in seinem 
Grewissen beängstigten'' Gläubigen aufheben, den behördlichen 
Abdruck „Temichten" und »der Beschwerde abhelfen". 

§ IX. Fachwort. 

Im Anhange folgen einige bisher nirgends veröffentlichte 
Aktenstücke, welche mir erst zukamen, nachdem ich Torstehende 
Druckbogen bei denVertretem der Terschiedenen Richtungen hatte in 

Umlauf setzen lassen, und welche vom Eigenthümer inzwischen in's 
Archiv des Thumasstiftes zu Strassburg abgegeben worden sind: 
a. Pfarrer Kampmann (oben S. 132 A. 1) zu Reitwciler 
schrieb an Pfarrer Lembke zu Buchsweiler a) am 18 Frim. X: „Eben 
erhalte ich die Principes gen. (S. 127) nebst einer Petition an Portalis 
mit der Aufforderung zu unterschreiben, ich werde nicht unter- 
schreiben, weil ich mich in nichts einlassen mag, wassclieineu möchte, 
als wollte ich meine Verbindung mit dem Hanau 'sehen (S. 125 A. 9 

* Ansprache des Kaisers WOheUu II* im Latherhuue zu Wittenbeig 
am 31. Okt. 1892: «Wir haben tmsern. Glauben heute vor Gottes An- . 
gesidit auf 8 Neue bekannt» und wir vergessen es mebt, dass dieses Bekennt« 
niss uns auch heute noch mit der gesammten Christenheit (IV A. 9 und 
VI A. 7) verbindet. In ihm li^ ein Band des Friedens, welches auch 
über die Trennung hinüber reicht. Es gibt in Glaubenssachen k^eB 
ZvfBug (IV A. 11). Hier entscheidet allein die Ueber«eugung (oben I 
A. 1 und T A. 1) dos Her7ens, und die Erkenntniss, dass sie allein ent- 
scheidet, ist die geseg^nete Frucht der Reformation. Wir Evangelischen 
befehden Niemand um seines Glaubens flV A. 10) willen. Aber wir halten 
fest an dem Bekenntnisse des Evangeliums (oben V und VI A. 7) bis in 
den Tod." lu der vorauSLregaiigeneu Weilierede sagte Gen.-Superint. Schnitze: 
„Wir halten fest und unverbrüchlich au dem Credo der Apostel" (oben 
§ IV A. 9» & 189). 
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11.162) aiilgeben. Der Plan, den Prof. Koch verfertigt, ist Domin. 25 
post Trin. mit einigen VerSuderungen von den Strassburger sieben 
Gemeinen angenommen nnd nach Paris geschickt worden. 

Sollte nun das Gouvernement nicht auch erwarten, dass w i r 
einen einsr 1 1 i r ken, der auf unsere Lokal umstände passt ? Stehen 
wir nicht in Gefahr, wenn wir es nicht thun, dass der Strass- 
burgische, der gar vieles hat, was mir nicht einleuchten will, 
uns aufgedrungen werde? Dürfen die Strassburger Gemeinen 
einen Aussclmss aus sich williliii, waruiu dürfen wir es dtnu 
nicht auch thun? Die Herren Consistoriales bereiteten einen 
Plan (s. unten d!) vor; dieser wird auf der GeneralYersammlung 
diskutirt, an die Gemeinen zur Unterschrift heramgescfaickt und 
endHcb dem Minister (S. 192 f.) zugesandt. Zu gleicher Zeit würde 
das Consistorium wenigstens provisorisch durch Bestätigung der 
alten H e r k o m ni e n (S. 162) und dadurch, dass man noch Geist- 
üche in dasselbe wählte, erneuert und dem Gouvernement in dem 
Organisationsplane zur Bestätigung vorgeschlagen.^ 

b. Ebenso am 31. Okt. 1801: „So lange die Gesetze vom 
17. Aug. und 1. Dez. 1790 bestehen, machen wir eine besondere 
kirciiiiche Gesellschaft aus. In Strassburg erfuhr ich, der 
Präfekt solle zu verstehen gegeben haben, man könne die Sache 
ohne ihn machen; die Gesetze zu unseren Gunsten seien ja 
da. Hofrath Metzger (unten g, Schluss) von Colmar, nun 
It'gislatour. habe ohnlängst nach Strassburg geschrieben: Pro- 
testanten! Organisirt euch (selbst) oder die Regierung thut es 
und vielleicht auf eine Art; die euch nicht, gefallen möchte 
u. a. w. (S. 150 A. 14*.) 

c. Am 30. Niv. X schrieb Pfarrer Pf. zu M. an Pferrer 
Ehrmann zu Oberbronn: ,,Sehr ungern habe ich den Strassburger 
Organisationsplan illimitirt unterschrieben; bloss wegen des 
übertrieben gemachten periculum in mora des Hm. Prof! Koch 
entschloss ich mich dazu. Von. einem Freunde in Paris erhielt 
ich kürzlich ein Schreiben: „Kommt die neue Einrichtung zu 
Stande, so wird das Schicksal der GeistÜchkeit verbessert^ sie 
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wird nicht mehr von dem Grutbelinden und den Launen der 
G-emeinden abhängen; die eingeführte Demagogie ia 
Bttcksicht der Geistlichkeit wird aufhören* Bei den FroteBtanten 
wird es eine Consistorialsaclie werden; die Geistlichen werden 
vorgeschlagen und vom Gouvernement ernannt", (S. 126, 134ii.) 

d. Auljgesetzt im Jahr 1800. „Die unter dem ehemaligen 
Consistorium zuBuchsweiler vereinigt gewesenen Gemeinden 
hatten und haben noch ihre Lehrer, welche das Volk in der 
christlichen Lehre nach Inhalt der hl. Schrift — wie derselbe in 
dtv Augsb. Confession (kurz) dargelegt ist — unterrichten und 
die Sacrauiente verwalten. Die Lehrer werden auf Veranstaltung 
des Oonsistoriums examinirt, ordinirt(S. 174) und in die 
Gemeine berufen .... Femer befinden sich in den Gemeinden 
Schullehrer, die . . . auf Veranstaltung des Consistoriums g e - 
p r ü f t werden. Die Lehrer, Kirchenältesten und Schullehrer 
konnten nicht anders abberui'en werden, als wenn sie eine Ab- 
weichung von den Grundlehren oder eines anstössigen 
Lebenswandels überwiesen wurden, lieber das Ganze führte das 
Consistorium die Aufsicht, welches den Druck und die Einfüh- 
rung der liturgisclien Lehr- und Schulbücher befahl (S. 164) und 
andere kirchliche Verordnungen machte . . , Da nun die Gesetze 
der Bepublik in dieser Organisation eine Veränderung er- 
fordern, so haben die Mitglieder des zu dem Ende in Buchs- 
weiler versammelten Ausschusses, welcher von den Vorstehern 
und Lehrern zu dem Ende deputirt worden, folgenden Plan ver- 
abredet und nun die Ehre, denselben dem Gouvernement vor- 
zulegen: 

Art. L Die Oberaufeicht über unser gesammtes Kirchenwesen 

soll einem Consistorium übertragen sein, (S. 133 A. 7^ u. IG:^^). 

Art. VI. Die geistlichen Mitglieder des Oonsistoriums werden 
auf diese Weise gewählt, dass die Pfarrer jeder Diöcese ihre 
Vota schriftlich . . . zuschicken . . . und sich selbst emen Gesetz- 
verständigen (S. 131 A. 4) adjungiren . . . 

Art. X. Bei einer erledigten Pfarr stelle sclüägt 
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das Consistorium der Gemeine drei Subjekte vor, unter welchea 
die Gemeine eines wählt. (S. 178.) 

Art. Xm. Der Inspelctory die Speciale, die Pfiurrer, die 
Lehrer des Gymnafliums, die KirchenSltesten und die Schullehrer 
können nicht anders, als wegen erprobter Vergehuiigeii in Lehre 
und Leben vom Consistorio abgesetzt werden. (S. 156.) 

Art. XV. Dem Consistorio liegt es ob, über die Erhaltung 
unseres LehrbegrijQts nach Inhalt der hl. Schrift und unserer, darauf 
gegründeten symbolischen Bücher, sonderlich der Augsb. Oon- 
febsion (S. 146), zu wachen und es hat darin (S. 155 u. 187) nichts 
zu verändern. Wenn aber die Umstände eine Yerbesseruiig der 
Lehr m e t h o d e durch Einführung neuer Gatechismen, Gesang- 
bücher, Liturgien oder anderer Eeligionsbücher nothwendig mach- 
ten, so soll es die Stimmen aller Lehrer oder eines Ansschusses aus 
denselben vernehmen und sich nach der Mehrheit ric liton (8. 135). 

Art. XVL Wenn die Erfahrung zeigt, dass eine Verände- 
rung dieses Planes nothwendig ist, so werden solche Verände- 
rungen — nach vorheriger BiUigung von der Mehrheit der 
Lehrer und Kirchenvoxstände — der Regierung vorgelegt**. 

e. Inzwischen hatten aber bereits mehrere Gemeinden, am 
18. Frim. X namentlich Vondenheim, Lampertheim, Mundolsheim, 
Pfulgriesheim, Ober- und Mittelhausbergen, Schütigheim, Bisch- 
heim, Eckwersheim, Olwisheim und Berstett ihre ,}pleine et entiöre 
adh^sion k la döclaration (K o c h 's) faite par les protestans" dem 
„Bürger Portalis" erklärt. Am 24. Nov. 1801 schrieb Pfarrer 
V. in V. an Plarrer Ehrmann zu Oberbronn: «Der neue Or- 
ganisationsplan (imten h) ist vorgestern nach der Morgen- 
kirche in Strassburg den Gemeinden vorgelesen worden. Ganz 
wahr hat Hafner dem Prof. Koch gesagt: ^Ihr Herren schreit 
innner über Herrschsucht der Geistlichen; aber ihr gebt 
immer deutlicher euer Bemühen^ die Geistlichen zu ver- 
drängen, zu erkennen'^. Die Kirchenpfleger sollen (jetzt) alle 
4t Jahre gewählt werden; aber dies, sowie noch einige andere 
Fälle, wo Volk Versammlungen nothwendig sind, die Bonaparte's 
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Ounsiitution so sorgfältig zu vermeiden sucht, wird schwerlich (S. 127) 
höheren Ortes Beifall iänden. Auch aus luidereD, noch wichtigeren 
Gründen ist deie Plan verwerflich, unter anderen Art. XXV und 
XXVI, welche alle G-ewissheit und Stetigkeit in An- 
selumf,' unseres jnot. Lehibegriffs zerstören und allen InLliümem 
Thür und Thor öffnen". 

f. Am 2. Dez. 1801 schrieh Kampmann an Pfarrer ,,Die 
Principes g^n. sind eigentlich mehr (S. 129 A. 3) in juristischer, als in 
theologischer Rücksicht zu betrachten und gehen mehr auf unser 
kiiclil. Ii e i 111 e n t , als auf die Lehre selbst, daher aucli in 
Ansehung dieser nichts angeführt ist, als, dass wir uns ganz 
allein auf die hl Schrift gründen. Der 5. Artikel 
(„CShaque membre de Teglifle est parfaitement maitre de son 
opinion") ist freilich nicht ganz nach meinem Sinne ausgedrückt, 
indessen soll er pic^entlich nur dem gezwuiigi nen Glauben der 
Katholiken entgegentreten. Pfarrer Lembke vun Buchsweiler 
schreibt mir, dass er und die dasigen Kirchenvorsteher die Princ« 
g4n. unterschrieben und nebst einem Bericht von unserer beson- 
deren Lage nach Paris (S. 189') geschickt haben. Ich habe es 
dabei bewenden lassen und für mich nichts aufgesetzt, welches 
auch für einen einzelnen Mann, da vonkeinem (xlaubensbekennt- 
nisse die Eede ist, keine Sache gewesen wäre.'^ 

g. In der Erwägung, dass „der Unterricht der lautem Moral 
der H a u j) t gegenständ des Gottesdienstes und die Grundlage 
iüler bür^^erliclien Gesellschaft ist (S. 160) . ferner dass uns 
die Ptlicht obhegt, ein öÜ'entliches Kekonntniss der Grund- 
sätze abzulegen, worauf sich das Kirchenregunent stützt'' u. s. 
unterzeichneten (Thomasstült-Archiy) am 15. Okt. 1801 als Mit* 
glieder des Redaktionsausschusses Oberlin, Lang, Koch, Braun, 
Blessig, L. Sj)ielmann, Fr. Türkheim. Reiseisen, Zimmer. Braun- 
wald, Peter, Lobstein, Dürr. Stern, Schott, Keyth, Hafner, 
Schweikard, Zabern, Arnold, Kopp, Beybel, Heydel u. s. w. femer 
die Professoren der Theologie und die Geistlichen des Augsb. 
Bek. zu Strassburg folgende „declaration au gouvemement" : 
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Wir erkläireiiy was folget: 

„1. Die Kirche ist eine freie Gesellschaft, welche einen bloss 
moralischen und gottesdienstlichen Zweck hat. Sie ist als Ge-^ 

Seilschaft dem Staate untergeordnet, welclier das imwider- 
sprechliche Kecht hat, dafür zu wachen, dans keine Gesellschaft 
dem allgemeinen Besten Nachtheil bringe. (S. 121, 130 u. 160.) 

2. Jede Kirche oder emzle religiöse Gesellschaft soll die- 
jenigen Rechte gemessen und alle die Pflichten sich auflegen,, 
welche zur Erreichung des Zwecii.es, der ihre Mitglieder ver^ 
bindet, erforderhch smd. (S. 134, 143, 156.) 

3. Diese Bechte, welche man gesellschafüiche oder Oollegial-^ 
rechte nennt, gehören in gleichem Masse allen (S. 1S7 A. 1) Mit- 
gliedern einer jeden religiösen Gesellschaft. Diejenigen, welche 
sie nicht alle insgesanimt aubüben kann, mögen und sollen zum 
Vortheil aller übertragen werden. 

4. Alle und jede Uebertragung in der Kirche fliesset folg- 
lich Yon der Gesammtheit der Mitglieder einer jeden kirch- 
lichen Gesellschaft aus. (S. 164. 171 ii. 187.) 

5. Die Freiheit der religiösen Meinung kann gar nicht 
übertragen werden. Sie ist ein so heiliges, so nnveräusserlich 
und unveijährbares Becht, dass sie niemals der Gegenstand 
einiger Uebertragimg sein kann. Ein jedes Mitghed der Kirche 
ist vollkommen Meister seiner Meinung. (S. 148, 154 u. 192 f.) 

6. Wir erkennen kein sichtbares (S. 187) Haupt der Kirche; 
keine andere Autorität in Hinsicht auf Lehrsätze, als die heilige 
Schrift; keinen anderen Yereinigungspunkt, als den nämlichen 
Glauben, die gegenseitige Liebe und das gemdnschaitliche Inter- 
esse an dem ewigen Wohl. (S. 132 If.) 

7. Alle Gewalt, die man ansieht, als ob sie vom Himmel 
ausflösse und auf eine hierarchische Weise an die unteren 
Orden der Kirche übertragen würde, ist uns fremd. Wir nehmen 
weder obere, noch untere Orden in der Kirche an und, wenn in 
einigen protestantischen Ländern unsere Kirchendiener gewisse 
Graden oder Würden begleiten, welche sie unter sich auszeichnen, so 
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sind ihnen sokhe entweder durch die Vei-fassung des Staats — oder 
durch Uebertragung toh selten der Kirchen zugetheilt^ ohne dass 
daraus eine hierarchische oder priesterliche Gewalt entstehe. 

8. Da die Gerichtsbarkeit einzig und unzertrennlich ist, 
ebenso wie die Souveränetät des Staats, von welcher sie aus- 
fliesset, so ziehen wir daraus den Schluss, dass die Kirche, 
als Gesellschaft betrachtet, keine Gerichtsbarkeit hat. Zwar 
kömmt ihr ein Oensnr-Recht über ihre einzlen Mitglieder zn; 
allein das Zwangrecht, welches ihr zur Aufrechthitltuiig guter 
Ordnung nütiug sein möchte, kann ihr nur von dem Staat 
Selbsten übertragen werden. (S. 156 A. 3.) 

9. Unsere PfScirrer und Kirchendiener bekommen ihre Ge- 
walt von der Kirche. Sie zeiget sich in dem Becht des 
Unterrichts, der Ermahnung und der Ueberzeugung. Aus- 
schliessung eines Mitglieds von der äusseren Gemeinschaft der 
Kirche ist ein Oollegiah^cht, das einer gesammten kirchlichen 
Gesellschaft zustehet, welche es entweder durch sich selbsten oder 
durch Uebertragung ausübet, ohne dass sie demselben jemals 
einige bürgerliche Wirkung geben könne. (S. 17111.) 

10. Wenn eine gewisse Anzahl Kirchen oder besondei*e 
kirchliche Gesellschatten, Ton einem GlaubensbekenntnisB, unter 
der nämlichen Regierung stehen, so erheischet ihr Interesse so- 
wohl als das des Staats, dass sie unter sich durch ein Kirchen- 
V (i '^i in e n t in Verbindung}: gesetzt werden, welches ihnen gegen- 
seitige Vurtheile gewähre und durch Beiorderuug des Unterrichts 
und der Aufklärung zur Befestigung der guten Ordnung der 
Gesellschaft mitwirken helfe. (8. 131 Anm. 4.) 

11. Ein solches Kirchenregiment, das wesentlich freiwillig 
(S. 131 A. 5) ist, muss von allen einzlen Kirchen, die darein 
eintreten w ollen, genehmigt werden. £s stehet ihnen frei, alle 
erforderliche Massregeln zu nehmen, um zu yerhindem, dass nicht 
durch ein solches Band die FreUieit einseliier Klrolieii) ihre 
natürlichen und unyetjährbaren Rechte Beeinträclit gimg leiden. 

12. Die Vereinigung mehrerer Kirchen, durch ein vergHchenes 
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Kirchenregiment y kann nicht anders, als mit Gutheissung der 
Begierung eingeführt werden , welche die natürliche Be- 
^hützerin (S. 161) davon ist und zugleich über sie das Becht der 

Aufsicht hut, auf die Art und Weise, ^vie es mit den Hecliteu der 
Bürger und dem wahren Interesse des Staats am vereinbarsten ist". 

Obiger Erklärung ist, wie Univ.-Prof. Dr. Baidensperger zu 
Giessen in No. 18 des zu Paris (Bue de Seine 33 bei Eischbacher) 
-erschienenen „Journal du Protestantisme franc-." vom 4. Mai 1883 
p. 139 erörtert, beigefügt p'm vom 2 Vnm. X datirtes „projet de 
reglement pour une nouvelle Organisation des Eglises de la con- 
fession d'A.", welches im I. Titel 30, im II. 29 Artikel enthält. Im 
Titel I lauten Art. 26 : „Le consistoire ne donnera pas de d^finition 
(S. 164 u. 169) dans le dogme; il prot^gera plustöt, de la maniöre 
la plus efficace, la parfaite liberte de ropinion religieuse", so- 
Kiann Art. 26: „ün pasteur on un instituteur peuvent etre destitues 
pour diff<6rentes causes. Mais quand ü s'agira de d^viation 
dans le dogme, la destitution ne pourra avoir lieu quo du 
•consentement de la communaute ecclesiastique, ä 
Jaquelle le ministre appartient*^ (diese Sätze entsprechen Koch 
I 35 u. 36, oben § V 1). Prof. 13. zieht p. 139 hieraus folgen- 
den Schluss: »Wer behaupten will, das Gesetz von Germ. X habe 
•der Oonf. Aug. Bechtsgeltung („autorit^ normatiTe'') beigelegt, 
hat nur sehr ungenaue Kenntnis» Ton dem allmächtigen und 
n n a u 8 1 ö s c h 1 i c h e n Eindrucke, welchen auch nach ihrem 
Ealle die Kevolution mit iliren Freiheitsgedanken in den 
Gemüthemhinterüess«.^ Ebenso J. Böckels. 1, 97, 129 u. 161 ff., 
namentJicb S. 166 des ,Prot. Kirchen- u. Schulblattes 
f. d. Eis.* 1873, Schuler, Strassb. — „Der von der PfaiTwahl 
handelnde II. Titel belässt jeder Pfarrei die Wahl ihrer Geist- 
lichen, ohne dogmatische Bürgschaften zu verlangen. Einzelne 
Kirchen ausserhalb Strassburgs schickten aUerdings besondere 
Entwürfe an*8 Ministerium; aber alle (ygL übrigens oben d!) 
athmen denselben Einfluss freiheitlicher Gedanken. Auch die 
Kirchenältesteu von Landau (S. 129) gaben am 4. Pluv. X nur 
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die Strassb. Erklärung wieder^ ähnlich der (oben b) von Metzger, 
Mitglied des gesetzgeb. Körpers, herrührende Entwurf vom 
22 Brum X; in kemem Entwurf ist eine bemerkenswerthe Spur 
,d*une antorit^ doctrinale qu'on eüt attribn^ k une confes* 
sion quelconque*". Orthodoxe Gewährsmänner hatte sich Bona- 
parte ausdrückhch verbeten; letzterer bchrieb näuüich (N. 5684 der 
Akten des Minist^re de la pohce generale) dd. Paris 22. Therm. X 
(= 10 yin 1801) an den Minister des Innern Chaptal: ,)Je 
desire que yous donniez Pordre anx pr^fets des 5 d^partementa 
oü il y a le plus de protestants et ä celui de Genöve, d'envoyer 
h Paris aupr^s de vous cliacun un des principaux ministres du 
culte prot., en ayant soin de choisir un homme probe, p o i u t 
fanatique, raisonnable, Mair6 et jouissant de Testime g^n4* 
raJe. Le but . . * est de concerter les moyens de maintenir le 
bon ordre des coltes^ etc. Erst am 15. Vend. X ward PortaMs^ 
mit den (Jultusangelegenheiten betraut. Ebenso wie hier auch 
die R e f o r mi r t e n ^ beigezogen wurden, wollte Xoch es in 
Strassburg versuchen; am 1. Febr. 1790 schrieb er von Paris den 
Oberkirchenpflegem in Strassburg (Protokoll letzterer TomlO.Pebr. 
1790), „es würde bei der Nationalversammlung eine gute Wirkung 
liervorl)rinf,'en, wenn auch den Jieformirten ^ gegönnt würde, sich anzu- 
schhessen" u. s. w. (S. 135.) Die den org. Artikel vorausgegangenen 
Verhandlungen kennen in Pai*is am Besten Hr. Archivar Fr. Puaux, 
der Gewährsmann des Hm. UniT.-Prof. Baldensperger, H. Weisa 
(Vorstand der „Biblioth§que du Protestantisme'*) und der Ge- 
schichtsforscher H. Boulay (de 1a Meurthe); letzterer Termuthet, 

^ Im Sept. 1848 beantragten die dplo<^ues reformes in Paris bei dor 
nach Strassburfv (Pnrsy 22) berufenen Delegirtenvcrsammlung d. Augs. B. 
die „Fusion" beider Landeskirchen. Um inzwischen statt der Errichtung 
neuer „barrieres" (Oberk. V 209) die („errements", V 210) oingelebte Annähe- 
rung beixubelialten, beseitigte die Delegirtenvers. (V 173 u. 210) den Antrags 
Wahlrecht und Piarrbefähigung von der Annahme des Angt. Bek. ab-> 
hängig zu machen (oben 148^ 168 u. 174). Als alleinmogliche Lösang proklar 
mirte Sehattenmann (Oberk. V 168): „Kons attireront 1%L ä nout". 
Paria schien sich aber nicht an eine Provinzialstadt angHedem lassen 
SU wollen. — 
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sie befänden sich noch unter den nicht genauer geordneten älteren 
Akten des Ministeiiums des Innern (oben § I A. 2), die noch 
nicht an die Archiyes nationales abgegeben wurden. (Soci^t^ de 
rhistoire du Pirot. fran^ 1889, p. 358, 413 u. 466, Paris, Rue 

des Saints-Per^'s 54.) Portalis befrug insbes. auch B. S. Frossard, 
damals ref. Pfarrer in Paris, sowie die Pfarrer Marrou und 
Itabaut; Tgl. das 1807 Ton Babaut le jeune herausgegebene 
Annuaire eccl^siastique k Pusage des prot. fran^, welches 1782 
bis 1807 umfasst, auch BabauVs Reden im gesetegeb. Körper 
enthält. Vielleicht bringen eingehendere Nachforschungen beim 
Miuisteriuni des Innern in Paris „mehr Licht^ (oben S. 122 A. 3). 

h. Pfarrer Kampmann in Reitweiler schreibt den 22. Dez. 
1801 (l.NoY. X) an Pfarrer Schweighäusser in Barr: „Idi habe 
Deinen Brief an Br. Ehrmann Tom 4. Bez. vor mir, worin Du 
auch meine Meinung über den Strassb. Organisationsplan zu wissen 
wünschest. Sie ist völlig dieselbe, wie die De in ige. Der Augsp. 
Qonfession ist entsagt (S. 166) und allen IrrthümernThür 
und Thor aufgethan. Sin anderes Symbol (S. 141) 
konnten die Herren sieht aufsetzen; denn das, was 
wir für Grundartikel des Glaubens halten, mersen 
sie aus (S. 170). AVie ein Strom kann und muss das Ver- 
derben in unsere evang. Kirche hereinbrechen, wenn das Oon- 
sistorium keinen Lehrer absetzen, demnach auch keinen Candi> 
daten zurückweisen kann , der von der Intheiiseheii Lehre ab- 
weicht, wenn er nur sonst Kenntnisse hat und einen äusserlich 
guten Lebenswandel führt. Was für eine Martc^r für Seelen, die 
sich noch auf Christum stützen, wenn sie einen J/ieiligvr anhören 
müssen, der ihnen Chiistum und Sein Verdienst verkleinert und 
ihnen den Trost in Ihm raubt! Die Herren schienen nur für 
sich und ihres Gleichen zu sorgen (nemlich dadurch, dass, wenn 
eine Gemeinde einen Seelsorger behalten will, der Kirchen- 
rath ihn nicht absetzen dari) .... AVenn der Kirchenrath einen 
Pfarrer in Ans. der Lehre anzuklagen hat, soll er keine Macht 
haben ihn abzusetzen, wenn die Gemeinde ihn behalten will. Wie 

DeutMlid Z«it8chr. f. Efrelieiixeeht. in. S. -ia 
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aber, wenn die Gemeine den Lehrer wegen von der hl- 
Schrift und AugBp. Conf. abweichender Lehre an. 
k]agt?<< (S. 156, 171.) 

i. Pfarrer Schweigh&usser erwiderte dd. Barr (S. 129) 

10. Fbr. 1802 dem Pfarrer fvampniann: 

„Ich hatte die Gnade nicht, so tiefe Blicke in die Gefahr 
mit der Organisation zu thun, wie Du. Ich danke Dir herzUch 
für Deine gründlichen bedanken darüber. Hätte ich sie früher 
gehabt, so glaube ich, hätte (ich) die Adhäsion nicht unter- 
schrieben. Ich habe es aber wirklich gethan, weil meine besonders 
schwere Lage mich nöthigt, eine Trennung in der Gemeine zu 
vermeiden. (S. 171.) Ich muss stille bleiben; denn ach! in meiner 
Gemeine sind nicht 10, die aus Sachkenntniss und Erfahrung 
meine Partei annehmen, unter den Yorstehem kein einziger. 
Diese Tergöttem alles, was von Strassbnrg kommt und 
hören es wie ein Orakel an. . . . Das Hafner'sche Gesangbuch . . 
hat die eigentlichen Heilswahrheiten sehr versteckt oder gar aus- 
gelassen, das Weber' sehe ist doch verstiindlicher" . . n. s. w. (S. 163.) 

Der Antrag der IVIinderheit S. 135 A. 7^ 152 A. 14 u. 191 XV, 
sämmtlichc Kircheu dem vollen und nn veränderten Auj^sl). Bek. durch 
die 01^. Art. zu unterstellen, blieb also (S. 193 n. 197) abgelehnt. 

Bei der Fortdauer des innigen Zusammcnliauges des reichsländ. und 
des franz. Staatskirc-heurechtes erschien es unvermeidlich, auch die jüngste 
frauz. Keclitseatwickluug in den Bereich der Erörterungen mitherein- 
zimehen; letztere hfthen vielleicht auch (oben 17 4) förBelgicu, wo ausser- 
halb der nUnirten" sich kfirdidi eine nfireie prot. Zjandeakirche** bildete, 
ftmer f&r Luxemburg einige praktimdie Bedeutung, weil die prot Kirchen- 
▼erfiuftung dort neu geregelt wird, endlich wenigBteiM Witten aohaftli eh es 
Interesse für die (oben I 2, II 1) deutschen Rheinland o, wiewohl die 
Thätigkeit der franz. Oberkonsistorien (oben III 6, IV A. 10® u. ») Mainz 
und Köln nicht zu ermitteln war. Für Elsass-Lothringen wäre bei der 
voraussichtlichen Fruchtlosigkeit theologischer Disputationen einerseits 
und ionnlicher Tin i o n s Verhandlungen anderseits die baldigs^ite RechtS- 
eiitscheiduüg durch den Buudesrath die einfachste uud sicherste Lösung! 
Hoüentlich gibt dieser erste Versuch einer Sichtung des 8tofi'es bald be- 
rufeneren ftechtsgelehrten (III A. 2') Anlass zu grüudlichereu Prüfungen 
der thatmchlidien und Bechtsfragen! 

Coldirodi bei Sanremo, 81. MSrz 1893. 

F. Geigel. 
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Beiträge zur Kenntniss der gegöüseiügen Bezieknngen 
des orientaliscliea und kattiolisotiea Eiralieiireolites. 

Von 

Dr. Alfred Ualban Bliimeiistok^ 

Priratdocent au dei Uuivemtüt Krakau. 



Von vorwiegend historischem Interesse, aber auch juristisch 
nicht unwichtig, aind die wechselseitigen Beziehungen zwischen 
•der römischen und griechischen Kirche, die Geltendmachung 

^( jenseitiger Einflüsse auf kirchliches Recht und kirchliches Leben 
hüben und drüben. Die juristische Bedeutung derselben j^eiieu 
wir darin, dass durch das Verfolgen der Schicksale gewisser 
Bechtsbegriffe und Bechtsinstitute, die G^elegenheit geboten wird, 
ihre iaaere Kraft kennen zu lernen; denn die Expansionsmacht 
•eines Begriffes oder Institutes wirft natürlicherweise ein sehr 
erwünschtes Licht auf ihre Bedeutung und thatsächliche Wichtig- 
keit, lehrt, in welchem Grade sie den Zeitbedürimssen entsprochen 
iiaben. 

Yon diesem Standpunkte aus betrachtet, erscheint das Sammeln 
Ton Beiträgen zur Kenntniss der gegenseitigen Einwirkungen des 

katholischen und orientaüschen Kirchenrechtes erwünscht und es füllt 
-eine wichtige Lücke aus. Wir halten es daher für angezeigt, einige 
.solche Beiträge unter Benützung der diesbezügüchen Literatur 
mitznth eilen. 

I. 

Die Handschrift Nr. 230* des Gräfl. Kumianzow'schen 
Museums in Moskau und die Handschr. J^r. 132 der Moskauer 

^ Besprochen vonSuworow in: Spuren de» westliidkeiL Eirohenrechtea 
in den altraBS. Rechttqnellen (ruBsiscb). Jarostawl 1688. 
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Synodalbibliothek (beide Handschr. entstammen dem XIII. Jahrh.) 
enthalten ein, fiir die altrussisciie und überhaupt slavische 
Kechtsgeschichte wichtiges Denkmal, den „Zakon Sudnyj ludern'^. 
Im AUgemeinen ist dies eine Ueberarbeitung der EUoga Leo's. 
des laauriers und Konstantin Kopronimos und zwar hauptsächlich 
des XVII. Titels derselben, nämlich des „ITotvAXtoc töv i^xXTjjjLai«- 
xwv xs<potXaicov". Die Ueberarbeitung dieses, dem Strafrechte ge- 
widmeten Titels besteht darin, dass neben den weltlichen Strafen,, 
wie sie dem bysantinischen Rechte bekannt waren, in einzelnen 
Fällen auch die Anordnung der öffentlichen Busse vorkommt 
und dass öfters körperliche Strafen in Geldbussen umgewandelt- 
werden. 

Was nun die üüentliche Busse anbelangt, so muss bemerkt 
werden, dass die althergebrachte strenge Kirchendisciplin in der 
orientaliBchen Kirche schon im Y. Jahrh. verfallen war, während 
sie im Westen noch weit länger in vollster Blüthe stand. Dieser 
Umstand schon muss an westliclien Einfluss denken lassen. 

Näheres Eingehen bestätigt diese Vermuthung. 

Es wird erwähnt, dass die Nahrung der Büsscnden in 
Wasser und Brot besteht; die Busse bei Wasser und Brot war 
wohl der orientalischen Kirche bekannt, der Ausdruck aber ist 
westUchen Ursprungs und nur in einem Nomokanon * kommt, wie- 
Snworow behauptet, das „Iv ärjTM y.al o^^rt" vor. Auch wird 
die öffenthche Busse einfach Fasten genannt-, der (lebrauch des 
„jejunare^ als gleichbedeutend mit „poenitere'' ist der römischen, 
Kirche eigen der orientalischen aber fremd. 

Interessant sind auch die Gradationen der Busse. Den. 
Satzungen der orientalischen Kirclie gemäss, folgt während der 
Messe, auf das EvangeHum ein Gebet für die Büssenden; nach 
diesem Gebet verlassen die Büssenden die Kirche. Dem „Zak> 
Sud.'^ zu Eolge bleiben sie aber bis zum Credo. Dies wider* 
spricht den liturgischen Principien der orientaUschen Kirche ganz. 

* Cod. 333 theol, graec. der Wiener Hofbibliothek. 
^ Wasserschlebea: Bussordn. S. 29. 
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«ntscbieden; denn hier zerf&llt die Andacht in zwei Theile, die 
genau unterschieden werden; das Gebet für die Büssenden und 
die daran sich reihende Aufforderung an dieselben, die Kiiche zu 
verlassen, bildet eben die Grenzlinie zwischen dem einen und dem 
«nderen Thefle. Erat nach der Entfemong der Büsser folgt in 
<der orientalischen Kirche das sogenannte Chembimslied (un 
Westen nicht Üblich) und auf das CherubimsUed das Credo. 

Die Büsser, die nach der Aufforderung des Diakons — also 
sofort nach dem Gebete, das für sie abgehalten wird — , die 
Kirche zn Teriassen haben^ konnten daher unmo^ch im Oriente 
bis zum Credo bleiben, da ja Tor dem Credo das Chembimslied 
gesungen wird, dem sie niclit inelu" beiwohnen. Daraus geht nun 
mit grösster Klarheit hervor, dass der Verfasser des „Zak. Sud.", 
-der die Büsser bis zum Credo bleiben lässt, unter bestimmter 
Einwirkung der westlichen Liturgie (die ja das Oherubimslied 
nicht kennt und auf das ETangelium unmittelbar das Credo folgen 
iässt), handelte. 

Occidentalem Einflüsse ist im AUgeineinen das Erscheinen 
von geistlichen Strafen neben weltlichen zuzuschreibtni. Das 
byaantinische Becht, wie auch zum grössten Theile die Hechte 
jener slavischen Völker, welche Ton Konstantinopel aus bekehrt 
und ctrilisirt worden sind, kennt nicht die prinzipielle Gegenüber- 
stellung von weltlichem und kiichlichem Recht, daher auch nicht 
den genauen Untersclucd zwischen welthcher und kirchücher 
Strafe. Das Auseinanderhalten beider Sphären entsprach nicht 
dem Cäsaropapismus I der ja allen Bechtsbegriffen und allen 
Bechtaaufzdchnungen — mit sehr geringen Ausnahmen — seinen 
Stempel aufdrückte. Diese prinzipielle Scheidung tindet sich da- 
gegen im „Zak. Sud." und man kann daher auch diese seine 
Auffallende Eigenthümlichkeit nur dem Umstände zuschreiben, dass 
«ein Veifasser occidentalen Bechtsideen huldigte. 

Hervorzuheben ist auch die Form, in der uns hier das lu- 
jstitut der Zeugen entgegentritt. Dem bysantinischen Rechte 
waren Eideshelfer unbekannt; es kannte nur Zeugen im römisch- 
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rechtiichen Sinne; der „Zsdcon Sudnyj^ dagegen kennt sowohl 
Eideshelfer, als auch eigentliche Zeugen. 

Dies wurde von russischen Rechtsliistoiikern vielfach be- 
sprochen und gedeutet; es fehlte begreiflicherweise nicht an Er- 
klämngBYersuchen, welche die Erschetnimg der Bidesheifer im 
„Zakon Sudnyj** und sodann fiheiiiaiipt im. altmssischen Gkrichts- 
Teribhren einheimischer Reohtshildung vindicirten. Im Gegensätze 
zu Sergiejewitßch, Wodiimsky und Anderen, behauptet 
Suworow, dass die Entstehung der Eidesheli'er keineswegs auf 
slaTisdiem Boden zu suchen ist. Wenn es auch unleughar er- 
scheint, dass namentlich in den altmssischen Furstenthlbnem eine- 
Art Ton Gesammthfirgschaft vorhanden war, so ist doch anderer- 
seits einzuwenden, dass dies Institut keineswegs voll aus- 
gebildet war und dasb der diesbezüglichen Rechtsbildung schon 
dadurch eine sehr bedf^utende Schranke gesetzt wurde, dass die 
Yolksgemeinde in Hussland keinerlei Einfluss auf die Ausfihung^ 
der ricfaterUchen Gewalt hatte. Genauer und voOständiger aus- 
gebildete Institute, die in Bezug auf die Bideshelfer von Interesse- 
sein könnten, gehören einer viel sj)äteren Zeit an. 

Dagegen ist zur Geniige bekannt, dass die purgatio canonica. 
mit der Eideshelferschaft nahe verwandt ist; die purgatio canonica^ 
ist hekanntüch schon im IX. Jahrh. im Kirchenrechte zur Gel- 
tung gelangt*; auch ist es höchst wahrscheinlich', dass die 
Zeugen im Sendgerichte den Zeugen des welthchen Verfahrens, 
nachgebildet sind. 

Es Hegt somit — namentlich angesichts der schon hervor* 
gehobenen Analogie zwischen dem »Zak. Sud.^ und dem Bechte der 
katholischen Kirche, — sehr nahe, anzunehmen^ dass das Institut 
der Eideshelfer, wie es uns in ditiscin Hecbtsdeiiknial entge^^^ii- 
tritt, unter nachhaltigem Einflüsse occidentaler ßechtsbegiiffe- 
entstanden ist. Hierbei ist zu bemerken, dass der „Zak. Sud.*'- 

' c. 5. qu. 1. C. 7 (aus Pseudo-Isidor. c. 4. Hinschius S. 198) c. 15k 
qu. 5. C. 2. 

^ Dove in Zsolu*. f. ü- K. V, 10. 
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— obgleich er das weltliche GenchtsrerfiEihren ins Auge fasst — 
ansdrüklich verlangt, dasB Zeugen und Eideshelfer, jene Quali- 
fikationen besitzen, die das göttliche Recht fordert; darin erblickt 

Suworow mit Recht einen wichtiji^en Beweis der Anlehnung des 
„Zak. Sud.^ nicht nur an daa occidentale Kecht im AUgemeinen, 
sondern auch speziell an das Hecht der katholischen Kirche. 
Somit haben vir es hier mit einer ganz einzig dastehenden 
Fusion bysantinischen Prozessrechtes mit kanonistischen Elementen 

/.a tliuii. 

Der „Zak. Sud." ist, wie von den russischen Geschichts- 
lorschem genügend erwiesen wurde, bulgarischen Ursprungs ; und 
zwar soll er im IX. Jahrh. entstanden sein. Dieser Umstand ist 
nun von ganz besonderer Bedeutung. Bekannt ist die Stellung, 
die Mitte des IX. Jahrh. der römische Stuhl dem neubekehrten 
Volk der Bulgaren gegenüber einnuhm. Ini Juluc 8^)6 sandte 
Papst Nikolaus I, die Bischöfe Faul von Populonia und i?'onnosuö 
von Porto, als apostohsche Legaten nach Bulgarien; diese 
Mission, sowie auch die nachfolgenden der Bischöfe Dominik und 
Grimoald, hatte den besten Erfolg: Bulgarien war für den Westen 
gewonnen. Leider ist es den Griechen sclion im Jahre 870 ge- 
lungen, ihren Einduss mit erneuter Macht in Bulgarien geltend 
zu machen und die lateinische GreistUchkeit zu Terdrängen; noch 
einmal später, als Formosus den päpstlichen Thron bestiegen, 
gelang es der römischen Kirche, den Fürsten Simon von Bul- 
garien zu gewinnen; aber so vielverspreeheud auch dieser Anfang 
war, war es doch nicht mehr möghch, den Einfluss der griechi- 
schen Kirche einzuschränken und Bulgarien fUr den Westen zu 
behaupten. 

Es ist demnach interessant, zu sehen, welchen Einfluss 

einzelne Jk'chtsbegriffe der katholischen Kirche wälirend dieser 
vorübergehenden Berülii*ung dennoch ausgeübt haben und von 
welcher Dauer diese Einwirkung gewesen; denn dass der „Zakon 
Sudnj)^, an dessen bulgarischer ProTenienz nicht gezweifelt wird, 
und der, aller Wahrscheinlichkeit nach, dem IX. Jahrh. ent- 
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stammt, die herv^orgehobeueu Analogien mit dem katholischen 
Kirchenrechte, gerade den erwähnten Beziehungen Bulgariens zur 
katholischen Eiiche zu danken hat, ist wohl sicher. 

Es überrascht nicht, dass ein so wichtiges Rechtsdenkmal, 
wie der „Zak. Sud.", auch in späterer Zeit benutzt wurde und 
Abänderungen erfuhr. Die sogenannte ausführUche Redaktion 
unterscheidet sich Yon der uraprün^ohen yor Allem dadurch, 
dass sie sich nicht nur auf Weltliche, sondern auch auf Geist- 
liche bezieht; es ist natürlich, dass man im IX. Jahrb., angesichts 
der kaum erfolgten Bekehrung, keinebwegs daran denken konnte, 
strafrechtliche Bestimmungen für Geisthche, mit strafrechtlichen 
Bestimmungen für Weltliche zu verbinden. 

Die Entstehungsgeschichte und Entstehungszeit dieser Re- 
daktion ist unbekannt; ob sie noch in Bulgarien, oder schon in 
Russlaiid, oder bei Gelegenheit der l^ebersetzunc: aus dem ßul- 
ganscheu ms Russische entstanden, iasät mch heute nicht sagen; 
man wollte in ihr eine offizielle Redaktion des bulgarischen 
Strafirechtes erblicken, ohne jedoch hiefär genügende Beweise an- 
zuführen. Dagegen scheint es wahrscheinlich, dass ihr Verfasser 
ein Geistlicher gewesen, denn er hat niclit nur inelirere auf die 
Geistlichkeit bezügliche Vorschriften aufgenommen, sondern auch 
die Zeugenaussage eines Geisthchen, derjenigen von 12 Weltlichen 
gleichgestellt. Wenn es auch nicht nachweislich ist, dass je in der 
That dem Zeugnisse geistlicher Personen ein so hoher Werth 
beigemessen wurde, so spricht doch diese Anschauung dafür, dass 
der Kompilator kein WeltUcher gewesen. 

Von den reichen Zusätzen, durch die sich diese Redaktion 
von der älteren unterscheidet, Tcrdienen einzelne, dem Pentateuch 
entlehnte Stellen besondere Beachtung. 

Es ist bekannt, dass die Lex Dei in der weltlichen Kirche 
populär war; namenthch im IX. und X. Jahrh. wud die Bibel 
vielfach benützt. Dem Geiste der Zeit gemäss nannte offenbar 
Schis chmann, der um die Mitte des X. Jahrh, den west-bul- 
garischen Staat zu schaffen bestrebt war, seine Sohne: David, 
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Moses, Aaron und Samuel. Dagegen kommen Aiuzfige aus dem 
Fentatench im Orient erst im XI. Jahrh. Tor* und zwar in 

drei Redaktionen, sowohl in griechischer, als auch altslavischei* 
iSprache. Einer von diesen Redaktionen begegnen wir in einer 
Isowgoroder Synodalhandschrift des XIU. J^ihrh., die auch den 
„Zakon Sudnyj^ enthält. Die YennuthTing aber, dass dem Korn- 
pilator der späteren Fassung des „Zak. Sud.^. einer der drei 
orientalischen Auszüge vorgelegen habe, wird hinfalUg, wenn man 
bemerkt, dass dem erweiterten „Zak. Sud." einige Stellen des 
Pentateuch bekannt sind, die in keinem der drei orientalischen 
Auszüge vorkommen. — Angesichts dieser Umstände, sowie der 
thatsachlich festgestellten Beziehungen Bulgariens zu dem Westen, 
erscheint es fast sicher, dass der Kompilator die Kenntmss des 
mosaiseheu Rechtes dem AVesten verdankte. 

Es ist also sowohl für die Quellen<!feschichte des orientaH- 
schen Kirchenrechtes, als auch für die flacht, mit der die west- 
lichen Elemente in Bulgarien und bei den Slaven überhaupt wirk- 
sam waren, von hohem Interesse, zu sehen, dass auch die üeber- 
arbeitnng eines so wichtigen Rechtsdenkmales, wie es der „Zakon 
Siidnyj" ist. sich unter katliolischem Einflüsse vollzog und dass 
dieser Eintluss, der bei der ursprüngUchen- Redaktion mitgewirkt, 
auch später seine £raft bewährte. 

Dieselbe Handschiüt Nr. 930 des Gräfl. Bumianzow*8chen 
Museums in Moskau enthält noch emen und vielleicht weit 
interessanteren Beweis einer gerade einzig dastehenden Einwirkung 
des katholischen Kirchenrechtes auf das orientalisclie. Es ist 
dies die sogenannte „Zapowied sw. otec^ in 51 Kapiteln', ein 
Poenitentiale, das man bisher ab Uebersetzung eines, nicht näher 
bekannten — natürlich orientalischen — Bussbuches betrachtete. 

J)agegen fand Su\Yorow. dass das Bussbuch in allernächster 
Beziehung zum Merseburger Poenitentiale steht, und zwar sind 

* Suworow S. 151, Aum. Jöl. 

* Nach aner anderen Hs. gab sie Greitler heraus im Euchologium 
glag. sporn, ete. Agram 1882. 
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sammtUche 51 Kapitel dem Inhalte der cc. I — 90 des Merse- 
burger Foenitentials nachgebildet, auch c. 40^, das dem Kerse' 
burger Poenitential eigen ist, fehlt nicht : das Kap. 31 der Zapo- 

"wied entspricht ihm vollstäiulig. Durch diesen l instand fiind sich 
Suworow bewogen, die Zapowied als L eberarbeitung des Poeni- 
tentiale Merseburgense zu bezeichnen, obgleich sonst in der Be- 
daktion manche nicht nur stylistische Unterschiede bestehen. 

Ganz abgesehen Yon der geradezu auffinllenden Thatsache^ 
das9 ein katholisches Bussbucb, in dem Herrschaftsgebiete der 
orientalischen Kirche auftritt* und abgesehen von der kulturellen 
Bedeutung dieser Thatsache, ergeben sich aus diesem Anschlüsse 
der Zapowied an die cc. 1 — 90 des Merseburger Poenitentiais, 
nicht unwichtige Schlüsse für die Geschichte der abendländischen 
Bussbücher überhaupt. Es handelt sich da nSmlich um das Yer- 
hältniss des Merseburger Foenitentials zu dem von Schmitz 
herausgegebenen Poenitentiale Yalücellanum L Bekanntlich hat 
Schmitz die Bedeutung des Merseburger Foenitentials herab- 
drücken wollen' und er hat auch den Unterschied zwischen den 
cc. 1 — 90 desselben einerseits und den cc. 90 — 169 andererseits 
nicht gehörig gewürdigt; dadurch ist das I'oen. Yallicellan\im I 
im Ansehen gestiegen. Loening's* AuÜassung, wonach eher 
das Merseburgense als Quelle des Yallicellanuni I zu betrachten 
wäre, als umgekehrt, erfährt durch die Ergebnisse der Suworow*» 
sehen Untersuchung eine indirekte Bestätigung; der thatsachliche 
innere Unterschied zwischen den beiden Theilen des Mersebnrgense 
(cc. 1 — 90 und cc. 91 — 169) wird zur Sicherheit: denn während 
alle Kapitel der Zapowied, dem ersten Theile des Merseburgense 
entlehnt sind, kommt von dem anderen auch nicht eine einzige 



* Si quis clericus hoTninem per iram percusserit etc. 

Zu bemerken ist noch, dass die Zapowied auch von dem L'eber- 
arbeiter des Zakon Sudnyj benützt war; über ihre Verbreitung handelt 
Suworow S. 160ff. 

* Arch. t k. K-B. 88. 

« Bd. II, S. 479, Anm. 1. 
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YorBchrift mehr yor. Auch die Anordnung des Stoffes schliesst 
sich an die des Mersebnrgense. 

Noch fiir eine andere, weit wichtigere Frage ist diese alt- 
slavische Uebersetzung des Merseburger Poenitentials von höch- 
stem Interesse. Es ist paieographisch und philologisch als fest- 
gestellt za betrachten, dass die Zapowied nrsprfinglich in 
Idiyllischer Schrift * abge&ssi war und erst später glagolitisch ge* 
schrieben wurde. Somit müsste sie dem IX. Jahrii., also anch 
der Zeit der Bekehrunf? der Bulgaren entstamiiien. 

Es ist natürlich nicht erwiesen und auch nicht zu beweisen,, 
dass das Poenitentiale Mersebnrgense (oder ein mit ihm nahe 
verwandtes) dnrch die Tom Papste nach Bulgarien abgesandte 
Geistlichkeit gebracht worden; dass aber diese Greistlichkeit ein 
Bussbuch niitführte, ist wohl wahrscbeiiilicli : dass sie kein offi- 
zielles, kein allgemein gültiges mitluhite, geht aus den Responsa 
Nikolaus I.^ hervor. !Xun ist es auffallend, dass Nikolaus I. 
gerade hier kern offirielles, streng anzuwendendes Bussbuch 
schickte. Sollte dies nicht doch eine Bestätigung der Ansicht 
AVasserschlebens, der bekanntlich die Existenz eines offiziellen 
Poenitentiale Koiuanum leugnete, sein? 

Wir wollen hier keineswegs diese von Wasserschieben 
und Schmitz ausführlich behandelte Frage entscheiden, glauben 
aber, dass das Yorhergesagte für die bessere Kenntniss des Gegen- 
Standes nicht unwichtig ist. 

In dersell)en Handsclirift, aus der Geitler die Zapowied 
herausgab, rindet sich eine Anzahl von Gebeten für Büssende 
(Czin nad ispowiedajuszczimi). Von diesen Gebeten sind nur 
zwei aus dem Griechischen übersetzt; unter den anderen, deren 
Herkunft nicht festgestellt würde, erinnert eines an Othmar*s: 
„Ad discipulos" ^ 

Nicht nur Bulgarien stand einige Jahre hindurch unter 

' Saworow S. 116. 

• c. 24, 26—29, 48, 50. 

* Waasenclileben p. 487. 
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römiBchen £mflii8&; eine aerbische ^ Handschnft des XXU. Jahrh. 
enthfilt eine Sammlung yon Gebeten und ^darunter eines, in 
welchem die Stellung des ApostelfUrsten Petras in katholiscliem 

Sinne anerkannt vrird. Serbiens Beziehungen zu Rom im 
XIII. Jahrh. (ssur Zeit Stephan's) sind erwiesen; dieses Gebet 
kann natürlich nur auf katholische Einwirkung zurückgeführt 
werden. Auch der Titel der Sammlung ,,Czin primirema^ ent- 
spricht genau dem „Ordo ad reconciHandum''. 



* Saworow S. 171, 
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Erstattet yon E. Friedberg, 



7. Mühlbrecht*, Uebersicht d. gesanunt. Staats- u. recbts» 
ivissenschaftl. Literatur d. J. 1892. Berl. Puttkammer n. Mühl-^ 
brecht. 6. Mark. 

Schon seit 25 Jahren erweist der strebsame Mtthlbrecht der 
Rechtswissenschaft den Dienst in 6 alle zwei Monate erschemenden 
Heften genane Angaben Uber die Literatur des Li- und Auslandes 
za geben. Al^'Shrlich werden dann dieselben zu einem Bande zu- 
sammengefasst und wird ein alphabetisches Antorenverzeichmss 
hinzugefugfc. Der Werth des ITntemehmens würde noch wesentlich 
erhöht werden, wenn yon juristisch-sachverstSndiger Seite auch 
noch ein Materienregister gefertigt würde. £. Fr. 

8. Faulmann*, Im Reiche d. Geistes. lUustrirte Geschichte 
d. Wissenschaften. Mit IS Tafeln, 30 Beilagen und 200 Text-^ 
abbildnngen. Wien 1898. 1. Lief. (yoUstSndig in 30 Lief, k 50 Pf.). 

Das populäre Werk verdient in so ferne an dieser Stelle eine 
Erwähnung, als es auch die Geschichte des Unterrichts darstellen 
will und die Theologie so wie die Staats- und Rechtswissenschaft 
in den Kreis der behandelten Materien hineingezogen hat. Die Aus- 
stattung ist gut, die Auswahl der Abbildungen zweckentsprechend. 

E. Fr. 

9. Hatch*, Griechenthum u. Christenthnm. Zwölf Hibbert- 
Torlesnngen Uber den Einfluss griechischer Ideen u. Gebräuche auf 
die Christi. Kirche. Deutsch y. Erwin Preuschen. Mit Beilagen 
T. Ad. Hamack u. d. TJebersetzer. Rechtmässige Uebersetzung. 
Freiburg. J. C, B. Mohr. (Vgl. Bd. I, V, 4.) 



*■ Die mit * bezeichneten Bücher siud der Redaktion mr Besprecfanni^ 
zugegVDgen. 
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Hatch's Arbeiten über die Geschichte der cliristiic hen Gemeinde- 
verfassung liaben auf die neuere kirchenrechtliche Literatur einen 
so anregenden Einfiuss ausgeübt, dass jedes neue Werk des leider 
nun verstorbenen Verf. Anspruch auf allgemeine Beachtung hat. 
Zwar ist der Inhalt des vorliegenden über^-iegend dogmatischer 
Natur. Al)er bei dem innigen Zusammenhange zwischen der Aus- 
bildung des Dogma und der Verfassung möchten wir doch auch 
das kirchenrechtliche Publikum recht nachdrücklich auf das klar 
und anmuthig geschriebene Buch hinweisen. Dasselbe int«ressirt 
uns aber aucli direkt durch die Darstellung, welche MMgt, wie die 
alten Propheten durch die Prediger abgelöst worden sind, durch 
die Erörterungen über die beiden Wege und die apostolischen 
Konstitutionen (S. 118), über die Häresie (S. 253), namentlich aber 
durch die Nachweisungen, welchen Einfluss das heidnische Mysterien- 
w^esen auf die Gestaltung von Taufe und Abendmalü ausgeübt hat. 
Möchte sich doch bald der berufene Forscher finden, der uns — 
wir stimmen hier voll mit Harnack (S. 265) überein — den beson- 
deren Einfluss der römischen Ideen und Qebrfiuche auf die christ- 
liche Kirche klarlegt! Der GeAvinn, den wir aus solcher Unter- 
suchung für das Kirchenrecht davon tragen würden, wäre noch 
unverhältnissmässig grösser als der durch äas vorliegende Buch 
gewährte. E. Fr. 

10. Seeck, Dip Anfänge Constantins d. Gr. Deutsche Ztschr. 
f. Gesch.- Wissensch. 7, 41. (S. 92 ff. Ueber seine Christianisirung und 
Stellung zur Kirche. Die Darstellung der Constit. ad Ablavium 
data S. 97 ist ungenau.) 

11. Savio, II concilio di Torino (für Duchesne gegen Momrasen 
Attidellar.acad.delle scienze di Torino XXVU, 11 vgLBd.II,IV, 16). 

12. Kurth, Le Concüe de Macon et les fenunes.. Revue des 
quest. bist. 1892, 556. 

13. Taranger, Den angelsaksiske Kirkes indflydesele paa 
den norske. Chnstiania 93. 

14. Wiedemann, Das Blut in d. frühmitteMterL Buss- 
büchem. Am Ur-Quell B. 3. H. 6. 

15. Lewis, Paganisme surviving in christianity. New- York 
1892. 

1 6. D ' Adossio, Bestie delinquenti, con prefazione di A.Bonghi, 
Napoli 1892. 

17. Vacandard T^gl. et les ordales au XII* si&cle. Bev. 
des Quest. hist. 9, 185. 
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18. Bern er, Saint Louis et Innocent. IV. Etüde Sur les 
rapports de la France et du Saiut-Siege. Par. 93. 

19. Besson, Le Pajie Calixte IL, d'apres son historien 
M. Ulysse Robert, rapport fait ä la Soc. d'emnlation de DouIks. 
Besan<;on 91. Extrait des M^m. de la soc. d'emuL du Doubs. 
<Vgl. Bd. I. 18.) 

20. Jahr, Die Wahl Urbans VL 1378. Halle 92. 

21. Howard, The schism between the oriental and westem 
churches. Lond. 92. 

22. Omont, Projet de reunion des egl. grecque et latine 
sous Charles le Bei en 1327. Bibl. de l'ec. des Ohartes 53, 254. 

23. Monum. concilior. general. sec. XV, edd. caesareae 
academiae scientiar. socii delegati. Conr. Basileense SS. t. III. 
p. 2. Wien 92. (Joh. de Segovia hist. gestor. general. synodi 
Basileens. edd. Birk et Beer toI. II. lib. XVI.) 

24. Mugnier, L'expedit. du conc, de Bäle ä Constantinople pour 
rttnion de l'EgL grecque ä l'Egl. latine 1437—38. Par. 92. 

25. Yermeulen, Das XIX. allgem. Konzil in Bologna. 
Eegensb. 92. 

26. Nitti, Leone X. e la sua politica, secondo documenti e 
<»rteggi inediti. Perenze 92. 

27. Meister, Z. Strassburger Kapitelstreit. Röm. Quartalschr. 
6, 241. 
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9. Ferraris, Biblioth. canonica vollendet mit Bd«VIII. Roma 92. 

10. So hm, Kirchenrecht. Rezens.: Holtzmann Gött. G.-A. 
1893, Nr. 9, S. 57. (Vgl. oben II, 1.) 

11. Hinschius, 1). Ivirclienreclit d. Kath. u. Protest, in 
Deutschi. V, 1 . Syst. d. kath. KR., B. 1. Die Hierarchie u. d. 
Leitg. d. K. durch dieselbe. Abschn. 3 : die Funktionen d. kirchl. 
Leitungsorgane. Abth. 2: das kirchl. Verwaltungsrecht. Kap. 5: 
die Handhabung d. kirchl. Straf- n. Disciplinarstrafgewalt. I. Ge- 
schichte. C. Von der karoling. Zeit bis z. XIV. Jahrh. (§ 261->297). 
BerL 1893. 

12. Vering*. Lelnburli des kathol., orientaL u. protest. Kirchen- 
aechts m. bes. RUeksidit auf DeutschL, Oesterr. u. die Schweiz. 
Freiburg, Herder 1893^. 
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Die dritte Auflage dieses Buches weicht in ihrer Anlage nicht 
von der vorigen ab, und auch der kirchenpolitische Staudpunkt des 
Verf. ist der alte geblieben; doch macht sich derselbe jetzt nicht 
mehr in so heftiger Weise geltend wie früher. Die Polemik ist 
in ruhigerem Tone gehalten. Die neuere Literatur ist, wenn auch 
nicht immer genügend nacligetragen, allein nicht hinreichend ver- 
arbeitet worden. Die Darstellung des ev. Kirchenrechts ist zu 
skizzenhaft und leidet an vielen Unrichtigkeiten. So ist das 
Fiir.steiuhiitii Lübeck kein Bestandtheil der freien Stadt gleichen 
Naniens, sondern des Grosslierzogthums Oldenburg. Die württem- 
bergische Landeskirche ist eben so wenig unirt wie die grossherzoglich 
hessische, und die Behauptung, da.s> dadurch in den TJiii( »iisstnaten 
die lutherisi hen Gemeinden zu bloss geduldeten Sekten herabgesetzt 
wurden, ist missverständlich. Dass die ev. Kirche von allen 
deutschen Staaten in Bayern am Freiesten gestellt sei, ist eine ^^ich 
mehrfach wiederholende v. uiitlr rliche Behauptung, durch weiche der 
Verf. den gewagt« ii (ledankeii peilustriren will, dass die Katholiken 
den Evangelischen gegenüber griissere Toleranz beweisen, als um- 
gekehrt. Das S. 004 als fungirend erwiihnte Oberkonsistorium in 
Gotha ist uns gänzlich unbekannt. Dass das Landes koiisistorium 
in Lip])e-Detmold die erste Instanz für Ehe- und Verlöbnissstreitig- 
keiteii bildet und die Prediger und Kandidaten in ihm einen be- 
sonderen Gerichtsstand in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten haben ^ 
sollte doch nicht mehr behauptet werden u. s. w. Schliesslich 
möchte ich nicht unterlassen, Einsprache dagegen zu erheben, dass 
meine Ausgabe des Corpus iuris canonici als eine neue Auflage 
der Richtcr'schen bezeichnet wird. Sie ist das ebensowenig, wie 
die Kichter'sche eine neue Auflage der Böhmerschen Edition. 

E. Fr. 

13. S i 1 b p !■ 11 a g 1 , V c rfas s u n g ii . Verwaltung sämmtl. Religions- 
geseUsch. in Bayern. Rgsb. Ib'J^^. 

14. Rudioff, Gothaisches Kirchen- u. Pastoralrecht. Samm- 
lung aller auf d, goth, Landesk. u. die Berufsstellung d. gotlu 
Geistl. bczügl. u. noch gegenwärtig gültig erschein. Gesetze u. 
Verordn. In Gemeiusch. mit .Felsberg u. Thielemann herausg.. 
Gotha 1893 2. 

15. Scaduto, Diritto ecclesiastico vigeiite in Italia. Manuale. II. 
ed. riveduta ed ampliata, specialuiente delle nuove leggi e giuris- 
l)rudenza, della bibliogi-atia e delle fonti del diritto canonico dei 
prof. Huebler. Torino 1893. 
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Der erste Banrl dieses "Rurhes ist i. J. 18S9 e'-scliienen und 
hat seitens der heimischen Kritik die günstigste Aufnalnno erfahren. 
Wenn jetzt schon eine neue Autiaf^e sicli als nöthig herausjrrestellt 
hnt. so spricht (his fhiiiir, dass das Werk auch das praktische Bc- 
dürtniss voll hetrieditrt. Die neue Auttage ist in ihren Grund- 
ziio-eTi unverändert, aber der erste Band ist doeli j^egen früher luu 
21-1 Seiten ixewaelisen. Nicht nur, (hiss die neuere Gesetzgehuntv 
und Reclitsprechung verarbeitet worden sind, auch eine Literatur- 
Übersicht ist hinzu}j:ekommen. Freilich Aver(h"n HO Seiten durcli 
eine Iicbersetzung des llübler'schen Quellengrun<h'isses in Ansprucli 
g*enonimen. Die Aufnahme dieses halten "wir aber für gänzlich 
verfehlt. Die Hübler'sche Schrift fidlt ganz aus dem Rahmen des 
Büches heraus. Das letztere enirtert in umständlicher, handbuch- 
artiger Darstellung seinen Stoti', Hüblers Schrift ist dagegen ein 
Grundriss für Studenten mit (^uellenbeispielen, und selbst iliese hat 
Scaduto aufgenonmien. Fühlte der letztere %\irklich ein Bediirfniss, 
seine Leser auch über die Quellen des kanonischen Keclites zu 
Orientiren, so wäre die Mühe, etwas Eigenes zu produziren, hier 
kaum grösser gewesen, als die der Uebersetzuug der deutschen 
Schrift. E. ¥r, 

III. Sajumlungea toü Eirchengesotzdii, Kirolidiigesetze 

mit Kommentaren. 

4. Simor, epp. pastorales et instructiones selectae (1857 — 82) 
ad clerum dioeces. Jaurinens. et archidioec. Strigon. Strigon. 82* 
1- — 5 (jetzt erst veröffentlicht). 

5. Schneider*, Theolo^^ Jahrbuch f. d. J. 1898. (Der Amts- 
kalender f. ev. GeistL IL Thl.) Gütersloh, Bertelsmann. KM. 2, 40. 

Wir möchten auch die kirchenrechtlichen Kreise nachdrücklich 
auf dieses nützliche Unternehmen aufmerksam machen. Der gut 
ausgestattete Band giebt zunächst einen Abdruck der wichtigeren 
Gesetze des Jahres 1892 und zwar diesmal für Preusf;en, Sachsen 
— hier fehlt indessen das Disciplinargesetz — Württemberg, 
Hessen, Weimar, Braunschweig, Meiningen. II. Gerichtserkennt- 
nisse. ITT. Behördliche Entscheidungen. Es folgt dann der aus- 
führliche Personalstatus der ev. K. Deutschlands, eine kirchliche 
Statistik, eine Uebersieht über den Stand der äusseren und inneren 
Mission. Endlich eine kirchliche Chronik, Angabe von Geburts- 
und Todestagen und Nekrologe. £. Fr. 
Deatseh« Zdtschr. f. Kircbenxecht. III. s. 25 
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lY. Quellen des Eirclienreolits. 

34. Leon Dorez et Jean Guiraud, Les Regist res d'Urbain IV. 
(1261 — 4) Reoueil des bnlles de ce pape publikes ou analysees 
d'apres les l\rs. oricjin. du Vaticun. Par. 93. Fase. 1. 

35. Guiraud, Les Rej^istres de Grejjoire X. fI272 — 76). 
Reeueil des btilles de ce pape, publiees ou analysees, d'apres les 
manuscnts orijzinaux des archiv. du Vatican. Par. 92. Fase. 1. 

36. Clemens V. Appendix zu den Rcfj^esren I. Rom, 92 
enthält: Expeiisa camerae Clciuentis P. V. ao. 1;507 Obliiraf ioues 
praesulum Cleui. P. V. tempore. Inventarium thesauri eccl. Roman, 
ap. Perusium asservati jussu Clem. P. V. factum ao. 1311, 

37. Cipolla, II trattat o de Monarchia di Dante Alighieri e 
ropn.«»col() de potestafe reirja et papali di Giovanni da Pari^. 
Estratto dalle memorie della R. Acad. delle Scienze di Toriuo 
ser. 2. t. 42. Torino 92. 

38. Maass, Dantes Monarchie. Tubingen. Diss. 

39. Jourdan. Etüde sur Marsile de Padoue, jurisconsulte et 
theolog-. de XIV e siecle. These Montauban 92. 

40. Hurault, Etüde sur Marsile de Padoue. P^r. 92. 
(These). 

41. Wurm, Zu Marsilius v. Padua, Hist. Jahrb. 14, 68 (er 
ist vor 1338 gestorben). 

42. Pinke, Zu Dietrich v. Isiemes u. Marsilius v. Padua. 
Rom. Quartalssclir. 1S93, 224. 

43. 8 omm erleid t, Ein kirchl, Traktat d. Matthacus V.Krakau. 
Zt. f. d. Gesell, d, Oberrheins VII. H. 4. 

44. Albert, Matthias Döring ein deutscher INFinorit des 
XV. Jahrh. Stutr^^-. 92. Dih'inu- \sivd als Verf. der früher Heim- 
burjr zu^esehrit'beuen (Jonfutatio (aueh bei (loldast Monarchia 1, 
557) nach«je\viesen und die Verwandtschaft, die theilwei5?e zum 
Plagiat ausartet, zum Detensor ])aeis des Marsilius v. Padua. 

45. Brom, Bullarium Traiectense (s, oben Bd. 2 IV no, 44). 
Fase. 2 — 4. Haga-Uomitis 92. (Vollendung des I. Bandes bis z. J. 
1347. 

46. Katti, Acta eccl. Mediolan. Vol. II (vgl, Bd. I, IV, 67). 

47. Statuts synodaux du diocese de Bayonne de 1533 
avec une introduction et des actes i)ar Dubarat. Par. 92, 

48. Ermisch, D. älteste Schulordn. d. Kreuzschule z. Dresden 
(c. 1413). N. Arch. f. sächs. Gesch. 13, 346. 
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49. l'^n ktionsbulle d. ersten ap. Vikariates in Amerika nach 
d. Entdeckung d. Colunibus 1493, mitgetheilt v. P. de ßoos, 
Röuj. Quartalsschr. (J, 257. 

50. Ehses, Aus d. Konsistorialakten d. J. 1530 — 31, Rom. 
'Quartalsschr, C, -20, (Griimlung v. Bisthümern in Amerika, 
Concil. etc. Die erste Avestind. Diözese war die v. Mexico 12. /8. 
1530, das Patriarcliat v. Westindien wurde am 2./9. 1530 be- 
£>Tündet; für beide ])räsentirte Karl V., vgl. dazu Fita, in Boletin 
de la Keal Acad. de ia Historia XX, 3. 

T. QesoMclite der katholiscken Eircliduyerfassung, 

24. St ein herz, D. Einhebung d. Lyoner Zehnten im Erz- 
bisth. Salzburg (1282—85). Mitth. d. Instit. f. öst. Gschwsch. 
14, 1. 

25. Hayn, D. Almosenwesen unter Joh. XXII. ßöm. Quar- 
talschr. 6, 209. 

26. Gottlob, Aus den Rechnungsbüchern Eugens 1\'. z. Gesch. 
•d. Eloreniiiuuns. Hist. Jahrb. 14, 39. 

27. Birck, Hat Nikolaus von Cues seine Ansicht üb. d. Primat 
.geändert? Tüb. theol. Quartalschr. 74, Gl 7. 

28. Wahrmund, Z. Gesch. d. Exclusionsrechtes b. d. Papst- 
walüen im XV'ITI. Jahrh. Neue Beiträge a. röm. Archiven. Arch- 
f. K. K.P. G8, 100. 

29. SäguiüUer, D. Papst wahlbulien u. d. stiiatl. Recht d, 
Exklusion. Tübing. 92. 

30. SaegniüUer, Papst wählen : R e z e n s. Wahrmund inMitth. 
•d. Instit. f. öster. Gesch. -Forsdiun^ 14, 157. 

31. Holder, Die Designation d. Nachfolgers durch die Päpste. 
Freib. i. Schw. 93. Diss. 

32. Berthelet, La elezione del papa; storia e docum. Rom. 

33. Guerin, Le pouvoir temporel. Etüde sur la chute et 
Sur le retablissement de la souverainete territoriale du pape. 
Lyon 92. 

34. Meister, D. Nuntiatur v. Neapel im XVI. Jahrh. Hist. 
Jahrb. 14, 70. 

35. Tolomei, La nunziatura di Venezia nel pontihc. di de- 
mente VIT. Riv. stor. ital. 0, 577. 

36. Th einer*, Die EinfUhrunu- der erzwungenen Ehelosigkeit. 
Mit der so eben erschienenen Doppellieterung 5 u. 6 ist der I. Band 

15* 
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des Neudruckes vollendet. Derselbe bringt auch Nippolds Vorrede^ 
Nippold charakterisirt hier im Alli^cmeinen die kirchlichen Ket'orra- 
bestrebungen, wie sie im Anfan<re des .Jalirhuuderts in den besten, 
katholischen Kreisen verfolgt und dann durch die jesuitische Rich- 
tuno- überwunden wurden. Zu den Schriften, welche die Reform- 
teniK u/: hervorbrachte, gehörten auch die Theiner'schen (neben der 
oben genannten auch die anonyme ..Die kath. K. Schlesiens"). Der 
von Nippold gegebene Lebensabriss der beiden Verfasser hätte, 
namtiulich Avas die Schriften Augnstin Theiners betrifft, genauer 
ausfallen sollen. E. Fr. 

VL Staat und Kirclie. 

14. Gebsatt tel, Das Placetrecht d. Königs V. Bayern. Diss. 
Erl. 92. 

15. Henner, V. d. öster. Amortisationsgesetzen. Rezens. : 
Laurin, A. f. K. K.R. 68, 461. 

16. Formulaire d'invocation du bras seculier par le juge.- 
d'eglise (1626—34). Nouv. Revue de droit franc. 16, 97. 

17. Boulay delaMeurthe (s. Bd. II, VI, no. 20 Bd. 2. Par. 92. 

18. Duc de Broglie, Le Concordat. Paris 93. 

19. 1388/ 20/4: Mailand: weltl. Unterthanen v. Geistl. nur 
vor weltl. Kicliter zu belangen und umgekehrt. Ztschr. f. Schweiz. 
Ii. 33, 240. 

20. Job. Galleazzo v. Mailand 3/8. 1385 an den Podestä v. 
Bellenz: nulia ])ersona super nostro territorio moram traliens ad 
])r()fessionein alieujus dignitatis seu beneficii quam seu (juod absque 
nostra lieentia impetrare persumpserit, admitiatur. Ztschr. f. Schweiz.. 
R. 33, 235. 

21. Birchall, The church and tlie state in mediaeval Europe V^ 
The conflict of anthority and juristliction hetween the Spiritual and 
temporal powers in England, Procedings of the lit. and philos. 
soc. of Liveri^ool 46, 235—62. 92. 

22. Ingram, England and Rome: a history of the relations 
between the papacy and the English state and church, from the 
Xorman conquest to the revolution of 1688. Loiul. 92. 

23. Maitland, Henry 11. and the criminous Clerks. Hist.^ 
Rev. 7, 224. 

24. B rieger. Die kirchl. Gewalt d. Obrigk. n. der Anschau« 
ung Luthers. Eine Skizze. Ztschr. f. Theol. u. K. II, 513. 
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TU Ter&ssnngs- und Yerwaltnngsreoht der katholisohen 

Kiiclie. 

18. Peret, Des sepultures, Journal du droit canon 12, 683. 

19. Forsch, Stöiun«): in dem Besitz d. Rechts, bei Begräb- 
jussen dir Glocken des Thurmes einer Kirche zu läuten und in 
dem Glockenthum Begrfibiiissgeräthe aufzubewahren und dazu dt n 
Olockenthurm zu öffnen und zu verschUessen. Arch. f. K. K. ß. 
6B, 204. 

20. Forsch, Ist die Verweigerung d. heil. Communion als 
Beleidigung strafbar? Arch. f. K. K.R. 68, 96. 

21. Waltker, U. Geisteskämpfe zw. Protestantism. u. Ultra- 
montanism. u. § 16G H.-St.-G.-B. Deufscli. ev. Bl. 1892. 1. 

22. Strack*, Die Juden, dürfen sie „Verbrecher von Religions- 
wegen'' genannt werden? Aktenstücke, zugleich als ein Beitrag 
zur Kennzeichnung der Gerechtigkeitspflege in Preussen. Berl. 93. 
H. Walther. 

Die kleine Schrift schlägt in den Kreis unserer Zeitschrift nur 
in 80 weit ein, als sie Aktenstücke zur Interpretation vom St.-G.>B. 
^§ 164, 166 bringt. £. Pr. 

23. V. Schiigen*, Das kirchliche Vennögensrecht u. d. Ver» 
mögensverwaltung i. d. kathol. Kirchengemeinden d. gesammten 
preuss. Monarchie. Bd. 2. Der Geltungsbereich des gemeinen 
deutschen Bechts. (Hannover mit Ausnahme Ton Ostfriesland, 
Lingen und Eichsfeld, Hessen-Nassau, Schleswig>Holstein, Reg.« 
Bezirk Stralsund, HohenzoUemsche Lande, Bezirk des früheren 
.Justizsenats Ehrenbreitstein in der Bheinprovinz.) Paderb. 93 
Bonifocius-DruckereL 

Der Torliegende Band schliesst sich in Anordnung und Behand- 
lung des Stoffes genau an den I. an (ygl. Zischr. Bd. L VII. no. 58). 
Au^ hier gehen allgemeine Erörterungen voraus, in denen der 
Verf. sieh betreffs des Eigenthumssubjektes am KirchenvermSgen für 
'die Institutstheorie ausspricht. Bei der Frage von den Bechten 
«des Pfründners hat der Verf. das Buch von Gross übersehen und 
^ch mit dessen Theorie nicht auseinandergesetzt Es folgen 
dann in wörtlicher Uebereinstimmung mit dem I. Theile das Gesetz 
V. 27./9. 75, 23./2. 70 und die Verordn. v. 27./9. 75 mit Kom- 
mentar. Dftss der Verf. diese umfangreichen Partieen des I. Bandes 
im n. wörtlich abdruckt erklfirt imd rechtfertigt sich ledigUch aus 
dem Grunde, dass er für die beiden Bände ein verschiedenes Ab- 
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satzgebiet annimmt und die praktisclie Nutzbarkeit des Buches inr 
Geltungsgebiet des gemeinen Rechtes nicht dadurch erschweren 
wollte, dass er die Leser betr. des in der ganzen preussischen 
Monarchie geltenden TJ dites auf den I. Band verweisen konnte- 
nnd wollte. Aus demselben Grunde ist auch der Auszug aus dem 
Kölner Synodalstatute v. )(\C)2 und der sog. Clementina, sowie die 
Geschäftsanweisunpf fiir die Kirchenvorstände in der Diösese Trier- 
und in der JBrzdiözese Krdn — die letzteren beiden wenigstens: 
theüweise — aus dem 1. Bande in den II. wieder aufgenommen 
worden. Im Uebrisren enthält aber der II. Biind noch 9 Akten- 
stücke, die nicht im I. Bande stehen. Bedauerlich ist es, dass die- 
y. Tom 30. 1. 93 nicht mehr hat angenommen werden können- 

E. Pr. 

24. Dattino*, La commerciabilitÄ delle chiese. (Estratto- 
della Gazetta Diritto e Giurisprudenza anno Vlll. n. 8, 10, 13.)" 
Napoli Corrado 92. 3 Lire. 

Die Rechtssprechung Italiens schwankt zwischen der Annahme^ 
die £irchen seien res extra commercium, weil sie als Staatseigenthum 
anzusehen seien und der Meinung, sie seien in commercio. Die 
Arbeit des Verf., welcher sich für die letztere erklfirt, verdient 
auch in Deutsehland Beachtung, weil sie neben dem italienischen, 
auch fremden Rechten Aufmerksamkeit zuwendet. Die deutsche 
Gesetzgebung und Literatur ist leider unberücksichtigt geblieben,, 
obgleich sie mehr als die anderer Völker zur Vertiefung und £r- 
grOndung der Frage geleistet hat. K Fr. 

25. De bonis ecdesiasticis initio huius saecuU a Gubemio 
Gallicano occupatis, Arch. f. E. E. R. 68, 166. 

26. TJeber die Eirchengüter u. d. Glems schreibt d, B. t« 
Salamanca, Ciudad de Dios Juniheft. 

27. Seber, D. Beatusfonds bei d. Domkirche in Trier u. d. 
Fortbestand d. Stiftungen nach einer vorübergehenden Sükulari- 
sation. Trier 92. 

28. Guala, Le spese dl culto a carico dei comuni. Biv. di 
dir. pubbL 3, 97. 

29. Forsch, Vier preuss. RechtsflÜle a. d. Gebiete d. kirchl. 
Vermögens- u. d. Patronatrechts. A. f. E. E.R. 68, 337. 

30. Müller, Das Eigenthum an den Domcurien d. deutschen 
Stifter. Westdeutsche Ztschr. X, 4. 

31. Incompetenz d. dst«rr. Finanzprocuraturen z. Vertretung 
geisÜ. Stifter u. ElOster. A. f. k. E. E.R. 68, 237. 
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32. Ob die ostcrr. Finanzprocuratoren z. Vertretung- geistlicher 
Stifter und Klöster berufen? (Von der Behörde verneint.) A. f. 
K. K.R. 69, lü2. 

8B. Forsch, Zu den §§ 5B9 u. 423 des preuss. A. L.-R. II, 2. 
(Das Yerlialtn. zw. d. Pfarrer u. seilten „Nebengeistliciien"' mit Bez. 
auf Gaben, welche letztere als Aequivalent f. d. Vornahme geistl. 
Amtshandlungen erhalten.) Arch. f. K. K.R. 68, 87. 

34. Lefranc de Panthou, Les traitenients ou allocations 
eccles., leur natnre jiiridicjue et leg-ale. Evreux 92. 

35. Le congrue parrochiali. Kiv. di dir. eccl. 3, 129. 

36. Min eil a, L'aumento di rongrua tino alle Lire 800 in 
dipendenza della legge BO. 6. 92. Riv. di diritto e((l. 3, 353. 

37. Die kirchl. Bestimmungen üb. d. Messstipendien. A. f. 
K. K.K. tics, L>65. 

38. Les llonoraires de l\Iesse Le Canoniste 14, 433. 15, 1. 16, 71. 

39. Fulci, Sülle decinie con riguardo speciale alla Siciiia. 
Studii Messina 92. 

40. Salvioli, Le decime. Riv. di dir. eccl. 3, 385, 

41. Le Decime IV. Rivista di dir. eccl. .5. 05. 

42. Ridolfi, Le opere pie dotnli nun sono sogirette al eon- 
centraiiiento obbligatorio prescritto dall' art. 54 della legge 17. 7. 
1891. Riv. di dir. eccl. 2, 712. 

13. La quota di concorso sui redditi delle parrocchie per 
funcrali e messe. Riv. di dir. eccl. B. 17. 

44. Forsch, Observanz auch für die Pfarrbaulast und für 
Forensen gütige Recht sqnelle. A. f. K. K.R. 68, 201. 

45. Kr ick, Kirchl. Baupflicht u. kirchl. Bauwesen n. d. im 
Kgr. Bayern gelt. Gesetz, u. Verordn. Passau 93. 

4(). Forsch, Bildung einer Filial-K.-Gem. an e. Klosterkirche; 
Entstehnng^ der Corporationsrechte. Erwerb des Fatronats durch 
Dotation. Succession des Fiscus in d. Verpflichtungen eines säcu< 
larisirt. Klosters. Arch. f. K. K.R. 68, 3. 

47. Kreibner, D. Baulast d. Filialkirche z. Mutterkirche 
nach kanon. u. bayer. Rechte. (Erl. Diss.) Augsb. 02. 

48. II diritto di patronato e il diiitto di sepoltura nelle Chiese. 
Riv. di dir. eccl. 2, 589. 

49. Ridolfi, II concentramento e Tautonomia delle istituzioni 
pubbliche di beiieficenza. Riv. di diritto eccl. 3, 321. 

50. Schanz, D. Lehre t. d. heiL Sacramenten d. kath. K. 
Freib. 93. 
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YIII. Oidenswesen. 

10. Braumüller, Z. Gesch. d. Maumier-Kongregation L Stud. 
u. Mtth. a. d. Benedikt.-Ordeii XHL H. 4. 

11. Van Wintershoven» Notes et documents concemant 
Tancien b^guinage de St. Christophe k Liege, Analect. p. serv. ä 
rhist. eccles. de Belg. XXII, livr. 1. 

12. Oyervoorde, TJeb. d. rechtliche Stellung d. Beghuinen, 
Yerslagen en xneddeelingen d. yereenig. von het oud yaderl. recht 
t. IL liy. 5 & 6. 

13. Vareilles-Sommi^res, La loi fran^. permet-elle aux 
associat. non reconnues de poss^der? Revue cath. des instit et de 
droit August. Nov. Dec. 92. 

14. Tyck, Notices histor. sur les Congrägat. et communautes 
relig. et sur les Instituts de Missionaires au XIX e siecle. 
Louyain d2. 

15. Nicolaus, Gehört eine einzelne Ordensniederlassung zu 
denjenigen priyilegirten Corporationen, denen das Recht beigelegt 
ist, Urkunden mit öffentlicher Kraft auszustellen? (von den Gerichten 
verneint). Arch. f. E. E.R. 69, 44. 

IX. Evangelisches Xirchenieclit. 

7. W'oltt rsilorir, D. neuen Finanzjjesetze cL altpreuss. ev. 
Lanrlesk. Piut. K.Zeit. 1892, Nr. o5 — 38. 

8. FelgentriiufT, 1). linanziell. Ang;elegenli. d. altpreuss. ev. 
Landeskirche in d. III. ord. Gen.-Syn. IV. V. deutsch, ev. Bl. Ü2, 
386, 4G9. 

9. Stockniauii, 1). XCrsorisfunfj d. Prediger- Witt wen u. -Waisen 
in d. ev.-lnth. K. d. Prov. Sclilesw. -Holst. Zeitschr. d. Cxesellsch. 
f. Schles\v.-liul.st.-Lauenb. Geschichte, lid. 22 (auch bes. er- 
schienen). 

10. Verh;i ndlun«iM>n d. 16. Jahresversamndunf? d. S} n. tl. 
ev.-lutli. Freil\ir(iie in .Sachsen u. a. St. A. D. 1892. Ueber das 
Wort Gottes als Gnadenmittel. Ueber das Vorsteheramt. Zwickau, 
Dresden. 

11. Vogtherr, T). luth. K.Gem. im Kgr. Bayern diess. d. Rh. 
Ansbach 92. (Rrl. Diss.). 

12. Davaine, Auuuaire du jjrotestant. franc;. Prt'cede de la 
legislat. des cultes protestants pur Lods. 1*' aunee 93. Par. 93. 
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lo. Arn and, Supplem. aux synodes de desert de M. Edm. 
Hugues, reiitVrinant vingt et un syuodes ou coUoques inedits du 
Desert du I);ui])liine. Par. 92. 

14. Institution des dinconesses des egl. evangei« de ij'rance. 
Souvenir du cinquantenaire. Paris 92, 

15. Van Meer, De Synode te Emden 1571. s-Hage 92. . 

X« Sektenwesen« Aeligionstreiheit 

8. Douais, L'inqtusition en Ronssllloii. Cinq pieces in^dites 
1315— > 1364. Annales du HIGdi Octob. 92. 

9. Loserth D., Anabaptism. in Tirol v. b. Anfängen b. z. 
Tode Jac. Hüters (IdSG—de). Ans den hinterl. Papier, d. 
Dr. V. Beck. Wien 93. 

10. Knüttel, De toestand des nederlandsche Katholiken en 
tijde der Republiek. s'Gravenhage 92. 

11. Puaux, Hist. de P^tablissem. des protcst. frany. en Suede 
Paris. (Gesch. der französ. Reformirten in Schweden. Die Ge- 
meinde zu Stockholm erhielt erst 1741 freie Rcligionsiibung.) 

12. W.Müller, Joh. Leop. v. Hay. Ein biograph. Beitrag z. 
Gesch. d. Josefinischen Kirchenpolitik. Wien 92. (Nicht uninter- 
essant wegen der Vorgeschichte des Toleranzpatentes.) 

13. Gasteiger, Die Zillerthaler Protestanten und ihre Aus- 
, Weisung aus Tirol. Her. v. Edlinger. I^feran 92. 

14. Stoss, Die Straflosigkeit v. Glaubensansichten. Z. f. 
Schweizer. Strafr. 5, 515. 

XI. Eherecht. 

11. Witte, Zur £heschUessg. 1. XV. Jahrh. Z. f. Gesch. d. 
Oberrheins. VIL H. 4. 

12. Fleiner*, D. tridenrin. Ehevorschrift. Leipz. 92. 

Eine sehr sorgsame Abhandlung über das tridentinische £he- 
schliessungsrecht. Der Verf. hat der Rechtssprechung der Congre- 
gatio die grösste Aufmerksamkeit zugewendet und erörtert seinen 
Stoff nach allen Richtungen hin. Wir finden gegen seine Ergeb- 
nisse nichts Wesentliches einzuwenden. E. Fr. 

13. Misfud, La deroga al impedimento di clandestinitä e la 
legge civile sul matrimonio in Malta. Roma 91. 

14. Schneider, D. Aufhebg. d. matrim. praesumptum durch 
päpstl. Decret t. 15. 2. 1892. A. f. K. K.B. 68, 320. 
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15. Bollert, Welches Recht hefirünflet hei l»e.stehon(ler obli^^at. 
Civilehe f. d. einen Ehefratten die Weiircrun^:: d. anderen die kirch- 
lich vorgeschriebene Elieiorm zu erfüllen r* Isach gem. preuss. u» 
französ. Recht. Diss. Berl. 92. 

16. Rehm, D. jüngste Reform d. bayer. Heimathreclits. Arch. 
f. öff. R. 8, 47. 

17. Steniiol, D. bayer. Gesetzgebg. Ub. Heimath u. Verehe- 
lichg. Verwalt^s.-Arch. 1, 273. 

18. Dietrich, Evangel. Ehescheidungsrecht nach d. Bestim- 
mungen d. deutschen KO. d. XVT. Jahrh. Inausr.-Diss. Erl. 92. 

19. Erler, Ehescheidun^srecliT und Ehescheidun^sj)r()zess. rin- 
srMif'ssI. Eiieniclitierk. u. Pilieungültij^k. im Geltunji-si^ebiei e d. 
preuss. L,-R. unter Berücksichtig, d. Entw. e. bürgerl. Gesetzb. f» 
d. D. Reich. Berl. 92. 

20. Rieker, D. lamlLsherrl. EhpS( heidungsrecht. Gedanken 
U. Bemerkunnren. Theol. Stud. u. Kritik. 189S, 363 ff. 

21. Eh'iiit'r*, Die Eheschcidurifj: Najjolrous I. Lcipz. 03. 
Die kleine Schrift giebt unter Hinzufiigung von Brlrfj^sf eilen die 

Rede wieder, mit w eich er der Verf. sich an der Universität Zürich für 
Kirchenreeht liabilitirt hat. Der Verf. gelanut auch nach der Ver- 
üfTentlichung der Materialien vonWelschintrer zu deiiiscllten Krirebnisse, 
welches Sehlin«? vorher in dieser Zeirschrift festaestellt hatte: die 
Ehescheidung Napoleons war rechtsüiilti)i' ; die kirchliche Annullation 
seiner Ehe beruht da<ieL;en auf falschen rechtlichen Voi-aussetzungen. 
Die auf S. 81 bczüylic h der Mentalreservation vertretene Ansicht 
des Verf. halte ich für bedenklich. E. Pr. 

22. Calchi-X o vati, II divorzio. Milano 92. 

23. Turclierti, II divorzio. Sondrio 02. 

24. Del Croce, H divorzio nelie proviucie napoletane.. 
Nap, 91. 

25. Gesetzentwurf (b-s Deput. Villa über Ehescheidung 
(25. 1. 93). Riv. di dir. eccl. 3, 50. 

26. Ordine, L'azione nel dolitto di adulterio : appunti iriuri- 
dici sul libro II. tit. VllL ca}). V. del codice pennle. Napoli 02. 

27. Monnier, Private international law of divorce. II English 
law. The law magazine Nro. 283, S. 118, 284, 205; 285, 274 
(Jurisdiction). 

28. Peries, Procedtire canonique dans les causes matrimon. 
Reglement d'une officialite matrimon. Le Canon, contempor. 15, 
16, 88. 153. 207. 321. 415. 449. 525. 577. 641; 16, 5. 65. 139. 
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29. K. Schmidt, Die Konfession der Kinder nach den 
Landesrechten im Deutschen Reich. Freiburg, Herder, 1890. 

Wir erhalten in dem vorliegenden Werke eine zusammen-^ 
fassende Darstellung der partikularrechtlichen Bestimmungen über 
die religiöse Kindererziehung in einer Vollständigkeit und Gründ* 
lichkeit, die alle Anerkennung verdient* Diese Zusammenfassung 
war um so zeitgemässer und willkommener, als der Entwurf eines 
Bürgerlichen Gesetzbuches die Begelang der einschlägigen ]\Iaterie 
abgelehnt liat und doch von den verschiedensten Seiten (vgl. die 
Literaturübersichten in dieser Zeitschr.) die einheitliche Normirung 
gewünscht wird. 

Dem Resultate allerdinpr?. welches Verf. aus seinen Einzel- 
forschungen gewinnt, und welches seinen GesetzesvorscMag reprit- 
sentart, vermögen wir nicht zuzustimmen. Und es ist nicht un- 
interessant zu beobachten, dass dieser Vorsclüag von evangelischer 
Seite - - soviel ich sehe - nirg:cnds Zustimmung gefunden hat. 
Ich habe diesem Gedanken im Arehiv f. öffentliches Recht 1892, 
S. 15öff. bereits Ausdruck verliehen und verweise auf die Aus- 
führungen dortselbst. Was Verf. hiergegen im Archiv f. kathol. 
Kirchenrecht z. B. 1891, S. 471ff, gegen mich, 1892, S. 197 flf. 
g^en Schenrl, vorgebracht hat, vermag meine Ansicht nicht zu 
erschüttern. E. S. 

30. Bertram, TJeb. die relig. Erziehung d. Kinder aus gem. 
Ehen im Hannoverschen. Linzer illeol.-pral^r. (^uartalschr. 92, 39» 

81. Stauder, D. relig. Erziehung d. Kinder aus gem. Ehen 
nach bayer. Rechte u. d. Rechtssprechung d. Verwaltungsgerichts- 
hofes. (Et\. Diss.). Nümb. 92. 

32. Sajö, Literat, üb. d. ungar. Wegtauienfrage. Arch. f. E. 
E.R. 68, 153. 

83. Martin*, Expos^ de Tancienne l^gislat. gön^voise sur le 
mariage (s. Bd. II, XI, 19). 

Bei der theokratischen Gestaltung des reformirten Genfer 
Staates ist ein Zusammenwirken von Staat und Kirche in Ehe- 
sacken erklttrlich gewesen. Das Konsistorium verhandelt zuerst 
und sucht eine Einigung der Parteien zu erzielen. 

Gelingt dies nickt, so geht die Sache mit dem Gutackten des 
Konsistoriums an die staatliche Bekörde, welcke allein Zwangs- 
gewalt besitzt. So sind denn auch in den Ordonnanzen die Ehe- 
Vorschriften bei dem Abscknitte Uber die Aeltesten gegeben worden^ 
die mit den Ministres das Konsistorium ausmackten. 
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Der Verf. gieht einen klaren licberblick der <iesanimten Vor- 
schriften. Wir weichen in so ferne von ihm ab, als wir nach dem 
Gef^etze nicht sa^en möchten, dass minderjährige Kinder die Ein- 
willigun<r des Vaters zn der Ehesohliessunpr haben miissten, gross- 
jährige nur fornieile Sehritte zur Krliingnng derselben zu tliun hatten, 
sondern dass diescll)e für alle Kinder erforderlich war und nur bei 
Grossjährigen eine obrigkeitliche Supplirung erfolgen konnte und 
gegebenen Falles musste. Auch scheinen uns die Vorschriften über 
die Verlöbnisse, die nicht unbedingt eingegangen werden dürfen, 
zu dem Schlüsse zu führen, dnss in den Ordonnanzen die Lehre von 
den sponsalia de prasenti anerkannt ist. wie sie ja auch Beza ent- 
wickelt. Sehr instruktiv sind die ^littheilnngen aus der Praxis. 
Noch niehr würden wir erfreut worden sein, A\enn der Verf. an- 
gegeben hätte, in wie weit die Redaktion von 157(> eine Ver- 
änderung des Kechtsstandes der Ord. v. IS./ll. 1561 lierbeigeführt 



f). ]Mitth eilungen d. rJesellsch. f. deutsche Erziehungs- ii. 
Schulgcschiehte IT, 1, 2: i Me Pädagogik des Konrad Bitscliin /1433) 
von Donikapitular Dr. F. Hipler in Frauenburg (Ostpreussen). Ein 
Schulgesetz lieinrirhs I. für die Stadtschule zu Schleiz vom .Tnhre 
1673. Von (Tvninasiallehrer Dr. Böhme in Schhüz. S( hola et 
lyfethodus Gaertneriana (Gymnasium zu Idstein, ca. 17(M)). Von 
S})ielmann in Wiesbaden. Beiträge zur Geschichte des Philan- 
thropins in Dessau. Von Professor Dr. Franke in Dessau. Aus 
der Geschichte des Tglauer Gymnasiums (ca. 1773). Von Karl 
Werner, Landesschulinspektor a. D. in Salzburg. TJeber Hartfehlers 
Ausgabe von Melanchthons Declamationes. Schulniiinzen-Pechen- 
pfennige. Von Dr. \\'eckerling in Worms und Pfarrer Dr. Falk in 
Klein -Winternheim bei Mainz. Comenius-Gesellschaft. Die Schul- 
ordnung des Gymnasiums der freien Reichsstadt Nordhausen am 
Harz vom .Fahre 1583. Nacli der Originalhantlschrift mitget heilt 
von Karl Meyer, Lehrer zu Xordhauseu. Zwei sh'rhsisrhe Dorf- 
schulordnungen des 17. Jahrhunderts (Reinersdorf und Schönt'eld). 
Von Johannes Bolte. Zur Erziehung des Königs i\raxiinilian IL 
Ton Bayern- Von P. Magnus Sattler, Prior des Klosters Andechs. 

7. Seydel, Ba\Tisrhes Staatsrecht, Bd. VT, Abth. 2. Freib. 93 
{enthält unter der „Rubrik das Recht der Verwaltung in Bezug aut 
das geistige Leben ^ eine ausi'ülirliche Darstellung des Scliulrechts). 
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8. König, D. ältesten Statuten d. theol. Fakultät in Freiburg^ 
Fortsetzung. (Statut, v. 1578 u. cüe v. 1400: Diözessan-Arch. 
Bd. 21). Freib. Diözess.-Arch. 22, 1. 

9. König, Z. Gesch. d. Univ. Freiburg im 15., 1(5. u. 
19. Jahrh. Freib. Di <">zess.-Arch. 22, 327. (Excerpte äus dem 
Statuteubucli der tlieol. Fakult. 1456—1^11, 1805—6). 

10. Martin, L'Univ. de Pont-a-Mousson (1572—1768). 
Par. 91. 

11. J Ulli an, Les premieres univcisites franc^aises: L'Ecole de 
jBordeux ou 14" siecle. Bevue internat. de l'enseignem. XIII^ 
Nr. 1. 

12. Fonrnier, Hist. de la science de droit en Franre t. 3. 
Les TJniversites fran<;'aises et Tenseignement du droit en France 
au moyen-äge. Par. 92, 

13. Cliatelain et Denil'le, Übscrvations crit. Sur les Statuts 
et Privileires des universites fran^.. pubiies par Marcel Fournier 
Suivi de: Les Delegues des univ. fran^,. an concile de Constance 
(nouvelles rectifications aux ouvrages de M. M. Fournier). Rennes. 

14. Cardoii. La fondation de rUniv. de Douai (These). Par. 

15. Sauerland, liechtsgeschicLte des Trierer Bantusseminares. 
Trier 92. 

10. Auhry, Les f^rauds s^minaires, esf?ai .snr la niethode des 
etudes ecciesiast. en France. II" Partie. Les grands Seminaires. 
LiUe 93. 

17. Sehniiedcr, D. könijxl. Predifierseminar zu Wittenberg 
in s. ersten AnfJtjioren. Aufzeichnungen a. d. .T. 1818. Wittenb. 92. 

18. Leonard, Eini'i'es üb. d. Schule d. Stiftes Seckau in d. 
ersten Jahrh. seines Bestehens. Stud. u. Mitth. a. d. Gesch. d. 
Bened. Ordens IB, 151. 

19. il animerstein, T>. preuss. Schulmonopol m. bes. Hiick- 
sieht auf d. Gymnasien. Freil), 93. 

20. Fischer, Gesch. d. deutsch. Yolksschullehrerstandes 1. 2. 
Hannov. 98. 

21. Porscli, Die Kosten des Heligionsunterrichts überhaupt 
u. insbesondere im Geltungsbereiche d. Schles. Schulreglements v. 
18./5. 1801. A. f. K. K.R. 68, 213. 

22. Margeact, L'enseignement primaire en Autiiche-Hongrie 

Par. 

23. Demarge, Les ecoles d'un village Toulois au conimerce- 
ment du XVIII ' siecle, d'apres des documents inedits. Par. 92. 
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24. Ehr« Beitr. z. K.- u. ScbulTerfassuiig d. Herzogth. Ootiha 
1>. z.' Tode Ernst d. Frommen i. J. 1675. Erl. Difls. 92. 

25. Maurin, Les 6eoles primaires prote$tantes avant la rÖYO- 
eation de T^dit de Nantes (Th^e). Montauban 92. 

26. Nicolet, L*ecole primaire protest. en France jusqu'en 1789. 
Th^se. Auxerre. 

27. Onclair, La question scolaire aax Etats-Unis. Revue 
catb. des instit. Octobre 92. 

28. La question scolaire aux Etats-Unis. Le Can. contemp. 
93, 15. 
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IIL Aktenstücke. 

Mtgetheilt von Friedberg. 



Päpstliche Aktenstücke. Sprüclie römischer Behörden. 

13. Decr. congr. Indicis: forma facultatis episcopis con- 
cessae circa libros prohibitos. A. f. K. K.R. 68, 436. 

14. Congreg. de Prep. Fide. Decret 21./4. 92 de quae^ 
stione scholari in statibus foederatis Ameiicae septentr. A. f. £. 

68, 387. 

16. In der amerikanischen Schulfrage bat eine Bischofs* 
yersammlung stattgefunden, auf welcher 14 Propositionen des 

apostol. Delegaten Satolli nicht ohne starke Opposition von der 
IMajüiität angenuinuieu wurden. Der Wortlaut der Propositionen im 
Journal de droit can. IB, 245. 

16. Congr. de Propaganda. Lit. 10./5. 92 ad Cardin. Aep. 
Baltimorens. circa presbyt. Euthenos coniugatos. Arch. f. K. K.B. 
68, 442. 

17. firief d. Cardin. Präfekt. Ledochowski y. 15./5. 92 über 
die Bischofswahl in d. vereinigt. Staat, t. Kord- Amerika. Le Canon, 
contemp. 15, 496. Arch. f. K. K.B. 69, 141. 

18. Congr. Concilii 14./5. 92: Der poenitentiarius hat 
keinen Antheil an der massa distributionom. Le Canon contemp. 
15, G24. 

19. Con^rrc... Concilii 23./7. 92. Der B. v. Cliiusi n. 
Pienza fragt au: er befolge die seit altersher übliche Praxis, den 
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Bath für das Seminar selbst zu ernennen aus zwei Mitgliedern des 
Kapitels yon Pienza und zwei der Kirche von Chiusi. Ob dies 
weiter angehe? Antwort: Mit Rücksicht auf die besonderen Um- 
stände (das Seminar wird auch aus den B^^itrh'nren der Diözese 
Chiusi bestritten) soll der Rischüt" zwei iJepurirte wählen, die 
andern beiden aber sollen von den beiden Kapiteln gewählt werden. 
Acta S. Sed. 25, 305, 

20. Gongr. Rituum. Resolut, dubior circa consecrationem 
altaris portatilis 10./5. 90. Arch. f. K. K.B. 69, 121. 

21. dieselbe: dubia circa campanarum benedictionem 4./3. 92. 
ib. 122. 

22. Congr. Goncil. Paris. 27./8. 92. Dispensat. matr. 

ratum non consummat. Acta S. Sed. 25, 345. 

23. Congreg. dcgli ai'fari straord. ^O./l. 90. Die von 
zwei Protestant. Personen auf Malta auch ohne Beobachtung der 
trident. Form geschlossenen Ehen sind giitig. Nicht wenn ein 
Kontrahent Katholik ist. Le Canon, contemp. 1893, 25. Die 
Wirkung dieses Dekretes auf Ehen vor Erlass desselben geschlossen 
ausgedehnt durch decr. der Inquis. B./6. 92. ib. 26. 

24. Beer. Inquis. 18./5. 92 betr. die Katholiken, welche 
nach altem Brauche der Pireuss. IHözesen ihre Ehen vor einem 
akathol. Geistlichen schliessen. Von der Gensur, welche sie be- 
troffen hat, kann der Bischof krafb seiner Qninquennalfakultöten 
absolvircu und diese Befuguiss auch anderen subdelegiren. Le Can. 
contemp. 15, 668. 

25. Conore<i-. Tnquisid. 6./7. 92. Die Protestanten in 
Colmar, welche mindestens seit 1632 eine eigene Kirche besitzen und 
nie das Trident. beobachtet haben, brauchen das Decr. Tamesti 
nicht zu befolgen. Dagegen kann das Dekret niemals durch Zeit- 
ablauf in desuetudo kommen. Acta S. Sed. 25, 117. 

26. Ob ein yon Tisch u. Bett Getrennter die Ehescheidung 
verlangen dürfe, wenn auch nur um die vermögensrechtliche 
Selbstständigkeit zu verlangen? Die Poenitentiarie hat ver- 
neinend entschieden. 3./1' ^^1« 3./C. 91. Le Canoniste contempor. 
15, 220 f. 

27. Congr. Concilii. 22./12. 91. De deleiratione generali 
assistendi in matriomonio contrahendo. A. f. K. K.K. 69, 139. 
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öeriGlitsspniche. 

3. Entsch. d. RGer. II. Strafsen. 28./6. 92. (Entsch. d. 
RGer. in Strafsachen, Bd. 23, S. 199). 
Aus den Gründen: 

Die in dem Urtheile j^etrolfene Feststellung, dass der An- 
geklagte am 9. August 1891 in der katholischen Kirche zu St. bei 
der Vereidigang und £inftihnuig der Kirchenvorsteher Unordnung 
erregt und hierdurch eine gottefldienstliche Venichtung einer im 
Staate bestehenden Religionsgesellschaft Yorstttzlich gestört hat, 
entspricht dem Wortlaute des Eröfinungsbeschlusses und wird nicht, 
wie die Revision meint, dadurch in Frage gestellt, dass in der Ur- 
theilsformel die Verurtheilung des Angeklagten wegen „Störung 
des Gottesdienstes" aiisgesprocliün ist. Gottesdienstliche Verrich- 
tungen im Sinne des § 167 St.-G.-B.'s bilden allerdings keinen 
Bestandtheü des ordentlichen, regelmässigen Gottesdienstes einer 
ReViprionsgemeinschaft, sie fallen niclit unter den Begriff des Gottes- 
dienstes im engeren Sinne, auf den Dienst Gottes sind sie jedoch 
gleichfalls gerichtet, und in diesem weiteren Sinne werden auch 
sie von dem Begriffe „Gottesdienst umfasst. Nur in einer solchen 
weiteren Bedeutung kann die in der TJrtheUsformel ausgesprochene 
Verurtheilung wegen Störung des Gottesdienstes verstanden werden. 

Wie in dem Urtheile mitgetheilt wird, hat der Bischof von 
Ermland in dem Ritujile Warmiense bestimmt: 

„dass der Pfarrer Avährend der heil. Messe vor der zum Gottes- 
dienste versammelten Gemeinde den neu erwählten Xirciieuvor- 
steher an den Tisch der Kommunikanten herantreten lässt, ihn 
in einer kurzen Ansprache über die Würde und Pflichten seines 
Amtes belehrt, ihm den Eid abnimmt und sodann das heil. Abend- 
mahl reichf 

Mit Eecht nimmt der Y ordenichter an, dass der so beschaffene 
Akt der Beeidigung und Einftihrung der Kirchenvorsteher, indem 

er durch bischöfliche Anordnung in die heiligste gottesdienstliche 
Handlung der Katholiken, die Messe, eingeliigt und mit einer 
sakramentalen Handlung verbunden sei, eine Verehrung, einen 
Dienst Gottes zum Ausdrucke bringe und deshalb als eine gottes- 
dienstliche Verrichtung im Sinne des § 167 St.-G.-B.'s angesehen 
Deutsche Zelts«Jir. f. Kircbenrecbt. HJ. 2. 1« 
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"werden müsstj. Lediprlich dieser besondere ermläiidischc Ritus ist, 
da e5? sich liier um eine dem liisüiuiu Ermland angehörige Ge- 
meinde handelt, entscheidend, und es kann nicht darauf ankommen, 
ob ein gleicher Charakter der Beeidigung der Kirchenvorsteher an 
und für sich und allgemein nach katholischem Ritus beiwohnt. 

Unrichtig ist femer die Behauptung der Revision, von dem 
Angeklagten sei in der Hauptverhandlnng der Einwand erhoben» 
dass er in Unkenntniss von Thatumständen gehandelt habe, welche 
zum gesetzlichen Thatbestande gehören. Wie das SitzungsprotokoU 
ergiebt, hat der Angeklagte nicht eingewendet, dass er keine 
Ivt nutniss davon gehabt habe, in welcher Art nach eriuländischeiii 
]<\tu> die Beeidigung und Einfilhnmg der Kirclienvorsteher vor- 
genommen werde, er hat sich vielmehr auf den Einwand beschränkt, 
dass der Akt so, wie er stattgefunden habe, als eine gottcsdii nst- 
liche Verrichtung nicht anzusehen sei. Hiernach hat der Angeklagte 
einen Einwand in Gemüssheit des § 59 St.-G-.-B.*s nicht geltend 
gemacht, sondern seine Auffassung des dem Stra%esetzbuche an- 
gehörigen Bechtsbegriffes „gottesdienstliche Verrichtungen^ zum 
Ausdrucke gebracht; diese Auffiissung ist eine irrige, der Irrthum 
betrifft den Inhalt und die Bedeutung des Strafgesetzes, und ein 
solcher Irrthum kann ihm nii ht zur Kiilschuldigunnr gereichen. 

Thatsächlicher Art und deshaU) in diesci- Instanz nicht nach- 
zuprüfen ist die in dem UrT heile enthaltene Feststellung, dass der 
Angeklagte durch sein Verhalten, indem er in der Kirche an die 
Kommunionbank herantrat, eine Frage an den Pfarrer richtete, 
dann von dem Altare zurücktrat, die ganze Kirche bis zu dem 
gegenüberliegenden Hanptausgang durchschritt und durch denselben 
hinausging, Unordnung erregt und so den Akt der Beeidigung und 
Einführung der Kirchenvorsteher gestört hat. Dass der Angeklagte 
aber mit dem klaren Bewusstsein gehandelt hat, dass er durch sein 
Verhalten Unordnung und die Störung des Aktes herbeiführen 
werde, ja dass sein Wille geradezu auf die Herbeiführung dieses 
Erfüll: es gerichtet gewesen ist, wird ausdrücklich als erwiesen be- 
zeichnet und hierdurch der im § 167 St.-G.-B.'s erforderte Vorsatz 
des Thäters bedeiikenfrei dargelegt. . . . 

Endlich kann, da es an einem rechtswidrigen Angriffe fehlt, 
nicht davon die Bede sein, dass der Angeklagte in Nothwehr ge- 
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liAndelt hat. Dass es ihm nicht darum zu thuu war, sein angeb- 
liches Recht, in polnischer Sprache beeidigt zu werden, zu wahren, 

wird festgestellt; zu (■iner weiteren Erörterung nach dieser Rieh- 
iimg hin hatte der Vorderricliter keine Veranlassung-. TTelniir^ais 
würde der Angeklagt i' auch dann, wenn er ein ihm zustellendes 
Kecht hätte wahren wollen, nicht befuf^t {gewesen sein, dieses Becht 
in der hier festgestellten Art und Weise geltend zu machen. 

4. Preuss. O.V.Ger. £rk. d. I Sen. 8./10. 92. Das Yereins- 
gesetz V. 11. /3. 1850 schliesst es nicht aus, dass auch einer nur 
in der hergebrachten Weise stattfindenden kirchlichen Prozession 
Auf Grund anderweiter gesetzlicher Bestimmungen polizeilich ent- 
gegentreten wird. — Der öffentliche Gottesdienst einer staatlich 
anerkannten Religion sgesellschaft als Gegenstand der landes- oder 
ortspolizeilich zu walirenden oftentlicher Ordnung. (Entsch. 23, 
410.) 

Aach altem Herkommen in der Stadt S., Regierungsbezirk 
Arnsberg, geht am ersten Osterfeiertage eine Proj^ession nach Be- 
endigung des Uauptgottesdienstes, kurz nach 11 Uhr, von der 
katholischen Kirche aus und zieht um den Marktplatz und an der 
evangelischen Nikolaikirche vorbei. Der Umstand, dass zu diesem 
Zeitpunkt der evangelische Gottesdienst, bestehend in der Abend- 
mahlsfeier, noch nicht beendet war, veranlasste bereits in den 
Jahren 1878 bis 1890 zunächst eine Erörterung im Schoosse des 
Magistrats, dann ein Abl^ommen unter den beiderseitigen Pfarr- 
geisilichen, ferner zwei Anträge des evangelisehen Presbyterii, und 
bestimmte endlich die Polizeiverwaltung, nnfi r dem 23. März 1891 
an den katholischen Pfarrer A. eine Verfügung zu erlassen, wonach 
die am ersten Oster tage stattfindende Prozession die Grenzen des 
Hergebrachten nicht überschreiten darf und namentlich darauf zu 
achten ist, dass sie vor Beendigung des Gottesdienstes in der 
Kikolaikirche an dieser nicht vorüberzieht, jedenfalls aber der Ge- 
sang und das Klingeln auf den in der Nähe der Kirche befindlichen 
Strassen und Plätzen einzustellen ist. 

Nachdem die in Folge fristzeitiger Beschwerde des kaiho- 
lischen Kirchenvorstandes eingeleiteten Ausgleichsverliandlungen ge- 
i^cheitert waren, hob der Kegierungspi-äsident am 22. Januar 1892 
in Entscheidung auf Jene Beschwerde die ortspolizeiüche Verfügung 

16* 
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vom 23. März 1891 nur insoweit auf, als sie das Vorbeiziehen der 
Prozession an der Nikolaikirche vor Beendigung des Gottes- 
dienstes in derselben überhaupt verbietet; es werde genüiuren^ 
wenn in einer angemessenen Entfernung- von der Kirche das Sinjt^en 
und Klingeln unterbleibt und damit jede Störuug des evangelischen 
Gottesdienstes vermieden wird. Dies erscheine nach dem Grund- 
sätze gerechtfertigtt dass auch hergebrachte Prozessionen den Gottes- 
dienst Andersglftubiger und den öffentlichen Strassenverkehr nicht 
stören dürften. 

Die weitere Beschwerde des Kirchenvorstandes wurde aus 
denselben, eingehender dargelegten Erwägungen durch Bescheid 

des Oberpräsidenten vom 14. April 1BU2 zurückijewiesen. 

Ebenso wies das Oberverwaltungsgericht die dann noch von 
dem katiiolischen Kirchenvorstande erhobene Klage zurück, nach- 
dem derselben der Pfarrer A., der auch bereits die Beschwerden, 
sämmtlich mitunterzeichnet hatte, in Bücksicht auf die etwa gegen 
die Sachlegitimation des erstgenannten Kl%ers geltend zu machen- 
den Bedenken beigetreten war. 

Gründe. 

Was zunächst den Legitimationfipunkt anbelangt, so ist eine 
Mehrheit von Personen, welche Versammlungen veranstaltet, dann,, 
wenn ihr die Fähigkeit, als solche vor Gericht aufzutreten, bei- 
wohnt, für befugt zu erachten, durch ihre, zur Erklärung des ge- 
meinsamen Willens berufenen Organe auch das gemeinsame Ver- 
sammlungsreclit des Vereins gegenüber den Eingriffen durch poli- 
zeiliche Verfügungen zu wahren, wie andererseits das einzelne 
Vereinsmitglied befugt ist, sein durch diese Verfügung mitverletztes- 
Individualrecht zu schützen. Zur Erhebung der vorliegenden Klage 
erscheinen daher sowohl die Gesanmitheit der Pfangenossen (die- 
Pfarrgemeinde), vertreten durch den Kirchenvorstand (vgl. § 57 
des Gesetzes vom 20. Juni 1875 — G.-S. S. 241), als auch der 
Pfarrer A., als Leiter des streitigen Aufzuges, sachlich legitimirt» 

Die Kläger stützen ihren Anspruch unf den Umstand, dass die 
Prozession, der eine polizeiliche Besc iu an kung auferlegt wurde,, 
hergebraehr ist, und auf den § 10 des Vereinsgesctzes vom 11. März 
löoü, wonach „kirchliche Prozessionen, wenn sie in hergebrachter 
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Art stattfinden, einer Torgängigen (renehmignng und selbst einer 
Anzeige nicht bedürfen**, indem sie hieraus ableiten, dass damit 
•die Abhaltung yon Prozessionen in hergebrachter Art überhaupt 
Jeder polizeilichen Einwirkung entzogen sei. Diese Auffassung ent- 
spricht jedoch nicht dem bestehenden Bechte. 

Indem der Art. 29 der Verfassung die Preiisseii l)ereclitigt, 
sich ohne vorgäii^i<ie Erlaubniss in p'eschlossenen Räumen zu ver- 
sammelu, und weiter die Versainniluni^eii unter iVeieni Himmel 
„auch" in Bezug auf vorgängige Erlaubniss der Verfügung des 
Gesetzes unterwirft, so ist damit ausgesprochen und allseiti": an- 
erkannt (vgl. Stenographische Berichte der II. Kammer für 1849/00 
S. 631), dass aUe Versammlungen ohne Ausnahme dem Gesetze, 
welches nur diejenigen in geschlossenen RKumen nicht an eine Tor- 
gängige Erlaubniss knüpfen darf, im Uebrigen unterworfen bleiben. 
Wenn dann das Yereinsgesetz in den §§ 1 und 3 nur fttr diejenigen 
Versammlungen in geschlossenen Rüumen, in welchen öffentliche 
Angelegenheiten erörtert werden sollen, die Anzeige erfordert, so 
ist es in der Verwaltungspraxis und Rechtsprechung (vgl. Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgeri( lits Bd. VT S. :^71, Jid. XI 
S. 382; Preussisches Verwaltungsblatt Jahrgang XI 8. 75/76) nie- 
mals zweifelhaft erschienen, dass alle derartigen Versammlnniren, 
«einerlei ob sie einer Anzeige bedurften oder nicht, Yon der Polizei 
auf Grund anderweiter, neben dem Yereinsgesetze bestehender ge- 
setzlicher Bestimmungen (z. B. aus SanitfitsrUcksichten bei Epi- 
demien) untersagt bezw. beschrankt werden dürfen. Ein Anderes 
kann auch für die Statut- oder besehlussmSsstg ein fUr allemal 
feststehenden V ersammlungen von Vereinen nicht um desswillen 
gelten, weil jene durch den § 3 von der sonst erforderlichen An- 
zeige befreit sind; denn dies ist — vgl. Stenographische Berichte 
der II. Kammer 1850 S. 2772 — lediglich geschehen, um eine 
überflüssige Belästigung der Vereine zu vermeiden, nicht aber um 
deren Versammlungen noch weitere, materielle Vorzüge einzuräumen. 
Nur dieselbe Bedeutung ist dann den §§ 9 und 10 des Vereins- 
gesetzes beizulegen, wenn diese neben der Regel, dass Versamm- 
lungen unter freiem Himmel und öffentliehe Aufzüge der vor- 
gängigen Anzeige und Genehmigung bedürfen, die Ausnahme 
hinstellen, dass gewöhnliche Leichen- oder Hochzeitszüge und her- 
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gebrachte Prozessionen, Bittgänge oder Wallfahrten von beiden 
befreit sind. Denn da die Materialien eine niOiere Begrttndnng 
dieser Ausnahme nicht enthalten, kann ftlr dieselbe nur die gleiche 
iW ägiing \vie för den § 3 bestimmend gewesen sein, nlfmlich die,. 

dass diese Aufzüge eben, weil sie seit Jahren nnbelündert statt- 
gefunden haben, in der Regel zu einem polizeilichen Einsciin irm 
keinen Anlass treben werden, und dass somit das Erfordern jedes- 
maliL'-er Anzeigen etc. nur die Betheiligten unnütz belästigen würde^ 
Jedenfalls aber sind Ausnahmen von der gesetzlichen Regel strikt 
auszulegen und anzuwenden, sodass der Schlusssatz des § 10 die 
Polizeibehörde nur behindern kann, für eine helgebrachte Pro- 
zession die sonst voigeschriebene Anzeige und Genehmigung zu 
erfordern. Keineswegs steht jedoch diese Bestimmung dem Erlasse 
einer positiven polizeilichen Anordnung für den Fall entgegen^ 
wenn die beruhe brachte Prozession ausnahmsweise und nach den 
besonderen Umstanden des Einzelfalles die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung gefährden, oder durch den, mit ihr verbundenen, 
nicht „gemeinen" Gebrauch der öffentlichen Strassen den Verkehr 
hemmen sollte. Denn die Ausnahmebestimmung des § 10 hat — 
und hierin irren die lüäger vorzugsweise — den Einzelpersonen 
und Kirchengesellschaften, welche beigebrachter Weise, die Pro- 
zession abgehalten haben, kein besonderes, subjektiTes Recht, die- 
selbe nunmehr unbedingt und für alle Zukunft, auch unter völlig 
veränderten Umständen abzuhalten, verliehen und insbesondere kein 
Recht im Sinne der §§ 2 und 3 des Gesetzes vom 11. Mai 
(G.-S. S. 192), durch welches jene von jeder untersagenden oder 
beschränkenden Einwirknn«,'- der Polizei befreit wären, begründet 
und noeli weniger einen servitutShnliclien Anspruch auf die Dis- 
position über die Strassen und Plätze der Stadt. 

Der § 10 des Vereinsgesetzes ergiebt daher für die Kläger 
keine weitere Befugniss als die, die hergebrachte Osterprozession 
auch ohne ' voigSngjge Anzeige und polizeiliche Genehmigung ab- 
zuhalten, und auch dies nur unter der selbstverständlichen und 
darum im Gesetze nicht noch ausdrücklich erwShnten Voraus- 
setzung, dass deren Abhaltung weder gegen ein anderweites Ver^ 
botsgesetz verstösst, noch durch eine besondere Anordnung der 
Polizei auf Grund anderer, neben dem Vereinsrecht bestehender 
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gesetzlicher Eestimmiin-* n. ins;besondere aus (Tründen iler öffent- 
lichen Sicherheit oder Ordnung (§ 10 Tit. 17 Th. II A, L.-Ä.) ver- 
boten wird. 

Nim hatten vor Grelttmg der Verfassung bereits die Tom 
Staate anerkannten „Öffentlich au^enommenen** Beligionsgesell- 
Schäften das Recht, öffentliche Gottesdienste abzuhalten (§§ 11, 
17—19, 25 Tit. 11 Th. II A. L.-R ) , dabei standen sie nicht nar 
unter Aufsicht des Staates, sondern in vielfacher Beziehung in 
dessen Schutz; den Staatsl>ehürden wnr stets die Anordmmir und 
Vollst reckiin|r der zur Aufrechterhahung der äusseren kircldichen 
Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorschriften anvertraut (§ 3 
zu 4 der Verordnung vom 27. Juni 1845 — G.-S. S. 440 ; Art. 23 
des Gesetzes yom 3. Juni 1876 — G.-S. S. 125). Die öffentlichen 
Gottesdienste dieser Heligionsgesellschaften sind daher Staatsrecht* 
lieh Gegenstände der öffentlichen Ordnung, und können als solche 
den staatlichen Schutz, wie in der Handhabung des Strafrechts 
(vgl. insbesondere § 167 des Strafgesetzbuchs), so auch durch 
polizeiliches Einschreiten im Einzelfalle erfahren (diesseitiges Er- 
kenntniss vom 10. Dezember 1884 — M.-Bl. d. i. V. 1885 S. 24). 
Eine Verletzung der öffentlichen Ordnung, welche das Einschreiten 
der Polizei aus § 10 Tit. 17 Th. II A.-L.-R. und, falls jene durch 
einen Aufzug verursacht wird, auch aus den §§ 9 und 10 des Ver- 
einsgesetzes rechtfertigen würde, kann daher sehr wohl in der 
Störung des Gottesdienstes einer solchen ReligionsgeseUschaft be> 
stehen. Und als derartige Störungen sind nach konstanter Becht- 
sprechung der Strafgerichte schon diejenigen Handlungen an- 
genommen, durch welche die Aufmerksamkeit der Anwesenden von 
der kirchlichen Feierlichkeit abgezogen (Entscheidung des vormaligen 
Königlichen Obertribunals vom 18. Fel)ni;ir 1876, Golttiaimaer 
Archiv, Bd. 24 S. 226), die ,,Erbauunir" derselben (selbst nur 
durch lautes Beten des Einzelnen) gestört wird (Entscheidung des 
Reichsgerichts vom 11. Mai 1880 in Braun's Annalen Bd. 2 
S. 13/14), gleichviel, ob der Handelnde sich inner- oder ausserhalb 
des zum Gottesdienste benutzten Raumes befindet (Oppenhoff Recht- 
sprechung Bd. 19 S. 8; Rechtsprechung des Reichsgerichts Bd. B 
S. 70). Dass aber durch das Klingeln der Ministranten und den 
lauten Gesang der an einer Kirche vorbeiziehenden Prozession die 
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in letzterer Anwesenden, namentlich während der Stille der Abend- 
mahisfeier, von der Aufmerksamkeit auf diese heilige Handlung 
abgelenkt, ia ihrer andächtigen Erbauung empfindlich behindert 
werden können, bedarf keiner Erörterung, und dass diese als 
wahrscheinlich Yorauszusehenden Wirkungen fUr die Osterprozession 
und die NikoMkirche in S. auch tbatsächlich eingetreten sind, ist 
nach Lage der vorgelegten Akten und ganz abgesehen von den 
wiederholten Beschwerden des Presl;\ terii durch die auf eigner 
Wahrnehmung beruhenden, amtlichen Bekunduni?eu des Stadt- 
sekretärs vom Jahre 1878, sowie der neueren des Bürgermeisters 
und des Landraths erwiesen. Ol) diese Störung unter die Straf- 
bestimmung des § lt>7 des Strafgesetzbuchs fällt, ob insbesondere 
bei den Theilnehmem an der Prozession das Bewusstsein, dass sie 
dadurch den evangelischen Gottesdienst gestört (OppenhofF Recht- 
sprechung Bd. 13 S. 287) und dass sie dies unbefugt (Entschei- 
dungen des Beichsgerichts in Stra&achen Bd. 16 S. 15) gethan 
haben, angenommen werden darf, ist hier nicht zu entscheiden und 
kann dahingestellt bleiben. Denn jedenfalls ist die hier streitige 
ortspoKzeiliche Anordnung, in einer nicht diese Störung aus- 
schliessenden Entfernung von der Nikolaikirche bei der Prozession 
das Singen und Klingeln zu uulerlasscn, eine solche, welche \\ cder 
das bestehende Recht verletzt, noch aneli der zu ilireni Ki-lasse 
erforderlichen thatsächlichen Voraussetzungen völlig ermangelt. 

Zu deren Verfügung erscheint, wenngleich die Erhaltung der 
äusseren kirchlichen Ordnung an sich zum Geschäftskreise der 
Landespoliz^ gehört, vorliegend dennoch die Ortspolizeibehörde 
zuständig. Denn da diese die Polizei bezüglich des Verkehrs auf 
den Strassen und bezüglich der Ordnung und Gesetzlichkeit bei 
dem Öffentlichen Zusammensein einer grösseren Anzahl von Per- 
sonen (vgl. § 6 zu a und d des Gesetzes vom 11. MItrz 1850 — 
G.-S. S. 2G5) handhabt, und desswegen zu ]»rut'en und zu bestimmen 
hntte, ob oder unter welchen Bedingungen die Ablialtuntr der 
Osterprozession in hergebrachter Art auch bei etwa eingetretenen 
Acnderungen in den begleitenden Umständen zur Zeit noch mit 
den öffentlichen, polizeilich zu schützenden Interessen vereinbar 
erschien, so war sie so befugt, als verpflichtet, bei ihrer Anord~ 
nung auch die der Fürsorge und dem Schutze anderer Behörden 
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unvertrauten öffentlichen Interessen zu berücksichtigen und dem- 
gemSss die Rücksichten der äusseren Ordnung des Gottesdienstes 
sicherzustellen. 

Auch würde der in der Klage betonte und unter Beweis ge- 
iitellte XJmstand, dass eine Störung des evangelischen Gottesdienstes 
nicht durch ein früheres Büntreffen der Prozession bei der Nikolai- 
kirche, sondern erst in Folge der allmählich bewirkten Verlänj^erung 
des evangelischen Gottesdienstes in dieser Kirche eingetreten sein 
konnte, die Anordnung nicht zu einer unreclitniässin^en niaciien. 
Denn einmal hat bei zwei Handlungen, von denen keine iiir sich 
allein, sondern deren Zusaminentrelfen erst einen polizeilich unzu- 
lässigen Zustand verursacht, die Polizei in der Regel die Wahl, 
gegen welche von jenen beiden Handlungen sie einschreiten will 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XXI S. 415); 
und femer bleibt gerade hier der Polizei, welche auf die Zeit- 
bestimmung für den Gottesdienst innerhalb der Kirche ein- 
zuwirken nicht befugt ist, dann, wenn sie dessen Störung durch 
eine andere auf der Strasse sich vollziehende und ihrer Ein- 
wirkung unterliegende orottesdicnstliche Handlung zu verlüudern 
im Interesse der öflTenl liehen Ordnnng als erforderlich erachtet, 
eben nur ein Einschreiten gegen diese letztere Handlung übrig. 

Aus diesen, den wesentlichen Ausführungen der Kommissarien 
der Herren Minister des Innern und der geistlichen etc. Angelegen- 
heiten entsprechenden Gründen war von der Erhebung der er- 
botenen Beweise, dass neuerlich der evangelische Gottesdienst 
iKnger dauere, als dies früher der Fall gewesen, abzusehen, viel- 
mehr die erhobene Klage ohne Weiteres abzuweisen. 

5. O.L.G. Jena. Strafsen. 19./1. 92. Das Reuss. Ges. 3./1. 1887, 
welches den Dissidenten nur devotio domestica gewiihrt, falls ihr 
Verein nicht staatlich genehmiot ist, verstösst nicht gegen die 
Prinzipien der Reichsvertassung. Bl. f. R.Pfl. in Thür. 39, 335. 

6. E. d. Oester, ßeichsger. 5./7. 92. Ueb. d. Frage seibst- 
ständiger Seelsorger. Arch. f. K. K.E. 68, 417. 

7. £irk. d. Oesterr. Reichsger. in Congruasachen 2./5. 92 
4./5. 4./5. A. f. K. K.R. 68, 423; 69, 77. Dgl. des V erwaltungs- 
gerichtshofes, ebendas. 89. 

8. E. d. Preuss. O.V.G.R. 19./6. 92. Befreiung d. Pfarr- 
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häuser m Preussen v. d. Gemeinde-iilmkomjiiensteuer u. d. GeistL 
V. d. K.Steuer. A. f. K. K.R. 68, 435. 

9. Entsch. d. österr. Verw.Ger. o./7. 92 betr. Nicht- 
lieranziehung d« Messstipendieii z. Einkommensteuer. A. f. K. 

68, 419. 

10. E. d. B.G.B. IV. Oiv.'Sen. 8./2. 92. Die Recliie der 
K.Gem6mde gegen den Patron gehen durch Nichtgebrauch nicht 
verloren. Die Verpflichtnngen des Patroncs der Gemeinde gegen- 
über erlöschen auch nicht durch Ersitzung der Freiheit von denselben, 
während seine Rechte durch Ersitzung erworben werden können. 
(Preuss. A.L.R. II, 11, 61 Off.) Kntsch. 29, Nr. 47, S. 188. 

11. EntFch. d. österr. Ob. Ger.Hof. Erk. 27./7. 91. Samm- 
lungen, Goldgiebigkditen u. Naturalleistungen für Dotationen der 
K. u. d. kirchL Organe sind in Oberösterreich Beallasten. Arch. 
f. K. K.B. 68, 142. 

12. Entsch. d. Bayer. Obersten L.G. Entsch. 4./11. 91. 
Baulast an Pfarrgebäuden. ZustSndigkeit üb. d. Frage der Suffi- 
cienz einer primHr baupilichtigen Stiftung behnfs Aufrufs einer 
sekundär bauptlichtigcn anderen Stiftung. (Narhdeni die zuständige 
Verwaltungsbehörde üb. d. Suftieienz entschieden hat, ist das Ge- 
richt nnzuständitr.) SeuHertö Blätter 1892, Nr. 11, S. 171. 

la. Entsch. d. Preuss. O.V.Ger. II. Sen. 10./6. 92. Porsch, 
Die Steuerpflicht d. preuss. K.Gem. bes. hinsichtlich des Ein- 
kommens ans Grundbesitz in Sachen der Oberpfanw u. Dom- 
gemeinde 2U Berlin ^der den Magistrat daselbst. (Arch. f. K» 
K.B. 69, 48.) 

Die klagende Eirchengemeinde ist mittelst Ausschreibens yom 
20. Mai 1891 fttr das Jahr 1891/92 zu einer Gemeinde^Einkonunen- 

Steuer von 324 M. nach einem Einkommen von 10,800 bis 12,000 M. 
veranlagt worden. Die Steuer- und Einquurtirungsdeputation des 
Magistrats enthält sich in dem Ausschreiben jeder Bezeichnung der 
einzelnen Einkommensquellen, auf welche sie ihre Verfügung stützt. 
Erst aus dem auf den erhobenen Einspruch ergangenen Bescheide 
ist zu entnehmen, dass es sich um Einkommen aus Grundbesitz 
handelt, und zwar um solches aus anzeiglich sechs verschiedenen 
Liegenschaften, die wirthschaftUch in keinem Zusanmienhange mit 
einander stehen, wobei die Dombaustätte am Lustgarten mit 760 M.» 
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für das Eirchengebttude aber — den Dom — ein vermeintlicher 
Mietlusins yon 135 M. in Ansatz gebracht ist. Diese beiden Posi- 
tionen sind zufolge des Einspruches der Klägerin fallen gelassen, 
dagegen hielt sich der Beklagte für berechtigt, nunmehr das 
EirchengebSnde mit einem als „notorisch" bezeichneten Mieths- 
werthe von 8000 bis 10,000 M. und so ein durch Selbstbeniitzung 
in gleicher Höhe erzieltes Einkommen zur AufTechterhaltunir der 
8tenerforderung in die Berechnung einzustelh'n. Die Klii^enn er- 
hob nicht bloss gegen die Zusammenrechnung des Einkommens 
aus ihren verschiedenen Liegenschaften keinen Widerspruch, son- 
dern liess sich auch dahin Ternehmen, dass gegen die Verwaltung 
für ihren Grrundbesitz in der Elisabethstrasse Nr. 35, Linsenstrasse 
Nr. 6 lud Georgenstrasse Nr. 22 nichts erinnert werde. Es darf 
angenommen werden, dass die von dem Magistrate bei diesen 
Grundstücken in Ansatz gebrachten Einkommensbeträge haben zu- 
gestanden werden sollen. Bei Wiedergabe der bezüglichen Ziffern 
gehen gleichwohl die An<rnl»en der Klägerin in Ansehung des 
Grundstücks in der Elisabetlistrasse Xr. 35 (512 M.) und die des 
Beklagten (522 M.) um 10 M. auseinander. Die Differenz beruht 
ersichtlich auf einem Hechenfehler. Es ist die Erklärunpr der 
Klägerin dahin aufzufassen, dass sie sich bereit erklärt, die zu~ 
sammengerechneten, vom Magistrate aufgestellten Einkommens- 
betrSge jener drei Grundstücke mit — richtig gerechnet — 4187 M.^ 
abzüglich auch vom Beklagten zugestandener 10% Unterhaltungs- 
kosten (413,70 M.), also ein in die Stufe von SeOO bis 4200 M. 
fallendes Einkommen mit 108 M. zu versteuern. Ein höherer 
Steuerbetrag ist seitens der Klägerin als berechtigt niclit zu- 
gestanden, zugleich aber auch mit dem in der Kkige erhobenen 
Antrage, die Steuer auf diesen Betraij herabzusetzen, die Grenze 
gegeben, über die hinaus unter keinen Umständen zu Gunsten der 
klagenden Gemeinde erkannt werden kann. 

Widerq[>ruch erhob die Klägerin dagegen, dass der angebliche 
Miethswerth des Eirchengeb&udes ihr als durch Selbstbenutzung 
erzieltes Einkommen angerechnet werde — und zwar einmal aus 
dem formellen Grunde, weil der Beklagte nicht befugt sei, erst 
nachträglich dieses bei der Veranlagung noch nicht in*s Auge ge- 
fasste Einkommen liir sich zu verwerthen, und daneben materiell 
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deshalb, weil ein Miethswerth für das Kirchengebttude rechtlich 
und wirthschaftlich nicht konstruirbar sei. 

Weiter trat die Klägerin dem Beklagten daiin entgegen, dass 
das Grundstück Hindersinstrasse Nr. 7 mit dem Miethswertbe der 
darin befindlichen Dienstwohnungen der Domgeistlichen, femer mit 
570 M., angeblich durch Selbstbenutzung und mit zweimal 150 M. 
ebenso erlangter Einnahme in Rechnung gestellt werde. 

Der Bezirksausschuss beschloss über den Xui/iiugs- bezw. 
iVriethswerth des Domgebäudes und eines Theiles der Dienstwoh- 
nungen in dem Grundstücke Hindersinstrasse Nr. 7 durch Ab- 
hörung von Sachverständigen Beweis zu erheben, und es gelangte 
denn auch ein sich als „Taxe" bezeichnendes Schriftstück zu den 
Akten, welches den Miethswerth der Domkirche, ausschliesslich der 
Pürstengruft, auf 29,470 M. — etwa das Dreifache des vom Be- 
klagten als „notorisch'' in Anspruch genommenen Werthes — be- 
2iffert. — Diesem Ergebniss der Beweisaufnahme schloss sich der 
erste Richter an, er erachtete die erfolgte Abschätzung für über- 
zeugend und kam in der Erwägung, dass alle sonstigen Differenzen 
über die Höhe des Einkommens der Kläfiferin schon durch die un- 
l)edenkliclie lierücksiclitiLiiui^ des ennittelten Miethswerthes der 
Kirche ihre Erledigung fänden, aus den hierdurch in Bezug ge- 
nommenen IVfotiven seiner Entscheidung dahin, dass eine Ueber- 
bürdung nicht dargethan und demzufolge die erhobene Klage ab- 
zuweisen sei. Die von der £liigerin gegen diese Entscheidung 
eingelegte Revision erscheint b^^ründet. 

Der Beschwerdeführerin ist darin beizutreten, dass sie, obwohl 
ihr als Eigenthümerin auch des Kirchengebäudes die Eigenschaft 
einer juristischen Person, welche im Gemeindebezirke Grundeigen- 
thum besitzt, beiwolmt (§ 1 des Gesetzes vom 27. Juli 1885, § V 
des Rcü:ulaiiv.s vom 2Q./27. März 1S86) doch ans diesem ihrem 
zu gottesdienstlichen Zwecken gewidmeten Eigenthum Einkommen 
im Sinne der massgebenden steuerrechtlichen Bestimmungen nicht 
bezieht. 

Allerdings hat der zweite Senat des Oberverwaltungsgerichts 
in konstanter Rechtsprechung und noch neuerlich am 26. Februar 
1892 (vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XXII. 
S. 21) mit Bücksicht auf den Inhalt der §§ 1 und 3 Abs. 1 des 
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Coraiiiunalabtrabengesetzes vom 27. Juli 1885 anerkannt, dass die 
Vorschrift des § 28 des Einkommensteuergesetzes vom 1. Mai 1851, 
lautend: 

„Für nicht vermiethete, sondern van dem Eigenthüraer selbst 
bewohnte, oder sonst benutzte Gebäude ist das Einkommen, 
nach den ortsüblichen Miethspreisen zu bemessen*', 
auch für die Ermittelung des steuerpflichtigen Einkommens der 
juristischen Personen im Allgemeinen gelte, und zwar selbst dann, 
wenn die denselben gehörigen Gebitude zur Erfüllung öffentlich- 
rechtlicher Pflichten verwendet würden. Allein die GebKude, welche 
zur Ausübung dos Gottcstlienstcs der vom Staate ausdrücklich aui- 
^eiioiuiiienen Kirchengesellschaften bestirnnit sind, nehmen rechtlich 
eiue besondere, die Anwendnn^^ jener Bestimmung ausschliesseude 
Stellung ein. Sie werden gemäss § 18 Tit. 1 1 Thl. II des A. L. 
der gottesdienstlichen Feier speciell „ gewidmet und erst zufolge 
dieses Aktes „Kirchen'' genannt, während deren Errichtung staat- 
licher Genehmigung bedarf. Die „Widmung^ erfolgt nach dem im 
Torli^enden Falle mas^ebenden protestantischen Kirchenrechte 
durch die, in besonderen Feierlichkeiten bei dem ersten Crebrauche; 
bestehende ^Dedikation*', indem bei evangelischen Kirchen die in 
der katholischen Kirche vorgeschriebene Konsekration bzw. Bene- 
diktion nicht üblicli ist (vgl. Richter's Kirchenrecht, 8. Aufl. S. 1808 
und Stengels Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts Bd. I 
S. 735). Die gedachte, den Sakralcharakter der Kirche begründende 
Einweihung wird angeordnet, durch den Evangelischen Oberkirchen- 
rath gemäss § 1 Nr. 2 des Ressortreglements für die evangelische 
Kirchenverwaltung vom 29. Juni 1850 (Ges.-Sammlung S. 344). 
Dadurch, dass ein GebKude in der erwähnten Weise dauernd einer 
besonderen gottesdienstlichen Bestimmung übergeben worden ist, 
wird dasselbe der profanen Benutzung entzogen, so dass ein nicht 
gottesdienstlicher Gebrauch überhaupt unzulässig ist — es sei 
denn, dass er weder die Benutzung des Gebäudes zum Gottes- 
dienste iiusserlich behindert oder besciuüUgt noch der Bestinnnung 
desselben mnerlicli durch einen profanirenden weltlichen Charakter 
widerstreitet (vgl. Richter's Kirchenrecht S. 1299, wonach selbst 
die erlaubte Gebrauchseinräumung nicht durch privatrechtlichen 
Vertrag, z. B. also nicht durch Vermiethung, stattfinden soll, sowie 
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Stengel Bd. I, S. 738). Ebenfalls im Gebiete des A. L. B., nach 
dessen § 173, Titel 11, Theü II Kirchengebände mit Einwilligung 

der Gemeinde auch zu anderen, als zu den bestiniiiittn Gottes- 
dienst! ichen Zwecken benutzt werden dürfen, ist die Torl)ezeichuete 
Schranke einzuhalten (vgl. das Preus^sische Kirf liemecht von 
Hinschius S. 204, Note 74 zum § 173) und es hat dieser Grund- 
satz auch dadurch Anerkennung gefunden, dnss nach dem Art. 2, 
Nr. 1 des Gesetzes betreffend die eTangelische Kirchengemeinde- 
-imd Synodalordnung vom 10. September 1873 ftir die sechs öst- 
lichen Provinzen, vom 26. Mai 1874 (Oes.-Sammlung S. 147) der 
•Gemeinde-Kirchenrath zwar über die Eirchengebäude verfllgt, aber 
nur gemäss 15 der Gemeinde-Ordnung, also nur über eine solche 
Einräumung zu nicht gottesdienstlichen Handhingen zu entscheiden 
hat, welche vt-reinzelt bleibt und der Bestiniiiiuug des Kirehen- 
gebäudes nicht widerspricht. Derselbe steht jedoch auch in dieser 
Hinsicht unter der Aufsicht des Oberkirehenratlis zufolge 1, 
Nr. 2 des Ressortreglements vom 29. Juni 1850. Wie sehr die 
landrechtliclie Gesetzgebung darauf Bedacht genommen hat, die 
Kirchengebäude der Verwendung zu gottesdienstlichen Zwecken zu 
erhalten, erhellt endlich aus dem § 4 des Gesetzes über erloschene 
Parochien vom 13. Mai 1833 (Ge9.-Samml. S. 51), nach welchem 
das vacant gewordene Kirchengebäude nicht das Schicksal des Ver- 
mögens der erloschenen Parochie theilen, sondern der an dem Be- 
legenheitsorte vorliandenen Parochie einer anderen christlielien Reli- 
gions]iartei zugewiesen werden soll, insofern ein Bedürfniss dazu 
vorhanden ist. 

Obgleich nun die Kirchen im Geltungsbereiche des Allgemeinen 
Landrechts nicht zu den res extra commercium im engsten Sinne 
gehören (ygh J^'ürster^Eccius ö. Aufl., Bd. I, S. 110), so können 
doch nach dem Vorstehenden, solange ihre Bestimmung zu gottes- 
dienstlichen Zwecken nicht aufgehoben ist, mit der bezeichneten 
Bestimmung unvereinbare rechtliche Verhältnisse hinsichtlich ihrer 
nicht entstehen. Sie gehören zu den öffentlichen Sachen, die zwar 
den Gnindsiitzen des Privatrechts unterliegen, indess nicht von 
sokhen formen betrotl'eii werden, welche die Benutzung der Sache 
als einer den iitVt'ntlitlien Zwecken unniittelliar dienenden liinderti 
oder authebeu w ürden, sodass ihnen eine beschränkte extracommer- 
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ziale Eigenschaft immerhin zuzug^estehen ist (v^l. Hinschius in 
Holzendorffs Rechtslcxic ou 3. Aufl., Bd. II, S. 4 05 und Dcrnburgs 
Privatrecht 4. Aufl., Bd. I, S. 117). Daher wür(h' auch die Sub- 
hastation einer Kiiclie zum Beispiel unzulässig sein, wie Solches 
sogar bezüglich einer Synagoge durch Kabinetsordre vom 26. Oktober 
1840 (Justizministenalblatt S. B40) aui^esprochen worden ist. Die 
fraglichen Gebäude unterliegen daher mehrfach den nämlichen 
Rechtsregeln, welchen die in mancher Hinsicht dem bürgerlichen 
Verkehre entzogenen Kirchhöfe (ygl. Justizministerialblatt Ton 
1840, S* 143, Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen, 
Bd. Xn, S. 283 und Gruchots Beiträge, 20. Jahrg., S. 667) unter- 
worfen sind. 

Ist ("i aber znfolirc dieses Rechtszustaiidcs mit dem Bepriffe 
einer „Knche** unvereinbar, dieselbe der gottesdienstlichen Be- 
nutzung zu entziehen, so darf ihr gegenüber mit einem ortsüblichen 
Miethspreise des § 28 des Einkommensteuergesetzes und mit einem 
„zeitigen Miethspreise^, bzw. „gegenwärtigen Miethswerthe'^ des 
§ 11 der Instruktion des Finanzministers vom 8. Januar 1877 
überhaupt nicht gerechnet werden. Zufolge des erwähnten § 11 
soll die betreffende Einnahme, welcher die durch die Benutzung 
des eigenen Gebäudes erzielte Ersparniss gleichgestellt wird, durch 
Vergleichung mit Uhnlii In n, denselben Zwecken mittelst Venniethung 
dienstbar geniacliren (i(4);tu(len des betrelVcuden Ortes oder der 
Umgegend besrimnit, eventuell unter Mitberücksichtigung des Um- 
fanges und tler Beschaffenheit des Hofraumes, sowie des etwa mit 
dem Gebäude verbundenen Hausgartens nach v erständigem Ermessen 
geschätzt werden. Der hier bezeichnete Massstab bringt es gerade 
zum Ausdrucke, dass dabei an derartige Gebäude gedacht worden 
ist, welchen für die Regel wirthschaftlich ein Tausch- und Verkehrs- 
Werth beiwohnt, sodass deren Gebrauchswerth die Natur einer 
Waare hat, für welche sich ein ortsüblicher Preis bilden kann. 
Die Anwendunu jenes Massstabes ist daher Kirchen gegenüber 
ausL:es('lilos.>en, welche, solange dieselben in dieser ihrer Eigen- 
sehalt bestehen, zur Ausübung des Gottesdienstes verwendet 
werden müssen und überhaupt nicht oder doch nur zu einem auf 
die engsten Grenzen beschränkten Gebrauche vermiethet werden 
dürfen. 
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Der konkrete Fall bietet keinen Änlass, diese bereits imlSngst 

in einer anderen Streitsache ebenso entwickelten und zur Geltung 
j2:ebrachten Grundsätze hier ausser Anwendung zu laf;sen. Zwar 
hat der Bezirksanssrhnss dnrch die zu den Akten gebrachte Er- 
klärung des gerichtlichen Häuseradministrators Köhlicke und dea 
Servisverordneten Lahayn für dargethan erachtet, dass unter 
Anderem das durch drei Stockwerke gehende Kirchenschiff einea 
Miethswerth von 20,400 M., der Orgelchorranin einen solchen von. 
990 M., Jede der Galerien einen Miethswerth von 2140 M. u. s. w» 
habe, wodurch dann unter Hinzunahme der sonstigen BSume — 
ohne die Fttrstengruft — ein C^ammtmiethawertfa von 29,470 
herausgebracht wird, es ist jedocli nicht erkennbar, von welchen 
leitenden Gesichtspunkten aus die Sacliverständii^en, welche sich 
darauf beschränkt haben, neben den Ilnifano- der Grundflächen die 
vermeintlichen Miethswerthe zu setzen, und der erste Richter auf 
den in § 11 der Instruktion vom 8. Januar 187 7 angedeuteten» 
oben wiedergegebenen Wegen dahin gelangt sind, entgegen den 
dargelegten, fttr Kirchen die Existenz eines Kiethswerthes im Sinne 
jener Vorschriften prinzipiell ausschliessenden Oründen, gerade fttr 
die Domkirche in Berlin einen solchen Werth überhaupt und zumal 
in der arbitrirten Höhe anzunehmen. Die vorliegende Schätzung 
erscheint in dieser Gestalt werthlos, aber auch, wie schon hier 
bemerkt werden mag, jeder Versuch, eine andere zu beschaffen, 
unstatthaft, wobei von der Unterstellunii, dass das betreffende Ge- 
bäude seine rechtliche Kigcn.'^c hnft als j,Kirche~ verloren habe oder 
verlieren könnte, gänzlich abzusehen ist. Die angeblich eine Steuer- 
pflicht begründende Selbstbenutzung vollzieht sich eben durch die 
Bestimmung und Verwendung des Gebäudes zur Ausübung de» 
Öffentlichen Oottesdienstes, durch den Gebrauch der Kirche ala 
solcher. Da, so lange dieser Zustand dauert, der von dem Ge- 
setze als Grundlage zur Ermittlung des Steuerobjektes hingestellte 
„Miethswerth" nicht 'zur Entstehung gelangt, scheide diese Ein- 
kommensquelle für den vorliegenden Streittall aus. 

Damit ist der Vorentscheidung die Basis entzogen. 

Sie stellt alle sonstigen Streitpunkte bei Seite, weil jede sich 
etwa ergebende Ueberschätzung durch Hinzurechnung des Ein- 
kommens von 29,470 M. gedeckt wäre. Fällt dieses Deckungs- 
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mitferi ' fort» 8o ist nicht erkennbar, sm welchem Ergebniss der 
Besii^aiisschiiss sonst gelangt wSre. Das angegriffene Urtheil 
iint^liegt daher der Aufhebung. 

Bei freier Beorfcheilnng' der sprachreifen Sache bleibt fest- 
zuhalten, dais nai Ii dem im Eingange erwuliutea Ausscheiden der 
Dombaustiitte und nachdem nunmehr auch die Domkirohe gänzlich 
aiL'igeschieden ist, noch vier Grundstücke in Frage kommen, näm- 
lich drei — Elisabethstrasse Nr. öd, Linsenstrasse Nr. 6 und 
Georgenstrasse Nr. 22 — deren Gesammtreinertrag die Klägerin, 
den Schätzungen des Magistrats folgend, von vornherein mit 108 M. 
zu versteuern erbötig war und ist, und das Grundstück Hindersin- 
Strasse Nr. 7, in Ansehung dessen auch jetzt noch Streit besteht, 
ob daraus ein steuerpflichtiges Einkommen gewonnen wird. Die 
Klägerin hatte zwar schon in erster Instanz behauptet, dass von 
dem etwa ermittelten Bruttoertrage dieses Grundstückes jedenfalls 
8240 M. Zinsen für eine eingetragene Kaufgelderschuld abzusetzen 
seien, je^locl) die angezweifelte Existenz dieser Schuld zunächst 
nicht dargethan. Im Termin zur mündlichen A^erhandlung vor dem 
Oberverwaltungsgerichte überreichte der aliein erschienene Vertreter 
der Klägerin Ausfertigung einer Bescheinigung des Königlichen 
Amtsgerichtes zu Berlin» wonach auf dem gedachten Grundstücke 
der Ober^P&rr- und Domkirche zur ersten Stelle 24,000 Thsler 
rilckstttndige Kau%elder, verzinslich zu 47sV<^* eingetragen sind. 
Doch konnte davon» zunSehst noch eine Erklärung der Beklagten 
über dieses Beweismittel zu erfordern^ Abstand genonmien werden» 
da ohnehin, wie geschehen, nach den Anträgen der Klägerin zu 
erkennen war. 

Die von dem Bekhigten vorgenommene Art der Veranlagung 
der Klägerin mit dem Einkommen aus ihrem, in verschiedenen 
Stadtgemeinden belegenen Grundbesitz erregt an sich schon wesent- 
liche Bedenken. Auf dem Gebiete der Einkommensbesteuerung 
nicht physischer Personen und der Basis des Bechtszustandes sur 
Zeit der hier in Rede stehenden Heranziehung ist in gleichmftssiger 
Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts der Satz aufgestellt 
und zur Anwendung gebracht, dass bei jenen Rechtssubjekten mit 
einem Gesammteinkommen nicht zu rechnen, sondern jede einzelne 
Steuerquelle — sofern es sich unx ii^mkommen aus Grundbesitz 
Deutsche Zeitüclir. f. Kirchenrecht. III. 2. 27 
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handelt, jedes selbstständige Immobile für sich in Betracht kommt^ 
dergestalt, dass das Defizit bei dem einen durch den Ueberschnss 
bei dem andern nicht gedeckt, ein besteuerungsfiüiiger Betrag 
auch nicht mittelst Zusammenrechnens mehrerer an sich steuer- 
freier EinzelbetrUge (vgl. § 2* des Berliner KegulaÜTs) gewonnen, 
werden kann. 

Gleichwohl hat es der Beklagte unterlassen, für jedes der 
hier interessirenden Grundstücke den auf dasselbe entfallenden 
Steuerbetrag zu ermitteln. Den rechtlichen Folf^en des thatsach- 
lich eingeschlagenen Verfahrens näher einzugehen, hat jedoch hier 
keinen praktischen Werth, nachdem auch die Klägerin die Bein- 
er^rSge der ausser Streit befindlichen Grundstücke zusammen- 
gerechnet und darnach den Umfang ihrer Steuerpfiicht in binden- 
der Weise anerkannt hat, und da andererseits yorliegenden Falls 
diese Steuerpflicht in einem weiter reichenden üm&nge nicht 
besteht. 

Das dabei allein etwa bedeutsame Gmndstttck Hindersin- 

Strasse Nr. 7 liefert ein, der Versteuerung unterliegendes Ein- 
kommen nicht. 

Nach der Auifassuii«^ des Beklagten soll ein Einkommen im 
Wege der Sell)stbeiiutzung gewonnen werden zunächst dadurch, 
dass sich in dem Hause eine Portierwohnung und ein, den Aufgaben 
der Kirchengemeinde dienender Konfirmandensaal, beide BSumlich- 
keiten mit einem Miethswerthe von je 150 M., vorfinden. An- 
genommen einmal, man könnte dem Beklagten in dieser Au&tellung' 
folgen, so wfire dem anerkannten Steuerobjekte von (41B7 — 
413,70 =) 3723,30 der Betrag von 300 M. hinzuzurechnen, also 
die Summe von 4023,30 M. zu versteuern. Da hierzu der an- 
erkannte Betrag von 108 M. ausreicht, so ist bezüglich dieser 
Punkte die obwaltende Difi'erenz gegenstandslos. 

Weiter findet der Beklagte eine die Steuerpflicht der Kiägehn 
bedingende Selbstbenutzung darin, dass in den oberen BSumen des 
Hauses einige Studenten und eine mit deren Bedienung betraute 
Persönlichkeit unentgeltlich wohnen. Es ist nicht behauptet, dass 
für die Kirchengemeinde etwa die Verbindlichkeit bestehe, Studiren- 
den in ihrem Häuserbesitz freie Wohnung zu gewithren, dass sie 
also mit der Ueberlassung solcher Wohnräume ohne Entgelt stif- 
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tangsmSssigen oder sonst ihr obliegenden Au%aben genttgt. Der 
rein thatsKehliclie Zustand aber, dass der Eigenthttmer gewisse 
Räume nicht benutzt, sondern Dritte darin ohne Entgelt wohnen 
lasst, reicht nicht aus, dem Eigenthümer ein Einkommen — dar- 
gestellt durch den Miethswerth jener Rtfnme — zur Last zu 
.schreiben. Das bei diesem Piii;ktc mit 570 M. herausprerechnete 
.Steuerobjekt hesteht nicht. Tm Ue])ritren i.st — , <lariil)er herrscht 
Einverstiindniss — das Haus Hindersinstrasse 7 zu Amts- und 
Dienstwohnungen und insoweit solche zur Unterhaltung der Pfarrer 
•der Kirchengemeinde bestimmt und verwendet. Die Klägerin 
macht mit Eücksicht hierauf geltend, dass den Inhabern der 
Bäume der Niessbrauch an den bezüglichen Grundstttckstheilen 
zustehe, und ihr — der Gemeinde — also ein Einkommen daraus 
nicht erwachse. Dem ist beizupflichten. Die Behauptung der 
Revisionsschrift, dass den Domgeistlichen vokationsmüssig ein An- 
spruch auf die streitigen Wohnrfiume zustehe, ist unbestritten ge- 
blieben, und, wie schon bemerkt, auch positiv beiderseits damit 
gereclmet, dass dieser Theil des Kirrhenvermögeas in der an- 
gegebenen Weise zur Unterhaltung: des Pfarrers bestimmt ist 
(§ 772, Tit. 11, Thl. II des A. L. R.), woran die Thatsaclie nichts 
ändert, dass der Besitztitel des Grundstücks, wie nach der neuer- 
lich überreichten Bescheinigung des Amtsgerichts anzunehmen, anf 
•den Namen der Ober-Pfarr- und Domkirche berichtigt ist. Die 
Verwaltung und der Niessbrauch dieses Theües des Kirchenver- 
mögens gebühren dem Pfarrer (§ 778 a. a. 0.). Hält man sich 
also, wie das geboten, an den realen Zustand, so ist die Klä<rerin 
Eigenthünicrin eines zu Gunsten eines Dritten mit einem Wolmunürs- 
recht beschwerten ürundstückes, wonach es jedenfalls aus»resebl( ü 
ist, den Werth dieses Wohnunqfsrechtes als ein dem Eigenthümer 
aufliessendes Einkommen zu behandeln. Gerade diesen Werth und 
nur ihn will aber der Beklagte der Besteuerung unterwerfen. Ob 
zufolge der vertragsmässigen oder sonstigen Bechtsverhfiltnisse, 
welche der Bestellung oder Entstehung eines Niessbrauches oder 
Wohntmgsrechtes zu Grande liegen, auf diesem Wege in der 
Person des Substanzeigenthümers Einkommen aus Grundbesitz zur 
Entstehung gelangt, und wie hoch eventuell sich dasselbe beziffert, 
lässt sich nur an der Hand jener Rechtsverhältnisse beurtheileu, 

17* 
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die nach beiden Richtungen dafür allein bestimmend sind. In 
dieser Beziehung fehlt es an jedem Anhalt, für die Klägerin ein. 
Steuerobjekt za ermitteln. 

An sieb stellt der Metbswertb eines dem Niessbraucbe Dritter 
unterworfenen GebKudes etc. kein EHnkommen des Eigenthümers dar» 

Auch das Haus Hindersinstrasse Kr. 7 war somit ans der Reihe 
der in Betracht kommenden Grundstücke zu streichen und damack 
die Jaliressteuer nur in der anerkannten Hohe von iOS M. fest- 
zusetzen. 

Staatliclie öesetze and Aktenstüoke betr. die katholisolie 
KliclLe, sowie die katholisclie und evangelisoheii EiroheiL 

gemeinsani. 

S. Baden. Y. 17./12. 92. 

Die Besteuerung f. allgera. kirchl. Bedürfnisse betr- 

Friedrieh, von Gottes (Jnaden Crrossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. Auf den unterthänigsten Antrag Unseres Staats- 
ministeviiiins verordnen Wir zum Vollzug des Artikels 30 des Ge- 
setzes vom 18. Juni 1892^: 

§ 1. Die zum Vollzug des Gesetzes vom 18. Juni 1892, die 
Besteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfnisse betreffend, der 
Staatsgewalt zukommenden Befugnisse werden im allgemeinen von 
dem Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts — soweit- 
erforderUch im Benehmen mit dem Ministerium des Innern und 
dem der Finanzen — ausgeübt. 

Von dem Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts 
sind iiisi K-sondere alle in Anwendung des Gesetzes erforderlich 
werdenden Verwaltungsentscheidungen zu erlassen, soweit die Ent- 
scheidungsbefugniss nicht ausdrücklich einer andern Behörde vor- 
behalten oder übertragen ist. 

§ 2. Dem Staatsministenum bleibt neben der Ertheüung der 
Staatsgenehmigung zu dem die Steuer festsetzenden Beschluss — 
Artikel 21 des Gesetzes — y orbehalten: 

1. die staatliche Anerkennung der kirchlich geordneten Ver- 
tretung der Kirchengenossen (Art. 5 des Gesetzes); 

» Siehe oben S. Ö8ff. 
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2. die Feststellung der Wahlordnung und der Wahlbezirks- 
eintheilung gemeinschaftlich mit der Kirchenbehörde 
(Artikel 6 Absatz 5 des Gesetzes) ; 

3. der Ausspruch des Einverständnisses der Regierung mit 
Einberufung der Vertretung der Kirchengenossen (Artikel 7 
des Gesetses); 

4. die Erthettung der Staatsgenehmigung zum Bcschluss der 
Vertretung der Kirchengenossen, wodurch ein Aufwand 
oder eine Verpflichtung auf die betreffende Kirche be- 

ziehun^js weise Korporation übernommen, wird, welche deren 
Belastung- mit Steuern auf die Dauer einer Mehrzahl von 
Voransclüagsperioden zur Folge hat (Artikel 22 des Ge- 
setzes). 

§ 3. Die Zuständigkeit hinsichtlich der Ertheilung der staat- 
lichen Genehmigung zum Beschluss der das örtliche Kirchen- 
▼ermögen verwaltenden Behörde, durch welchen die auf die Barchen- 
^nossen einer und der nfimUchen örtlichen Eirchengemeinde oder 
eines Theiles derselben entfallende Steuer für allgemeine kirchliche 
Bedürfhisse ganz oder theüweise auf das Einkommen des dortigen 
örtlichen Kirchenvermögens, einschliesslich der kirchlichen Stiftungen 
übernommen wird, richtet sich nach den Bestimmungen iil)er die Zu- 
ständigkeit zur Ertheilung der staatlichen Zustimmunj? zur vorüber- 
gehenden Verwendung der Ertragsüberschüsse von Stiftungen für 
andere als Stiftungszwecke (§ 9 Absatz 2 des Gesetzes vom 
h. Mai 1870, die Rechtsverhiiltnisse und die Verwaltung der Stif- 
tungen betreffend, und § 1 Absatz g Ziffer 3 und § 3 Ziffer 2 
^r landesherrlichen Verordnung Tom 18. Mai 1870, den Vollzug 
-dieses Gesetzes betreffend). 

Vor der Entschliessung über Ertheilung der staatlichen Ge- 
nehmigung ist die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde — das 
Bezirksamt, oder wvim der Bezirksbeamte Anstand nimmt, die 
Ertheilung der Genehmigung zu befürworten, der ßezirksrath — 
zu hören. 

§ 4. Die Entscheidungen, gegen welche gemäss Artikel 29 
Absatz 1 des Gesetzes Klage vor dem Verwaltungsgerichtshofe 
erhoben werden kann, erlSsst der Bezirksrath, bei Kirchen- 
gemeinden, deren Kirchspiele Theile von mehreren Amtsbezirken 
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nnifasseiii der Bezirksrath, in dessen Bezirk der P&rrort ge- 
legen ist. 

4. Preussen. V. 30./1. 93 über die Ausübung der Auf- 
sichtsrechte des Staats bei der Vermögens veiwaitung in 
d. kath. Diözesen. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen in Gemässheit des § 10 des Gesetzes über die Aufsichts— 
reckte des Staats bei der Vermögensverwaltung in den katholischen 
Diözesen vom 7. Juni 1876 auf den Antrag Unseres Staats^ 
ministeriums für den Umfang der Monarchie, unter Authebung der 
Verordnung des 29. September 1876 (Gesetz^Samml. S. 401),. 
was folgt: 

Artikel 1. 

Die in den §§ 2 — 5, 7 und 8 des Gesetzes vom 7. Juni 1876 
angegebenen Aui'sichtsreclite des Staats werden ausfreubt : 

1. von dem Minister der geistlichen Angelegenlieiten, und 
zwar, soweit das Ressort des Ministers des Innern be- 
theiligt ist) unter Zuziehung des letzteren 

bei dem Erwerb, der Verttusserung oder der dinglichen 
Belastung von Grundeigenthum (§ 2 Nr. 1), wenn 
der Werth des zu erwerbenden oder des zu ver- 
äussernden Gegenstandes, oder wenn der Betrag der 
Belastung die Summe von einhunderttausend Mark 
übersteigt, 

bei der Veräusserung von Georenständen, welche einen 
geschichtlichen, wissensckaitUchen oder Kunstwerth 
haben (§ 2 Nr. 2), 

bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienst be- 
stimmter Gebftude (§ 2 Nr. 5); 

2. von dem Minister der geistlichen Angelegenheiten und 
dem Finanzminister 

in den FSUen des § 4 Absatz 2; 

3. von der Ober-Rechnungskammer 

in den Fällen des § 7 Absatz 2; 

4. von dem Oberpräsidenten 

in den übrigen Fällen der §§ 2, 4 und 7, sowie in dea 
FäUen der §§ 8» 5 und 8. 
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In den FSUen des § 5 entscheidet bei erhobenem Widerspruch 

der Minister der geistlichen Ang^elejjenheiten, und zwar, soweit das 
Ressort des Ministers des Innern betheiligt ist, unter Zuziehung 
des letzteren. 

Artikel 2. 

Die im § 9 des Gesetzes vom 7. Juni 1876 angegebenen Be- 
fugnisse werden ausgeübt, und zwar: 

die im Absatz 1 imd 2 angegebenen von demjenigen staat- 
lichen Au£Bicht8beh0rden, welche im Artikel 1 für die 
Fälle der 4, 5, 7 und 8 bestimmt sind, 
die im Absatz 8 und 4 angegebenen von dem Minister 

der geistlichen Angelegenheiten, 
in den Fällen des § 4 Absatz 2 und des i:; 7 Absatz 2 
von dem Minister der geistlichen Angelegenheiten und 
dem Finanzminister. 

Artikel 3. 

Gegen die Verfugungen des Oberpräsidenten — Artikel 1 
Nr. 4 und Artikel 2 — findet die Beschwerde statt 

in denjenigen Fällen, in welchen das Bessort des Ministers 
des Innern betheiligt ist, an diesen und den Minister 
der geistlichen Angelegenheiten, 
in allen übritren Fällen an den Minister der geistlichen 
Allgelegenheiten. 

Artikel 4. 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1893 in Kraft. 

5. Prenssenu V. 30./1. 93 über d. Ausübung der Rechte 
des Staats bei d* Vermögensverwaltung i. d. kath. Kirchen- 
gemeinden. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König yon Prenssen etc. 
yerordnen in Gemässheit des § 55 des Gesetzes über die Yer^ 
mögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden Tom 
20. Juni 1875 anf den Antrag Unseres Staatsministeriums, ftir den 

"Umfang der Monarchie, unter Aufhebung der Verordnung vom 
27. September 1875 (^Gesetz-Samnil. S. 57 IJ, was folgt: 

Artikel T. 

Die in den 48, 50 — 52, 53 u. 54 des Gresetzes vom 20. Juni 1875 
angegebenen Aufsichtsrechte des Staats werden ausgeübt: 
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1. Ton dem lOnister der geistlichen Angelegenheiten 

bei dem Erwerb, der VerSufiserimg oder der ding- 
lichen Belastung von Grundeigenthum (§ 50 Nr, 1), 
wenn der Werth des zu erwerbenden oder des zu 
verüussernden (Jenrenstandes, oder wenn der Betrag 
der Belastung die äumme von eiuhunderttausend Mark 
übersteigt, 

bei der VerSussentng von Gegenständen, welche einen 
geschichtlichen, wissenschaftlichen oder Kimstwerth 
haben (§ 50 Nr. 2), 

bei dem Bau neuer, für den Gottesdienst bestimmter 
Gebäude (§ 50 Nr. 4); 

2. von dem OberprICsidenten 

in den Fällen des § 50 Nr. 7 ; 

3. von dem Regierunf^sprS^identen 

in den übrigen Fällen des § 50, sowie in den Fällen 
des § 48 und der §§ 51—54. 
Artikel II. 
Die Beschwerde findet statt: 

gegen Yerftlgungen des OberprSsidenten — Artikel 1 
Nr. 2 — an den Bünister der geistlichen Angelegenheiten 
und den Minister des Innern, gegen Verfügungen des 
Begiemngspräsidenten — Artikel 1 Nr. 3 — an den 
Oberpräsidenten, welcher endgültig entscheidet. 

Artikel III. 

Diese Verordnung tritt aui 1. April 1893 in Kraft. 

6. Prenssen. Ges. 31./3. 93. Ueb. d. Vorsitz im K.V er- 
stände d. kath. K.Gemeinden im Geltungsbezirke d. Bhein« 
Hechts. (Preuss. Ges.-SammL 1893 Nr. 9). 

Art. 1. In dem Geltungsbereiche des Bhemischen Rechts geht 
der Vorsitz im Kirchenvorstande der katholischen Pfieurrgemeinden 
auf den ordnungsmässig bestellten Pfarrer oder P&mrerweser, im 
KirchenTorstsnde der Filial-Eapellen- oder Gemeinden auf den für 
dieselben ordnungsmässig bestellten Pfarrgeistlichen über. 

Die ent|Ofegengesesetzten Bestimmungen werden aufgehoben. 

Art. 2. Der Minister der ^^eistl. Angelegenh. ist mit der Aus- 
führung dieses Gesetzes beauftragt. 
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7. Bayern« Ges. d. Auslegung ii- Abänderung einiger 

« X. ^ « Ain-il 1868 „ . 

Bestimmnilffen des Ges. vom ^- - , — — r;: Über Hci- 

23, Februar 1872 

matli, V^erehelichung u. Aufenthalt betr. v. 17, ß. 92. 

Art. 7. 1. An die Stelle des Abs. II vom Art. 3d treten 
folgende Bestinmuingen ; 

Auf die BecbtsgiUtigkeit der gescMossenen Ehe ist der Mangel 
dieses Zeugnisses ohne Elnfluss; die Ehe hat aber so lange, als 
die Ausstellung des Zeugnisses nicht nachträglich erwirkt wurde, 
für die Ehefrau und die aus der Ehe entsprossenen oder durch 
dieselbe leg-itimirten Kinder in Bezug auf die Heimath nicht die 
Wirkungen einer gültigen Ehe. Die Ehefrau behiilt üire bisherige 
Heimath und die Kinder iol^en der Heimath der Mutter. Erlangt die 
Ehefrau erst durch die Verheirathung die bayerische Staatsangehörig- 
keit, so besitzt sie mit ihren aus dieser Ehe entsprossenen oder durch 
•dieselbe legitimirten Kindern, die vorlftufige Heimath in der Heimath- 
gemeinde des Mannes. Auf Unterstützungen, welche denselben wiOirend 
der Dauer der vorläufigen Heimath nach Massgabe des Gesetzes über 
die Armenpflege gewfthrt werden, findet Art. 18 Anwendui^. 

Vorstehende Bestimmungen sind unbeschadet erworbener Rechte 
Dritter auch auf diejenigen Ehen anzuwenden, welche nach den 
bisherigen Bestimmungen des Art. 33 Alis. II und nach den ent- 
.sprechenden alteren Vorschriften als ungültig zu behandeln waren. 

2. Der bisherige Abs. III von Art. 3ä wird Abs. IV. 

Art. 8. Dem Art. 35 wird folgender Abs. VII beigefügt: 

Ist eine lebensgefiKhrliche Krankheit, welche einen Aufschub 
der Ebeschliessung nicht gestattet, itrstlich bescheinigt, so kann die 
DistriktsverwaltungsbehOrde auch ohne vorgtfngige Bekanntmachung 
des EheTorhabens das Zeugniss ausstellen. 

Art. 9. Abs. I des Art. 89 erhitit folgende Fassung: 

Ausländer, welche auf bayerischem Gebiete, ohne nach Bayern 
förmlich eingewandert zu sein, eine Ehe schliessen wollen, haben der 
Distriktsverwaltungsbehörde des Ortes, an welchem der das Aufgebot 
anordnende zuständige Standesbeamte seinen Sitz hat, deuNachwcisvor- 
:zulegen, dass nach den im Heimathland des Mannes geltenden Gesetzen 
^ese Eheschliessung zulässig ist und dieselben Wirkungen hat, wie 
wenn sie im Heimathluid selbst erfolgt wäre. (3es. n. V.-BL 1892 Nr. 10. 
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Gesetze iür die evangelische Kirche. 

7. Hannover ref. E. K.6. 30./3. 93 betr. d. Anfheliimg dr 
Stolgebühren f. Taufen, Trauungen u. kirchl. Au%ebote (Preuss. 
6e8.S. 1893, S. 65) entspricht dem altprenss. Oes. (oben S. 108). 

Staatsgesetz dazu de eod. (ebendas. S. 64) entspricht dem alt- 
prenss. Die Staatsrente beträgt jährlich 1200 Mk. 

8. Kiirhes.sLii. Iv.G. v. 31./3. 1893 betr. d. Aufhebung d 
Srol^ebiihren f. Taufen, Trauungen u. kirchl. Aufgebote im Bezirke- 
d. Konsist. zu Cassel (Preuss. Ges.S. 1893, S. 72). 

Staatsgesetz dazu de eod. (ebendas. S. 71, Die Staatsrente 
beträgt jäliilich 36 800 Mk.). 

Beide Kirchengesetze sind nach V. 31./3. 93 mit dem 1. April 
1893 in Kraft getreten. 

9. Hessen. K.G. 23. /6. 91 betr. d. Versetzung d. ev. GeistU 
in d. Buhestand u. d. Festsetzung der Ruhegehalte. 

Ludwig rV. von Gottes Gnaden, Grossherzog von Hessen 
und bei Rhein etc. Wir haben in Ausführung der 3H und 34 
der Dienstpragmatik für die Geistlichen der evangelischen Kirche 
des (Trossherzogtiiuiiis vom 1 I.Juli 1879^ nacli Anhöruno- Unseres 
Ministeriums des Innern und der Justiz und mit Zustimmung der 
evangelischen Landessynode verordnet und verordnen hiermit, wie 
folgt: 

§ 1. Die Versetzung eines Geistlichen in den Ruhestand er- 
folgt mit seiner Einwilligung oder unfreiwillig, im letzteren Falle 
gemKss des Disziplinargesetzes oder gemfiss § 33 der Dienstprag- 
matik. Fttr die Ffille dieses § 33 ist folgendes Verfahren ein- 
zuhalten. 

Sucht der Geistliche seine Versetzung in den Ruhestand nicht 
nach, so wird ihm oder seinem nöthigenfalls hierzu besonders zu 
bestellenden Kurator von dem Oberkonsistorium unter Angabe der 
Gründe der Pensionirung und des zu gewährenden Ruhegehalts 
eröffnet, dass der Fall seiner Versetzung in den Ruhestand vorliege. 

Wenn der Geistliche gegen diese Eröffiiung innerhalb vierzehn 
Tagen keine Einwendungen erhoben hat, so wird er als zustimmend 
betrachtet. 

* Friedberg, Verfanungsgesetse S. 689. 
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Werden von dem Geistlichen, beziehungsweise seinem Kurator 
gegen die Versetzunjar in den Ruhestand Einwendungen erhoben, 
so bestellt das Oberkonsistorium, falls es dem Verfahren Fortgang 
geben will, einen Beauftragten, um die streitigen Thatsadien zu 
erörtern» die erforderlichen Zeugen und Sachverständigen zu ver^ 
nehmen, und dem Geistlichen oder dessen Kurator su gestatten, 
den Vernehmungen beizuwohnen. Zum Schluss ist der Geistliche 
oder dessen Kurator Uber das Ergebniss der Ermittelungen mit 
seiner Erklfirung und seinem Antrage zu hören. 

Es bleibt dem Oberkonsistorium anheimgestellt, ob die Zeugen 
und Sachverständigen eidlich zu vernehmen sind, und ob zu den 
Verllandlungen ein vereideter Protokijürtihrer zu74iziehen ist. 

§ 2. Auf Grund der geschlossenen Akten entscheidet das 
Oberkonsistorium (in den Fällen des g 33 Abs. 2 der Dienstprag- 
matik das erweiterte Oberkonsistoriiim), ob die Versetzung des 
Geistlichen in den Buhestand bei Uns zu beantragen sei. 

Vor dieser Antragstellung,. beziehungsweise vor der Voll- 
streckung eines rechtskräftigen auf Versetzung in den Ruhestand 
erkennenden Urtheils erwirkt das Oberkonsistorium die im Gesetz 
yom 83. April 1875, betreffend den Missbrauch der geistlichen 
Amtsgewalt, Artikel 10 vorgeschriebene Anerkennung des Ministe- 
riums des Innern und der Justiz. 

§ 3. Wird ein Geistlicher in den ersten fünf Dienstjahren in 
den Ruhestand versetzt, so erhält er als Ruhegehalt vierzig Prozent 
seines Gehaltes. Für jedes weiter zurückgelegte Dienstjahr werden 
vom sechsten bis zehnten Dienstjahr zwei Prozent, vom elften bia 
dreissigsten Diensljahr ein und ein halb Prozent, vom einund- 
dreissagsten bis fünfzigsten Dienstjahr ein Prozent zugesetzt. Wer 
nach zurückgelegtem fUnfEigsten Dienstjahr in den Buhestand yer- 
setzt wird, erhlttt den vollen Betrag seiner Besoldung als Buhegehalt. 

Zu dem €tehalt werden die dem Geistlichen etwa zur Be- 
streitung der Transportkosten oder für besondere Dienstleistungen 
von der Kirchenbehörde, von einer Staatsbehürcie ( der von Ge- 
meinden bewilligten weiteren Vergütungen nicht zugerechnet. 

Die auf Grund des § 11 des Klassitikationsgesetzes vom 
8. Januar 1876 ^ dem Geistlichen bewilligten Vergütungen kommen 

> Ebendas. S. S33. 



Digitized by Google 



256 



Aktenstücke. 



für die Zukimft nur insoweit in Betracht, als sie von Tins dekret- 
mässifr verlieht-n worden sind. Bezüf^lich soklier bereits bewillig- 
ten Vergütungen entscheidet das Oberkonsistorium, ob beziehungs- 
weise inwieweit dieselben in Ansatz zu kommen haben. 

Die Dienstwohnung oder die etwa bewilligte Wohnungsvergü- 
tung wild bei der Pensioxtirung nicht in Anrechnung gebracht; 
der in Buhestand yersetzte Geistliche verliert das Recht zu ihrer 
Weiterbenutzung. 

§ 4. Der Ruhegehalt wird ohne Rücksicht darauf, ob dem 
Geistlichen einzelne Naturalbesoldungstheile zum Selbstbezug oder 
zur Selbstbenutzimg überwiesen waren, stets in Geld festgesetzt 
lind aus dem Centralkirclienfonds beziililt, nnd zwar in denselben 
Zahlimgszielen, welche für die Gehaltszahlung der im Amte betiad- 
lichen Geistlichen angeordnet sind. 

Wenn auf Grund des § 5 des Klassifikationsgesetzes ein lokaler 
Kirchen- oder Stiftungsfonds zur Ergänzung des klassifikations- 
mässigen Einkommens eines Geistlichen zugezogen worden ist, so 
hat er den ihm zugewiesenen Betrag auch nach erfolgter Pensioni- 
rung des betreffenden Geistlichen in den Centralkirchenfonds so 
lange weiter zu entrichten, als der Geistliche, beziehungsweise 
während des Sterbequartals seine Wittwe oder pensionsberechtigten 
Kinder, den Ruhegehalt aus diesem Fonds erhält. Eine Minderung 
dieses Betrages tritt ein, w^enn und insoweit der betreifende Kirclieu- 
oder Stiftungsfonds zu dem klassifikationsmässigen Gehalt des Dienst- 
nachfolgers des in Ruhestand yersetzten Geistlichen auf Grund des 
erwähnten § 5 des Klassifikationsgesetzes einen Zuschuss zu leisten hat. 

§ 5. Die Dienstzeit wird bei Bestimmung des Ruhegehaltes 
Tom Tage des ersten Anstellungsdekrets an gerechnet. 

Ausserdem kommt bei Berechnung der Dienstzeit auch die 
Zeit in Anrechnung, während welcher ein Geistlicher nach bestan- 
dener Schlussprüfung als Pfarrassistent, Pfarrvicar oder Pfarr- 
verwalter im Dienste der Landeskirche oder mit Zustiiiiiiiung des 
Oberkonsistoriums im öflfentlichen Schuldienst verwendet war. 

Bei wieder angestellten Geistlichen kommt die Zeit ihres 
früheren Buhestandes in Anredbnung. 

Bie von den geistlichen Mitgliedern des Oberkonsistoriums» 
von den Professoren der Universität oder des Predigerseminars in 
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diesen Aemtem sowie die im öffentlichen Schuldienst, im liohereii 
Lehramt oder im Dienst bei einer staatlichen Schiüaufsichtsbehörde 
verbrachte Zeit wird den Bediensteten beim Eintritt, beziehungs- 
weise Rücktritt in das geiatliclie Amt, bei der Verseteung in den 
Rnhestand in Anrechnung gebracht. 

Bei ITebertritt eines Nicfathessischen Geistlichen oder bei ITeber^ 
nähme eines Militärgeistlichen, eines Hofgeistlichen oder eines im 
Dienst der Süsseren oder inneren Mission verwendet gewesenen 
Geistlichen in den Dienst der evangelischen Landeskirche behalten 
Wir Uns Entschliessunp: darüber vor, ob und inwieweit die Dienst- 
zeit in dem früheren Verhältniss bei seiner Versetzung in den 
Euhestand in Anrechnung gebracht werden soll. Gleiche Bestim- 
mung behalten wir uns vor, wenn ein firüher weltlicher Beamter 
als Geistlicher angestellt wird, oder wenn ein Geistlicher nach be- 
standener Sehlnssprttfnng mit Zustimmung des Oberkonsistoriums 
an einer von der Schulbehörde genehmigten Privatschule ver* 
wendet war. 

§ 6. Der aktiven Dienstzeit wird die in die Dauer eines 

Krieges fallende und bei einem mobilen oder Ersatztruppenthell 
abgeleistete Militärdienstzeit, die Dienstzeit als Militärgeistlicher 
und die in Lazarethen oder als Krankenpfletrer creleistete Dienst- 
zeit zugerechnet. Als Kriejo^^zeit gilt in dieser liezielning die Zeit 
vom Tage einer angeordneten Mobilmachung, auf welche ein Krieg 
folgt, bis zum Tage der Demobümachung. 

§ 7. Für jeden Feldzug, an welchem ein Geistlicher im Reichs- 
beer, in der Kaiserlichen Marine oder in der Armee eines Bundes^ 
Staates derart Theil genommen hat, dass er wirklich vor den Feind 
gekommen oder in einer der in § 6 erwähnten ThStigkeiten den 
mobilen Truppen in das Feld gefolgt oder auf einem zur Verwen- 
dung gegen den Feind bestimmten SchiÖ'e oder Fahrzeuge der 
Kaiserlichen Marine eintreschiflft gewesen ist, wird demselben zu 
der wirklichen Daner der Dienstzeit ein Jahr hinzugerechnet. 

Ob eine militärische Unternehmung in dieser Beziehung als 
ein Feldzug anzusehen ist und inwiefern bei Kriegen von längerer 
Daner mehrere Kriegsjdire in Anrechnung kommen sollen, wird 
nach der Bestimmung bemessen, welche darüber in jedem Falle 
durch den deutschen Kaiser für die Beichsbeamten getroffen werden 
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'wird. Für die Vergangenheit bewendet es in diesen Beziehungen 
bei den seitherigen Bestimmungen. 

§ 8. Hinterlässt ein in Ruhestand versetzter Geistlicher eine 
Wittwe oder Kinder, die nach den Bestimmungen der Verordnung 
Tom 8. September 1843 * zum Bezüge einer Wittwenpension be- 
rechtigt sind, so wird denselben der Buhegehalt noch für weitere 
drei Monate vom Sterbetage an ausbezahlt. Jedoch haben die 
Hinterbliebenen ftir die Zeit des Weiterbezugs des •Buhegehalts 
keinen Anspruch auf Wittwen- oder Waisenoelialt. 

§ 9. Bezüglich der auf Gruncf des 33 der Dienst})rau-matik 
vom 11. Juli 1H79 bereirs in Ruliestand versetzten Geistlielien wird 
in Gemässheit (h\s bei ihrer Pensionirung nach Nr. 24, Pos. 2 des 
Synodalbescheides vom 12. Juli 1879* fj:emachten Vorbehaltes ihr 
Buhegehalt vom 1. Juli 1891 an nach den Normen dieses Gesetzes 
geregelt in der Art, als wenn dasselbe am Tage ihrer Pensionirung 
in Kraft gewesen wäre. Das gegenwürtige Gesetz soll jedoch in- 
sofern keine rückwirkende Kraft haben, als der in Buhestand yer> 
setzte Geistliche für die bis zum 1. Juli 1891 abgelaufene Dienst- 
zeit weder eine Entschädigung erhält, wenn das gegenwärtige Ge- 
setz ihm günstiger sein würde, noch eine Rii( kzahlung leisten soll, 
wenn er uiehr empfangen hat, als ihm nach dem gegenwärtigen 
Gesetz zukommt. 

§ 10* Einem Pfarramtskandidaten, welcher seither im Kirchen- 
dienst gegen Remuneration verwendet war, kann, wenn er durch 
unverschuldeten Unglücksfall dienstuntauglich geworden ist, ein 
Sustentations-Gehalt von 500 M. von. Unserem Oberkonsistorium 
bewilligt werden. 

Jeder Pfarramtskandidat kann, soweit nicht auf Grund des 
Disziplinargesetjses die Entlassung erfolgt, durch Beschluss Unseres 
erweiterten Ol^eikonsistoriuuis aus dienstlichen Gründen zu jeder 
Zeit aus der Kandidatenliste gestrichen werden. 

§ 11. Der § 34 der Dienstpragmatik ist aufgehoben. 

Die Vorschrift in Nr. 24 Pos. 1 des Synodalbescheids vom 
12. Juli 1879 ^ bezüglich des bei Neu-Anstellungen und Gehalts* 



1 Allg. Kvehenbl. Jahrg. 1865, S. 10. 
• Allg. Kirchenbl. Jahig. 1880, S. 87. 
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.«ufbessernngen zu machenden Vorbehaltes kommt mit Inkrafttreten 
•dieses Gesetzes in Wegfall. 

10. Hessen. Ansschr. d. OKons. t. 20./8. 92 betr. die Ans- 
fcüirang des K.G. v. 29./6. 91 die Aufhebung d. Accidenzien betr. 
A. E.B1. 1893. S. 84. 

11. Sachsen, O. v. 8./5. 92. Abänderungen der ge- 
setzl. Bestimmungen üb. d. Pensionsverh. d. ev.-luth. 
Geistl. u. der Hinterlassenen dieser u. der ev.-reforni. 
Geistl. betr. Kirchl. Ges.- u. V.-Bl. 1892, 8. 105 (Bekanntmachung 
d. Landesconsist. dazu v. 8./6. 1892, t-bendas. S. 99). 

Wir, Albert, von Gottes Gnaden König von Sachsen etc. 
haben, soweit es sich um die evangelisch-lutherische Kirche handelt, 
im Einverständniss mit Unseren in £Tangelicis beauftragten Staats- 
ministern und der evangelisch-lutberischen Landessynode, beschlossen 
und Terordnen unter Zustimmung Unserer getreuen Stände Folgendes: 

Es werden aufgehoben: 

1. §§ 1, 2, 3 Absatz 2; §§ 5, 7, 12, 13, 15 und 18 des Ge- 
setzes, die Emeritirung der evangelisch-lutherischen Geistlichen 
betreifend, vom 8. April lb72; 

2. § 9 Absatz 2 und § 10 Absatz 1 des Gesetzes, die Er- 
rieb tung einer P rediger- Wittwen- und Waisenkasse betreffend, vom 
1. December 18.S7. 

An die Stelle des Aufgehobenen treten nachstehende Bestim- 
mungen: 

§ 1. Jeder evangelisch-lutherische Geistliche hat Anspruch 
auf die gesetzliche Pension aus dem unter der Verwaltung des 
"Ministeriums des Culins und öffentlichen Unterrichts stehenden 

geistlichen Emeritirungsfonds, wenn er im Königreiche Sachsen ein 
ständioes geistlielies Amt wenigstens 10 Jahre lang verwaltet hat 
und wegen eingetretener körperlicher oder geistiger Dienstunfähig- 
keit von der Konsistorialbe hörde in Ruhestand versetzt wird, oder 
nach erfülltem 65. Lebensjahre oder auch nach 40 Dienstjahren 
jBein Amt niederlegen will. 

§ 2. Hat ein Geistlicher das 65. Lebensjahr erfüllt, so kann 
jseine Versetzung in den Euhestand unter Gewährung der gesetz- 
lichen Pension yon den evangelisch-lutherischen Landeskonsistorium 
TerfUgt werden. Ein Widerspruch hiergegen steht ihm nicht zu. 
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Der bezügliche Besclihiss Hp«; evangelisch-lutherischen Landeskon- 
sistoriums ist dem betreüenden Geistlichen mindestens 3 Monate 
vor dem Zeitpunkte, mit welchem die VesrsetzoBg in den Buhe- 
Stand eintreten soll, schriftlich zu eröffnen. 

§ 3. Ist ein Geistlicher durch Krankheit, die eine Wieder^ 
hersteüung hoffen lässti ein Jahr hindurch an der Verrichtung seiner 
Dienstgeschttfte last gSnzIich behindert worden und beim Ablauf 
des Jahres noch nicht TöUig genesen oder in der Folgeseit durch 
erneute Krankheit anderweit auf längere Zeit an der Verrichtung' 
seiner Dienstgescliiitte behindert worden, so kann er, falls der 
Wiedereintritt voller Diensttüchtigkeit nocli erwartet werden darf, 
annoch ein Jahr lang in Wartegeld versetzt werden. 

Nach Ablauf des Wartegelcyahres treten bei fortdauernder 
Krankheit die Bestimmungen wehren der Pensionirung ein. 

Das Wartegeld betragt V<o des nach der Bestimmung in § 7 
Absatz 1 zu ermittelnden Einkommens, mindestens aber 2100 M. 
für das Jahr, und ist, soweit es nicht etwa neben Belassung der 
Amtswohnung oder des statt derselben gewiffarten Wohnungsgeldes- 
ans dem Stelleneinkommen gedeckt werden kann, von dem evan- 
gelisch'lutlierischen Landeskonsistorium aus den zu seiner Verfügung 
stehenden landeskirchlichen iStiftungsraitteln zu bestreiten. 

Die in Wartes^eld verbrachte Zeit kommt bei der Pensionirung' 
als aktive Dienstzeit in Anreclinung, auch ist dieselbe denjenigen 
Geistlichen, welche aus dem Wartegeldstande wieder in ein geist- 
liches Amt eintreten, bei Berechnung der geordneten Dienstalters- 
zulagen als aktive Dienstzeit in Anrechnung zu bringen. 

In Wartegeld stehende Geistliche bleiben der Dissiplinargewalt- 
des evangelisch-lutherischen Landeskonsistoriums nach den für Geist- 
liche geltenden Disziplinaryorschriften unterworfen. 

Die Vorschriften in §§ 13 und 14 über Verlust und Entziehung^ 
der Pension haben uui das W artegeld sinngemässe Anwendung zu 
finden. 

§ 4. Wenn ein Geistlicher innerhalb der ersten lU Dienst- 
jahre in einem ständigen geistlichen Amte olme sein Verschulden 
durch Krankheit, die ihn ausserhalb seines Dienstes überkommen, 
zur Fortsetzung seines Dienstes untüchtig wird, so ist ihm bei 
seiner Emeritirung und nachgewiesener Bedürftigkeit, deren Be- 
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nrtheilung jedoch lediglich dem evangelisch-lutherischen Landes* 
konnstorium überlassen bleibt, eine jährliche Untersttitamng aus 
dem geistlichen Emeritinnigsfonds zu gewtthren, deren Betrag aber 
den niedrigsten Pensionssatz nicht übersteigen darf. 

Wird dagegen ein Geistlicher während der ersten 10 Bienst- 
jahre in einem stKndigen geistlichen Amte erweislich durch einen 
ohne seine Schuld im Dienste erlittenen Unfall dienstuntüchtig, so 
ist ihm ohne Rücksicht auf Bedürftigkeit der in § 7 an^^e^/ehene 
niedrifjsfe Pensionssatz zn hewilligen. Es lindet jedoch auch in 
diesem Falle § 11 Anwendung, 

§ 5. Sucht ein Geistlicher, welcher wegen körperlicher oder 
geistiger Dienstunfähigkeit zur Erfüllung seiner Amtspflicht dauernd 
unföhig geworden ist, um seine Versetzung in den Ruhestand nicht 
selbst nach, so kann er von dem eyangelisch-lutherischen Landes- 
konsistorium auch gegen seinen Willen in den Ruhestand versetzt 
werden. 

Die in dieser Beziehung für Staatsdiener geltenden gesetzlichen 
Bestiiiimiineren in den §§ 11 Absatz 2, 12 und 13 des Gesetzes, 
einige Abänderungen der iiesetzlichen Bestimmnnn^en über die Ver- 
hältnisse der Civilstaatsdiener betrefiend, vom 3. Juni lH7ii haben, 
hier sinngemässe Anwendung: 7a\ finden. 

Ueber die Versetzung in Ruhestand nach Absatz 1 steht die 
Entschliessung dem eyangelisch-lutherisclien Landeskonsistorium, im 
Falle erhobener Einwendung den in Evangelicis beauftragten Staats- 
ministem zu. 

§ 6. Bei erweislich grober Verschuldung der DienstunflKhig- 

keit ist dem Emeritirten, dafem er nicht das 40. Dienstjahr erreicht 
oder das 65. Lebensjahr vollendet hut, nur die Haifte der ihm ausser- 
dem gebührenden Pension zu bewilligen. 

§ 7. J)w jidirlicho Pen!?ion, auf welche ein Geistlicher An- 
spruch machen kann, ist nach demjenigen Einkommen zu berechnen, 
welches am 1, Januar des der Pensionirung vorhergehenden Jahres 
im Stellenkataster eingetragen war, sowie von dem GeistUchen in 
diesem Jahre wirklich bezogen worden ist. 

Die jährliche Pension betrügt: 

nach erfülltem 10., jedoch vor erfülltem 15. Dienstjahre ®^/ioo, 

» » 16., » » » 16. » 'V»00) 

Iteuto^e Zeitschr. f. Kircbenieelifc. III. S. m 
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lach 


erfülltem 


16., jedoch 


vor erfülltem 17. Dienstjahre 
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17., » 


» » 18. » 




» 




18., » 


> ^ 19. > 


"Aoo, 
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19., > 


» » 20. > 


•7«oo, 
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20., » 


» > 21. » 
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> 




21., » 


> » 22. > 
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» 




» » 23. » 








23., > 


» > 24. > 


^Vioo, 






24., > 


> » 25. > 
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25., > 


» > 26. > 






> 
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» » 27. > 
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27., > 


» » 28. » 
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28., » 


» » 29. » 
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» » 30, > 
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82., » 


» > 83. » 
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33., » 


» » 84. » 


"Aoo, 






84., » 


» > 85. > 
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'Vi«, 
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> » 37. » 


"/•.., 
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37., » 


> » 88. > 


"/•••, 
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88., » 


> » 89. » 


"/•«•, 




» 


89., » 


» » 40. » 





und weiter ^A^o 

des nach der Bestimmung' im Eingange ermittelten Einkommens. 

Bei der Aussetzung von Pensionen werden überschiessende 
Bruchtheile einer Mark auf volle Mark abgerundet. 

Die höchste Pension soll nicht mehr als 7200 M. jährlich 
betragen. 

Die Pensionen der zur Zeit (1< s Inkrafttretens des gegen- 
wärtigen Gesetzes bereits in Ruhestand versetzten Geistlichen er- 
leiden durch dieses Gesetz keine Aendenmg. 

§ 8. Die nach g 3 Absatz 1 des Gesetzes, die Emeritirongr 
der evangelisch-lutherischen Geistlichen betreffend, vom 8. April 
1872 bei Feststellung der Büh» des Amtseinkommens zum Zwecke 
der Berechnung der Pensionen sowohl, als der Abentrichtungen. 
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zum geistlichen Emeritiruugsfonds nach § 9 des angezogenen G-e- 
setzes vom 8. April 1872 in Anrechnung zu bringende £reie Dienst- 
wohnung kommt bei einem Einkommen 

bis einschliesslich 3000 M. mit 450 M., 
▼on über . . . 3000 M. » 300 M. 

in Ansatz. 

§ 9. G-eiftliehen, welche vor ihrem Eintritt in das geistUehe 

Amt öffentliche Schulämter im Königreiche Sachsen bekleidet haben, 
wird die in einem solchen öffentlichen Schulamte nach bestandener 
Wahlftihigkeitsprüi'ung oder nach Erlangung der Candidatur fUr 
das Iiöhere Schulmnt oder der Theologie, sei es als ständio;er Lehrer, 
sei es als Hilfslehrer oder Vikar verbrachte Dienstzeit vom erfüll- 
ten 25. Lebensjahre an auf die Dienstzeit im geistlichen Amte an- 
gerechnet. 

Desgleichen wird die Dienstzeit, welche die Geistlichen als 
Hilfsgeistliche oder Vikare im Königreiche Sachsen Terbracht haben, 
ihnen, wenn sie spKter aus einem stündigen geistlichen Amte in 
Ruhestand treten, nach bestandener WahlfiihiprkeitsprUfung vom 

erfüllten 25. Lebensjahre an bei Berechnung der Dienstzeit an- 
gerechnet. 

Geistliche, \sflclie 

a) ein geistliches Amt niedergelegt, um in anderer Weise 
ihr Fortkommen zu suchen, 

b) wegen eigenen Verschuldens ohne Pension entlassen 
worden sind, 

kaben, wenn sie später angestellt worden sind, keinen Anspruch 
darauf, dass ihnen die vor ihrem Abgange oder vor ihrer Ent- 
lassung durchlebte Dienstzeit bei Berechnung der Pension in An- 

rechnung gebracht werde. Das evangelisch-lutherische Landes- 
konsistorium im Einverständnisse mit dem Kultus-Ministerium kann 
jedocli uacli Ermessen die frühere Dienstzeit bei Bemessung der 
Pension berücksichtigen, dies auch nach Befinden einem solchen 
Geistlichen gleich bei seiner Wiederanstellung zugestehen. 

Auch kann das evangeliscli-lutherisclie Landeskonsistorium im 
Einverstündnisse mit dem Kultus-Ministerium die im Dienste der 
Kirche und Schule in anderer, als der in Absatz 1 und 2 erwähnten 
Weise, yerbrachte Amtszeit den Creistlichen, wenn sie später aus 

18» 
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einem stäucligen geistlichen Amte in Ruhestand treten, nach be- 
standener Wnhltähip:keitsprüfung vom erfüllten 25. Lebensjahre an 
bei Berechnung der Dienstzeit anrechnen. 

§ 10. Ein Geistlicher, welcher disziplinarisch seines Dienstes 
entlassen wird, verliert den Anspruch auf Pension. 

Bei erweislicher besonderer Bedürftigkeit kann jedoch einem 
solchen Creistlichen ein Theil der seinem Dienstalter entsprechenden 
Pension als üntersttttsung oder, so lange er lebt, seiner Familie 
eine jährliche Unterstützung von dem evangelisch-lutherischen 
Landeskonsistorium bewilligt "werden. 

Die ünterstützunpr darf jedoch, insoweit dieselbe, sei es auch 
nur theihveise. aus dem geistlirhen Emeritirungsfonds zu gcM idiren 
ist, nur im Einverständnisse mit dem Kultus-Ministerium bewilligt 
werden und die Hälfte des Pensionssatzes nicht übersteigen, welcher 
dem Geistlichen im Falle der Pensionirung zu gewähren gewesen 
wäre, keinesfalls aber mehr als 2500 M. jährlich betragen. 

Die Unterstützungen sind bis zur Wiederbesetznng der betref- 
fenden geistlichen Stelle aus deren Einkommen zu bestreiten, dann 
aber auf den geistlichen Emeritiningsfonds zu übernehmen. 

§ 11. Wegen im Dienste erlittener Unglücksfälle oder, sofern, 
die Pension den Betrag von 2000 M. nicht übersteigt, bei vor- 
handenem dringenden Bedürfnisse kann nne Krliöliung der gesetz- 
lichen Pension erfolgen. Diese Erhölumg darf jedoch nicht über 
^/loo des der Pensionirung zu Qrunde liegenden Diensteinkommena 
betragen. 

§ 12. Der erlebte erste Tag des letzten Pensionsmonats be- 
gründet für des pensionirten Geistlichen Erben oder Olttabiger eixL 
Recht auf den ganzen monatlichen Betrag. 

§ 13. Der Geistliche verliert seinen Buhegehalt: 

1. wenn ihm nach Massgabe der geltenden Disziplinar- 
vorschriften sein Pensionsanspruch rechtskräftig ab- 
erkannt worden ist; 

2. wenn er ausserhalb Deutschlands eine Anstellung an- 
nimmt ; 

3. wenn der Grund, aus welchem der Geistliche pensionirt 
wurde, später gehoben wird, der PensionSr aber ein 
ihm angetragenes seinem vorigen ähnliches geistliches 



Digitized by Google 



Geaetze für die evangelische Kirche. 265 

Amt, das nicht weniger Einkommen gewährt, wie das 
Amt, ans welchem er in Pension getreten ist, ablehnt; 
4. wenn die Pension 8 Jahre hintereinander nicht erhoben 
worden ist, wodurch jedoch blos die nicht erhobenen 
Pensionsgelder verloren gehen und dm Pensionttr die 
Berechtigung yerbleibt, die künftig fällig werdenden 
Pensionsgelder zu erheben. Sollten aber dem Pensionär 
erhcLliclie Entschuldipfung'sgründe wegen des Verzugs 
in Erhebung der Pension zur Seite stehen, so kann 
ihm das evangelisch-lutherische Landeskonsistoriuni auf 
sein Bitten auch die Erhebung der von ihm 3 Jahre 
hintereinander nicht erhobenen Pensionsgelder ganz oder 
zum Theü gestatten. 
Die Pension f&lt weg oder ruht insoweit, als der Pensionirte 
durch anderweite AnsteUung im öffentlicben Dienste oder durch 
XJebemahme einer Stelle in dem Vorstände, dem Verwaltungs- 
oder dem Aufsichtsrathe einer auf Erwerb gerichteten Gesellsehafb 
ein Einkommen oder eine neue Pension erwirbt, Avodurch mit Zu- 
rechnung der ersten Pension das s( nu r Pensionsberechnung zu 
örunde gelegte Einkommen überstiegen wird. 

§ 14. Die rechtskräftige gerichtliche Verurtheilung zu Zucht- 
hausstrafe, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter hat den Verlust der Pension 
von Rechtswegen zur Folge. 

§ 15, Der Pensionsgenuss der Hinterlassenen eines evan- 
gelisch-lutherischen und eines ev&ngelisch-reformirten Geistlichen 
tritt ein! 

a) wenn die iiinterlassenen zu dem Gnadengenusse berechtigt 
sind, mit dem ersten Monat nach Ablauf des Gnaden|£renusses, 

b) wenn der Verstorbene selbst im Pensionsgenusse oder im 
Wartegelde war, mit dem nächsten Monat nach dessen Ab- 
leben. 

Den Hinterlassenen der zur Zeit des Inkrafttretens des gegenr 
wärtigen Gesetzes bereits in Buhestand versetzten Geistlichen ver- 
bleibt der ihnen in § 13 des Gesetzes, die Emeritirung der evan- 
geliscb-lutherischen Geistlichen betreffend, vom 8. April 1872 ein- 
gerifumte Gnadengenuss der Pension* 
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§ 16. Nach dem Tode eines seines Dienstes entlassenen 
Geistlichen steht den Hinterlassenen desselben ein Ansprach auf 
Pension nnr dann zu, wenn der Verstorbene unter Gewährung einer 
Unterstützung der in § 10 gedachten Art entlassen worden war.. 

§ 17. Uebemimmt die Wittwe eines Geistlichen eine mit 
Gehalt yerbundene Funktion im öffentlichen oder im königlichen 
Hof-Dienste, so ist ihr der Betrag dieses Gehaltes Yon der Pension 
so lange abzuziehen, als sie diese Funktion bekleidet. 

§ 18. Für Fälle ^anz l)esonderen Bedürlinsscs der Hinter- 
lassenen eines (TeisMichen wird l)ezü^Hi( li der evaiiijelisrh-lutlierisrhen 
Geistlichen (teni evangelisch-lutherischen Landeskonsistorium im Ein- 
verständnisse mit dem Cultus-Ministerium, bezüglich der evanpre- 
lisch-reformirten Geistlichen dem Cultas-Ministerium allein, die Zn- 
billigung einer grösseren Pension als die gesetzliche ist, vorbehalten. 
Der Mehrbetrag darf jedoch den vierten Theil der gesetzlichen 
Pension nicht übersteigen. 

§ 19. Die Vorschriftien 

a) in § 89 Absatz 2 unter b und c, sowie Absatz 8, 4^ 
6, 9 und 10 des Gesetzes, die Verhältnisse der Civil- 
staatsdiener betreifend, vom 7, Mörz 1835, wonach in 
den daselbst gedachten Fällen ein Anspriicli der Hinter- 
lassenen eines Staatsdieners auf Pension nicht statt- 
findet, und 

b) die Vorschriften in § 46 unter A 1 und 2 des an- 
gezogenen Gesetzes über die Endschaft oder den Ver^ 
lust der Pension der Hinterlassenen eines Staatsdieners 

haben auf die PensionsverhältniBse der Hinterlassenen der Geist- 
liehen sinngemässe Anwendung zu finden. 

Die Beurt,heilun^2^ und Entscheidung gebührt jedoch in jedem 
der hiern.K h in Fratre kommenden Fälle bezüglich der Hinter- 
lassenen der evantrelisch-lutheriselien Geistlichen dem evangelisch- 
lutherischen Landeskonsistorium, jedoch soweit dasselbe dabei nicht 
selbst schon zur Ausschliessung: oder gänzlichen Aberkennung des 
Pensionsanspruchs gelangt, im Einverständnisse mit dem Kultus^ 
■Mimsterium, bezüglich der Hinterlassenen der evangelisch-reformirten 
Geistlichen dem Xultns-Ministerium allein. 

§ 20. Die Geistlichen und deren Hinterlassenen haben sich 
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allen Abänderungen zu unterwerfen, welche in Bezug auf ilne 
Pensionen und den Emeritirungsfonds später durch Gesetz getroffen 
werden. 

§ 21. Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem 1. April 1892 
in Kraft. 

12. Fürstenthum Lippe. Verordnung, die Emeritiraiig 
der evangelischen Pastoren des Landes betreffend, Tom 2./12. 1890. 

Von Gottes Gnaden Wir, Günther Friedrich Woldemar, 
regierender Fürst zur Lippe, Edler Herr und Graf za Schwalenberg 
und Stemberg etc., verordnen unter Zustimmung der Landessynode 
in Bezug auf die Emeritirung der evangelischen Pastoren des Landes 
wie folgt: 

§ 1. Jeder im Dienste der Kirche stehende evangelische 
Pastor, welcher in Folge von Krankheit oder Alter nach dem Er- 
messen des Konsistoriums theilweise oder ganz dienstunfähig ge- 
worden ist, bat einen GehUlfen anzunehmen oder sich emeritiren 
zu lassen. 

§ 2. Die Annahme eines Pfarrgehülfen zunächst aus der Zahl 
der Landeskandidaten bedarf der BestStigung des Konsistoriums. 

§ 3. Zögert ein evangelischer Pastor mit der Annahme eines 
Gehülfen, so wird ihm vorbehsltlich seiner Berufung an die höhere 

Instanz ein solcher vom Konsistorium beigeordnet. 

§ 4. Wenn ein eviint^-eliseher Pastor drei Jalire lan^'- eine?; Gehülfen 
benoiihigt fiewesen ist, so ist das Konsistorium unter Zuziehunsr 
des Synodalvorstandes berechtigt, seine Emeritirung' zu verfügen. 

§ 5, Ein «neritirter evangelischer Pastor erhält vom Tage 
seiner Emeritirung an als jährliches Ruhegehalt aus der Synodal- 
kasse bei einer Dienstzeit 

bis zu 10 Jahren 600 Mark, 

bis zu 20 Jahren 900 Mark, 

bis zu 30 Jahren 1200 Mark, 

über 30 Jahre 1500 Mark. 
Wenn das Einkommen der Pfarrstelle, welche ein emeritirter 
Pastor zuietzi inne ^reliabt, über 2400 Mark ausser freier Wohnung 
beträgt, so erhfilt er von seinem Nachfolger zwei Drittel des den 
Betrag von 2400 Mark ausser freier Wohnung übersteigenden Ein- 
kommens der Pfarrstelle, welches von 4 zu 4 Jahren festgestellt wird. 
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Die Abgabe an den SmerituB hat den Vorzog yor der in § 3 
der Verordnung, die GehalteverbeEserung der eyangelischen Pastoren 

des Landes betreffend, vom 1. Januar 1891 vorgesehenen Abgabe 
an die Synodal kasse. 

Das Konsistorium ist enniiclitif^t, dvn enieritirteu Pastoren aus 
der Synodalkassp, insofern die Mittel der Kasse es erlauben, in 
Gemeinschaft mit dem Synodalvorstande und unter Landesherrlicher 
Genehmigung ausserordentliche Zuschüsse su ihren Rnhegehältem 
mit der Massgabe zu gewtthren, dass diejenigen Emeriten, welche 
seitens des Nachfolgers einen Znschuss erhalten, erst dann in Be- 
tracht kommen, wenn die übrigen zu gleicher Höhe des Buhegehalts 
gelangt sind. Die Feststellung solcher Zuschüsse erfolgt jedesmal 
bei Abnahme der Jahresrechnung der Synodalkasse. 

J:; 6. Die Dienstzeit wird vom Tage der Ordination an ge- 
rechnet. Bei denjenigen, welche im hiesigen oder in einem anderen 
deutschen Staate als Rektoren oder Lehrer an einer höheren öirent- 
lichen Schule angestellt gewesen sind, zählt die Dienstzeit vom 
Tage ihrer festen Anstellung an, vorausgesetzt, dass sie yor der- 
selben die zweite theologische Prüfung bestanden haben. 

Die yor Inkrafttreten dieser Verordnung bereits Angestellten 
werden hieryon nicht betroffen. 

§ 7. Das Ruhegehalt wird fUr das Vierteljahr, in welchem 
der Emeritus stirbt, und für das darauf folgende Vierteljahr noch 
voll an die Wittwe oder die Kinder desselben «rezahlt. Sind eine 
Wittwe oder Kinder nicht da, so liört die Zahlung des EuhegehaltS 
mit dem Ablaufe des Sterbevierteljahrs auf. 

§ 8. Ein emeritirter evangelischer Pastor verliert sein Euhe- 
gehalt 

a) wenn er wegen eines während seiner Dienstzeit oder im 
Ruhestande begangenen Verbrechens oder Vergehens yer- 
urtheÜt wird, welches ihn eines PfEtrramtes unwürdig machen 
würde. 

Die Entscheidung Uber letzteren Punkt steht dem Kon- 
sistorium in Verbindung mit dem Synodalvorstande vor- 
behftltlicli der Berutimjj an das KabiuetsOIinisteiium zu. 
Es bleibt jedoch dem KouM.storium in Verbindung mit dem 
Synodalvorstande vorbehalten, in diesem ]<'alle seiner Frau, 
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beziehungsweise seinen minorennen Kindern eine Unter- 
stützung bis Ruhegehaltes zu bewilligen; 

b) wenn der Emeritus eine andere Anstellung im öffentlichen 
Dienste annimmt, welche ihm ein seinem letzten Dienst- 
einkommen gleiches oder höheres Einkommen gewährt; 

c) wenn der Grund, aus welchem die Emeiitirung erfolgte, 
spfiter gehoben wird, der Emeritus aber ein ihm angetragenes 
geistliches Amt, mit welchem ein sein Ruhegehalt um min- 
destens 450 Mark übersteigendes Einkommen verbunden ist, 
ausschlägt. 

§ 9. Alle dieser Verordming entgegenstehenden Bestimmungen 
sind &u%ehoben und tritt dieselbe mit dem Tage der Veröffent- 
Udmng in Kraft. 

13. Provinz Hessen. Erlass des Consist. zu Cassel vom 18. 
August 1890, die Aufsicht auf die Todtenhöfe betr. 

In der Stra&ache g^en den Baptistenprediger Samuel 
Knappe yon Einbeck wegen Uebertretung der Polizei-Verordnung 
Königlicher Regierung zu Cassel Tom 7. August 1878 sind nach- 
stehende Grundsätze letztinstaiizlicli zu Anerkennung gebracht: 

1. Der einer Scete zu ausschliesslichem Gebrauch überwiesene 
Theil des Todttnhur.s, welclier emeu besonderen Zuirant^^ nicht hat, 
ist als Theil des allgemeinen Todtenhofs zu betrachten und unter- 
steht der allgemeinen kirchlichen Aufsiclit. 

2. Die Polizei-Verordnung vom 7. August 1878 steht nicht 
im Widerspruch mit dem § 10 der Verordnung vom 11. Mürz 1850 
über die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung 
geflthrdenden ICissbranchs des Versammlungs- und Vereinigungs- 
rechts, welcher vorschreibt, dass fUr ^gewöhnliche Leichenbegäng- 
nisse'* polizeiliche Erlaubniss und Anzeige nicht erforderlich sind. 
„Gewöhnliche Leichenbegängnisse" sind solche, die in der Art und 
Weise ihrer Abhaltung erkennen lassen, dass bei ihnen nichs vor- 
kommen werde, was über den Zweck des Begräbnisses hinausgelit 
und nicht isum Wesen desselben gehört. Das Halten von Grab- 
reden durch Laien ist aber ungewöhnlich und benimmt einem 
Leichenbegfingniss den Charakter eines „gewöhnlichen". 

8. Der Prediger einer mit Corporationsrechten nicht ver« 
sehenen, also vom Staate nur geduldeten Religionsgemeinschaft hat 
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kein staatlich anerkanntes Reclit zur Ausübung geistlicher Func- 
tionen auf dem Friedhof erlangt, er ist deshalb als „Laie" im 
Sinne der Polizei-Yerordnang vom 7. August 1878 m betrachten^ 
Ber § 7 des Eurhessischen GesetiseB vom 29. October 1848^ 
die BeUgioiusfreiheit und die Einftthiung der btiigerliclien Elie be^ 
treffSend, gestattet, den neben den vom Staate anerkannten Kirchen 
sich bildenden Religionsgesellschaften nnr über die Art nnd das 
Ceremoniell ihrer gemeinsamen Gottesverehmng sich zu verstän* 
digen und solche in den dazu bestimmten Räumen auszu» 
Üben. 

4. Die nach der Polizei -Verordnung vom 7. August 1878 
dem zuständigen Pfarrer beigelegte Befugniss zur Ertheilung der 
Gtendunigung zum Halten von Grabreden durch Laien ist durch 
§ 14 Nr. 18 der Presbyterial- und Synodal-Ordnung' nicht auf 
die Presbyterien übei^egangen. 

14. ProT. Nassau. Erl. d. Konsist. 28./11. betr. die Be> 
erdigung d. Selbstmörder, A. K. Bl. 1893, S. 220. 

15. Grossh. Hessen. Rundschr. d. Ober-Konsist. 6./11. 1888 
betr. die Leichenverbrennung, A. K.-Bl. 18S9, S. 78. 

16. Sachsen. V. 7./8. 1R91. d. kirehl. Begräbniss rrewisser 
ungetauft verstorbener Kinder betr., K.-G. u. V.-Bl. 1891. No. 8. 

17. Braunschweig. K.-G. 7./8. 1888. Die liturg. Ord- 
nung des Begräbnisses betr. A. K.-Bl. 1889, S. 89^ 177. 

18. Baden. K.-G. 22./11. 1892 die Konfinnationsordnung 
betr., A. K.-B1. 1892, S, 195. K,-G. u. V.-Bl. 1892, No. XV, 
S. 250. 

19. Braun schweig. E.-G. 27./2. 1889. Die liturg. Ordn. 
die heil. Taufe u. d. Konfirmat. betr., A. K.-B1. 1890, S. 305. 

20. Sachsen. V. d. Landeskons. 26./9. 92 d. Nachweis der 
Tiauuntr Seitenü neu anziehender Ehepaare betr. K.-G. u. V.-Bl. 
1892, x\o. 11. 

21. Rhein -Bayern. K.-G. der kirchl. Aufgebote u. Trau- 
ungen betr., 22./3. 91. A. K.-Bl. 1891, 375. 

22. Baden. K.-G. 14./7. 91 betr. die Aenderung d. kirchl» 
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. G. V. 20./1. 70 bz. 22./8. 71 über die kirchl. Trauung u. d. Füh- 
rung d. Kirchenbücher (K.-G. u. V.-Bl. 1891, No. IX). 

nJeder Mrchl. Trauung soll eine feierliche Verkündigung im. 
Öffentlichen Oottesdienflt an dem Orte des Wohnsitzes eines jeden 
der beiden Brautleute, und wenn dieser nicht der künftige Wohn- 
ort der Getrauten ist, auch an letzterem Torangehen. Diese Yeiv 
kündi^unp: kann anf Verlangen der zu Trauenden auch an den 
übrigen Orten vorgenommen werden, in welchen das liürgerliche 
Aiifprebot stattzufinden hat. Wenn die gebotene feierliche Ver- 
kündigung nicht vor der kircldiclien Trauung stattgefunden hat, 
was als nur bei dringenden Gründen zulässig ist, so muss der 
Vollzug der Trauung im öffentlichen Gottesdienst nachträglich ver- 
kündet werden. 

Das Ver&hren bei der kirchlichen Verkündigung wird durch 
Verordnung geregelt." 

23. Ältenburg. Verfüg, d. Minist, v. 14./1. 92 die bei 
Verweigerung d. kirchl. Trauung in Betracht zu ziehenden Gesichts- 
punkte betr. 

Die Training ist zu versagen, „wo nach den besonderen Um- 
ständen des Falles die Mitwirkung d. Kirche bei der Elleschliessung 
als eine Entwürdigung des begehrten göttlichen Segens erscheinen 
müsste, insbesondere zum öffentlichen Aergemiss gereichen würde." 
Falls der Betroffene sich liei der Entscheidung des Geistlichen nicht 
beruhigt, so steht die Beschluss&ssung dem Kirchenyorstande zu, 
gegen welchen jedoch der (Geistliche Rekurs an die vorgesetzte 
Behörde einlegen darf. 

24. Elsass-Lothringen. Girk. d. Direkt, d. E. Augsb. £onf. 
26./7. 87 kirchl. Einsegnung gemischter Ehen betr. A. E.-BL 
1889, 176. 

25. Schleswig-Holstein. K.-G. v. 10./4. 1892 betr. d. 
Gottesdienst-Ordn. in d. ev.-luth. K. d. Prov. Schlesw.-Holstein. 
K.-G. u. V.-Bl. 1892, S. 35. 

26. Anhalt. K.-G. 24./2. 1892 d. Einführung eines Katechis- 
mus f. d. Anhalt, ev. Landesk. betr. (Ges.-S. 1892, No. 862, S. 53). 

Wir, Friedrich, etc. verordnen hierdurch unter Zustimmung 
der Landessynode als Eirchengesetz, was folgt: 

Als Beligionslehrbuch ftir die evangelische Landeskirche des 
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Herzogthums wird liierdurch der kleine Katechismus D. Martia 
liUther's mit folgenden Massg^aben eingeführt: 

1. Die HauptstUcke des Katechismus können auch in anderer 
Keihenfolge beim Unterrichte behandelt werden. 

2. Nach der Behandlung des ersten Gebots ist die Schiiftstelle 
2. Mose 20, 4 und 6, Anfieing bis ^und diene ihnen nicht*^, 
mit der HinzufUgung zu erklSren, dass die reformirte Kirche 
diese Worte als das zweite Gebot zShlt nnd dagegen das 
neunte und zehnte Gebot des kleinen Katechismus D. Martin 
Luther's in eins, das zehnte, zusammenzieht. Ebenso ist 
bei der Behandlung des dritten Gebots „Du sollst den 
Feiertag heiligen'' die biblische Fassung desselben 2. Mose 
20, 8 — 11 zu erklären. 

B. Durch Beschluss des Gemeindekirchenraths kann da, wo der 
kleine Katechismus D. Martin Luther's nicht bereits Idrchen- 
ordnungsmässig eingeführt ist, festgesetzt werden, dass die 
Lehre Ton den Sakramenten nicht nach dem Wortlaute des 
vierten und fünften Hauptstttcks dieses Katechismus, son- 
dern auf Grund der im Katechismus und im Spruchbuche 
enthaltenen Schriftworte und sonst heranzuziehenden Bibel- 
sprüche behandelt werden solle. 

4. Da der kleine Katechismus D. Martin Luther*s nicht als 
Bekenntnissschrift, sondern nur als kirchliches Lehrbuch, 
eingeführt wird, so bleiben bei der Erklärung desselben, 
sowie bei dem nach Massgabe von Nr. 3 zu ertheüenden 
Unterrichte die für die eTangeUsche Landeskirche und in 
den einzelnen Gemeinden zu Recht bestehenden Bekenntniss- 
schriften die Norm der vorzutragenden Lehre. 

6. Die auf Grund des Eisenacher Textes zu veranstaltende 
amtliche Ausgabe des kleinen Katechismus D. Martin Luther*s 
erhält das anliegende Vorwort 

* Vorwort. Durch das Kirchengesetz vom 24. Februar 1892 (Nr. 862 
der Anhaltischen Gesetz-Sammluug) liat Herzog Friedrich von Aulialt, unser 
Durchlauchtigster Herr, auf Vorschlag des Kousistoriums und mit Zustim- 
mung der Synode den Ueuien KalechinniiB D. Martm Lullier*«, m er in 
diesem Bache «ithalten ist, mm Religionslehrhiuih der wieder Terelnigten 
eraogefitdien Landeskirche erklSrt. Dieser Katediismus hat in emem grossoi 
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Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung 
in Kraft. 



Theile Anhalts schon bisher zu Kecht bestanden und ist in vielen anderen 
Gemeinden des Herzogthums thatsächlich gebraucht worden. Jetzt tritt er 
Ditn ancli an die Stelle der anderen Landeskatechionen, des Hering'schen, der 
in den frfiher zum Herzogthnm Gothen gehörigen Q<«neind«i der refonnirten 
Kirche im Jahre 1788 eingeführt wnrde, nnd des Dessaa'sehen, der im Jahre 
1881 in der unirten Kirche des Heixogthiuns Anhalt'Dessan Geltung erlangte. 

Martin Luther, der theure Gottesmann, hat im Jahre 1529, also vor 
dem Entstehen der Augsburg'schen Konfessio* der gemeinsamen Bekenntniss- 
schrift aller Evangelischen in Deutschland, seinen kleinen Katechismus ver- 
fasst, um ihn „in die Leute, sonderlich in das junge Volk zu bringen*^. An- 
hält's Fürsten aber, die — wie Wolfgang der Bekenner und Georg der 
Gottselige — treu zu Luther s Rcf'ormationswerk standen, haben das Büch- 
lein ihrem Volke als ein köstliches Kleiuod der auiäughch nicht in sich 
gespaltenen evangelischen Kirche geschenkt und gewahrt* Bnrch die Tren- 
nung zwischen lutherischen und refonnirten Gemeinden, die zu Anfaug des 
17. Jahrhunderts als Folge IdrchlicdLer Ldirstreitigkeiten auch in Anhalt 
eintrat, ist doch hier bei massvoller Auq[estaltung und fortgesetzt naher 
Beruhnii^ beider Bekenntnisse das Gedächtniss früherer Einheit und das 
Gefühl evangelischer Zusammengehörigkeit niemals ganz verwischt worden. 
Die Wiedervereinigung der Evangelischen hat sich darum auch in Anhalt 
unter der fördernden Obhut seiner l'ürsten friedlich und fast von selbst voll- 
zogen, und Martin Luther s kleiner Ivatechismus, dieses herrliche Volksbuch 
der gesammten deutschen E-eformation, soll ohne Aenderung im Bekenntniss- 
standc der Gemeinden jener Wiedervereinigung Unterpfand und Siegel in 
der gemeinsamen religiösen Unterweisung der evangehscheu tlugeud unseres 
Landes sein. 

Die SynodalordnuDg geii^rt den Gemeinden das Becht der Ablehnung 
neu einzuführender kirchlicher Lehrbücher. Ausserdem aber ist aar Schonung 
der Gkwissen, sonderlich in den refonnirten Gemeinden, Folgendes bestimmt: 

1. Die Hauptstficke des Katechismus können auch in anderer Reihen- 
folge beim Unterrichte behandelt werden. 

2. Nach der Behandlung des ersten Tlebots ist die Schriftstelle 2. Mose 
20, 4 und 5 Anfang bis „und diene ihnen nicht", mit der Hinzu- 
fügung zu erklären, dass die refornürte Kirche diese Worte als das 
zweite Gebot zählt nnd dagegen das neunte und zehnte Gebot des 
kleinen Katechismus D. ^Martin Luther's in eins, das zehnte, zu- 
sanuneuzieht. Ebenso ist bei der Behandlung des dritten Gebota 
„Du sollst den Feiertag heiligen'* die bihlisdie Fassung desselben 
3. Mose 20, 8—11 au erklSren. 

8. Durch Beschluss des Gemeindekirohenraths kann da, wo der kleine 
Katechismus D. Martin Luther*s nicht bweits kirchenordnungsmässig 
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27. Beuss «. L. Ges. v. 91 betr. die Besoldimg d. 

Volksschullehrer auf dem platten Lande. A. K.-lil. 1892, 8. 215. 

28. Baden. Bekauntm. d. Ev. OKR. v. 15./1 1. 1892. 
Wfihrend der letzten Gt-neralsynode wurde der Abordnung 

einer Anzahl Mitglieder derselben von dem Präsidenten des evan- 
gelischen Oberkirchenraths eine gegebenen Falls zur Mittheilung an 
die Gteneralsynode in Aussicht genommene Darlegung des Bekennt- 
nisBstandes der eyangelisch-proteBtantischen Kirche des Grosshrarzog- 
thnms Baden und des hierwegen zu beobachtenden Verfahrens vor- 
gelesen. Biese Darlegung wurde erlttutert und dabei erkllSrt, dass 

eingeführt ist« festgesetst Warden» dam die Lehre von den Salcni- 
malten nicht nach dem Wortlaute des vierten und f&nften Haupt^ 

Stücks dieses Katechismus, sondern auf Grund der im Katechismus 
und im Spruchbuche euthaltenen Schriftworte und sonst heran* 
zuziehenden Bibelsprüclio behandelt werden solle. 
4. Da der kleine Katcchisnms D. Martin Luther's nicht als Bekenntniss- 
schrift, sondern nur als kirchliches Lehrbuch eiogeführt wird, so 
bleiben Ix-i der Erklärunj^ dpssplben, so\vi«> hei dem nach Massgabö 
von 6 zu ertheileudeu Unterrichte die für die evangelische 
Landeddrehe und in den einzeln en Omeinden sa Recht bestehenden 
Bekenntnissschriften die Norm der vorzutragenden Lehre. 
6* Die auf Grund des Eisenacher Textes zu veranstaltende amtliche 
Aufgabe des kleinen Katechismus D. Hdbrtin Luther's erhält das 
anliegende Vorwort. 
Dabei sind die Geistlichen verpflichtet, nach Massgabe der Fassungskraft 
der Kinder im Katechumenen-Unterrichte die wichtigeren Unterscheidungs- 
lehren beider evangelischen Bekenntnisse zu besprechen, jedoch zugleich 
hervorzTiheben, dass dieselben die kirchliche (ienieinschaft, namentlich auch 
am Tische des Herrn, in unserem Lande nicht beeinträchtigen. Wo aber 
die Geraciudekirchenräthe deu unter Nr. 3 vorgesehenen Beschluss fassen, 
ist kein Geistlicher gehindert, für die Unterweisung in der Lehre von den 
Sakramenten seinerseits sowohl den Irnhw in rdTormirten Qemeindtti des 
Landes lange gebraochten Hddelberger Katechismus (vergl. dort Frage 69 
figd.), als auch andere bekenntoissmtissige Schriften zu benutzen. 

Gott der Herr, der uns zum Evangelium seines Heben Sohnes berufiMi und 
dmrch die Ileformation dabei erhalten hat, woUeMartiuLuther's kleinen Katechis- 
mus als ein Buch der Union in Anhalt segnen und durch dasselbe unser Volk 
mit dem Glauben der Väter und mit der ganzen evangelischen Kirche verbinden. 

Dessau, den 24. f ebmar 1892. 

Herzoglich Anhaltisches Konsistorium« 

£. Teichmüller. 
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4bs Kirehenregimcnt den bisherifjfen Bekenntnissstand unserer Kirche 
■unverändert aufrecht erlialten und einem auf Abänderung desselben 
gerichteten Antrag entgegentreten werde. 

Wir sehen uns nunmehr yeranlasst, die fragliche Darlcfrung, 
erweitert dnroh wörtliche Beifügung der bezüglichen kirchlichen 
Vorschriften, zur allgemeinen Eenntniss za bringen. 

Nach § 91 der Kirchenyerfassung fordert die Kirche Ton 
dem Geistlichen, dass er die Lehre der heiligen Schrift nach Mass- 
gabe des Bekenntnissstandes der vereinigten evangelisch-protestan- 
tischen Landeskirche verkünde. 

Ueber den Bekenntnissstand unserer Kirche sprechen sich in 
massgebender Weise aus § 2 der Unionsurkunde vom 23. Juli 1821 
und die dazu von der Generalsynode yon 1855 gegebene und von 
dem Landesbischof unterm 14. Januar 1866 genehmigte Erläuterung. 

§ 2 der Uniansurkunde. Die vereinigte evangelisch- 
protestantische Kirche legt den Bekenntnissschriften, welche später- 
hin mit dem Namen symbolischer Bücher bezeichnet ^vurden und 
noch vor der wirklichen Trennung in der evangelischen Kirche 

erschienen sind, und unter diesen namentlich und ausdrücklich der 
Augsburprisehen Konfession im Allgemeinen, sowie den besonderen 
Bekenutnissscliriften der beiden bisherigen evangelischen Kirchen 
im Grossiierzogthum Baden, dem Katechismus Luthers und dem 
Hcidelljerger Katechismus das ihnen bisher zuerkannte normative 
Ansehen auch femer mit voller Anerkenntniss desselben insofern 
und insoweit bei, als durch jenes erstere muthige Bekenntniss vor 
Kaiser und Beich das zu Verlust gegangene Prinzip und Recht der 
freien S'orschung in der heiligen Schrift, als der einzigen sicheren 
(Juelle des christlichen Glaubens und Wissens wieder laut gefordert 
und behauptet, in dies^ beiden Bekenntnissschriften aber faktisch 
angewendet worden, demnach in denselben die reine Grundlage 
des evanp;elischcn Protestantismus zu suchen und zu finden ist. 

Beschluss der Generalsynode von 1855. Zur Be- 
seitij^ung der über den Sinn des § 2 der TJnionsurkunde entstan- 
denen Zweifel und der daraus entspruno^enen Missdeutungen des- 
selben beschliesst die Generalsynode (als Erläuterung): * 

Die vereinigte evangelisch-protestantische Kirche im Gross- 
herzogthum Baden gründet sich auf die heüige Schrift alten und 
neuen Testaments als die alleinige Quelle und oberste Richtsdinur 
ihres Glanbens, ihrer Lehre und ihres Lebens, und hKlt unter voller 
Anerkennung ihrer Geltung fest an den Bekenntnissen, welche sie 
ihrer Vereinigung zu Grunde gelegt hat. Diese in Geltung stehenden 
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Bekenntnisse sind die noch vor der TNirkUchen Trennung in der 
evangelischen Kirche erschienenen und unter diesen namentlich und 
ausdrücklich: die Augsburgische Konfession als das gemeinsame' 
Orandbekenntniss der evangelischen Kirche Deutschlands, sowie die 
besonderen Befcenntnissschitften der beiden früher getrennten evan* 
gelischen Konfessionen des Grossherzogthums » der Katechismus 
Luthers und der Heidell)erger Katechismus in ihrer übereinstim- 
stimmenden Bezeugung der Grundlehren heiliger Schrift nnd des 
in den allixemeinen Bekenntnissen der ganzen Christenheit aus- 
gesprochenen Glaubens. 

Indem bei dieser Bestimmung des Bekenntnissstandes der 
evangelischen Landeskirche die heilige Scln'ii't als alleinige Quelle 
und oberste E-ichtschnur des Glaubens, der Lehre und des Lebens 
. vorangestellt ist, wird eben dadurch zugleich im Einklang mit der 
ganzen evangelischen Kirche das Recht des freien Gebrauchs der 
heiligen Schrift;, sowie der im heiligen Geist gewissenhaft zu 
übenden Erforschung derselben anerkannt und für alle Glieder der 
Kirdie, insbesondere aber für ihre mit dem Lehramt betrauten 
Diener die Pflicht ausgesprochen, sich solcher Schrifterfoischun^ 
unausgesetzt zu befieissigen* 

Aus diesen Festsetzungen eigiebt sich 

1. Die heilige Schrift wird als alleinige Quelle und oberste 
lUchtschuur des Glaubens, der Lehre und des Lebens vorangestellt. 

2. Das in Geltung stehende Bekenntniss ist niedergeleirt in 
der Augsbur<rischen Konfession, in dem Katerhisiuus Luthers nnd 
in dem Heidelberger Katerhismus in ihrer ül)ereinstimmenden Be- 
zeugung der Grundlehren heiliger Schrift und des iu den allgemeinen. 
Bekenntnissen der ganzen Christenheit ausgesprochenen Glaubens. 

Diese Auffassung des in Geltung stehenden Bekenntnisses ist 
auch in den Generalsynoden von 1861 und 1867 festgehalten, in- 
sofern erstere in ihrem Hauptbericht bei dem Abschnitt Uber den 
Bekenntnissstand auf die in unserer Landeskirche herkömmlichen 
kirchlichen Bekenntnisse sich bezieht und letztere in ihrem Be- 
schluss vom 18. Mai 1867 ausspricht, dass die bisherige Geltung 
der in' § 2 der Unionsui kunde geuannten herrkömniliehen Bekennt- 
nissschriften und Lclirbüclier der lutherischen und reformirten Kirche^ 
soweit in denselben die reine Grundlage des evangelischen Pro- 
testantismus und die Grundsätze des evangelisch-protestantischen. 
Glaubens enthalten sind, nach wie vor feststehe. 

Femer ergiebt sich 
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8. daraus das Recht des freien Gebrauchs der heiligen Schrift^ 
sowie der im heiligen Geist gewissenhaft zu Übenden Erforschung 

derselben. Die freie Forschung in der heiligen Schrift, als der 
einzigen sicheren Quelle des Christ HcIumi Glaubens und Wissens, 
wild nicht bloss als ein Recht erklärt, sondern auch für alle Glieder 
der Kirche, insbesondere aber für ihre mit dem Lehramt betrauten 
Diener die Pflicht ausgesprochen, sich solcher Schnftforschung un> 
ausgesetzt zu befleissigen. 

Wie nun dieses Hecht und wie diese Pflicht von dem Geist- 
lichen zu üben und welche Grenze ihm dabei gesetzt sei, darüber 
giebt die Kirchenrathsinstruktion vom 6. Juli 1797 Anleitung, 
welche jetzt noch gesetzliche Geltung hat und deren hieber bezüg- 
lichen Bestimmungen auch seit dem Erscheinen der TTnionsnrkunde 
und dt r ir^^^^^ nwärtigen Kirchenverfassuug stets in Uebung und An- 
wendung' geblieben sind. 

Die liieher bezuprlichen §§ 8, 9, 10, 18 der Kirchenratbs- 
in s t r u k t i o n lauten : 

§ 8. Das Wesentliche T^nserer evangelischen Kirchenverfassung 
(ist) darauf «rcbaut. dass nichts als Gin üben s^rund anzunehmen sei, 
was nicht in der heiligen Schrift, als der einzigen destallsip-en Xorm 
der Lehre Cluisti und seiner Gesandten, deutlich angegeben und 
charakterisirt ist. Da diese Lehren vor der Beformation in manch- 
fache nach philosophischen Denkformen ausgedrückte Sjstemssätze 
zertheilt waren, von welch* letzteren den ersteren Reformatoren 
unserer Kirche mehrere überhaupt oder nach ihrer gemeinüblichen 
Beziehung schriftwidrig erschienen, so musterten sie diese aus und 
stellten andere an deren Stelle oder neben sie hin, wodurch das 
Ganze eine mit der heiligen Schrift mehr hannonirende Haltung 
empfinge, bedienten sich aber auch da wiederum philosophischer 
Formen und Ausdrücke, die Tnit der steigenden Ausbildunir oder 
Umbildung der Piülosoplue m der Folge wieder um vieles von 
ihrer Schicklichkeit und Schriftmässigkeit verloren. Sie hatten 
jedoch nie die Absicht, jene ihre Ausdrucksformen der Nachkommen- 
schaft zu einer Glaubensnorm au&udringen, weil jede dergleichen 
selbstgewählte Formen der Einkleidung immer den nämlichen Ver- 
änderungen unterworfen bleiben müssen^ denen die wissenschaft- 
liche Kultur selbst unterliegt. Noch viel weniger aber waren sie 
gemeint, den Glauben der evangelischen Gemeinden modeln zu 
lassen nach der eignen Ansicht eines jeden und nach einer Vor- 
stellungsweise, die er selbst irewählt hätte, wenn sie gleich etwa 
mit dem natürlichen Sinn der Bibel, den allein die protestantische 
Deatsche Zeitsdir. f. Kirchenrecbt. III. i. 29 
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Kirche zu üixer Glaubensregel angenommen hat, noch so unverein- 
barlich wSre. Diesem nach muss das Augenmerk Unseres Consistorii 
dahin gehen, allen Stolf des Streites Über dergleichen selbstgewählte 
Denkformen und Ausdrücke in den Ton seiner Direktion abhängen« 

den öffentlichen Relifj:ionshnndlnnp:Pn zu verbannen, deshalb den 
öffentlichen Vortrag und Lehre iinnier mehr und mehr auf die 
richtige und teste Einprä^-ung der geußenbarteii Keligionswahrheiten 
in ihrem eigenthiiiulichen biblischen Gewand zu leiten, wobei nach- 
mals jedem Lehrer die Freiheit bleibt, diejenige der verschiedenen 
für ein und dieselbe Hauptsache in der heiligen Schrift dargereichten 
Yorstellungsarten yoizfiglich zu wühlen, die ihm am besten geeignet 
scheint, um das praktische Chiistenthum dadurch zu befbrdem, 
ohne andere Lehrer zu tadeln, oder von ihnen Tadel besorgen zu 
dürfen, die andere dieser Vorstellungsarten sich als Mittel in Er- 
reichung des Zweckes brauchbarer finden. Daneben aber muss die 
Befäliigung und Ermunterung der Gemeinden zum fleissigen Forschen 
in diesem einzigen untrüglichen Lehrl)uch unserer Religionskcnntniss 
ein gleich festes Auueniiierk sein, daniit dadureli jedes Glied der Ge- 
meine in die Lage koiunie, wo es darüber dasjenige Mass von Auf- 
klärung, dessen es ein})f;inglicli ist, mithin diejenige Form und Vor- 
stelluugsart der bibliscli vorgetragenen Wahrheiten, die in seine übrige 
Masse von Kenntnissen zusammenhangend einpasst in sich hervorbringe. 

§ 9. uS'ie darf einem mit hinlänglicher Prüfung seiner Kennt- 
nisse, Beurtheilungsgaben und redlichen Absichten angestellten 
Eeligionslehrer verwehrt werden, in Fxivatuntenedungen jenen, 
die über Sinn und Beziehung einzelner Bibelwahrheiten, welche 
ihnen in die Masse ihrer übrigen Kenntnisse nicht einpassend 
scheinen, mehrere Aufklärung verlangen, solche zu geben, und sie 
ihnen unter denjenigen Denkformen und Ausdrücken hinzulegen, 
die ihm selbst nach eigener gewissenhafter Forschung als die rich- 
tigste und nach den Fähigkeiten und Vorkenntnissen des Rath- 
fragenden die fasslichste scheint. Nie darf auch Jemand wegen 
der Abweichung seiner Vorstellungsart über diese oder jene biblische 
Wahrheit von derjenigen, welche in symbolischen Büchern unserer 
Kirche angenommen ist, oder welche den Gliedern Unseres Con- 
sistorii die richtigste sdieint — (wenn nur mit dieser Abweichung 
keine Verwerfung solcher SStze verbunden ist, welche in den Lehren 
des neuen Testaments nach dem aus dem Zusammenhang vor dem 
gemeinen Menschenverstände zu rechtfertigenden Sinn liegen) — 
ein Vorwurf gemacht werden, noch ihm darum ein Nachtheil oder 
Zurücksetzung widerftüiren. Nie darf von einem Lehrer gefordert 
werden, dass er in seinen freien Vorträgen von Formen und Aus- 
drucksarten biblischer Wahrheiten, deren sich die ersten Verfasser 
unserer Religionsbekenntnisse bedient haben, und die nicht in den 
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heiligen Schriften neuen Bundes enthalten sind, Gebrauch mache, 
wenn ihn nicht seine eigene Ueberzeugung dazu treibt. Nie darf 
jedoch auf der anderen Seite anch in den Torgeschriebenen litur- 
gischen Vorträgen eine, wegen angeblicher NichtÜberzeugung von 
der Sdiic^chkeit dieser oder jener Ausdrucksart angemasstei eigen- 
mächtige Aenderung einem Prediger nachgesehen werden. Niemals 
ist zu gestatten, das» derjenige, wer bei gewissen Sachen die Aus- 
drucksformen unserer ersten Reformatoren nicht passend achtet, 
nun von der ganzen dadurch bezeichneten Lehre aV)stra]iire, mithin 
auch die biblische Darstellnnp: derselben, weil sie ihm et\\a auch 
nicht konvenient dünkt, liinterliulte, oder wohl gar seine eigenen 
abweichenden VorstelUingsartert und Denkionnen in jenen Vorträgen, 
die er etwa üö'entlichen Amtes und Berufs wegen hält, den Ge- 
meinden Unserer Lande als Glaubenslehren yortrage. Sondern der- 
jenige, welcher selbst sich die evangelische Freiheit nimmt, von 
den Vorstellungsarten seiner Vorfahren, von denen er sich oft müh- 
sam loswindet, abzuweichen, soll eingedenk erhalten werden, dass 
auch er in seiner Ansicht irren und damit bei anderen die gleiche 
Schwierigkeit, zu einer beruhigenden Ueberzeugung zu gelangen, 
hervorbringen kann : und soll mithin da, wo ein solcher Zwiespalt 
der Vorstellungen einsjrcdruiiaen ist, in seinem \mXe billig sich an 
die klaren Ausdrücke der heiligen Schrift über solche Materien 
allein halten, diese seinen Zuhörern mit vorzüglicher Hinsicht auf 
die beste Art ihrer praktischen Anwendung vortragen, und dann 
der göttlichen Vorsehung überlassen, wie sie in einem jeden die- 
jenige Vorstellungsarten darüber wecken wolle, die sie seinem 
Fassungskreis am angemessensten findet, und die also auch am 
leichtesten in ihm in Leben und Wirksamkeit übergehen kann. 
Denn so gewiss wir jeden Lehrer gegen einen Dominat des Con- 
sistorii über seine Vorstellungsart der Glaubenslehren sicher gestellt 
wissen wollen, ebensosehr finden Wir Uns auch verbunden, die 
T^ns zur Aufsieht anvertrauten Kirchspiele Unseres Landes vor dem 
unmerklichen, aber eben daruui p:efährlicheren Dominat der Lelirer 
zu schützen, wann diese, statt sie in jener Ansieht zu unterrichten, 
welche von der Kii'che, die sie zu Lehrern erkoren hat, nach langer 
und reifer Prüfung erfahrener gottseliger Männer zur Lehrform 
angenommen ward, ihnen dafür ihre eigene oft sehr einseitige An- 
sicht zum Hödel ihres Glaubens aufdri^en. 

§ 10. Solchemnach muss sowohl von den Oonsistorislpersonen 
als von den SpezialSuperintendenten, so oft sich ihnen die Gelegen- 
heit darbeut, Predigten oder Eatechismusübungen oder Bibelvor- 
lesungen eines unter ihre Aufsicht gehörigen Geistlichen zu lesen 
oder anzuhören, allemal und Tornehmlich mit auf jene Reinheit der 
evangelischen Lehre gesehen werden. Wo sich hiergegen Anstössig- 

19* 
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keiten zeigeiii muss man es nie der Mühe zuviel achten, durch 
freundliidie Belehrung und Zurechtweisung den Anlass dazu fUr 
die Zukunft zu heben ; nie aber muss dieses durch befehlende oder 
durch verweisende Superioritätsproben geschehen, welche in der- 
gleichen so enf^ mit eigener Ueberzeugung verwebten Materien 
immer widri^-e Wirkung lialien, weil der Fehler meist ;nis ^Mnnfjel 
der Einsicht in die so wichtige und docli feine Grenzlinie zwischen 
Glaubensfreiheit nnd Lehrfreiheit entspringt. Sollte jedoch auf 
wiederholte Belehrung Jemand eine besondere Halsstarrigkeit zeigen, 
so niüsste Uns nach erhobenem Gutachten des Spezialsuperinten- 
denteu und der drei ältesten Geistlichen der Diözese, zu der «n 
solcher geht^rt, über die BSthlichkeit, diesen Mangel mit Nachsicht 
zu tragen, oder durch Entfernung eines solchen Subjekts von Lehr- 
steUen ihn unnachtheilig zu machen, gutachtlicher Vortrag erstattet 
werden, wobei immer die hierüber den Hauptausschlag gebende 
Betraditung die sein muss, ob derselbe noch die Lehre von der 
Regierungsgewalt Christi in der Kirche des neuen Bundes, die er 
durch Leiden und Tod sich erworben, und dann durch Auferstehung 
und Hingang zum Vater davon Besitz genommen hat, und die Ver- 
pflichtung der Glaubigen, ihn als solchen zu erkennen, zu verehren, 
und seine von ihm oder seinen Aposteln gegebeiicii Vorschriften 
als ein sie bindendes Gesetz zu erfüllen — beibehalte, oder diese 
durch entgegengesetzte Deutungen untergrabe, und den Glauben an 
diese Regierungsgewalt desselben zu schwiichen oder zu zernichten 
suche, als welch* letzteres so wie dem Grundbegriff der protestanti- 
schen Elirche, wie sie von den Obrigkeiten Deutschlands anerkannt 
und zur Reichsbürgerschaft aufgenommen wurde, also auch dem 
Wohle der Staaten entgegen ist, und niemals geduldet werden muss. 

§ 18. Was die nach der Instruktion Unsers Ahnherrn Mark« 
grafen Friedrich V. Unserem Consistorio ebenfalls zugehörige Censur 
jener Bücher anbetrifft, die ohne zum (»flfentlichen Kircheng*ebranch 
im Tiand bestimmt zu sein, darin im Druck erscheinen, so wie der- 
jenigen, welche von Geistliehen Unseres Landes in und au>;ser 
Landes zum Druck befördert werden, und verniöfze der Verordnug 
von 1741 vorher Unsere Censur passiren sollen; dabei ist die lie- 
urtheilung keineswegs nach jenen strengeren Bücksichten ein- 
zurichten, nach welchen der Unterricht geleitet werden muss^ 
durch den erst die Leute erkennen und prüfen lernen sollen, son- 
dern hier muss Jedem erlaubt werden. Altes und Neues aus seinem 
Schatz hervorzubringen, und dem Publikum bleibt überlassen, aUes 
zu prüfen und das Gute zu behalten. £s ist daher nur darauf zu 
sehen, dass nichts die Druckerlaubniss erhalte, was Verspottung 
nnd Verkleinerung der christlichen Religion, T?eiz zu sittenwidrigen 
Handlungen, Verachtung und üntnervung des obrigkeitlichen geist- 
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liehen und weltlichen Begiments, oder Krünkung des guten Namens 
nämlich des Glanbens an die sittliche oder bürgerliche RechtschaiBren- 
heit eines bestimmten Individui in- oder ausser Unsem Landen zur 
Folge haben würde. 

Der § 18 setzt die Büchercensur voraus; nach deren Wegfall 

sind gleichwohl die dort ausgesprochenen Grundsätze bei Beurthei- 

\vaag der Druckschriften der Geistlichen jeweils zur Anwendung 

gekommen. 

Während hiernach für die Druckschriften die Meinungs- 
äusserung im weiteren Umfanjxe freigegeben ist, sind für die Lehr- 
vorträge der Geistlichen engere Grenzen gezogen. 

Die Kirchenrathsinstruktion nimmt an, dass die von den Re- 
formatoren in den Bekenntnissschriften niedeigelegten „System- 
sätze*' — Dogmen — «mit der steigenden Ausbildung oder T7m- 
bildnng der Philosophie in der Folge wieder um Vieles Yon ihrer 
«Schicklichkeit und Schriftmfissigkeit verloren" hätten und dass 
dieselben ^nie die Absicht hatten, ihre Ausdrncksformen der Nach- 
kommenschaft zu einer Glaubensnorm aufzudringen." Wenn dem- 
nach die Zulässigkeit von den Bekenntnissschriften abweicliender 
Vorstellunsrsarten — deren Schriftniässi^^keit vorausgesetzt — für 
den Geistlichen eingeräumt ist, so ist ihm doch je nach der Art 
seiner Wirksamkeit ein verschiedener Gebrauch dieser Freiheit vor- 
geschrieben. 

In der Privatseelsorge kann er sich der Denkformen und 
Ausdrücke bedienen, welche ihm nach eigener Forschung als die 
richtigsten und nach den Fähigkeiten und Yorkenntnissen des Bath> 

frf^enden als die fasslichsten erscheinen. 

In freien Vorträgen ist ihm die Abweichung von Form und 
Ausdrucksweise der von den Reformatoren aufgestellten Religions- 
bekenntnisse gestattet. 

Dagegen ist er bei seinen „liturgischen Vorträgen** an 
die Vorschriften der Agende gebunden und in den „ Öffentlichen 
Amts- und Berulswegen** gehaltenen Vorträgen, den Predigten, 
ist ihm nicht gestattet, dass er, wenn er „die Aus drucksformen 
unserer ersten Reformatoren nicht passend achtet, nun von der 
ganzen dadurch bezeichneten Lehre abstrahire, mithin auch die 
biblische Darstellung derselben hinterhalte oder seine eigenen ab- 
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weichenden Yorstellungsarten den Gemeinden als Glaubenslehren 
vortrage.*^ 

Er soll eingedenk erhalten werden, „dass auch er in seiner 
Ansicht irren und damit bei Andern die gleiche Schwierigkeit zu 
einer beruhigenden üeberzeugimg zu kommen hervorbringen kann. 
Bei einem solchen Zwiespalt der Vorstellnngen soll er sich an die 

klaren Ausdrücke der heiliiji'n Schrift über solche Materien allein 
halten und diese seinen Zuhörern mit vorzUgliclier Hinsicht auf die 
beste Art ihrer praktischen Anwendunü* yortraiDfen." Pabei bleibt 
ihm die Freiheit, „diejenige der verschiedenen für ein und dieselbe 
Hauptsache in der heiligen Schrift dargereichten Vorstellungsarten 
vorzüglich zu wfihlen, die ihm am besten geeignet scheint, um das 
praktische Christenthum dadurch zu befördern. ** 

Geistliche, bei welchen sich Anstössigkeiten bezüglich obiger 
Vorschriften ergeben, sollen gemahnt werden und wenn dies nichts 
fruchtet, ist allerhöchsten Orts Antrag zu stellen, ob Nachsicht zu 
gewähren oder der betreffende Geistliche von seiner Lehrstelle zu 
entfernen sei. Bei dieser Entscheidung soll ausschlaggebeiul sein, 
„ob der Betretfende noch die Lehre von der ReQ:iernn^.su^ewalt 
Christi in der Kirche des neuen Bundes, wie solche in dem an- 
geführten § 10 der Kirchenrathsinstruktion des Näheren geschildert 
ist, beibehalte, oder diese durch entgegengesetzte Deutungen unter- 
grabe und den Glauben an diese Begierungsgewalt desselben zu 
schwächen oder zu yemichten suche. 

Bei der Antragstellung hat sieh nach § 89, 8 der Eirchen- 
verfassung der Gteneralsynodalausschuss zu betheiligen und bezüg- 
lich des Verfahrens sind die §§ 11 — 16 des kirchlichen Gesetzes 
vom 26. Juli 1886 — die Dienstverhältnisse der Cieistlichen der 
evangelisch-protestantischen Landeskirche in Baden betreffend — 
massgebend. 

29. England. The Clergy discipline act lö92. The law 
Times 1892. vol. 93 p. 543. 
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Die Präsentationsbereclitigung nacii Parzellirung des real- 
patronat-bereolLtigteii Sntes im BeltnngsbereiclL des Preussi- 
scIieE Allgemeinen Landreclits. 

Von 

Eonsistorialrath Dr. Caspar in Magdeburg. 



üeber den Einfluss der Parzellirung eines patronat-berech- 

tigten Gutes auf das Patronat hat die Zeitschrift für Kiiclicii- 
recht, VIT. Jahrgang 1867, Seite 1 bis 55, einen Aufsatz von 
Prof. Hinschius yeröffentlicht, welchem die neueren Lehrbücher 
und Kommentare^ mit Ausnahme von Koch, folgen, indem sie 
annehmen, dass die Präsentationsbefugniss fortdauere auch bei 
völHger oder woseutlicher Zertriimraerung des Patronatsgutes.. 
Sie betindeu sicii uach ihrer Anuahme^ dabei in Uebereinstiin- 
inung mit den aus der Praxis bekannt gewordenen endgültigen 
Entscheidungen. 

Jene Abhandlung, deren Widerlegtmg hier versucht werden 
soll, unternimmt die Lösung der vorliegenden Frage ausdrückhch 
„um so mehr, als sicli aus der Erörterung zeigen werde, wie das 
seit längerer Zeit in seinem Bestände angefochtene Patronatrecht 
infolge der modernen Entwicklung immer mehr an innerer Be- 
gründung TerHert und damit mehr und mehr die Anomalie und 

* Vgl. nachher Abschnitt VI. 
Deataelie Zeitsebr. f. ESrckeiireebt. m. s. on 



Digitized by Google 



284 



Abhandlungeii. 



Inationalität jenes Instituts hei voi tritt". Es kami in der That 
nicht geleugnet ^nrerden, dass die dort unterstützte Entwickelung 
des Patronatsrechtes sehr geeignet ist, das Letztere überhaupt 
ad absurdum zu führen. Das Ergebniss sind Gemeinden, in 
denen das Pfarrwahlrecht — in der Foi-in ])atronatliclior Präsen- 
tation — auf einen gewissen Tlieil der grundhesitzenden Ge- 
meindegUeder und Forensen beschränkt ist, während die übrigen 
Gemeindeglieder davon ausgeschlossen sind, und zwar ganz ohne 
Rücksicht auf kirchliche Qualifikation, Geschlecht, Lebensalter, 
soziale Stellung, AVohnsitz u. s. w. lediglich nacli dem zu einer 
blossen lieminisceiiz herabgesunkenen ümbtaude, ob sie ein 
Stückchen des frülier einmal zum Patronatsgute vereinigt ge- 
wesenen Grund und Bodens zu eigen haben oder nicht. In der 
Ausführung wird solcher Fall zu einer Art Quasi-Pfurwahl durch 
die Gemeinde, die aber durch Einmischung des Patronatsrechts 
iu einer (de lege ferenda) höchst verkehrten AVeise modifiziii; 
wäre. War in der christlichen Kirche oder bei den ihr Rechts- 
leben fortbildenden Obrigkeiten, als sie dem fundator ecclesiae 
gewisse Bechte und Pflichten als Patronus zuschrieben, bestätigten 
oder modifizirten, wohl die mechanische Auffassung vorhanden, 
dass die subjektiv-din*^liche Legitimation des Patrons auf das 
betreffende Theilclien der ErdoberÜäche gewissermassen eine 
grössere Vornehmheit gegenüber, anderen Grundstücken in dem- 
selben Kirchensprengel übertragen kojnne? Das Patronat ist nicht 
wie etwa eine Gerechtigkeit, Waldstreu zu holen, oder dergleichen * 
ein lediglich privatrechtliches, auf die Tlieile des berechtigten 
Grundstückes seinem Wesen nach vertheilbareb Hecht. Ueber 
seine innere Begründung und kirchen geschichtliche Bewährung 
mag man so oder so urtheilen, aber die Anomahe und Irratio- 
nalität jener Präsentationsbefugniss der Eigenthümer von Patro- 
natsgutsparzcUen liegt nicht am Patronatsrecht, macht es daher 
auch nicht nuthwendig, wie Seite 14 a. a. O. gefolgert wird, ent- 
weder die Parzelliruugsbefugni^s oder das dingliche Patronatrecht 
durch die Gesetzgebung zu beseitigen. 
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Es ist ein ungeachtet der Seltenheit der Fälle dringendes 
Bedfirfniss der Praxis, welches Veranlassung zu dem Votum -ge* 
gehen hat, aus dem hier einige Auszüge initgetheilt werden sollen 

in der Huffiiung, dadurch eine neue Prüfung der Frage anzu- 
regen, und mit der Bitte, die etwaige IJnvollständigkeit in Be- 
rücksichtigung der Litteratur und die Art ihrer Voranstellung 
mit der in dieser Hinsicht ungünstigen Lage des Praktikers zu 
entschuldigen. 

I. Thatbestand. 

— c — bestand früher ein Kittergut, mit welchem das 
Patronat über Kirche, P&rre u. s. w. an genanntem Orte Ter- 
bunden war. Daneben war eine Dorfgemeinde mit 15 Ackerhöfen 

und 25 Kossathenhöfen vorhanden. 

Das Rittergut ist durch Kauf vom 6. Nov. 1814 in den 
Besitz der Greiueinde Parciiau übergegangen, ^acli § 3 des 
Kaufvertrages ist der Gremeinde — c — Ton den vier Geschwistern 
Ton W. als Yormaligen Eigenthümem des Bittergutes — c — 
unter Anderen überlassen worden 7,die Jurisdiktion über — c — 
nebst den davon aufkoninienden Früchten, das Patronat in An- 
sehung der Schule, Kirche, Pfarre zu — c — , ingleiclien auch 
die Jagdgerechtigkeit*^. Laut Hjpothekenschein vom 15. Mai 
1816 ist das Bittergut — c — von der Gremeinde — c — , be- 
stehend aus 15 Ackerleuten und 25 Kossathen, eigenthümlich 
erworben und ist titulus i)üSsessionis für sie eingeschrieben. Die 
Antheihiahme der Käufer an Hechten und Pflichten war für jeden 
der 15 Ackermänner zwei Theih; (V»») nnd für jeden der 25 Kos- 
sathen ein Theil ('/st). — Im Jahre 1834 fand eine Separation 
in — c — statt, bei welcher die Antheile yom Bittergute und 
die Besitzungen von älterem Gemeindeland mit einander zu einer 
einheitlichen Theilunsrsmasse verschuiolzen und ohne Untersihoi- 
dung nach diesem Ursprünge zu Abfindungen u. s. w. verwendet 
wurden. Die Trennstücke wurden dem entsprechend den einzelnen 
Erwerbern im damaligen Hypothekenbuche zugeschrieben. (Einer 

20* 
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der jetzigen Patronatsprätendenten hat versacht, als ICennzeichen 
der patronatsberechtigten Grundstücke die Mitreipiandang für 
eine gemeinsame Schuld hinzustellen. Von dem ehemaligen Bitter- 
gute soll nämlich eine Deichbauscliuld von 8851 Thalern her- 
stammen, die noch als Hypothek im Grundbuche zu stehen 
scheint, aber nach der Ansicht des Landraths auch auf den 
Grundstücken, die nicht zum Bittefgate, sondern zu den nispräng- 
liehen Acker- und Kossathenhöfen gehört haben, während anderer- 
seits einzelne ( Jrundstücke nacliträdicli cxiiexuirt worden sind). 
Der letzte Pfarrer von — c — , Namens — ii — , ist am 15. Nov. 

1888 gestorben. Seine Präsentation und Vokation war 

durch notarielle Verhandlungen yom 18. Dez. 1857 erfolgt, in 
welchen 12 Ackerleute und 22 Kossathen einander als die 
patronatberechtigten Besitzer des Rittergutes — c — bezeugten 
und den — n — zum Pastor adjnnctus cum spe snccedendi 
wählten, lieber die btimmenzählung enthiiltea diese Verhand- 
lungen nichts (vielleicht war Einstimmigkeit vorhanden). 

[Die weitere Barstellung der im Jahre 1889 von den 

Patronatsprätendenten beabsichtigten Legitimation und Stunmen- 
zählun^^, sowie der stattgefundenen Präsentationswahl mit den 
auf sK? bezüglichen Verhandlungen und TJebelständen kann hier 
w(!gbleib(^n. Die Präsentation war erfolgt — die nach § 387, 
A. L.-B. Th. II, Tit. 11 geforderte Unterschrift aller derjenigen, 
welche als Theilnehmer des Pataronatsrechtes angesehen würden, 
war auch von den meisten derjenigen, die bei der Priisentations- 
wahl ülierstimmt worden waren, lieigebracht worden, einer hatte 
sie verweitrert — es war nun zu entscheiden, ob dem so Präsen- 
tirten die Bestätigung ertheilt werden müsse.] 

II. ^Normen (Gesetze und Erlasse). 

Den „erleicliterten Besitz" und den „freien" Gebrauch des 
Gmndeigenthums haben seit über 80 Jahren eine grosse Reihe 
von Gesetzen und Erlassen zum Gegenstande gehabt. Die Ge- 
schlossenheit der Grundstücke wurde als allgemeine Begel da- 
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ilurcü beseitigt und die mannigfachen Beziehungen, auf welche 
dies Einfluss übte, erfuhren entsprechende Regelung — al)er die 
Beziehungen zur Kirche^ welche Yon jenen einschneidenden Nene- 
rungen mitbetrofien worden, scheinen zunächst nur in verhaltniss- 
mässig geringem Umfange zur Klarstellung gekommen zu sein 
und sind gesetzlich nur in einem Punkte geordnet worden, 
nämlich lünsiclitlich der Abgabenvertheilung: jetzt Gesetz vom 
25. Aug. 1876, Ges.-S. S. 405, früher die im § 24 jenes (s^setzes 
aufgezählten Bestimmungen. 

Was den Inhalt der gesetzlichen Bestimmungen Über das 
Patronatsrecht für die Entscheidung der vorliegenden Fratze be- 
trifft, so verweist die Magdeburgische Kirchen-Ordnuug vom 
9. Mai 1739 in Kap. XYI, § 17 in dieser Hinsicht ledigUch auf 
jeden Ortes Herkommen und das, was nachgehends absonderUch 
verglichen oder Terabschiedet zu befinden. Sie entscheidet also 
die damals gar nicht in Betraclit kommende Frage nicht. Ebenso 
<juthiilt das A. L.-R. in den einschlägigen §§ 580 ff., Th. II, 
Tit. 1 1 nur allgemeine Grundsätze, welche bei den veränderten 
Verhältnissen näherer Ausftihning bedurften. Zunächst ist hier 
anzuführen das Reskript der Ministerien des Inneren und der 
Justiz an Bämmtliche Schlesische Landeskollegien vom 16. März 
]H09, betr. mehi'ere Gegenstände des Edikts vom 9. Okt. 1807 
{gedruckt in Rabe, Sammlung Preussischer Gesetze und Verord- 
nungen Bd. X, S. 46; auch bei Matthis Bd. X, S. 65, 2. Abschn.; 
nnrollBtändig endlich bei Voigt, Kirchenrecht, Xh. I, S. 418). Die 
einschlägigen Theile dieses Reskripts lauten: Nr. 6. Es unter- 
liegt ferner keinem Bedenken, dass sowohl die Deklaration vom 
11. März 1787, wie es in Ansehung der Veräusseruug adeliger 
Vorwerksgründe und anderer adeliger Gutspertinenzien an Bauern 
und gemeine Leute gehalten werden soll, als auch deren Dekla- 
ration vom 1. Mai 1804 für aufgehoben durch das Edikt vom 

9. Okt. 1807 geachtet werden müsse, denn \it. a) lit. d). 

Insofern die mehr beregte Deklaration überhaupt totale Dis- 
membration untersagte, bestimmte sie zugleich, dass die auf den 
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Gütern haftende Gerichtsbarkeit, das Patronatrecht, die Jagd- 
nnd Elirenrechte von dem iinveräubberlichen Haiiptstaiume des 
Gutes nicht getrennt werden sollten. Wenn nun dagegen das 
Edikt Tom 9. Okt. 1807 totale Dismembrationen zuULsst^ so ist 
es unbedenklich, dass der freien Bisposition tiberlassen werden 
könne, zu welcher Parzelle solche Bechte geschlagen oder wie 
diejenigen, die ilirer Natur nach theilbar sind, unter melirere 
Parzellen vertheilt werden sollen. Insbesondere kann die Yer- 

theiiung der Jagd, dergestalt Dagegen ist es schön mit 

der Katnr der Gerichtsbarkeit und des Patronatsrechtes unver- 
träglich, dass solche so oft zertheilt, als Theüe des Ackers yer- 
äussert werden, vielmehr versteht es sich von selbst, dass im 
Falle sogenannter Totaldismembrationen beide Ehrenrechte, Ge- 
richtsbarkeit und Patronat, zwar den Acquirenten der dismem- 
brirten Dominialländereien, mithin auch einer ganzen Dorf- 
gemeinde selbst, jedoch nicht anders als in Gemeinschaft und 
zwar nur dergestallt überlassen werden können, class die Justiz 
durch einen gemeinschafthch erwälilten, gehörig kontinnirten 
Justitiarius und ebenso auch das Patronatsrecht von der ganzen 
Gemeine oder von allen Erwerbern der dismembrirten Dominial- 
ländereien beisammen, als von einer morahschen Person (sie!) 
gemeinschaltlich und unzertheOt ausgeübt werde. (Also schon 
hier die zu widerlegende Entscheidung, aber mit aniechtbaren 
Ilecbtsausiuhrungen.) 

Es folgten dann die a. a. O. (Gesetz vom 25. Aug. 1876, 
§ 24) erwähnten gesetzHchen Kegelungen der Lastenvertheilung 
bei Gmndstückstheilungen, wobei die Beschränkung auf die Lasten 
zu beachten ist. Nach dem bezüglichen Gesetze vom Jan. 
1845, Ges.-S. S. 25, entütandeu Zweifel, ob dasselbe auf das 
Patronat Anwendung finde, sofern solches dem zertheilten Grund- 
stücke zustand. Der Zirkularerlass des Ministers, für die land- 
wirthschaftUchen Angelegenheiten vom 21. Aug. 1860 (s. Zeit- 
Schrift für Kirchenrecht Bd. I, 1861, S. 192—194) antwortet 
auf die Frage, „oh bei der Zerstückelung pati'onatsberechtigter 
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Güter die Patroiiatsverliältnisse iiacii den Vorsckrilten jenes Ge- 
setzes zu reguliren" seien: 

„Bass das Patronat ein Institut des öfienüichen Rechtes 
ist, dass also die Patronatsp fliehten in der Regel die Natur 
öffentiicher Lasten haben und dass mithin die Bestimmung des 
§ 7 Nr. 1 Gesetzes vom :i. .Tan. 1845 darauf Anwendung 
findet." Die liegieruiigen sollen „den umuittelbaren Vertretern 
der Kirchen, Pfarren" u. s. w. Gelegenheit bieten, ^mit den 
Trennstücksbesitzem Vereinbarungen Über die ihnen geeignet 
erscheinende Art der neuen Ordnung der Patronatsverhältnisse 
zu treffen" und „Avenn ein Vergleich zu Stande kommt, so ist 
zu demselben die Genehmigung der geistlichen Oberen einzu- 
holen. 

Wohl nicht ohne Grund sind als Gegenstand der Verein- 
barung zwischen allen zuständigen Instanzen die Rechte und 
Pflichten gedacht, dagegen in Ermangelung einer Vereinbarung 

als Gegenstand der FestBetzung durch die Regierung nur die 
Patronatspfiichten bezeichnet. 

Es wäre zu wünschen gewesen, dass die weitere Rechts- 
entwickelung Gewissheit über das Schicksal auch der Patronats- 
rechte bei Zertheilung des Gutes gebracht hätte. In dem nun- 
niehrigen Gesetze vom 25, Aug. 1876 wurde aber kein Fortseliritt 
gemacht (ncich dieser Richtung, sundern nur durch die Ueber- 
tragung der kirchlichen Abgabenvertheilung an den Gemeinde- 
kirchenrath), indem der § 2 dieses Gesetzes bestiiaimt: 

„Der Vertheilung nach diesem Gesetze unterHegen 

die aus dem Kirchen-, Pfarr- verbände entspringenden 

Abgaben und Leistungen, sofern solche auf dem Griindl)esitze 
haften oder mit Rücksicht auf Grundbesitz zu entrichten sind." 

7. Die aus dem Kirchen- und Pfarrverbande ent- 
springenden Lasten werden durch den Gemeindekudben- 

rath vertheilt", endlich 

9. Die Vertheilung wird in urkundlicher Form fest- 
gesetzt. Sie ist den Betheihgten und, wenn Patronats- 
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hiöteu zur Vertheilung kommen, auch der Patronatsauföichts- 

behörde bekauut zu machen.^ 
Dazu erging eine Instruktion vom 10. März 1877 aus den 
Ministerien der Finanzen, für die landwirthBchaftUchen Angelegen- 
heiten, des Innern und der geistlichen u. s. w. Angelegenheiten 
deren einschlägige §§ 10 bis 13 in der hier interessirenden Be- 
ziehung sogar einen Rückschritt darzustellen scheinen, indem auch 
der Auftrag, Anregung zu gütlicher Vereinbarung über die Aus- 
übung der Fatronatsr echte des zertheilten Gutes zu geben^ 
den Frovinzialbehörden nicht wieder ausdrücklich ertheilt ist^. 

Bei der Behandlung der Patronatsausübung im einzelnen 
Falle sind in der IVaxis die zur Veröftenthchung gekommenen 
endgültigen Entscheidungen von Präzedenz-Fällcii aus dem P;i- 
tronatsrechte berücksichtigt worden, welche daher hier au%efülirt 
werden sollen, ebenso wie die Stimmen der juristischen Literatur. 

in. Präjudiz e. 

1. Die Erkenntnisse des Ober-Landesgerichts Naumburg vom 

4. Nov. 1823 und des Obertribunals vom 5. Dez. 1825 (Simon 
und von Strampff, Eechtssprüche Preussischer Grerichte, Bd. III, 

5. 131—140, Bd. IV, S. 24^961) sind um der YoUständigkeit 
und um der vorkommenden Eo/niriiahmeTi auf sie willen anzu- 
füliren. — In G. sind drei versciiiLilene Güter der freiherrhchen 
Famiho von E. Die drei Güter haben das Patronat über die 
dortige Kirche und Pfarrei gemeinsam und zwar, wie es dem 
§ 352, A. L.-B. Th. II, Tit. II entspricht, zu gleichen Bechten. 
Jedes der drei Güter war ideell getheilt unter die eilf Freiherren 
von E., aber zu ungleichen Antheileu. Vier der Freiherren von 

^ In der Wirklichkeit unterbleibt oft auch die (formgerechic) Vertheilung 
der kirchlichen Lasten auf die Trennstficke. So ist auch in ~ c s. Z. 
und bis jetot keine dem Gesetze vom 8. Jan. 1846 oder vom 26. Ang. 1876 
und dem § 580 A. L.-R. II, 11 entsprechende Regelong d^ Fatronatsbefiig- 
nisse nach der Zerstückelung des Rittergutes erfolgt. Ebenso steht es in 
anderen Parochien der Provinz, in welchen gleichartige PatronatsTerbiltniBse 
vorliegen. 
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E. (die Kläger, Api^ellanten und lievisen) zusammen besasseu 
oänüieli von zwei Gütern ^^/s« und Yom dritten Gute V«» 
sieben übrigen Freiherren von E. (Beklagte, Appellaien und Revi- 
denten) zusammen besassen den Eestantheil mit V<« von den zwei 

(TÜtern und \/g von dem diitten Gute. — Die Klä^'er beantragten 
Feststellung, dass bei Ausübung des Patronatsrecbts (es lag eine 
Pfarr-Fräsentation vor) die Stimmen nicht nach der Kopizahl 
der yerschiedenen Miteigenthümer, sondern nach der Grösse der 
Gutsantheile zu berechnen seien. In erster Instanz wurden sie 
nach § 22. A. L.-ll. Th. 1, Tit. 17, § 605, A. L.-R. Tli. U, Tit. 11 
abgewiesen, beide liölieren Instanzen aber entscbieden für die 
Stimmenzählung (bei jedem einzelnen Gute) im Sinne der Kläger. 
Letzterem Erkenntnisse wird mit Kecht in der Literatur wider- 
sprochen: 

Bielitz, Kommentar zum A. L.-R., Bd. III, S. 706 zu § 22, 
I, 17 cit., abgedruckt auch bei Simon und Yon Strampff a. a. 0. 
Bd. III, S. 139 Anm. 

Hellmar, Das Patronat nach Preuss. . . . Hecht, S. 52 (ohne 
eingehende Begründung). 

Hinschins a. a. 0. (Ztschr. f. Kirchenrecht, Bd. VII, 8. 20 f., 
unter Berufung auf die Untheilbarkeit des Patronats); ebenso im 
Kommentar zum A. L.-Ü., Th. II, Tit. 11, zu § 352, Note 38, 
Abs. 1. 

Bas erstinstanzliche ürtheil ist das richtige. Bei der Ver- 
werfung desselben ist übersehen worden, dass „blosse persönliche 

Gereclitsjinie^' im Sinne des § 92, Tb. I, Tit. 17 cit. keineswegs 
den Sinn von objektiv-persönlichen liecbten hat im Gegen- 
satze zu den dinglichen des § 126 f., Th. I, Tit. 2 A. L.-R., auch 
nicht den Sinn Ton subjektiv-persönlichen im Gegensatze zu den 
dinglichen des § 125, Th. I, Tit. 3 ^ beides würde den § 22, 
Th. I, Tit. 17 ganz widersinnig erscheinen lassen — sondern 
..l)losse persönliehe (.Terechtsame" kann hier nur die sog. ^-böchst- 
personlichen" bedeuten, s. v. Waechter, Erörterungen I, S. 107 bis 
109 (zit. auch bei Windscheid, Pandekten I, § 41, Note 2). £ine 
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solclip bloss persönliche Gerechtsame ist das Patronat immer, 
auch wenn es subjektiv-dinglich (§ 125, Th. Ij Tit. 2) ist. 

2. Erkenntiiiss des Obertribunals vom 30. März 1855, Striet- 
horsVfi Arcfaiy, Bd. 17, S. 103 — 105. — Das Patronatrecht über 
die Kirche zu Anglitten hatte dem Dominium W. zugestanden 
und war, als von dem W. -sehen Gütercumplexus die Güter Althoff 
und Auglittun getrennt wurden, nicht aufgehoben, sondern nur 
dem Besitzer der Güter Althof^ und AngUtten ein Mitpatronat- 
recht übertragen worden. Der Rittergutsbesitzer t. W. auf Alt- 
hoff nahm auf Grund des § 607, A. L.-B. II, 11, weil die frag- 
liche Kirche auf dem mit seinem Gute Althoff yerbundenen Vor* 
Wi rke Anghtten ^^elegen sei, die Fühnmg des Direktoriums bei 
den Patronatsgescbäften der Kirche zu An^litten in Anspruch. 
Die 2. und 3. Instanz wiesen die Klage ab: der § 607, II, 11 
beziehe sich auf den !FaU, wo ron Hause aus die Besitzer ver- 
schiedener Güter ein selbständiges Patronatrecht über eine Kirche 
erwürben baljcn, dagegen im vorliegenden Palle können die Be- 
sitzer der von dem ursprünglicben (?) Gütercomplexus geti'ennten 
Güter auf Grund des § 607, II, 11 ein Vorrecht nicht in An- 
spruch nehmen, sondern hierbei komme es auf die Verabredungen 

an, die bei der Trennung der Güter stattgefunden haben 

(gegen die hieran sich anschhessende eventuelle Verweisung auf 
§ 605, II, 11 vgl. in dem alsbald unter Nr. 4 anzuiulireuden 
Erkenntnisse Striethorst's Archiv, Bd. 31, auf 8. 92, die Zeile ^ 
von unten). 

Ob die Auslegung des § 607, II, 11 zutreffend ist und ob 
überhaupt der Prozess klägerischerseits richtig instruirt ist, inter- 

essirt hier weniger: — mit Unrecht sind die Abmachungen zwi- 
schen Veräusserem und Erwerbern von Theilen des Patronats- 
landes, ohne ^Feststellung der nach Analogie des § 580^ II, II 
erforderlichen EinwiUigung der geistlichen Oberen, für reloTant 
erachtet. 

3. Obertribunal-Erkenntniss vom 14. Juli IböG, Striethorst's 
Archiv, Bd. 22, Ö. 12iJ— 132^ und 
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4. ( Jbertribunal-Erkenntmss vom 29. Okt. 1858, Striethorst's 
Archiv, Bd. 31, S. 89—95. 

Die Herrlichkeit Wertherbrucb, welcher das Fatronatrecht 
über die Kirche za Wertherbruch anbaltete, ist 1843 zerstückelt. 
Wt dem einen Thefle, nämlich dem JRittergute „die Kaiserhorst^ 
zu AV'ertherbruch ist „das Patronatrecht zu Werthorbmch mit- 
verkauft au W. Dieser klagte gegeu die Kii'chengemeiude auf 
Zuerkennung des Patrouats und auf Kechnungslegung und wurde 
angebr achtermassen am 14. Juli 1856 abgewiesen. 
Die IJebertragung des bisher zur Herrlichkeit Wertherbruch ge- 
hörigen Patronats auf (U;n Erwerber eines Theiles dieses berech- 
tigten Gütercomplexes durch den Verkäufer ist ohne Zuziehung 
der Kirchengemeinde „oder^ der geistlichen Oberen der Beklagten 
gegenüber nicht rechtsyerbindlich. 

In dem eben angeführten Urtheile blieb die Frage dahin- 
gestellt, ob das Patronatrecht der Herrlichkeit Wertherbruch 
durcli die JJisnienibration für untergegangen oder für fortbestehend 
zu erachten sei, sowie über das etwaige Theilnahmerecht des da- 
maligen Klägers an diesem Patronate. — Nunmehr klagte die 
evangelische Kirchengemeinde Wertherbruch gegen den Besitzer 
des Bittergutes die Elaiserhorst mit dem Antrage^ dass dem Ver- 
klagten ein Recht zur ausschhesslichen Benutzung des in ihrer 
Kii'che behndhcheu Sitzkastens mit Glasfenstern nicht zustehe. 
In zweiter Instanz wurde sie abgewiesen und ihre Xichtigkeits- 
beschwerde hatte am 29. Okt. 1858 keinen Brfolg. Der Appel- 
latioBsrichter hat angenommen, dass die der Herrlichkeit Werther- 
brucli iinluxftenden dinglichen Kechte auf den einzehien Gutstheilen 
hafteten und von diesen repräseutirt würden; nach dieser ^^h'est- 
stellung** (es ist aber keine Thatsache festgestellt, sondern eine 
Bechtsanwendung) yennisst das Erkenntniss Tom 29. Okt. 1858 
für die Anwendung des § 108 Einleitung zum A. L.-II. die that- 
sSchliche Voraussetzung. Die Besitzer der Trennstücke sind 
in Ansehung der Hechte und Pthchten des Patronats als Inhaber 
eines gemeinsamen — imgeachtet der Theiluug der Herrlichkeit 



Digitized by Google 



294 



Abhaadluugen. 



ungetheilt gebliebenen — liechts oder einer gemeinsamen \'er- 
bindliciikeit anzuseheo, aber nicht so, dass jedem nach § 606, 
II, 11 für seine Person die Eechte zustehen (das gilt nur vom 
Kompatronat ungetheilter Güter), sondern nur gemeinsam aUen 
Parzellenbesitzem. Das Becht der Patronatsinteressenten zur 
Benutzung des streitigen Kirchensitzes besteht nocli. und die 
Klägerin ist daher nicht befugt, den daran mitbetheiUgten Ver- 
klagten in der fortgesetzten Ausübung dieses Rechtes zu hindern. 

Diese beiden Erkenntnisse zwischen denselben Parteien stehen 
scheinbar in einem gewissen Gegensatze zu einander; es wird 
darauf noch /ui uckzukommen sein. In einigen Büchern wird das 
Letztere angeführt ohne die ei wünbclite Auseinandersetzung mit 
dem Ersteren, welches mit Stillschweigen übergangen ist. 

5. Bescheid des Eyangeiischen Oberkirchenrathes vom 9. Sept. 
1857, Aktenstücke, Bd. 2, S. 209—212. Das Patronat bei der 
Kirche zn K. in Pommern hat ursprünglich dem G«sammtgute 
dieses Xamens angehört. Zu den durch Tiieiiuiig von Letzterem 
abgezweigten Gütern, wie R. und V., ist auch Z. zu zählen. Ver- 
möge der dinglichen Eigenschaft des hier in B«de stehenden 
Kirchenpatronates ist daher auch der zuletzt genannten Besitzung 
ein Antheil an demjenigen Patronate zugefallen, welchem die 
Pfiirrkirche zu K. unterworfen ist ( . . • unaljliängig von dem 
sonderrechtHchcn Patronate des Gutes Z. über die Nebenkirche 
zu Z,). Die Theilung ist nicht wie in dem obigen Falle Nr. 1, 
Erkenntniss vom 5. Dez. 1825 zu ideellen Quoten erfolgt, son- 
dern hat abgezweigte Sonderbesitznngen entstehen lassen, auf 
welche kompatronatische Befugnisse übergegangen sind. Hieraus 
folgt zunächst eine sich srloichstehende Berechtigung der Kom- 
patronate in Ansehung der Pfarrbesetzungen (um solche handelte 
es sich), § 352 A. L.-B.. II, 11. — Es wird dahingestellt gelassen, 
ob durch einen Vergleich vom 26. Juni 1819 dem Stammgute K. 
ein Uebergewicht im Patronat gegenüber jedem emzelnen der ab- 
gezweigten Güter mit rechtlicher AVirkung eingeiäumt werden 
konnte, da auch dann die Beschwerde des Gutsadministrators 
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von K., welchem der Bescheid ertheilt wird, nicht Erfolg hätte. 
— Aus § 733, II, 11 folgt nicht umgekehrt, dasB die Verein- 
barungen vom 26. Juni 1819 und 2B, Aug. 18&6 über das Bei- 
tragsverhältnies zu den Patronatslasten Binfluss auf die gegen- 
seitigen Stiiumijerechtigun*^en geübt haben. 

6. ObertribiTnals-Erkcmitniss vom 30. Okt. 1868, Striethorst's 
Archiv, Bd. 72, 8. 348—353. Die Kläger besitzen Parzellen des 
Gutes Ellgutb, welches bis zu der 1810 erfolgten Veräusserung 
einen Bestandtheil der Herrschaft Zuelz bildete und nachher 
weiter paraellii-t wurde. Sie klagen gegen die Kirchengemeinde 
Ellguth auf Befreiimg von den Patronatsbeiträgen zu den Bau- 
kosten der Kirche, welche ihnen durch Regierungs-Kesolut, weil 
dem Gute Ellguth das Fatronat zugestanden habe, auferlegt sind. 
Sie berufen sich auf den im Yerftusserungsrertrage über Ellguth 
Yom Verkäufer ausdrückhch gemachten Vorbehalt des Patronats, 
sind aber in allen Instanzen abgewiesen. Nach § 580, II, 11 
bleibt düs Patronat auch bei Ötückveräusserungen an den Trenn- 
stücken haften, und der Vorbehalt des Patronats bei Veräus- 
serung und denmächstiger Parzelhrung des Spezialgutes EUguth 
ist der verklagten Kirche gegenüber, beim Mangel der EinwilUgung 
aller Interessenten, derselljen nicht präjudizhiich. womit dem frag- 
lichen Abkommen unter den Kontrahenten des Yeräussenings- 
Tertrages selbst die Gültigkeit noch keineswegs abgesprochen 
worden ist. 

IV. Aus der kirchen rechtlichen Literatur vor 

Kinschius. 

a) Hellmar, Das Patronat nach Preussischem Landes- und 

Provinzialrecht. Elbciftld, 1850. — Aus Abschnitt II, S. 3ßf.: 
Der^ Patronat ist entweder a) persönlicher, oder b) J^'anülien-, 



^ Pas mSttnliche Geschlechtswort su der verdeutschten Wortfovm Rpa- 
troiiat" za setzen, «rsdieint fehlerhafti ist aber bei wörtlichen AxtfulimDgen 
beSbehalten, wo es in der Urschrift stand. 
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oder c) subjektiv-dinglicher Patrouat. — Dinglichkeit ist die Kegel, 
dann ist er unzertrennlich yom Gute ohne Einwilligung der geist- 
lichen Oheren, § 680, IT, 11. »Der Patronat haftet so streng 
an dem Gute, dass er auch dem Besitze der Theile desselhen 

folgt. Wenn also ein mit dem Patronate behaftetes Grundstück 
unter eine ganze (xeiiieinde oder unter mehrere Mitghcder der- 
selben dismembrirt wird, so geht er in den Besitz der Erwerber 
Über und wird von ihnen gemeinschaftlich und ungetheilt als Ton 
einer moralischen Person ausgeübt.^ — Da die für und wider 
erwogenen Gründe nicht zur Sprache kommen, dürfte dieser Aeus- 
serung der sonst recht beaehtenswerthen HeUniai' sehen Mono- 
graphie kaum besonderes Gewicht beizumessen sein. 

b) Br. 0. F. Koch, Kommentar zum Allg. Land-Becht, von 
der dritten Auflage (1863) an, Note 89, Abs. 2 zu § 581, Th. U, 
Tit. 11 ; in der 8. Auflage (1884), Note 21, Abs. 2 zu demselben 
Paragraplien : 

„Verwickelungen entstellen, wenn das Gut, mit welchem 
das Bealpatronat yerbunden ist, zertrümmert wird. Dadurch 
geht das Subjekt des Patronatrechts, der Träger des Patronats, 
zu G-runde; der Patron ist untergegangen, es giebt keinen Pa- 
tron mehr. Aber das betrifft nur die eine Seite des Patronats. 
Das Patronat ist ein Ehrenrecht, mit welchem Lasten unzer- 
trennlich verbunden sind. Wie' nun ein Patron zwar auf seine 
Bechte und Befugnisse unbestreitbar verzichten kann, so kann 
er sich doch durch einen solchen willkärlichen und einseitigen 
Akt nicht von den Patronatslasten befreien. Diu-ch eine solche 
Renunziation auf die Patronatrechte verwandelt er die mit dem 
Patronate verbundenen Lasten in gewohnhche Reallasten. Hier- 
aus erhellet das Schicksal des Patronates bei der Zerstückelung 
des patronatsberechtigten Gutes. . Durch die freiwillige Zer- 
trümmerung desselben geht der Patron unter, gerade so wie 
wenn der Berechtigte nicht mehr Patron sein will; aber die 
Patronatslasten bleiben nun als Reallasten auf den Reahtäteu 
ruhen. Daraus folgt, dass die Bestimmung des § 7, Nr. 1, 
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Gesetzes Tom 8. Jan. 1845 * auf diese Lasten zur Anwendung 
kommen muss. Die Anwendung mnss durch Vertheilung von 
Quoten auf die einzelnen Trennstücke geschehen, da Quanta 
nicht TOraushestimmt werden kdnnen. 

Wider die Gegenbemerkungen von Hinschius in den neueren 
Auliagen s. nachher im V. Abschnitt. 

c) Michels, Quaestiones controTersae de inrepatronatas. Dis- 
sertatio inauguralis. Berolini 1867. — Auf S. 6t~13 wird nach- 
gewiesen^ dass nach dem AUgem. Land-Becht unter den Rechts- 
verhältnissen, welche mit dem Xaiucri j^L'atronat" zusaiuiiit'jigcÜLsst 
werden, das ebsentiale die cura beneticii (sollicitudo et Providentia) 
ist} alle anderen können wegMlen ohne dass das Patronat auf- 
hört, ein solches zu sein. Auch das iuspraesentandi ist ein acci- 
dentale. Das Patronatsrecht steht im Falle der Gutstheilung 
wegen Auflösung der iraiversitas den Parzellenbesitzem nicht zu, 
wie nach der Kab.-O. vom 11. Jan. 1835, § 3, die ehemaligen 
Kittergutsrechte nicht ini<l wie die Patronatsbefugnisse nach 
§ 582 f., II, 11 und Yerordn. vom 30. Aug. 1816 dem jüdischen 
Besitzer nicht (S. 38 und 42). 

„Hand ineptum videtur dicere, iura patronatus dismembra- 
tione facta suspensa esse et iii)iniire, verum non extingui, pri- 
mum quia onera permanent, deinde quum evenire possit, ut 
singulae particulae .denuo reconcilientur atque praedium, quod 
dismembratum erat, denuo existat, quo casu iuspatronatns revi- 
Tiscet.** 

Die Begründung, welche bei Michels weseiitlicli auf der Stel- 
lung der §§ 568 und 584 f. im System des A. L.-R.. Th. n, 
Tit. 11 beruht, wird durch die neuere Gesetzgebung (§ 23 der 
Kirchengemeinde- und Sjnodal-Ordnung vom 10. Sept. 1873 und 
Art. 8 des Staatsgesetzes vom 25. Mai 1874) zwar beeinträchtigt, 
insofera der grösste Theil der Aufsichtsrechte des Patrons nur 
^da, wo derselbe Patronatslasten füi* die kirchlichen Bedürfnisse 

^ Noch die neueste Auflage von 1884 erwikut au dieser Stelle nioht 
das Geseta Tom 85. Jan. 1876. 
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trägt", aufrecht erhalten bleibt, bei lastentVeieiu Patronat also 
aufgehoben ist, aber doch wird bei der beBchräukten Patronats- 
An&icht jenen LandrechtB-Paiagrapben (568 u. s. w.) offenbar 

Rechnung getragen, dass. die aUgemein dem Patronate zugebilligte 

BetheiUgung am Gemeinflekirchenrathe ausdrücklis h ils eiue „Theil- 
nalime an der Verwiiirung des kirchhchen Yermügeiis" er^'ähut 
wird (§23 cit.). Insofex'n bleibt auch die Michels'sche Beweis- 
führung haltbar. 

d) Is. Kaim, Das Kircbenpatronatrecht, Leipzig 1866, ent- 
hält, wie es überhaupt weniger gründhch ist als die oben Ut. a. 
erwiilinte Schrift vonHellmarf auch zur gegenwärtigen i'rago nichts 
Neues. 

e) Dr. Schlayer, Beiträge zu der Lehre von dem Patronat- 
recht, Glessen 1865; S. 53 — 68 dem Kachweise gewidmet, dass 
nicht nur das Patronatrecht im Allgemeinen, sondern auch das 

Präsentationsrecht im Besonderen ein dem Wesen nach untheil- 
bares Recht ist. 

f) Stachow, Dissert. inaug. de iuris canonici, quod ad ius 
patronatus spectat, in terns protestantium nsu ac non-usu, Bero- 
lini 1865, enthält über unsere Frage nichts. 

(E})eiiSf) ist kern neues ^Interi.tl zur Entscheidung dipser 
Frage iu den nach dem Hinschius'schen Aufsatze erschienenen 
Werken von Meier, Jacobson, Altmann, Trusen beigebracht 
worden.) 

V. Darstellung und Widerlegung der Ausführungen 

von Hinschius. 

Die eingehendste und einflussreichste Erörterung der Frage 
ist die Ton P. Hinschius in der Zeitschrift für Kirchenrecht von 
Dove und Fiiedberg, YII. Jahrgang 1867, Seite 1 — 55. Es führt 
zunächst (Seite 4 bis 13) ans, 

weder die Lehre, dass trotz der Fortdauer der Patronatsr 
ptiichten das Patronatsrecht durch die Dismembration des Gutes 
untergehe (nach Koch) oder suspendirt werde (nach Michels) 
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einerseits, noch auch die entgegengesetzte Lehre, dass auf die 
Farzellenerwerber mit den event. Lasten aucli die Patronats* 
rechte äbeigehen^ andereraeitB könne rechtlich begründet werden. 
Seine Gründe daför lassen sich etwa zosammenfusen in die 
zwei Sätze: 

Koch stützt sich daraul", dass das imthcilbare Patronatsrecht 
dem Gute als einem Inbegriff (iiniversitas) zugehöre; dagegen er- 
achtet Hinschius (Seite 8 a. a. 0.) für wesentlich nur das Gut 
als solches, und dieses geht an und für sich nicht nnter, sondern 
existirt in seinen einzelnen Theilen fort. — Andererseits wird für 
die i'ortdauer der Patronatsrechte nach der Dismembration an- 
geführt, dass als Subjekt des Patronatärechtes das Gut, also der 
Inbegriff der einzelnen Theile angesehen werden müsse und dass 
dessen Fortbestehen durch die Vereinzelung des Jiibegiifls in be- 
sondere Bestandtheile nicht angehoben, Tiehnehr in den einzelnen 
Gliedern des Ganzen fortgefristet werde; worauf Hinscliius (Seite 4 
bis 5 a. a. O.) entgegnet, dass jedes Gut ein bestimmtes, ab- 
gegrenztes Stück der Erdoberfläche einnimmt und dass eben dieses 
Stück in der betreffenden Abgrenzung als eine Einheit 
aufgefasst wird, also dasselbe vorher gar nicht als Inbegriff 
der vielleicht erst nach Jahrzehnten näher zu bestimmenden Par- 
zellen betrachtet werden kann. Träger des Patrouatsrechtes könne 
nur ein Gut, schwerhch ein einzelnes Ackerstück sein (Seite 13). 

Hinschius kommt also zu dem Ergebnisse (Seite 13 a. a. 0.)r 
dass die Gewinnung eines sichern und festen Standpunktes zur 
Beurtheilung der Streitfrage streng genommen unmöglich g^acht 
sei. Üb dies riehtig ist, wird nocli zu erwägen sein, auch er 
bleibt aber bei jenem Ergebnisse nicht stehen, weil „man dem 
praktischen Leben gegenüber nicht in dieser Eesignation verharren 
kann^y sondern zu f^einemBesultat gelangen muss 
um die Bedürfnisse derPraxis zu befrie digen.** 
Hier ist das punctum saHens, wegen dessen dem Urtheile des 
hervorrji senden Kirchenreclitslehrers, dem auch ieli die Eiiifülinniir 
in das kanonische Recht verdanke, in diesem i'alle ein Gewiclit 

Deutsche Zeitachr. t. Kirchenrecbt. Iii. ä. oi 
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nicht beigemesbcü werden kann. Der angeführte Satz mag einem 
politischen Standpunkte entsprechen, die juristische Beurtheilung 
der Präge erledigt er nicht. Wenn in der That aus dem be- 
st^enden Bechte weder £3r noch gegen den Ansprach der Far- 
zellenbesitzer^ die Patronatsrechte gemeinsam anszuüben, durch- 
schlagende Gründe entnommen werden könnten, so würde in jedem 
Prozesse darüber — solange der Rechtsweg zulässig ist, §§ 577, 
364 und 362, II 11 — der Kläger mangels rechtUcher Begrün- 
dung des Anspruchs abzuweisen sein, wie in dem oben in 
Abschnitt m unter No. 3 — 4 mit get heilten Falle 
wirklich die Klagen beider Parteien abgewie- 
sen sind. Die Folge davon würde sein, dass die fernere Aus- 
übung der Patronatsbefugnisse seitens der ParzeÜen-Kigenthümer 
davon abhängig sein würde, wieweit diese Befugnisse kirchlicher- 
seits anerkannt und geschützt würden (oder etwa ein durdi Pos- 
sessorien-Prozess schützbarer Besitz dabei stattfinde ^ welches 
letztere hinsichthcli der Präsentationsbefugniss schon duich §§ 361 
und 363, A. L.-ß. II, 11, von anderen Gründen abgesehen, aus- 
geschlossen ist). Also, um die Legalordnung nach §§ 585 — 597, 
H, 11 einzuhalten: 

Die Aufsicht über die kirchliche VermdgensTerwaltung, welche 
an Stelle des § 585 cit. durcli § 23 der Kirchengemeinde- und 
Synodal-Ordnung und Artikel ö des Staatsgesetzes vom 24l. Mai 
1874 neu geregelt ist, würde bei la8ten]>flie]itigem Patronate und 
yorausgesetzt, dass eine geeignete Art der Ausübung vereinbart 
und aUerseits genehmigt worden sei, von den Parzellen-Bigen- 
thümem ausgeübt werden können, weil die kirchlichen Aufsichts- 
behörden diese Befugniss derselben als das spezielle Korrelat der 
Patronatslasten in Schutz zu nehmen sich verpflichtet halten 
würden. 

Die Präsentationsbefugniss auf die Parzellen -Eigenthümer 
übergehen oder sie erlöschen bzw. ruhen zu lassen, würde im Er- 

messen der Konsistorien lieGren — eine gesetzmässige Entschei- 
dung darüber liessc sich ja nach der Annahme nicht aulkteUeu — 
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vorbehaltlich der Beschwerde au den Evangelischen Oberkirchen- 
rath. Wie diese EntschliesBung nothwendig AUB&Uen müaae^ er« 
geben scbon die von Hinschius Seite 50, Zeüe 30 — 37 ttnd Seite 52, 
Zeile 14 — 24 a. a. O. erSrterten Gesiehtspankte^ zu denen ans 

der Erlalii uiig der Praxis noch die g( r;uli ' in diesen Fällen be- 
sonders grosse breiaki' der ISimonie und Anderes hinzuzuiügen ist. 

lieber die Ausübung jedes der übrigen Patronatsrecbte §§ 588 
bis 597, II, 11 seitens der Parzelleneigenthämer wttrde in erster 
Beihe der Gemeindekirchenrath, event. die kirchliche Auftichts- 
behörde entscheiden. 

Das Erge})niss, welches Hinschius (Seite 13, Zeile 8 bis 6 
von unten) aus seiner Untersuchung zieht, fuhrt also niit Noth- 
vendigkeit ungefähr zu dem Gegentheil dessen, wofür sich Hinschius 
auf der folgenden (14.) Seite entscheidet, indem er sagt: ,,Ich 
schliesse mich meinerseits im Resultat der Auffassung des Ober* 
tribunals an, halte es also für richtiger^ den Uebergang des Pa- 
tronatsrechtes auf die verschiedenen Parzellenerwerber, als den 
Untergang oder ein Buhen desselben anzunehmen.^ Aber auch 
jenes Ergebniss selbst, nämlich dass die Bechtsfrage unlösbar sei, 
erscheint, wie schon angedeutet, nicht richtig, auch abgesehen von 
der a. a. 0. (Seite 13) iiiitverwendeten Prämisse^ welche entweder 
die Gleichgültigkeit der Auswahl des Seelsorgers als selbstver- 
ständlich zu setzen scheint oder ganz ausser Acht gelassen haben 
muss, dass das Eigenthum an einem Landgute sittliche Pflichten 
gegen die Hintersassen und Dienstboten begründet, sowie erent. 
auch mit einem Wohnsitz des Eigenthüraers selbst zusammenhängt, 
nämlich der Prämisse: .... „bcsliimuten Zwecken und Bedürf- 
nissen .... derjenigen Person, welche gerade Eigeiithiimer des 
Gutes ist, kann das Patronatrecht nicht dienen.* (Es dient aus 
obigen Gründen nothwendig solchen Zwecken gerade des Guts« 
•eigenthümers, solange er nicht den ganzen Bezkk unbewohnbar 
macht, etwa durch Umwandlung in einen See.) 

Hinschius ist zu jenem Ergebnisse gelangt, indem er über 
die rechthche Natur einer Gutszertheilung auf Seite 8, Zeile 2 — 10 

21» 
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ht iiH s Aufsatzes ziemlich das Gegeutheil von dem sagt, was er 
Seite 4j Zeile 22 bis Seite 5, Zeile 19 ausgeführt hat*. Die 
Wirkung einer Parzellirung ist Tom Standpunkte der Eechts- 
wisBenschaft eine andere als TOm Standpunkte der Erdmessungs- 
kunst. Bechtlich hört die bisher Torhandene eine unbeTvegUche 
Sache auf zu existiren, und es entstehen neu zwei oder mehr un- 
bewegliche Sachen, die bisher nicht vorhanden waren. Für die 
ErdmesBung bleibt die Sache (das Objekt) unverändert und nur 
die bisherige einheitliche Bezeichnung veraltet, indem mehrere 
neue Bezeichnungen gültig werden. Hinschius auf Seite 4 a. E. 
bis 5 seines Aufsatzes und Koch denken juristisch, dagegen 
Hinschius auf Seite 8 a. a. O. sowie die von ihm supponirte oder 
beeinflusste herrschende Meinung denken trigonometrisch. 

Die rechtliche Verbindung von Befugnissen oder Verpflich- 
tnngen mit einer Sache als dem Träger des Subjekts, § 125^ 
A. L.-lt. I, 2, hat aber zur noth wendigen Voraussetzung die Be- 
stimmtheit der Sache im rechthcheu Sinne, kann daher den 
rechtlichen Untergang der Sache nicht überdauern. ^Venn die 
Verbindung wirksam bleiben sollte^ so bedürfte es dazu einer aus- 
drücklichen Bechtssatzung, da die neue Verbindung die alte nicht 
fortsetzt, sondern ersetzt; daher ist, seit die Gesetzgebung anfing, 
den Gnindbesitz theil])ar zu maclien, jedesmal die TJebernalime 
oder Vertheilung aller auf dem zu zertheilenden Grundstücke 
haftenden Pflichten und Lasten auf die neuen Theilgrund- 
stücke zur Bedingung gemacht, bezw. geordnet worden. . . . Die 
gesetzliche Vertheilimg der Patronatslasten auf die Trennstücke 
ist wohl ein BiUigkeitsgrund dafür, die das Kirchenvermögen be- 

* In obigem Votum war auf die Hiuschius'ßcheu Argumente aus dem 
C. J. Gan. nicht einzugeben, da es sich nur um das preussische Hecht handelte. 
Hi«r aber sei wraugstois bemerkt, dass in der Dekretale o. 18 X de re lud. 
n, 87, auf welche H. a. a. 0. S. 6 — 8 seine lUtemongaSnderung b^pnindet^ 
nur die aach nach A. L.-B. II, 11 § 598 nnbestreitbare Anschaunng ^thaltea 
ist, da* Patronat hafte nicht am dominium utile (Besits), sondern am sog. 
dominium civilc (Eigenihuro): eine Beziehung auf Thdlnng des fundas ist 
darin nicht zu finden. 
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treffenden Patronatäbefagmsse auf die Parzeileuerwerber in geeig- 
neter Form zu übertragen, nicht aber an sich yon Erheblichkeit 
für das Schicksal der Fräsentationarechtes, hinsichtlich dessen Yiel- 
mehr die vorerwähnten Ansichten von Koch oder Micheb (die 
einstweilen gleichbedeutend sind) Beifall zu verdienen scheinen. 

Schliesslich ist der eigentliche Gnmd der JBodenken hier^e^^en 
wohl allein der, den das Obertribunal in Striethorst's Archiv, Bd. 31, 
Seite 92 a. E. ausspricht, dasa „man nicht in die Anomalie ge- 
rathen will, das Becht als untergegangen anzusehen, während die 
entsprechenden 01)liegenheiten des Patronates auf den Absplissen 
des Gutes fortwälirend lasten." Allein die Einwirkung auf die 
Stellenbesetzung steht an sich nicht in einem solchen Zusammen- 
hang mit den Fatronatslasten, wie die Au&icht ttber die Ver- 
mögensverwaltung und das Becht der vorgängigen EinwiUigung 
zu gewissen wirthschaftlichen Handlungen. Das Allg. I-iandrecht 
bezeichnet im § 327, II, 11 das Präseutationsrecht nur „der Regel 
nach^ als eine Befugniss des Patrons; es lässt dies Recht durch 
seine Definition des Fatronates § 668, II, 11 und durch die Vor- 
anstellung des § 584 f. daselbst unter den patronatlichen Einzel- 
befugnissen nicht als das rechtlich Wesentliche erscheinen; es 
erwähnt im § 348. TT, 11 einen besonderen Patron einer Xeben- 
kirche (einer eigentlichen Tochterkirche nach der nicht zur Geltung 
gekommenen Terminologie des Allg. Landrechts) und spricht ihm 
jede eigene Fräsentationsbefugniss ab; es kemit auch Fälle des Fort- 
falls der Fkräsentationsbefugntss in Folge einer Veränderung oder 
Verschuldung in der Person des oder der Beret'htigLeii : 

§ 613, II, 11: Wer um Besteckung oder anderer uner- 
laubter Frivatfortheiie willen jemanden zu einer Pfarrstelle 
präsenturt, verliert für seine Fersen das Wahl- und Präsen- 
tationsrecht bei dieser und allen folgenden Vakanzen. 

§ 582 a. a. O. und die Verordnung vom 16. August 1816, 
6s.-S. Seite 207, schliessen Nichtchiisten von der Ausübung 
der Patrouatsbefugnisse aus. 
In keinem dieser Fälle wird die Fatronatslast in Mitleiden- 
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Bchaft gezogen bei der Entziehung bzw. Suspension des Fräsen» 
tationsrechtes. Auch yertragsmässig können nach dem Ober- 
tribunalB^Erkeniitiiiefle vom Sl. Oktober 1867, Entscheidongen 
Bd. 59, Seite 318 — 336, die Patronatsbefugnisae von dem Gnmd* 

fitücke und den auf Letzterem haftenden Patronatspflichten los- 
gelöst werden. Es hegt also für die Annahme, welche in Striet- 
horst's Archiv, Bd. 31, Seite 92 a. JS. cit. ohne Weiteres als eine 
Anonialie besseidmet ist, das AnaLogon vor, dass gesetzlich in anderen 
Fällen, in welchen ebenfidk durch eine in der Person des Patio- 
natainhabers sich ereignende Veränderung die innere BefSlhigung 
zur Ausübung der Präsentation beeinträchtigt wird, auch bei ]leal- 
patronat die Fortdauer der dinghchen Patronatslast nicht hin- 
reichend ist, den Fortbestand der Präsentationshefugniss zu be^ 
irirken, sondern die Letztere nur event. wieder auflebt nach Weg- 
fiill des Hindernisses. Eine solche Veränderung ist auch darin 
zu sehen, dass an Stelle des Patronatsgutes, welches seinen Eigen- 
thümcr zu einem membruin praecijinum der Kirchengeiiieinde zu 
machen wohl geeignet war, die TrennstUcke treten, deren Besitz 
eine Bevorzugung yor gleich bedeutendem Besitz anderen Ger 
meindekndes in keiner Weise darstellte 

* Hiiwohiiw «rörtert ferner Knf S. 18—21, wie die Stimmen der Far* 
eUeneig^tharaer bei Avsabang des Patnmatsrecfates za iShiea. seien, und 
kommt m dem Ergebnisse, dass es nach Köpfen geschehen soUe .... 
Wenn er (S. 81) formulirt: nach der Zahl der Par^t llenbesitzer, „nicht naeh 
der Zahl der ursprünglichen Parzellen, noch nach der Grösse der einzelnen 
Parzellen", so ist die B<'dentniig des Ejiitheton „ursprünglichen" nach dem 
Zusammenhancre mir nicht klar. Den vorhin III, 5 erwähnten Erlass des 
Evaiig. Ober-Kirchenraths vom 9. Sept. 1868 verstehe ich aber Zeile 32 bis 
37 auf S. 210 des Band 2 der A-ktenstücko) — falls er überhaupt hierher 
m besiehen ist, s; nachher No. VI — so, wie ihn Hinschius selbst, ansehet* 
Bend damit dnveretandmi, nooh in seiner neuesten Auflage des Xooh^schot 
Konmientars zum AUg. Land-Rechte (bei § 362 n 11, Anm. 88 Abs. 2) re> 
somirt: »Die Stimmon werden naidi der Zahl der adbatindigen Traanttocke 
genihlt.** (Der Ev. O.-K. setzt übrigens hinzu: Dies Ergebniss konnte durch 
weitere thatsächliche Entwickelungen abgeändert werden.) — Wozu dies 
führe, ist zum Tlieil auf S. 19 des Hinsohius'cben Aufsatzes im Jahrgang 1867 
der Zeitschrift dargestellt. 
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Der grössere, zweite Tlieil des Hinschius'schen Auisatzes 
(Seite 21, Zeile 26 bis Seite 48) widerlegt die Meinung (Seite 16, 
Zeile 3 bis 8), dass das Patronat im Falle einer ParzeUirung, 
aucli wenn sie Uber blosse Trennstücksyerausserung binausgehe 
(Seite 34 a. a. O.), bei dem Stammgute bleibe. Dabei yerwirft 
er (Seite 4o) die Zulassung im Reskripte vom 15. März 1809, 
dasä der freien Disposition überlassen werden könne, zu weicher 
Parzelle das Patronatrecht geschlagen werden soU. 

VL Schluss. 

Die Betrachtung der bekannt gewordenen eiidgiltigen Ent- 
scheidungen in Präz(Mlenz-Fälleii, wie sie im Abschnitt III zu- 
sammengestellt worden sind, veranlasst zunächst noch zu einer 
Bemerkung. 

Die Auflösung eines Güterkomplexes oder Abtremiung der 
Einzelgttter („Vorwerke**), aus denen er besteht, ist nidit nur in 

sozialer Beziehung ganz etwas anderes als die Zertheilung eines 
einheitiichen Kittergutes in einzelne Grrundstücke, sondern mich in 
rechüichem Sinne/ wo als Kriterium einer für sich bestehenden 
unbeweglichen Sache etwa das eigene (sTrundbuchblatt gelten dürfte, 
wohl meistens gar nicht eine Parzellirung zu nennen. Diese 
eine Erwägung scheint hinzureichen, um der als lierrschend an- 
gesehenen Lehre jede Unterstützung durch ein Präjudiz zu ent- 
ziehen. Denn unter den im Abschnitt III vorstehend angeführten 
fünf Fällen findet sich nur bei dem letzten eine Zertheilung eines 
einheitlichen Gutes und hier bandelt es ach nicht um Fortdauer 
Yon Patronats befugnissen, sondern der Patronats 1 a s t , 
deren Vertheilung auf die Trennstücke durch Ciesetze ausdrück- 
hcli geboten ist. Das Präjudiz No. 3 des Abschnitt Iii ist dem 
Patronatsrechte der Theilgutseigenthümer überhaupt nicht günstig. 
Gegen die Entscheidung No. 4 (in demselben Falle) ist nichts 
einzuwenden, nur sollte sie anders begründet sein, nSmlich darauf, 
dass die streitige Verwaltungsangelegeuheit der Kirchengemeinde 
durch kein Gesetz dem Rechtswege überwiesen, daher einer Weiter- 
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Verfolgung nur durch Beschwerde bei den Aufsichtsbehörden unter- 
worl'tju ist (eine Meinung, die freilich auch anderen gerichthchen 
Erkenntnissen widerspricht). 

Auch der im JIL Abschnitt unter ]^^o. 5 aufgeführte Erlass, 
bei welchem es aioh um die Fiäsentationsbefugniss handelt^ steht 
nach dem eben Erörterten nicht im Widerspruche mit dem hier 
vertretenen Koch' sehen (oder Michels'schen) Standpunkte, nur 
dass aus der Begründung des Erlasses vielleicht einige Wendungen 
einem Missverständnisse ausgesetzt waren, wie es sehr leicht bei 
Entnahme einer allgemeinen Norm aus einer speziellen Entschei- 
dung Torkommen kann. 

Das Bedenken, welches in Anlehnung an Koch u. s, w« 
hier erhoben wird, richtet sich gegen die Annahme 

bei Zertheilung des Patronatsgutes in kleinen 
oder mittleren Grundbesitz müsse jede Patronats- 
befugniss auf die Gesammtheit der Parzelleneigen- 
thfimer Übergehen. 

Dieses Bedenken wäre hei k e i n e m d e r Fälle, 
welche den sechsEntschei düngen in Abschnitt III 
zu Grunde liegen, nach dem thatsächlichen Be- 
stände in Betracht gekommen. 

In den Fällen aber, in welchen es zutrifft, würde die Fort- 
daner der PHlsentationsbefugniss einen Zustand hinsichtlich der 
Pfarrbesützung herbeiführen, für den man nicht leicht (z. B. wie 
Hinsciiius nach seiner eigenen Angalx ) ohne zwingende Recbts- 
grinde sich entscheiden sollte. Man kann innere Gründe für 
die P&rrwahl durch die ganze Gemeinde (§ 353, II, 11) oder für 
die Wahl durch den^ Gemeindekirchenrath oder für die Präsen- 
tation durcb den i)atron;itsberenlitigten Grossgrundbesitzer als 
membrum praecipuum der Gemeinde oder für freie kirchenregiment- 

^ Wo die Bedeutung und nanieutlich die Zusammensetzung der en\'ei- 
terten Repräsentation auf einem solchen HtTkuiamen beruht wie im Gebiete 
der rheiu.-wcstfäl. Kirchen-Ordnung vom 5. März 1835, ist auch die Wahl 
durch diese nicht widersinnig, sondern sachgemäss. 
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liehe Kollatur anführen: aber dass von den Grundstücken der 
Parochie ein gewisser Theil, der nur , mühsam und unsicher aus 
Grundbuch und Separationsakten vielleicht erkennbar ist, seinen 
Eigeiithtlmem (auch Forensen) das Becht geben sollte, den Pfarrer 
ziigleicli für die übrige Gemeinde zu wählen (vergl. auch Hinschius 
Seite 50 und 52), ist — gleichTiel, welche Stimmenzähiung zur 
Verschlimmerang dazukommen mag — nur eine Uebertreibung der 
Knechtsgestalt der Kirche, noch zu schweigen von der Gefiihr 
solcher Aergemisse, wie die Vorgänge in ... . und in — c — 
sie nahe legen. 
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Ein Beitrag zur Irage nacb der reditlicJieiL Hatur der 
EurchenlasteE in der hannoYeisdien Landeskuroha. 

Von 

Pfarrer Y. Bötücher in Echte (Hannover). 



Die Frage nach der rechtlichen Natur der Kirchenlasten in 
der hannoverschen LaiKleskirche ist aus einer brennenden, für 
einzelne Kirchspiele eine Lebenblrage geworden. giebt in 
der bflimoyerschen Landeskirche viele Kirchenspiele von 400, 
600, 900 Seelen, ja einige nur von 200 Seelen. Wenn in diesen 
Eirchenspielen der grössere Thefl des Gmndhesitzes in die Hände 
des Fiskus, der Klosterkainmer, von Akrungesellschaften oder 
Nichtlutheraneni lallt, so sind diese Kirchspiele bei der augen- 
blickhchen Gerichtspraxis nur dann haltbar, wenn die Kirchen- 
lasten als dingliche Lasten anerkannt werden. Denn es ist klar, 
dass eine solche Gemeinde von 400— 600 Seelen, welche nur oder 
zum grösseren Thefl aus Taglöhnem oder Ideinen Anbauem be- 
steht, niif die Dauer ein FfaiTsystem mit seinen Lasten nicht 
wird erhalten können. 

Indem ich auf den Artikel ,)Die Kirchenlasten im Fürsten- 
thum Lüneburg und die altdeutsche Dorfinark von Landgerichts- 
rath von Hinüber in Lüneburg^ im Heft 3 des L Bandes dieser 
Zeitschrift von 1892 und auf das dort aiigeluhrte IVIaterial ver- 
weise, seien hier einige Beiträge zur geschichtlichen Entwicklung 
der Kirchenlasten in der hannoverschen Landeskirche und zum 
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Stande der Frage gegeben, welche m. E. bislang nicht genügend 
beachtet and. 

Bis zu dem Laades^Yerfassungsgesetze d. d* 6. Sept. 1848 

gab es in unserem Königreiche nur Real-Gemeinen, meistens 
schlechthin „Gemeinen" genannt. Auf der Verbindung dieser 
Gemeinen beruhten die Aemter, d. h. hier die Bezirke der Justiz- 
nnd Verwaltungsbehörden und das ganze Königreich. Aus der 
Verbindung solcher „Gemeinen*' bestanden die einzelnen Kirch- 
spiele, wo nicht eine einzehie „Gememe*^ mit einem Sjrchspiele 
identisch war. 

I. In diesen Gemeinen waren nur vollberechtigt diejenigen 
„Einwohner^; welche nachbaxgleichen Antheil hatten an den ge- 
meinsamen Feldern. Diese gemeinsamen Felder, meistens in 
Weiden, Wegen, Steinbrüchen^ Bächen, Flüssen, Forsten be- 
stehend, hiessen die „Gemain", die „Gemeine", die „Gemeinheit" 
(Allmend) ^ Dieser ursprüaglichü Sinn von „Gemeine" hat sich 
im südUchen Hannover, wo die Dorfmarken in der Regel noch 
nicht getheilt sind und seit der Verkoppelung in der Mitte dieses 
Jahrhunderts als Eigenthum der „Beihe- oder Forst- oder Weide- 
Gknossenschaften^ zugeschrieben sind, im Volksmunde bis heute 
erhalten, so dass der. welcher jetzt aus diesen Gcnossenschafts- 
Ibrsten etwas erhält, sagt, „icii bekomme dies aus der ,Gemeine*". 

Aber dies Wort «Gemeine^ hat seit Jahrhunderten bis in 
die Gegenwart im Volksmunde neben seinem allgemeinen, weniger 
gebräuchlichen Sinn seinen ursprünglichen engen Sinn bewahrt, 
nämlich dort wo die „Gemeine" noch nicht getheilt ist. So sagt 
der Vulksnuuid von denen, welche nur einzelne Rechte am heutigen 
Genossenschaftsbesitze haben, „sie bekommen nichts aus der Ge- 
meine'' — obwohl sie einige Meter Holz daraus erhalten. 
Mit Vorhebe sagt der Volksmund noch heute nu^ von den voll- 
berechtigten Mitgliedern der Reihe- oder Forstgenossenschaften 
-sie bekommen etwas aus der Gemeine". 



* V. Msnrer, Geeoh. der Bothert 1866 § Sl. 
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Denkt maa also bis heute beim "Worte „Gemeine" vielfach, 
noch an die ungetheilten Felder, bo ist das Wort seit unvor- 
denldiclier Zeit im übertragenen Sinne yon der Siimme der- 
jenigen gebraucht^ welche vollberechtigt an diesem gemeinsamen 

Besitze waren, ohne dass man über die einzelnen Siimni i in l n sich 
immer klar war. Ursprünglich waren so voll- und stimmberechtigt 
nur die Huf besitzeri d. h. Voll- und Halbmeyer, auch Voll- oder 
Halbspänner, kurz „Ackerleute** genannt. 

Bereits vor der Reformation hatten die Kdtner, die Anbauer 
auf dem Gemeine-Lande, sich volles Recht an der „Gemeine'' 
und daher Stimmrecht in der „ Gemeine" erworben, jedoch in der 
Weise, dass der Volimeyer einen vollen Antheil und eine volle 
Stimme, der fialbmeyer einen halben Antheil nebst einer halben 
Stimme, der Kötner ein Viertel Antheil nebst einer viertel Stimme 
hatten. Femer kamen seit dem 16. Jahrhundert Brinksitzer, An- 
und Abbauer hinzu, welche — wie alle Häusünge — , meistens 
gegen ein Geldfixum gewisse Kechte auf Holz oder Gras hatten. 
Ausnahmsweis sind auch einzelne Brinksitzer und Anbauer mit 
einem halben Kötner-Antheüe als toU^ und stunmberechtigt in 
die ,}Gtemeine*' aufgenommen. In der Regel gehörten aber bis 
in die Mitte dieses Jahrhunderts nur die Meyer und Kötner zu 
den voll- und stimmberechtijE^en „Einwolinom". Die Brinksitzer, 
An- und Abbauer und Taglöhner hatten kleine Rechte an dem 
gememsamen Besitz, aber keine Stimme. Die Subaltembeamten, 
die studirten Beamten, die Aerzte^ Wundärzte, Apotheker, Privatier^ 
Rentier, Ton denen fast in jeder Gl^meine eine Persönlichkeit 
vorhanden war, hatten bis ca. 1850 — 1860 keinerlei Stimmrecht 
und keinerlei Anrechte an dem gemeinsamen Besitze. Sie standen 
ganz ausserhalb des Verbandes „der Gemeine". Diejenigen, welche 
aber gewisse Rechte an der ^„Gemeine'' hatten, wurden hier und 
da zur ,)Gremeine^ im weiteren Sinne mitgerechnet. Dies Antheil- 
recht an der „Gemeine" haftete ursprünghch an der area, curtis, 
an der Hof- oder Haus- oder Baustiitte, wo Rauch aufstieg. 
Später wurde dies Antheilrecht — echtwort, gewere u. a. ge- 



üigitized by Google 



Bottioiier, Zur Fnge nach der reehtlichen Natur der EirchenUuten. 311 

nannt — in seinem Umfange als ein Zubehör des ganzen Hofes 
incL des Ackerlandes angesehen. Aher his auf den heutigen 
Tag hat sich im Fürstenthum Göttingen, wo die Gemeinheiten 
nicht getheilt sind, wo die Theilbarkeit der Höfe seit je statt- 
gefunden hat, die Ansicht erhalten, dass das echtwort zur Feuer- 
stätte gehört und dass auf diesem Antheil an der „Gemeine** 
aUe Lasten ruhen. Daher wurden in den Aemtem Westerhof, 
Oldershausen u. a. bis ans Ende des vorigen Jahrhunderts das 
Holz nur auf den Kamen der Feuerstätten im ursprünglichen 
Sinne angewiesen und })is 1860 — 1870 die Gemeinlasten nur nat Ii 
dem Antheilfusse an der Gememiieit gehoben. Nacli diesem An- 
theil an der „Gemeine^ wurden ursi)rünglich alle Gemeinlasten 
und Kontributionen getragen^. In Folge der Höhe dieser Lasten 
kam es, vor allem im 30jährigen Kriege', dass Meyer und Kötner 
nur gleichen Antheil an der „Gemeine" bekamen, dafür aber gleiche 
Lasten und Kontributionen trugen. 

So ungerecht diese Vertheiluni^ erscheint, so ündet sie sich 
doch weit verbreitet in dem Fürstenthum Göttingen^ wobei yer- 
muthlich das üeberwiegen der kleinen Bauern, welche nur 30' bis 
60 Kalenberger Morgen (ä 120 □•Fuss, ä Morgen 26,31 Ar) 
haben, zu dieser Gleichberechtigung der Meyer und Kötner au 
der Gemeinheit mitgewirkt hat. 

Es beweisen ferner die Markweisthümer, dass die Pfarrer 
als voll- und stimmberechtigte Markgenossen galten. 

Die Küster oder Opferleute haben denselben Entwicklungs- 
gang durchgemacht wie die Kötner. 

Der Adel hatte gleichfalls nach Massgabe seines Echtwortes Sitz 
und Ötmime in der Genossenschaft der Markberechtigten. Als die 
grossen Marken getheilt wurden, bekam derselbe yielfach seine eigene 
Mark und schied damit aus der Dorfmade aus*. Es blieben sodann 
nur die Mejer und Pforrer — resp. die Kötner und Küster, wo diese 

* c£ Maurer, Gesch. d. DorfverC § 83. 

* e£ Stüve, "Wesen und Verf. der Landgcmeillden § 19. 

* eS. T. Maurer, Gesch. d. Dorfrerf. g 85. 
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bereits als ToUberechtigt aufgenommen waren — als Tollberechtigte 
Dorfimarkgenossen, als „fiinwohner'^, ^Nacbbam*', ^Unterthanen'^ 
im alten Sinne. Seit dem 12. Jalurlnmdert wurden immer mehr 
die Adligen Gmndherren. Die GrandberrBcbaffc wurde aber das 

Grab der markgenossenschaftlichen Autonomie, indem die Ritter, 
welche ursprünglich nur oberste Beamte der Mark waren, dies 
Amt erblich machten als Pertinenz einer Burg K War das Amt erb- 
lich geworden, so stellte der Gbrmd-, Erb* und Gerichtsherr die 
Unterbeamten nach eigenem Ermessen an, bestimmte allein die 
Anpflanzungen und das Mass der Abholzimgen, verwaltete die 
Dorfinarken nach eigenem Ermessen ohne iiücksprache mit den 
Dorfinarkgenossen; nur die Bauermeister und Vorsteher der 
„Gemeine'' durften ihre Wttnsche dem Erb- und Gehchtsherm 
oder dessen StellTertreter, dem Amtmann, vortragen, welcher alle 
Verwaltungssachen der Mark oder Dorfgemeine endgültig entschied. 
So kam es nun, dass die Dt)rfiiiarkc^onossen zu dem ungebotenen 
Gericht, Echteding oder Märkerding noch im 14. Jahrhundert 
hieselbst genannt, nicht mehr hinzugezogen wurden, sondern nur 
zusammen kamen, wenn es sich um das Aufbringen yon Chmein- 
lasten imd Kontributionen handelte. Aus diesen beiden Gründen 
kam es, dass nun die Pfarrer, obwold früher voll- und stimm- 
berechtigte Markgeuossen als Inhaber von Meyerhöfen und deren 
Echtwort an den „Gemeine "-Versammlungen nicht theilnahmen, 
weil die Verwaltung der Gemeinheit dem Grundherrn anheim- 
gefallen war und weil die geistlichen wie die hier und da in der 
ungetheüten Mark noch yorhandenen adlichen Feuerstätten als 
kontrihutions- und lastenfrei an der Berathung über Kontri- 
butionen und Lasten kein Interesse hatten. Aus diesen "l'hat- 
sachen ist femer die Entstehung des Wortes ^Eeihestelie^, „Beihe- 
einwohner'', „Heihemann" zu erklSren. Ich finde dies Wort 
zuerst 1680, wo es vom hiesigen Pforrer heisst, wenn er yon dem 
in Folge Aussterben des Meyers an die hiesige Pfarre zurück- 



> cf. V. Maurer, öesch. cL Markverf. §§ 6d, 67, 70 und 71. 
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gefiallenen Meyerkofe nicht die Konftribation und Lasten „nach der 
Bege^ kiBten volle, so solle er aach semen AntheU an Holzung 
und OrKanng nicht haben. Noch im 16. und 17. Jahrhunderte 

n uiiitc man im Fürstenthum Göttingen und in angrenzenden Lan- 
dern nur die an der „Gemeine" Vollberechtigten „Einwohner**, 
„Nachbarn", „Unterthanen" und untersciiied gemäss Hc^rzoglichem 
Schreiben an die Stadt Elze ?oni 23. Not. 1593 ^ zwei Klassen von 
^Emwohnem^, die Meyer oder Ackerleute und die Kotner. Diesen 
wurden die Kttster oder Opferleute, unrichtig seit dem 17. Jahrhun- 
dert des beliebteren Titels wegen vielfach „Schulmeister" oder „Kan- 
tor" genannt} jenen die Pfarrer glelchgesteUt. In den gerichtlichen 
Holzanweisnngen des 18. Jahrhunderts wird das Buchenholz, wegen 
seines überwiegenden Gebrauchs birz Brennholz oder Feuerung 
genannt, in allen Forsten nur den bäuerlichen Feuerstätten, 
der Pfarre und der Schule, wofür vielfach „Kantorei" gesclirieben 
ist, zugeschrieben. Erst am Ende des 18. Jahrhunderts wird 
statt bäuerliche Feuerstätten geschrieb en „Einwohner'' und jj Reihe* 
Einwohner'^ und erst in diesem Jahrhundert nennt man in den 
Aemtem Oldershausen und Westerhof die Inhaber der bäuer- 
lichen Feuerstätten „Beiheleute''. Aber man sagt von den geist- 
lichen Stellen nie, sie seien Reibestellen, sondern nur sie seien 
den Reihestellen gleichberechtigt. Hieraus erkläre ich mir 
auch, warum in den Amtslagerbüchem des 15., 16. und 17. Jahr- 
hunderts z. B. Yon Westerhof, Gifhorn u. a. und in sonstigen 
amtUchen Verzeichnissen die geistlichen Feuerstätten gar nicht — 
oder nur nebenbei auf einem losen Blatte Papier wie im Amts- 
iagerbuche zu Gifliorn aus dem 18. Jahrhundert — erwähnt 
werden. Es liegt den Aemteru nur daran, die kontribuiren- 
den Feuerstätten zu bezeichnen. Daher bildet sich seit dem 
Ende des vorigen Jahrhunderts allmählich für kontribuirende 
Feuersllltten das Wort „Beihestelle". Aus dieser Nichtunter- 



^ ef. Schlegel, ChurhaimOTenGheB Eirchenrecht Bd. 6, S. SÖ9 und Be- 
leg 4S. 
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Scheidung von kontribuirenden und nichtkontri buirenden Feuer- 
Btellen ist die Konfosioii zu erldäreD, welche sich in Tielen Akte% 
besonderB in den Veranlftgungsakten zar 6hrandsteuenniitt6iTo]le 
findet. Die nur aas Forstmännern bestehende Kommission hatte 

laut Bescliluss des Kabinotsministeriuiii vom 16. Juni 1817 nur 
die Holz- und Foraterträge abzuscliätzen. Da nun die geistlichen 
Stellen bis 1848 von aller Grundsteuer frei waren, so wird ein 
den geistlichen iFeuerstättenrechten an den Forstertragen ent- 
sprechender Theil der „Gemeine^ in der alth&nnoyerschen Grund- 
steuermutterrolle von 1822 den geistlichen Stellen als Eigenthum 
zugeschrieben, der andere Thefl der liolztr;igenden Flächen der 
Gemeine wird der „Gemeine" zugeschrieben. Die wirthschaft- 
hche Veranlagungskommission» welche die Weiden und Grund- 
stücke nach ihrem Grrundsteuerwort abzuschätzen hatte, rechnet 
alle Weiden der ^ Gemeine^ zu, versteht unter „Gremeine'^ nur 
die Summe der kontribuirenden Feuerstätten, d. h. der Reihe- 
stellen, bemerkt aber und konstatiit in den Anlagen, dass die 
geisthchen Stellen wohl nicht zur Gemeine gehörten, aber doch 
in Bezug auf Mästung und Weide Antheü wie 1 — 3 Beihestellen 
haben. Bechnet man noch dazu , dass die seit 1846 beginnen- 
den Verkoppelungskommissionen — meistens mit Ausschluss 
der geistlichen Feuerstätten — nur die Inhaber der kontri- 
buirenden Feuerstätten, d. h. die Keiheleute als Eigenthiimer 
oder Mit eigenthiimer des „Gemeine-^ oder Genossenschafts- 
Vermögens hinstellen, so bekommt man emen Begriff von der auf 
diesem Gebiete herrschenden Konfusion. Ein Lichtblick ist die 
hannov(>rschc Gericlitspraxis, welche nur die Genossenschaft aller 
Vollberechtigten als juristische Person als Eigenthiinierin kon- 
sequent aufgefasst hat, alle Rechte der Reiheleute, geisthchen 
Stellen, Anbauer, Taglöhner als iura in re aliena auffasst, deren 
Umfang vielfach strittig ist. 

Ein Irrthom ist es, diese Gemeinen vor 1852 mit den poli- 
tischen Gemeinden zu vel•^\echseln oder gleichzustellen. Zwar 
wurden aus der alten „Gemeiue^-Kasse, welche hier und da auch 
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„i^orstkasse" genannt wird, auch Ausgaben beatritten, welche 
heute die politische Gemeinde trägt, für das Armen*, Hebammeii' 
und Feuerlöschwesen. Aber alle Einnahmen der alten Gemeine- 
kassen flössen aus den Ertragen der Gemeinheiten oder aus den 
Beiträgen der an der Gemeinheit Berechtigten nacli Massgabe 
dieser Eeieclitigiini^en. Die Beamte«; Piivatier und Güter, welche 
letztere ihi-e eigene Mark hatten, zahlen nichts in diese Gemeine- 
kasse. Endlich beruhte die Mitghedschaft der Realgemeine auf 
irgend welchen Rechten an der Gemeinheit, die volle Mitglied- 
schaft nur auf der Tollen Berechtigung an der Gemeinheit; da- 
gegen ruht die volle Mitgliedschaft der politischen Gemeinde seit 
1852 nur auf dem Wohnrecht. Es ißt also ein wesentlicher 
Unterschied zwischen den alten ,^Gemeinen^ und der politischen 
Gemeinde seit 1852. 

n. Diese „Gememe**, deren Mitgliedschaft ursprünglich fest, 
im Laufe der Zeit vielfach strittig geworden ist, ist die Grund- 
lage unserer Knciispiele und Pfarrgemeinden, daher auch die 
Grundlage der Kirchenlasten in Niedersacheen. 

Biese „Gemeinen'', aus denen nach Ablösung der Hinter- 
sassen "wieder wie im Anfimge unserer Geschichte „Reihe- oder 
Forst- oder Weidegenossenschaften'* geworden sind, waren nicht 
nur in heidnischer Zeit, sondern his 1848 bzw. ISÖ2 auch reli- 
giöse Genosbenschaften. 

Gemeinsam sind diese Genossenschaften zum Christenthum 
und später zum Lutherthum übergetreten: Bis auf die Gegenwart 
ist jeder dieser alten Markgenossenj wenigstens in den Fürsten- 
thümem Lüneburg, Göttingen, Grubenhagen, Calenberg, in der 
Regel ein Tjutheraner. An der Spitze dieser Vereinigungen 
standen zu heidnischer Zeit C uitter und Göttinnen, in christhcher 
Zeit zumeist die Heiligen St. Michael und 8t. Nikolaus. Der 
Heilige einer Genossenschaft war zugleich Schutzpatron der 
Khrche. Wie jede Markgenossenschaft eine Markkirche hatte, 
so bildeten nun die Dorfmarkgenossen zugleich ein Kirchenspiel 
oder ein Kirchenspielviertel. Daher hiessen nur die voliberech- 

Deatache Zeitschr. t*. Kü'cbenrocht. III. 3. qq 
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tigten Dorfgenossen „Emwohner", Nachbarn", „Unterthaneii", 
„Kirchspielleute'^, ^Eingepfarrte", „Pfarrkmder". Sie allem trugen 
die KirckenlaBten zunächst aus ihrem gemiBinsamen Vermögen; 
wo aber dieses Vermögen keine Ueberschfisse gab, da mussten 
diese „Einwohner'' und „Eingepfarrte'' die Kirchenlasten aus 
eigener Tasche zahlen. Trat dieser Fall ein oder kamen neue 
Kircheulasten z. B. aus der Verschuldung des Kirc henärar hinzu^ 
dann wurden auch wohl die Hintersassen der Gemeine zu den 
Kurchenlasten herangezogen^ aber immer nur nach Massgabe ihrer 
Markrechte und meistens nur mit fixen Beträgen. Die Beamten, 
Rentier u. a., welche im neuen, persönlichen Sinne eingepfarii; 
waren, zalüten nicht zu den Kircheulasten. Ebenso war es liier 
mit der Gutsgemeinde Oldershausen, welche an Steuerkraft der 
Dorfschaft Echte gleich ist, seit unrordenklicher Zeit hier ein- 
gepfarrt worden war, und Termuthlich bei der Theüung der alten 
Mark in Dorf- und Gutsmark ihre eigene Mark bekam. Wiederholt 
findet man in Xiedersachsen, dass der Adel von den Kirchen- 
lasten seit unvordenklicher Zeit frei gewesen ist. Diese Exemtion 
beruht nicht auf Privilegien wie die Freiheit von Gemeinediensten, 
Hoheitsdiensten u. a. (cf. Schlegel, Churhannov. Kirchen>Eecht 
IV, S. 97). Diese Freiheit ist nur daraus zu erklaren, dass der 
adhge Gutsbesitzer als Grund-, Gerichts- und Markherr, welcher 
dieses Amt unentgeltlich verwaltete, dafür Ehrengeschenke, auch 
wohl die Strafgelder und üeberschüsse aus der Gemeinheit be- 
kam, auf diese Üeberschüsse und Strafgelder verzichtet hat unter 
der Bedingung, dass auf der Dorfmark alleiiv die Verpflichtung 
zu Kirchenlasten ruhen blieb. Oder es ist die Theilung zwischen 
Gruts- und Doiiiiiark dai'nach eingerichtet, dass auf der Dorfmark 
allein die Kircheulasten bleiben sollen. Es finden sich ferner in 
den Amtslagerbüchem des 16. Jahrhunderts mehr Feuerstätten 
als im 18. Jahrhunderte. £s ist zu vermuthen, dass diese wüsten 
Feuerstätten, nicht, wie es Becht war, mit ihrem Echtwort an 
den Markherrn gefallen sind, sondern den Einwohnern in Echte 
überlassen sind. Dann konnte um so mehr der Markherr ver- 
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langon, dass clie von ihm belehnten Markgenossen allein aus 
ihrem gemeinschaftlichen Vermögen die Kirclienlastcn tnigen. 

Für jene Begründimg spricht, dass im Amte Oidershausen 
der Besitzer des Gats wiedeiiioh „Holtgrav*' genannt md, dass 
er in den Lelmsnrlamden des 14. bis 16. Jabrlmnderts mit dem 
„Ingericht", welches an anderen Stellen mit j,JM.ürker-l)ing" uad 
^Echte-Ding" erklärt wird, belehnt ist, dass er bis 1856 alle 
Streitigkeiten in den Gemeinheiten seiner fiinf Gerichtsdörfer alieia 
und endgültig entschieden, alle Beamten — Förster sowie Amt- 
mann — nach seinem Ennessen angestellt hat und bia zur Yer- 
koppelung, ToUzogen 1859/60, als Grundherr und Obereigenthümer 
der getheilten und nngetheilten Felder anerkannt ist. Diese 
exceptioneile Stellung scheint sich der Erbmarschall von Olders- 
hausen durch besondere Gunst der Krone bewahrt zu haben, 
obwohl der Herzog Julius bereits im Jahre 1590 die fünf am 
Harze gelegenen Holtgrafenämter mit Forstmeistern besetzte. 
Diese besondere Stellung der Herren von Oldershausen ist vielleicht 
der Grund, warum im Amte Oldershausen seit dem 15. Jahr- 
hundert bis zum Jahre 1856, wo das Patrimonialgericht auf- 
gehoben wurde, keine Veränderung in dem Tragen derKirchen- 
iasten ans der Gemeinheit eingetreten ist. Es kommt femer 
hinzu, dass der Herr von Oldershausen in seinen GknchtsdörfSsm, 
Oldershausen, Oldenrode, Düderode, Echte und Willensen nie die 
Straigelder für Holzfrevel und die Ueberschüsse eingezogen hat, 
sondern diese sind zunächst ohne besondere Erlaubniss zur Bestrei- 
tung der Eirchenlasten Terwandt. Wollten die Forstinteressenten 
zu den Kontributionen und ProTiantlieferungen Zuschuss aus der 
Gemeinheit haben, so bedurfte es dazu besonderer (xenuiimiguug 
seitens des Freiherrlich Oldershausen'schen Amtmanns. 

Diese Momente beweisen wohl zur Genüge, dass hier in 
Echte seit unvordenklicher Zeit alle Kirchenlasten aus der „Gre- 
meine" in Holzung und GrSsung genommen sind, nicht yon den 
Eingepfarrten im heutigen Sinne aufgebracht sind. Es könnte 
scheinen, als wenn dies nur ein vereinzelter Fall wäre. 

22* 
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Dass das hiesige Herkommen, wonach seit unvordenklicher 
Zeit die Gemeinheit (Allmentl) als zu allen Kirchenlasten ver- 
pflichtet angeseheo ist, obwohl viele Beamte und eine Guts- 
gemeinde eingepfiurt und doch nicht zu den Kirchenlasten heran- 
gezogen sind, obwohl ausnahmsweise die Hintersassen der Ge- 
meine zu kleiiien fixen Beträgen mehr gütlicli und vorübLTgelieud 
beigetragen haben gemäss ihren Anthoilen an der Allmend, nicht 
ein einzelner Fall ist, sondern wie früher die allgemeine Hegel 
war, will ich zu beweisen versuchen. 

Es scheint, als wenn dies Herkommen entgegen den KönigL 
Verordnungen vom 4./ 15. Dez. 1733 (cf. Ebhardt, Hannov. Kirchen- 
gesetze n, S. 373) sich gebildet hat. Das ist aber ein Irrthum. 
Wie der im Schatzpatent von 1618 festgesetzte Kontributions- dem 
ursprünglichen Antheilsfusse entsprach, 1648 aber bereits ver- 
ändert wurde, so hat sich auch der Kontributionsfuss nach dem 
Antheilsfusse gebildet (cf. Stüve, S. 125 a. a. 0.). AV^ie nun der 
Kontributionsfuss immer wieder sich in Uebereinistimmung mit 
dem Antheilsfusse bildete, so konnten die Kirchenkommissarien 
berichten, die Kirchenlasten würden nach Massgabe des Beihe- 
und Kontributionsfusses in Uebereinstmunung mit den König- 
lichen Verordnungen getragen. Aus dem 17. und 18. Jahrhundert 
liegen verschiedene Erklärungen des Konsistoriuuis, der Kirchen- 
Kommissarien, der Pastoren und Bauermeibtcr vor, deneii gemäss 
die „Gemeinen", die „Einwohner", die „Kirchspielleute", die „Ein- 
gepfarrten" nach „Kirchenordnung" und „allgemeiner Landes- 
observanz" zu allen Kirchenlasten, welche das Kirchenärar nicht 
trägt, also Erhaltung des Kirchthurmes, der Glocken, der Orgel,, 
des Pfarrhauses, des Ktisterhauses, Einführung der Pastoren u. a. 
verpflichtet sind. Das Kirchenärar erhielt eben nur die Kirche. 
Wiederholt bitten die „Gemeinen" um einen Zuschuss zum Ffarr- 
hausbau, weil in ihrem Holze der Holzwurm gehaust habe, weil 
der Wind so viel Bäume in früheren Jahren umgeweht habe, 
dass sie nicht, wie soiist. l)ei Pfarrbauten zu ihrem Holze ihre 
„einzige Zuflucht^ nehmen könnten. Hiermit wii'd also im 17. Jahr- 
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hundert als unvordenkliches Herkommen wiederholt von den Bauer- 
meistern anerkannt, dass die Ffarrgebäude und sonstige Kirchen- 
lasten aus den Verkäufen von Holz und Gras der Gemeine 
erhalten sind. Hierin sahen die Behörden nichts Vereinzeltes, 

sondern die Regel und Erfüllung der Kirchenordnung und Dorf- 
verfassung, dass die Gemeinen'^, die „Einwohner", die „Kin- 
gepfarrten^ ^ alle Worte im ursprüngUchen und dingUchen Sinne 
yerstanden — aus dem Geuossenschaftsyermögen oder, wo dies 
keine Ueherschüsse lieferte, nach Massgabe ihres Antheiles an 
diesem \'ei*mögO!i d'u) Kirchenlasten tragen mussten. 

Die Verwirrung beginnt erst als man unter dem Einfluss der 
Iraiizösischen Revolution von 1789 die Worte „Einwohner", 
„Gemeine'^, „Eingepfarrte'^, „Kirchspielleute^ im persönlichen 
Sinne fasst^ 

Wahrend sonst zwei Jahrhunderte in allen Akten betont 
wird, dass alle Kirchenlasten von den „Einp:epfarrten", „Einwoh- 
nern^, von der „Gemeine", sei es aus ihrem Veri!ir>'_'oii <)tl(3r im 
f'aUe, dass dies keinen Ueberschuss gewährte, nach Massgabe des 
Antheüs an der „Gemeine^ aufgebracht werde, berichten 1850 bis 
1860 wiederholt Amtmänner, hier würden die Kirchenlasten nicht 
von den „luiigi^iifiirrti'ii'^, soiulei'ii von der ( if lueiiie im engeren 
Sinne", „d. h. von den 09 iiciheieutuu" getragen. Man versteht also 
auf einmal „unter Eingepfarrteu" alle im persönlichen Sinne Ein- 
gepfarrten, worunter man vor 1848 — 185S nur die Eingeplarrten 
im ursprünglichen, dinglichen Smne verstanden hat. 

Weil aber in den Akten bis 1850 immer betont wird, dass 
die „Gemeinen", die „Eingepfarrten" laut Kirchenonlnung und 
allgeiiK'iner Landesobservams die Kirchenlastcn zu tragen ver- 
pflichtet seien, so veranlasst diese Berufung auf die Kirchenord- 
nung einen Blick zu werfen in die Lüneburger Korchenordnung 
von 1643 und in die Kalenberger Kirchenordnung des Herzogs 
Julius von 1569. Wer diese liest, nicht vom lieutigen Stand- 



* cf. V. Maurer, Gesch. der Dor&aarkverfiissuiig, § 347. 
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punkte, von dem man „Eingepfarrt" im persöniiciien Ömne auf- 
iasat, sondern vom bistoiischen Standpunkte aus, der wird ein» 
rftumen, dass die Worte »EingepfarrteS «Oemeine'', nur im 
dinglichen Sinne von den Tollberechtigten Mit^edem der alten 
(Real-) Gemeinen zu verstehen sind. 

Die sog. Kalcnbcrger Kircheuordiunig von 1569 (Göttiiigen 
1739) bestimmt 8. 241 und 243, dass „die Kirchendiener Wann, 
Wasser nnd Weyde und andere Gerechtsame gleichsam andere 
selbigen Flecken ünterthanen zu geniesaen haben.^ 

Die nlJnterthanen'', welche alle diese Gerechtsame kostenfrei 
hatten, waren nur die Dorfnuakgenossen. 

Dieselbe Kircheuordnimg bestimmt S. 244 unter demselben 
Kapitel „Immnnitates und f^reiheiten der Kirchendiener", dass 
unsem Pastoreswitwen „eine jede Stadt und Kirchspiel*' im 
Ffirstenthum „eine Wonung bauen soll^, darin die Wittwe freie 
Wohnung haben, scbatzfrei sitzen und nichtsdestoweniger der 
gemeinen Hut und AV eyde, Mästung und nottürt'tige Fewrung \vie 
andere zu gemessen haben ^ t}^^^ sollen solche Häuser von den 
Städten und Ffarrleuten in Bau und Besserung gehalten werden**. 

Dieselbe Eirehenordnung ordnet S. 331 betr. „Besoldung 
und Unterhaltung der Ptraceptoren'*, worunter nur die lateinischen 
Schulmeister in den Städten und Fleckeii im Untersehicde von 
den deutselien Schulmeistern, welche laut S. 305 zugleich Küster 
und Kirchendiener waren, zu yerstehen sind, dass diese Prä- 
ceptoren „Wasser, Wunn, Weyde und andere gemeine allmandt 
Niessang gleich andern eingesessenen Bürgern zu gemessen haben^. 
Hier werden die Kirchendiener, Pfarrwitwen und Präceptoren den 
„ünterthanen", „Pfarrleuten", „eingesessenen Bürgern" in Bezug 
auf Gemeinheitsnutzuug gleichgestellt und diesen „Untertliaueu" 
und „Eingepfarrten'^ wird die Unterhaltung des Pfarrwitwen- 
hauses Torgeschziehen. Schlegel (Hannov. Kirchenrecht, Bd. IV, 
Abschn. 9, S. 71) zeigt femer, dass es im Gebiete der Kalen- 

bergcr Kirchenordnung ein altes Herkonnnen gewesen sei, dass 
die Gememen die Glocken, Orgel, Kii'chthürme, Pfarre und 
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Küsterei erhalten, dass das Kirchenärar jedoch nur die Kirche 
erhalten solle. 

Anders war es im Gebiete der Lünebuzger Kirchenordnimg 
▼on 1643. Dieselbe bestimmt in Kap. IS, g 15, dass die Pfarr- 
und Küsterb&user von der Kirche prinsipiell erhalten werden 

sollen; falls diese kein Vermögen hat, soll das Kirclis|)iel die 
geistlichen Gebäude erhalten. Dass aber die Lüiie]jurgcr Kirchen- 
ordnnng niclit an die Kirchspielleute im personhchen Sinne denkt, 
sondern im din^chen Sinne nur an die ToUberechtigten Kirch- 
spielleate sseigt B^ap. 13, § 31, demgemäss das Banhobs aus den 
Herzoglichen Holtzungen ^^enommen werden sollte, „woferne son- 
sten die Kirclisi)ielleiite kvm Holtz haben". (Die Lauenbtirger 
Kirchenorduung, welche jedoch nur in einigen Hannover' sehen 
Aemtem gilt, zeigt die Identität Ton Kirchspielleaten und Dorf- 
markgenossen möglichst noch deutlicher.) Also hier wird wieder 
vorausgesetzt, dass das Kirchspiel Holz hat. Viel^h hatte das 
Schirmrecht des liaiidc^herm gerade in Niedersaclisen sich bereits 
im 17. Jahrhundert so weit ausgedehnt, dass die Maiken Eigen- 
thum des Landesherm geworden waren, welcher die Ueberschüsse " 
einzog und den ursprünglichen Kirchspielleuten und Dorfinark- 
genossen nur die alten Gerechtsame auf Mästung, Weide, Feue- 
rung und Bauholz zur Nothdurft gewährte. 

Der Kcinigliche Erlass vom 6. April 1734 (cf. Ebhardt, Bd. I, 
S. 759) ordnet ferner sub 3 und 4 an, dass die Kirchen- und 
Schulvisitationskosten von der Kirche oder von der „Gememe 
und Eingepfarrten^ getragen werden, identifizirt also auch »Ein- 
gepfarrte" und „ Gemeine ^. Von derselben Voraussetzung geht 
auä das laiidesherrliche Keskript vom 25. Sept. 1721 (Ebhardt, 
Kirchengesetze 11, S. 372), in welchem dem Amtmann aufgegeben 
wird, bei Bauten zu berichten über den Stand des Vermögens 
der „Gemeine^, in welchem femer bestimmt wurde, dass das 
Bauholz zum Ffarrhause aus der Gemeinholzung gratis genommen 
würde. Die Lieferung dieses Bauholzes hatte aber noch einen 
anderen Rechtsgrund. Es wai' nicht eine Pflicht der Gemeine 



Digitized by Google 



322 Abhandlimgeu. 

iji (iL'iiisL'lben Sinne, wie die Gemeine das übrijre Pfarrhaus zu 
bauen hatte. Vielmehr hatten die Pfarrer wie alle Markgeuoöseu 
als die (lewehrten ein Becht auf Bauholz zur Kothdurft und 
übten damit ihr echt-wort aus^. 

Da die KflBter laut Limeburger und Kalenberger Barchen- 
Ordnung den alten Einwohnern in Bezu^^ auf alle Gerechtsame an 
der Allmend gleichic^estellt werden sollen, so müssen sie auch 
heute noch gleich den Heiheleuten Ireits Euuhülz haben. Die 
Kalenberger Kirchenordnung Bagt leider nicht deuthch, daBs 
aach die Ffarrwitwen das Bauholz wie andere Einwohner be- 
kommen sollen. Da sie aber den Pfarrwitwen an allen Erträgen 
der Gemeinheit nachbargleichen Aiitheil zuschreibt, auch Freiheit 
vom Hirtenlohn, welcher aus der ^Gemeine'' geleistet wurde, da 
endlich die Kirchenordnung den Pfarrleuten und Gemeinen den 
Bau der Pfarrwitwenbäuser zur Pflicht macht, so ist anzunehmen, 
dass auch die Pfiarrwitwe als vollberechtigtes Mitglied der „Ge- 
meine'' Bauholz gratis verlangen kann. 

Diese J^auholzlieferung war früher bedeutender als jetzt. 
Koch jetzt giebt es einzelne geistliche Nebengebäude, welche aus 
massiven Holzblöcken erbaut sind. Wo das nicht der fall war, 
sind bis in neuere Zeit die WSnde aus Feldsteinen oder Sand- 
steinen oder aus Holzflechtwerk, mit Lehm vermischt, gemacht. 
"Wo eine Gemeine Lelmi, Sandsteine und dgl. hat, muss den geist- 
lichen Gebäuden dies Baumaterial wie anderen Reiheliäusern gratis 
geUefert werden. Wie man vielfach die Kirchenlasten aus der 
alten „Gemeine'^-Kasse seit 1852 auf die poUtische Gemeinde- 
kasse und von dieser anf Veranlassung des KonsiBtorial-Beskripts 
vom 22, Okt. 1889 (cf. Kirchliches Amtsblatt von Hannover 
von 188!), Stück 19, Xr. 84) auf die Kirchenjjemeindekassen sre- 
schol)en hat, so hat man auch das Bauholz zu den geistlichen 
Gebäuden aus den Kircliengemeindekassen zu bezahlen angefangen. 
Ein Nachforschen in den Akten ergiebt, dass in früherer Zeit 

» cf. J. Grimm, R.-A , S. 508: v. Maurer, Gesch. d. Markverf., S. 129; 
V. Berg, Gesch. d. Waldes, S. 18U, 208. 
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<3as Bauholz zu den geistlichen Gebäuden vom Amtmann nach 
Bücksprache mit dem Zimmermeister und Baue^rmebter wie zu 
den Beihehäusem angewiesen ist und dass erst dann mit der 
Gemeine üb^ den Bau Teiliandelt ist. Ganz abgesehen Ton der 

Frap^e, wie weit das Vermögen der alten Gomcinen zu den Kirchen- 
lasten verpiüchtet ist, dürfte die Verjitiiclitung, dass aus der All- 
mend den geistlichen Gebäuden das Bauholz und Steinmateriai 
geliefert werden muss, nicht zweifelhaft sein. 

Weil ein Theil des Baumaterials zu den geistlichen Gebäuden 
in natura aus der Allmend geliefert ^vurde, weil ferner das Daeli- 
stroli für die Häuser, sowie der Hand- und Spanndienst in natura 
nach dem Reihefuss geleistet wurde, so machte ein Neubau der 
geistlichen Gebäude nur wenig baare G^dauslagen. Diese suchte 
die Gremeine zu decken aus Holz- und Grasyerkäufen, aus den 
Erbpachtgeldem der Hintersassen und aus den Strafgeldern oder 
endlich durch kleine Zuschüsse aus den Kirchenäraren, welche 
jedoch im Gebiete der Kalenberger Kirchenordnung nur durch 
einen besonderen Gnadenakt gegen einen Bevers bewilligt wurden. ■ 
Dass dies die Aufbringungsweise in Kiedersacbsen war, läset sich 
aus vielen Akten streng beweisen. Für Tiele Kirchspiele läset es 
sich nur vermutlien aus den wiederholten Erk'läriini»;en des Xon- 
histuriums und der Kirchenkommissarien im 16., 17. und 18. Jahr- 
hundert, dass die oben beschriebene Aufbringungsweise der Kirchen- 
lasten der allgemeinen Landesobserranz und Kirchenordnung ent- 
spräche. Wie weit dies Verhältniss aber zurückgeht, dass daä 
alte GemeinT^nÖgen die Mark oder Allmend, resp. ihre yoU- 
berechtigten Antheühaher. sei es prinzipiell, sei es subsidiär, falls 
das Kirchenärar, wie im i'ürstenthum Lüneburg, nicht ausreicht, 
zu allen Kirchenlasten Terpflichtet angesehen ist, mag die Zu- 
sammenstellung folgender Momente beweisen. 

1. Die Kirchen und Wohnungen der Kirchendiener bilden 
bei den Sachsen in demselhen Sinne jü:emeinsames Eigenthum der 
Markgenossenschaft wie die Haine, Wälder und (Quellen, welche 
bis heute den Hauptbestand des Vermögens der alten Gemeinen, 
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Forstgenossenschaften darstellen. Es lag dem germanischen Bechts- 
bewuBstsein fern, das wiitbschaftliche und kirchhche Yeimögen der 
Gemeine zu scheiden nach den yerschiedenen Zwecken, weil eben 
die Markgenossensehaft sowohl eine religiöse als eine wirthschaft- 

liehe \ ereinigung war. Was aber bereits nach heidnischem Vor- 
bilde die alte Markgenossenschaft war, das blieb auch massgebend 
für die Bildung der Dorfinarken und Kirchspiele, Hieraus sind 
die Ausdrücke Kirch^ielholz, Kirchspielsfalindrich, d. h. ünter- 
holtgraw, Kirchspielsgericht u. a. zu erldären. Nach J. Grnmm^ 
Wörterbuch kommt kerkspel her von spei = Beralhuug. Weil 
die Dorfmarkgenossen ihre Beiathungen auf dem Kirchhofe oder 
in der Kirche hielten, so hiessen nur die vollberechtigten Dorf- 
markgenossen, welche an dieser Berathung theihiahmen, khrch- 
spiellude oder kaspeUude. Dies Bewusstsein^ zu einem kaspel zu 
gehören, ist noch heute bei grossen, aus vielen Dörfern bestehen- 
den, Kirchspiek^n lelx ndig. Hieraus erklärt es sich auch, dass 
noch heute manche Kirchspiele mit Yerschiedenen Dörfern betr. 
Armenunterstützung, Feuerlöschwesen, Hebammenausbildung u. a. 
einen besonderen Verband bilden. 

S. J. Grimm erwähnt in seinem Wörterbuch, dass die „hil- 
Ilgen Wälder", „hilhgen Forsten", „hilligen Bleek" nicht christ- 
lichen, sondern heidnischen Ursprungs sind. Nun hnden sich in 
den Amtslagerbüchem des Fürstenthums Göttingen aus dem 
16. Jahrhundert fiäst bei jedem Dorfe des Amts Westerhof und 
Oldershausen ein „hilliger Wald**, „hilliger Eorst^, „hilliger Bleek". 
Diese Territorien sind jetzt Überall verschwunden und in die Ge- 
meinheiten aufgegangen, -was sich z. B. in Eljoldsliausen beweisen 
lässt. An einzelnen anderen Orten, z, B. in Willershausen ist 
aus diesem „hilUgen Wald" die grosse Kirchenforst geworden. 

3. Nach dem SOjährigen Kriege lag das Kirchenland riel&ch 
wüste. Damit aber die Kirche eriialten werden kdnnte^ tiieüten 
sich vielfach liier im Amte die damals vorlianclenen Heihestellen 
in das Kirchenland, übernahmen dessen Kultur gegen eine ganz 
geringe Abgabe au die Kirche. Als circa 1720 der sehr ver- 
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diente Superiutendcnt Oldendorp das Xirchenland neu vermeyem 
wollte, auch die alten Meyerbriefe Torlegte, wurde ihm Torgehalten, 
die alten Einwohner müssen ja doch aus dem gemeinsamen Ver- 
mögen alle Sjrehenlasten tragen. Die Folge war, dass vielfach, 
wie z. B. in Echte, auf diese Weise das Kirchenland an die n^*^' 
meine", an die alten „Einwohner" verloren ging. 

4. Nach den Kapitularien Karl des Gr. sollten je lUO pa- 
genses unam curtem et duos mansos, sowie einen Sklayen und 
eine Magd jeder Kirche stellen. 

Die pagenscs sind nach allgemeiner Erklärung die Mark- 
genossen. Sie mussten eine Hofstätte und zwei Hufen Landes 
zu jeder Kirche beisteuern, womit der Grund des Kirchen- und 
Pfamrennögens gelegt wurde. Ferner sollten je 120 pagenses 
einen Sklaven und eine Magd zu jeder Kirche stellen, rermuth- 
lich um die Ktisterdienste wahrzunehmen. Yemrathlich haben 
die Markgonossen sich dieser VerpHichtung dadurch, entledigt, 
dass sie den Küstern oder üpperleuten, ähnlich wie den Ivötnern, 
Bodeland, Haus- und Hofplatz nebst Kchtwort gaben. So be- 
richtet z. B. das Amts1ageii>uch von Westerhof Ton 1595 vom 
Oppermann in Oldenrode ^sein Haus und Hof steht auf der 
Gemeine, giebt dafür nichts", während die Kütner dort noch 
Erbzins für ihr Rodeland aus der Gemeine geben mussten. 

5. Xhe Kirchenordnungen schreiben femer vor, dass den 
P£mrwitwen von den „Fforrleuten^, „Städten^ Wohnung gegeben 
werden solle. Dazu ist der Haus- und Ho^latz ohne alle Ent- 
Beleidigung aus der „Gemeine** genonmien, welcher alle freien 
Plätze im Dorfe gehörten. 

6. Wo die alten bei der Kirche gelegeneu ru dhüfe für die 
Leichen keinen Kaum mehr boten, ist der neue Friedhof vor d^ 
Dorfe bis 1850 — 1660 in der Bogel gratis aus der „Gememe** 
gegeben. 

In Echte wird 1832 ein solclier neuer Friedhof eingeweiht 
und 1856 erweitert. In beiden Jalnen verlangen die Keilieleutc, 
dass auch die Mchtreiheleute zur Erwerbung des neuen Kirch- 
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lioi'ö beitragen, weil aiicli die Xichtreiheleute auf dem Kirchhofe 
begraben würden. Da entschoidet der Amtmann wieder, die 
Gemeine, d. b. die 69 Beibeleute baben hier nach allgemeiner 
Landesobserranz und Kvchenordnung stets alle Kirchenlasten 
getragen, wobei es so lange zu bleiben habe, bis gütlich oder 
durch Gerichtsentscheidung etwas anderes festgesetzt werde. 

7. Im Jahre 1852 j^iobt das K. Konsistorium dem Korchen- 
und Sehulvorstande von Echte anheim, anch die eingepfacrte 
Gutsgemeinde Oldershausen zu den SchuDasten heranzuziehen. 
Darauf erklärt der Kirchen- und Schulvorstand zu Protokoll, da 
hier, wie auch anderswo, alle Kirchen- und Schullasten seit un- 
vordeukiicher Zeit aus dem GeiiobSünschaftsvermügeu getragen 
seien, da ferner die Gutsgemeinde Oldershausen seit unvordenk- 
licher Zeit in Bezug auf Schule und Kirche hier eingepfarrt sei^ 
80 könne diese weder zu den Earchen- noch Schullasten heran- 
gezogen werden. 

8. Es finden sich ferner vei'scbiedene Beispiele, wo das 
Kirchenärar verschuldet wurde. Hatte dann die Gemeinheit 
Ueberschüsse, so wurde die Vertheüung dieser Ueberschüsse an 
die Beiheleute seitens der Landdrostei oder des Amtmanns an 
die Bedingung geknüpft, dass ein Theil dieser aus Holz- und 
Grasverkiiuii'n entstandenen Uebcrscliiisse zuerst zur Tilgung der 
Kircheubchulden verwandt würde, sintemal — wie lö4(> der Land- 
drost an die Gemeine Echte schreibt — das Vermögen der Ge- 
meine grosse Verpflichtungen gegen die Kirche habe. 

9. Von je her hat hier der Bauermeister, als Genossenschafts- 
beamter, an den Berathungen über Bausachen der Kirche und 
geisthchen Gebäude theilgenonimen. Diese Momente beweisen 
doch wohl, dass in hiesiger Gegend alle Kirchenlasten seit un- 
vordenklicher Zeit bis mindestens 1852 auf der Gemeinheit — 
resp. auf deren voUberechtigten Antheilhabem — ruhend auf- 
gefasst sind, auch wenn die nichtvoUberecbtigten Gemeineglieder 
(Anhauer, I^rinksitzer, Häuslinge) gewisse Geldfixa in die sog. 
Gemeine- oder i^'orstkasse gezahlt haben, dass man zweitens in 
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dieser Vei-pflichtung die Beobachtung aligemciner Landeaobservanz 
und Kirchenordnung gesehen hat. Ein Herkommen, dass der 
Grundbesitz din^ch zu den Kirchensteuern verpflichtet ist, hat 
sich in den Gemeinen, wo die Gemeinheiten nicht getheilt sind, 
nicht biklen können, weil die Kirchenlasten nie nach der Grund- 
steuer, sondern nach dem Ileiliefuss aufgebracht sind, und weil 
der adelige Grundbesitz, sowie die adeligen Feuerstätten vielfach 
von der Kirchensteuer frei gebheben sind. 

Ist dieser Beweis als wahrscheinlich für alle älteren Kirch- 
spiele Niedersachsens, als gewiss för viele Kirchspiele geführt, so 
hätte die hannov. I^andeskirche vor dem Erlass vom 25. «Juni 
1802: „betr. Gemeinhcitsthcilungen im Fürbtenthum Lüneburg"; 
vor dem Erlass vom 3U. April 1824: „betr. Gemeinheitstheilung 
in den Fttrstenthümem Kalenberg, Göttingen, Grubenhagen, Hildes- 
heim und in den Gra&chaften Hoya und Diepholz''; vor dem 
Erlass vom 26. Juni 1825: „betr. Gemeinheitstheilungen in den 
Herzogthüniern Bremen und Verden" ihre Ansi)rüche an die Ge- 
meinheiten regein müssen. Da dies nicht geschehen, so ist der 
Stand der Frage nach den Kirchenlasten folgender. 

in. 1. Wo die Gemeinheiten getheilt sind, sind alle, welche 
aus der Gemeinheit Land bekommen haben, im dinglichen Smne 
lind sohdarisch verpflichtet, gemäss Dorfniarkverfassung und 
Kirchenordnung äu den Korchenlasten beizutragen, wenn nicht 
ein entgegengesetztes Herkommen bewiesen ist. Dieser Verpflich- 
tung entspricht am meisten der oft von den Behörden genehmigte 
Beitragsfuss, die Kürchenlasten nach Massgabe der Grundsteuer 
von demjenigen Lande, welches je zu bebauten Höfen gehört hat, 
aufzubringen. 

2. Wo die Gemeinheiten noch nicht getheilt sind, sind diese 
laut Dorfmarkverfassung und Kirchenordnung von dieser zu 
tragen, wenn nicht ein entgegengesetztes Herkommen bezüghch 
aller Kirchenlasten oder eines Theils derselben sich gebildet hat. 

Die hannoverschen Gerichte stehen ^. B. auf dem Stand- 
punkte, alle Jbaichcnlasteu sind persünhche auf Grund des Ge- 
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setzes von 1848; die Dinglichkeit muss durch besonderes Her- 
kommen bewiesen werden. 

Ist aber die Dinglichkeit der Kirchenlasten durch Kirchen^ 
Ordnung nnd Dorfmarkrerfassnng garantirt und durch k^ Gesetz 
aufgehoben (cf. Kirchen- nnd SchiÜTorBtandsgesetz d. d. 11. Okt. 
1848 und Kirchenvorstands- und Synodaloi dnung de 9. Okt. 
1864), so bleibt die Dinglicbkeit der Kircheulasten als die nor- 
male, TerfasBungsmässige bestehen. Nur wo diese Terloren ge- 
gangen ist, kann man Yon dem Bechte des Gesetzes vom Oktober 
1848 Gebrauch machen und alle Mitglieder der Kirchengemeinde 
im persönliclien Sinnen zu den Kirchenlasten heranzielien. Wie 
sehr der augenblickliche Staudpunkt der Gerichte dem Kechtb- 
bewusstsein unseres Volkes oft zuwider ist, mag ein folgender 
sich oft wiederholender Fall beweisen. 

Im Fttrstenthum Lüneburg sind bereits im Anfange dieses 
Jahrhunderts die Gemeinheiten getheflt und seitdem alle Kirchen- 
lasten sei es nach dem Höfefiisse oder nach Massga1)e der 
Grundsteuer von den bt^bauten Höfen getragen. Der Kirchen- 
Torstand ist sich stolz bewusst^ die alte Ordnung und Verfassung 
stets bewahrt zu haben. 

Nun wird ein Nichtparochian Besitzer eines Hofes und will 
nicht zu den Kirclienlasten beitrayin. Das Gericht legt dem 
Kirchenvorstando den Beweis auf, dass auch Niclitparochianen 
zu den Kirchenlasten beigetragen haben. Biesen Beweis kann 
aber der KircheuYorstand nur dann führen, falls zufällig einmal 
ein ICathoIik oder ein Israelit einen Hof gehabt und nicht zu den 
KirchenlaBten beigetragen hat. 

Ein ähnlicher Fall kommt im südlichen Hanno vti uit vor, wo 
die Gemeinheiten nicht getheilt sind. Seit unvordenklicher Zeit sind 
dort nach Elirchenordnung, Landesobserranz und Dor&oarkTer&s- 
sung alle Khrchenlasten aus der Gemeinheit, resp. falls diese keine 
Ueberschflsse hatte, aus dem Vermögen der Reiheleute gehoben. 

PlötzHch lehnt die Reihegenossenschaft es ab, ferner die 
Kirchenlasten zu tragen. 
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Das ürtheil des Landgenciits Göttingen vom 9. Febr. 1892 
erkennt an^ dass bis in die Gegenwart die Kirchenlasten aus dem 
GenossensclialtsTermdgen getragen seien, leimt es aber ab, die Ver- 
pflichtung der Genossenschaftsforst au£ralegen, denn ,,68 steht 

nicht fest, ob die Eealgemeine als solclie oder die mit ihr wohl 
identisclie Kirchengemeinde oder politische Gemeinde die Aus- 
gaben gemacht hat". 

Gegen diese Entscheidung ist zunächst zu erwägen, dass die 
Beihegenossenschaflb resp. die Beadgemeine nie ideell identisch 
mit der Kirchengemeinde gewesen ist. Denn zu jener konnte 
ein Jude oder Katholik gehören, welcher zweifellos nicht zur 
Kirchengemeinde gehörte. In einzelnen Fällen kann zwar be- 
wiesen werden, dass seit unvordenklicher Zeit eine Gutsgemeinde 
und eine Angahl von Beamten und Bentier zu der Kirchen- 
gemeinde gehört hat, welche weder vollberechtigt noch auch nur 
theilberechtigt an der „Gemeine" gewesen sind und daher keine 
Kii'chenlasten getragen haben. Aber auch in dem Falle, dass 
alle Eingepfarrten mehr oder minder an der Gemeine berechtigt 
gewesen sind, ist doch nach der ganzen Gleschichte der Mark 
das Vermögen der Genossenschaft als verpflichtet zu den Kirchen- 
lasten nach der Dorfinarkverfassung anzusehen nnd diese Ver- 
pflichtung ist nicht neu zu beweisen, sondern nur das 
Gegentheil, £älls die Genossenschaft von den Kii'chenlasten 
frei sein will. 

Auf denselben Standpunkt haben sich manche Amtsgerichte 
gestellt. Sie haben die auf den Reihestellen zu Gunsten der 

PfaiTcn und Küstereien ruhenden Pröven abgelehnt ins Grund- 
buch einzutragen^ weil die V erptiiclitung zu Pröven nicht auf 
Privattiteln, sondern auf Verfassung beruhte, und weil ein Beihe- 
mann erst die Freiheit von den Pröven beweisen müsse. Ist 
dieser Grundsatz richtig, so musa er auch angewandt werden hin- 
sichtlich der Kirchenlasten. 

Nicht die Dinghchkeit nach Massgabe des Reihe- oder Höfe- 
iusses ist zu beweisen, sondern die Bildung eines entgegen- 



Digitized by Google 



330 



Abhandlungen. 



gesetzten Herküinmcns. Kndlich schtinr tlfiu obigen Urtheil ein 
liistorischer, weit verbreiteter Irrthum zu Grunde zu liegen, ak 
ob in Xiedersachsen die Bealgemeinen mit den politischen Gre- 
meindeii identisch gewesen sind. 

Vor dem Gesetze vom 4. Mai 1852 hat es im Königreich Han- 
nover eine politische Gemeinde im modernen Sinne nirgends ge- 
geben, als höchstens in den Städten mit besonderem Verfassungs- 
statut. Freilich hatten diese iieaJgemeiüen auch öffenthche Ver- 
pflichtangen z* B. zu Armenksten, zum IFenerlöschwesen n. a. Aber 
die politischen Gemeinden beruhen auf dem Grundsätze der Per- 
sönlichkeit und des Wohnrechts. 

Zur Realgemeine gehörte nur, wer am (Tunossenschufts- 
verniögen voll- oder theilberechtigt war, nie aber ein Beamter 
oder Rentier^ welcher keinerlei Hechte und Pflichten in Bezug 
auf die Gemeine hatte. 

Diese Auffassung, dass politische Gemeinde und Beal- 
gemeinde früher identisch mit einander war, scheint in den alt- 
preusbisclicii A'erhältnissi'n begründet Dort ist das ge- 

nossenschaftliche Vermögen Eigenthuni der poütischen Gemeinde 
geworden wie z. B. in der Stadt Berlin. Daher ist die politische 
Gemeinde Berlin als Erbm der Gemeinheit, worauf die Kirchen- 
lasten ruhten, Tom Reichsgericht im Jahre 1893 ab verpflichtet 
anerkannt; gemäss brandenburgischer Kirchenorduung einen Theil 
der Kirchenlasten zu tragen. 

Aber im Königi'eich Hannover sind die pohtischen Land- 
gemeinden nie Eigenthümer des Vermögens der Bealgemeinen 
geworden. 

Noch StÜve (Wesen und Verfassimg der Landgemeinden 
1851, 8. 290) \v(illt(> nvhvn der l'nthcilljarkeit der Höfe das 
Wesen der Kealgemeinen festhalten, iudcui jeder, welcher mit 
Genehmigung der Gemeine resp. einer Oberbehörde sich nieder- 
liess, wenigstens etwas Weide- und Gartenland aus der Gemeine 
sich erwerben sollte, um das Interesse aller Einwohner fester an 
den Boden und das Wohl der Gemenie zu binden. 
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Das Gesetz vom 4. Mai 1852 dagegen erklärte jeden für stimrä- 
berechtigt und lastenpflichtig, welcher ein Wohnrecht in der Ge- 
meine habe (cf. §§ 29* 36 des Ausschrb. des Ministeriums zu 

diesem Gesetze). 

Dass aber der Gesetzgeber das GcnosscnschaftsTermögen als 
zu Kirclienlasten dinglich verpflichtet angeseiien, auch zwischen 
dem Vermögen der politischen Gemeinde und dem der Genossen- 
schaft einen Unterschied gemacht hat, besagen §§ 46 — 47 des^ 
selben Gesetzes. 

„§ 45. Zum Gemeindevermögeii ii^eliört alles, was der Ge- 
meinde als solcher zusteht. Verschieden vom Gemeindevemiögen 
ist das Vermögen, welches den Gemeindegliedern oder einzelnen 
Klassen derselben oder sonstigen Genossenschaften zusteht*^. 

„§ 46. Entsteht Streit darüber, ob etwas Gemeindevermögen 
oder Genossenschaftsverniögen oder ob und inwieweit das Ver- 
fiigungsrecht der Gemeinde über ersteres durch Rechte von Ge- 
meinegliedern beschränkt sei, so ist von ilen Verwaltungsbehöi'den 
nach fruchtlos versuchter Güte, unter Vorbehalt des Eechtsweges, 
einstweilige Anordnung für die Nutzung und Verwaltung zu 
treffen**. 

y,§ 47. Sind bisher aus dem Genossenschaftsvermögen Ver- 
wendungen für die Gemeiudelasten erfolgt, so ist ein jenen ent- 
sprechender Theil dieses Vermögens zu gleichem Zwecke auszu- 
scheiden oder das Vermögen mit einer entsprechenden Leistung 
zu belasten. Auch hierüber haben zunächst die Verwaltungs- 
behörden unter Vorbehalt der richterlichen Entscheidung Über 
die Verpflichtung der Genossenschaft zu entscheiden. 

Bei Verbänden meluerer Gemeintlen ist das ausgeschiedene 
Vermögen oder die Rente oder Leistung nur für die besonderen 
Lasten derjenigen Gemeinden zu verwenden, für welche die Ver« 
Wendungen bisher geschehen Bind.** 

Es ist sodann angezweifelt, ob unter den Gemeindelasten 

des § 47 auch die Kirelieiilusten zu begreifen «nd, ob also auch 

Ansprüche der Kirchengemeinden auf dem Rechtswege gegen die 
Deutsche Zeitschr. f. Kircheiirecht. III. 3. 23 
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Genossenschaft verfolgt werden könnten. Zur Erkläning ist § 30 
das Landefirerfassungsgesetzes vom 5i Sept. 1848 heranzuziehen, 
auf welches prinzipiell das Gesetz Tom 2. Mai 1852 im Emgange 
verweist. 

Dieser § 3<) lautet: „Die Bestimmungen dieses Gresetzes 
über die Befireiung von Gemeindelasten iinden ebenfalls auf Lei- 
stungen oder Lasten der Kirchen-, Ffarr- nnd Schulgemeinden 
zu Ejrchen-, F&rr- und Schulzwecken Anwendung. Es wird 
damit auch für das Gebiet der Landeskirche insbesondere § 15 
des Landesverftissungsgesetzeb zur Geltung gebracht, „wonach 
eine Ausgleichung der Lasten und Vortheile eintreten soll", 
^wenn die bisherigen Träger der Last dafür den Genuss von Vor- 
theilen gehabt haben.'' Es würden darnach die Ansprüche der 
Kirchengemeinden an das Vermögen der Forstgenossenschaft auf 
dem Rechtswege durch unmittelbare Klage gegen die Forst- 
genossenschaft vor den Ijürgcilichen Gerichten zu verfolgen sein, 
wenn nicht die Genossenschaften auf Grund des Gesetzes vom 
5. Juni 1888 betr. Verfassung der E^algemeinden in der Frovinz 
Hannover ein Statut gemacht haben. In diesem Falle würden 
die Verwaltungsgerichte zu entscheiden haben. 

Diese Ansprüche der Kirclieiip^enieinden an die Gemeinheit 
hat vielleicht das K. Landeskonsistorium bei seiner Vorstellung 
im Sinne gehabt, ob es wirklich angemessen sei, überall die 
Kirchenlasten nach Massgabe der Staatssteuem zu heben. Da 
aher in kirchlichen Vermdgensangelegenheiten das Konsistorium 
und das Kultusministerium allein kompetent sind, so hat die 
Vorstellung des Landeskonsistoriums gegenüber dem Konsistorium 
zu Hannover und dem Ministerium keine Wirkung erzielt K 

Wenn aber, besonders von Verwaltungsbeamten, die An- 
schauung vertreten wird, dass die politische Gemeindekasse zum 
Trage n der Ejrchen- und Schullasten entgegen dem Gesetze vom 
14. Okt. 1848 dui'cb Herkommen verpflichtet sei, so scheint dafür 

* tt Reskript des E* ICoTuistorinms vom 2. Des. 1879 bei BScUer VI, 
S. 768. 
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zu sprechen, dass nach dem Erlasse des Gesetzes vom 4. Mai 1853 

und vom 28. April 1859 eine Zeitlang die Erträge der Genossen- 
schaftsfursten sowie die sei es nach dem Höfefusse oder nach 
Massgahe der direkten Staatssteuera aufgebrachten politischen 
Gemeindelasten in eine Kasse geflossen sind, aus welcher die 
Keihelente die Üeberschttsse bekommen haben, nachdem aus der 
gemeinsamen Easse alle politischen Gemeindelasten und Eirchen- 
lasten getragen waren. Diese Vereinigung hat aber meistens nur 
kui'ze Zeit bestanden. Jetzt fliessen die Forsterträge wohl überall 
in eine besondere Kasse der Eeihe- oder Forstgenossenschafib. 

Durch das zeitgemässe Konsistoiialreskripi vom 33. Okt. 
1889 ist aber auch die Verbindung von politischer Gbmeindekasse 
und Kirchengemeindekasse wenigstens im Konsistorialbezirk Han- 
nover aufgehoben. 

Indem ich hiermit eine kleine Lanze für die Dinglichkeit 
der Kirchenlasten gebrochen habe, bin ich mir bewusst, dass die 
din^che Katur der Ku^enlasten die vielfach erwartete Ent-- 
wickelung der Landeskirche zur Freikirche hindern kann. 

Aber selbst wenn diese Entwickelung in absehbarer Zeit 
eintreten sollte, so erscheint es nothweudig, um die Kontinuität 
der Entwickelung nicht zu zerstören, wenigstens so lange die 
Dinglichkeit der Kirchenlasten nach Möglichkeit festzuhalten, bis' 
in unserer Landeskirche entgegen der bisherigen Bechtsttberzengung 
die Ueberzeugung eine Macht geworden ist, dass jeder die Treue 
gegen beine Konfessionskirche mit Freuden durch Leistung der 
Kirchensteuer nach seinem Vermögen zu bewähren h&L 



23* 



Digitized by Google 



334 



Die Kircliengemeiiide im reohtsrlieiiilsclieii Bayern. 

Von 

Dr. Georg Schmidl^ Nürnberg. 

Während die meisten deutschen Staaten die Kirchengemein- 
den rechtHch organisirt haben, erfreuen sich die Beligionsgenossen* 
Schäften im rechtsrheinischen Bayern nach richtiger, wenn auch 

nicht hoiTScbender Ansiclit keiner ciiihcitlicheii, rechtlichen Organi- 
sation ihrer einzelnen BestandtUeile. Der Versuch, einen festen 
Begriff der Kirchengemeinde und im Anschluss daran die Eechte 
einer solchen aus den verschiedenen Verordnungen älteren und' 
neueren . Datums zu konstruiren, darf wohl als gescheitert ange- 
sehen werden. 

In der Praxis sucht man sich schlecht und recht, so gut es 
eben geht, damit abzufinden, wenn man auch den Glauben an den 
Bestand und die Befugnisse einer rechtlich organisirten Kirchen» 
gemeinde so ziemlich aufgegeben hat. 

Der frische Zug, der neuerdings durch das bayerische Kaltus- 
ministeriuni geht, verspricht nun auch auf diesem Gebiet Aljliille 
zu bringen und der demnächätige Landtag wird sich wohl mit 
der Vorlage einer Kirchengemcindeordnnng zu befassen haben» 
Eine kurze Darlegung der jetzigen Verhältnisse dürfte daher am 
Platze sein, gewissermassen als Rückblick auf ausgestandene 
Leiden und andererseits als Ausblick in das gelobte Land recht- 
lich geordneter Zustände. 

I. In erster Linie wollen wir den Begriff der „Kirchen- 
gemeinde^ feststellen und zwar vorab den aUgemein giltigen, um 
dann darnach das diesseitig-bayerische Becht zu untersuchen. 
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Der Begriff „Kirchengemeinde" ist seinem Ursprung und 
Wesen nach ein theologischer', viehnehr kiichenpohtischer; er 
verdankt seine Bedeutung der Reformation. Im Gegensatz zur 
katholischen Aufiassung, welche die Kirche nur als Anstaltsbegriff 
kennt'^ flEihrte Luther den zwar früher bereits bekannten, aber 
in Folge Schwindens des Laieneinflnsses verloren gegangenen Be- 
griff wieder ein. Dieser theologische Begrift' der Kirchengemeinde 
umfasst im weiteren Sinn die Gesammtheit der KirchengUeder^; 
im engeren Sinn dagegen versteht man darunter die Gr^ammtheit 
der zu einer örtlich oder persönlich abgegrenzten Pfarrei gehörigen 
Konfessionsgenossen, daher auch mit Pfarrgemeinde oder Parochial- 
Vorhand bezeichnet^. 

Beiden Begriffen im weiteren und engeren 8inu aber ist ge- 
meinschaftlich ^der um das Centrum der Kirche gebildete ge- 
nossenschafthohe Verband^. Je nachdem nun „Kirche^ im idealen 
oder eigentlichen (materiellen) Sinn aufgefisisst wird, unterscheidet 
man jenen weiteren und engeren BegriflF der Kirchengemeinde. 

Infolge der Bezieliungen, welche die Reformation den Kirchen- 
angehörigen zugleich zum Staat gegeben hat, wurde der Begritf 
der Kirchengemeinde auch auf das rechthchc Gebiet übertragen 
und vielfach bildeten die Staaten, zumal bei der territoiialen Ent- 
wicklung der evangelischen Elirche, weiter aus, was von den 
Reformatoren nur angefangen war. Dabei verhält es sich mit 

' cf. Scheurl, Zeitschr. für Kirchenrecht VII, S. 169; von den daselbst 
dargelegten verschiedenen Bedeutungen des Wortes Kircheugemeinde sehe 
ich hier ab. 

* of. Qi«rke, Deutaohes GhenotaanseliaftBreoht H, S. 596 ff.; MeureTi Be^ 
griff und Eigenthümer der heil^fen Sachen II, S. 146; Friedbeig, Daa geU 
tende Ver&sstmgsrecht der evangeliachen IiandeaidTdien S. 1. 

* Anders dee'bayeiitche Protestanten-Edict § 19 Abs. 2, ^^esammt- 
gemeinde" orlr-:-]i dep die Angehörigen der Landeskirche umfassende Verband; 
dann der Verwaltungsgerichtahof (Entscheidungen II, S. 10): „Gesammt*« 
kirciieDo:cniciudc" doich der aus mehreren politischen Gemeinden zusammen- 
gesetzte Kirchenverband. 

* cf. Meurer a. a. 0. S. 155-, Friedberg a. a. 0. S. 285} Blätter Gip 
administrative Praxis, Bd. XIV, iS. oäö. 
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der Treimung des rechtlichen Begriffes der Kirdiengemeinde yoit 

dem theologischen wie mit dem Bejfriff der Kirche als recLlhche 
Organisation einerseits, als göttliche Anstalt andererseits'. Wäh- 
rend aher diese Gesammtkirche sich einer eingehenden staatlichen 
Begelung ia»t durchweg erfreut, hatte der Staat für deren innere 
Organisation kein so grosses Interesse, nnd da die lutherische 
Lehre selbst über die Aufstellung der Grundprinzipien für die 
evangelische Verfassungslehre nicht liinauskam, so gelangten auf 
rechtlichem Gebiet nicht lebenskräftige autonome Gemeinden zur 
£ntwicklung, sondern lediglich Pfarrsysteme^ in welchen die Ge- 
meinden durch das geistliche Amt regiert werdend 

n. Dieser Satz gilt ganz und gar für Bayern. Auch in 
unseren Gesetzen ist der rechthche Begriff der Kirchengemeinde 
nicht entwickelt. Von einem solchen aber kann nur die Kede 
sein, wenn die Voraussetzungen normirt sind, unter welchen eine 
Person als einem bestimmten Beligionsverband angehörig be* 
trachtet wird^ und diesem Verband die Bechte einer juristischen 
Persönhchkeit oder einer offenthchen Körperschaft verliehen sind, 
sei es ansdrückhch oder durch Anordnungen, welche jene lieclite 
in sich schliessen. Die ersteren Voraus8etzimq:en sind meines 
Erachtens in unserem B.echte gegeben; denn indem unsere Ver- 
&8sungsurkunde^ die Bildung Ton Pfiursprengeln als einen Gegen- 
stand gemischter Natur behandelt, bei welchem die Mitwirktmg 
der Staatsgewalt erforderlich ist, erldärt bie zugleich, dass bei 
Erfüllung dieser Bedingung der Staat jenen Verband von Keligions- 
genossen in derselben Weise als zurecht bestehend erachtet wie 
die betreffende Glaubensgesellschaft; mit anderen Worten: sie er- 

^ et Zeitschrift für Kirabonrecht HI, S. 19S. 

• Friedberg a. a. 0. S. 1. 

' Diese Definition allein, wie sie im "Wesentlichen der V.G. H. (IV, S.23) 

annimmt und ebenso Kriek, Handbuch der Verwaltung des Kirchenvcrmügens 
§ 9, S. 22, dann die Bl. für admiuistr. Praxis XXII, S. 19, genügt zum recht- 
lichen Bc^ritT der Kirchen^gemeinde" nicht; es muss auch die Anerkennung 
als Kechtsäubject oder ütrenLlichü Xürpcrschail hinzukommen. 

* 2. Beilage § 76-, Protestantencdict § 19 Z. f. 



Digitized by Google 



Schmidt, Die Kircbengemeinde im rechtsrheinischen Bayern. 337 



klärt, dass auch der Staat dann den Bestand eines Pfarrverban- 
dcs (einer Kirchengemeinde im theologischen Sinn) anerkenne. 
Allein damit ist diese noch nicht zu einem rechtlichen Ver- 
band gemacht; es ist der kirchliche gewissermassen nur konces- 
sionirt. 

In diesem Sinn müssen wu* den in der Verfassungsurkimde * 
vielfach gebrauchten Ausdruck Kirchengemeinde auffassen. Die 
Gleichstellung dieses BegriÜes mit OrtsptaiTei^, religiöser Ge- 
meinde Harrei*, und die Gegenüberstellang der Gesammtge- 
meinde* zeigt uns dies deutlich*. Zweifel könnte nur § 103 der 
2. Yerfassungsbeilage erregen, der von ^jeder öffentlich aufgenom- 
menen Kirchengemeinde" spricht. Dass dies indess nur eine ab- 
gekürzte Ausdrucksweise ist und dass es heissen sollte: „jede 
Gemeinde einer öffentlich aufgenommenen Kirchengesellschaft*^, 
geht daraus hervor, dass unsere Y.-XJ. zwar die öffentliche Auf- 
nahme Ton Kirchengesellschaften ^ kennt, nicht aber die öffentliche 
Aufnalinie von Kirchengemeinden; diese entstehen vielmehr ohne 
weiteres, wenn die Voraussetzungeu des § 88 llelig.-Ed. erfüllt 
sind ; einer öffentlichen Aufnahme bedarf es hiebei nicht, sondern 
lediglich einer Mitwirkung der Staatsgewalt \ Dass mit der Ver- 
leihung der Kechte Ton öffentlichen Oorporationen an die Ge- 
sammtldrchengescllschaft dieselben Kechte nicht für die Kirchen- 
gonieinden ausgesprochen sind als Theilen des (ranzen, bedarf 
keiner weitereu Erörterung^; dies ist so wenig der i^'all als mit 

» 2. Beilage §§ 48, Ö4, 84, 87, 88, 90, 91, 93, 94, 96—98, 103. 
« 2. Beilaj^e § 87. 

* Protest. Edict § 10. 

* Frotert. Ediot § 19Z.£ 

* Froteet. Ediot § 19 Abs. 2. 

* cf. Seydel, Bayerisches Staatsrecht VI, AhtlUg. 1, S. 978. 
' y. U. tit IV, § 9 Abs. 4; 2. Beiliige ^ 24, 26. 

» cf. §19Z.f. Protest. Edict; Art. XII Z. f. des Goncordates; Amts- 
handbuch für protestantische Geistliclie II, S. 1 f. 

" cf. Oberstrichterliche Entschdg. III, S. 501 ; Ztsclir. f. Kirclienrecht III, 
S. 199; Seydel a. a. O. S. 280 Anm. 1; Bl. f. adm. Pr. XXVIII, S. 334f.i 
anders XXII, S. 19 u. 2t>. 
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der Persönlichkeit des Staates zugleich auch die der politischen 
Gemcindeu geschaffen ist. 

Ebensowenig kennen spätere in Kirchenangelegenheiten er- 
lassene Gesetze und Verordnungen eine Kirchengemeinde im 
rechtlichen Sinn'; sie weisen dem Pfanrerband keine selbständige 
Stelliuij; zu. vielmehr geht (iLTselbc ganz in dor pohtischen Ge- 
meimle auf und bildet nicht einmal „eine atoniistische Menge inner- 
halb der ätaathcheu Organisation'^, denn er erscheint überhaupt nicht 
in der staatlichen Organisation^ sondern nur in der kirchlichen. 

Den Beginn der rechtlichen Anerkennung einer Kirchen- 
genieinde könnte man in dem revidirten G^emeindeedikt Tom 
vom 1. JuU lH34 suchen-, daß die Kirchenverwaltung schuf zum 
Zweck selbständiger Vermögensverwaltung der lokalen Stiftungen. 
Aber auch nur zu diesem Zweck' und nur in Gestalt eines be- 
sonderen Organes neben der politischen GemeindeTerwaltung; in 
Parallele gebracht wurden also nicht die i)oliti6che und diß Kirchen- 
gemeinde, sondern nur ikTeii W niitigensvenvaltungsorgane*. Darin 
liegt aber, wie allseitig zugegeben wird ', noch keine rechthche 
Anerkennung der Xirchengemeinde als solcher, denn das Ver- 
mögen besteht ja unabhängig von der Gemeinde; es ist nach 
unserer Verfassung* StiftungSTermögenf das den Zwecken des 

* cf. Organisches Edict vom 1. Octol r 1807 (Regierungsblatt 180*=^: 
S. 216); Gemeiiideedict vom 28. Juli 1808 (Weber, Gesetz- u. Vcrordgenslg. I, 
R. 105); Verordg. vom 19. Juni 1810 betr. TlcHti nr^rnng der Ocistlichkeit 
(WcIkt I, S. 323); Verordqr. vom 6. Februar 1812 betr. ( n-meindeumlagen 
(Reg. -El. 1812 S. 321); Verordg. vom 6. März 1817 betr. Verwaltung des 
Stiituugs- und Communalvennögens (Weber I, S. oll). Gemeindeedict vom 
17. Mai 1818 Weber I, S. 557 ff.); Uralagengcsetz vom 22. Juü 1819 (Weber U, 
8. 12), dann O. R HI, S. 487ff.; M. E. vom 84. Mai 1877 (Bl. t adm. Fr. 
XXVni, S. äl8); Ztachr. f. Eirchenrecht HI, S. 198 ff. 

* §§ 69 Abs. 3—5, 94 Abs. 5—8 (W«ber a 566, 671). 

* ef. Bl für Bechtsanwendung XXTT, S. SS f. Anm. S. 

* Dies bestätigt aaoli Z. 143 der Yolbugs Vorschriften nun revid. Gem.- 
Ed. von 1837, wo Eircheuverwaltung und Gemeindeausschuss in Parallele 
gestellt worden : cf. "01. für adm. Pr. XL, S. 208. 

* ei". Bl. i. adm. Pr. XX, S. 37 f.; XL, S. 298f. 

* Tit. IV § 10. . . 
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Cultus dient und eine eigene juristische Persönlichkeit bildet, das 
zudem, wie wir sehen werden, seine Verwaltung meJwmals gewecli- 
seit hat^ Wenn in.dei^ Gemeindeedikt dabei von ^Gemeinde- 
gliedern'' die Bede ist, wd man nach dem oben Ausgeführten 
allerdings annehmen mfissen, dass die zu einer Kirche gehörenden 
J^langenossen auch seitens des Staates als Ivirchengemeindeglieder 
angesehen werden. Dies geht wenigstens aus den V ollzugsvor- 
ßcbrifteti zum revidirten Gemeindeedikt ^ hervor, in denen es heisst: 
„Die Herstellung eigener UrwahUisten kann bei der yerschieden- 
heit des Omfanges der politischen und der kirchlichen Gemeinde 
nicht umgangen werden"*, wobei die Einschränkung gemacht wird, 
dass „ Wahlstimm reclit und Wählbarkeit allenthalben der Eigen- 
schaft eines Gemeindegiiedes ohne Rücksicht aul' die Grösse der 
•Besteuerung ankleben". Durch diese Bestimmung wird aber der 
Inbegriff der Kirchengemeinde nicht erschöpft und mit der An- 
erkennung b2w. GrewiQirung der Wahlberechtigung Einzelner ist 
noch nicht gesagt, dass diese als ^Mitglieder einer Kirchengemeinde 
im rechtlichen Siime angesehen werden ; dies bezweckten jene Vor- 
schriften nicht einmal indirekt; vielmehr handelte es sich darum, 
einen Wahlmodus zur Xonstituirung der £jrchenTerwaItung zu 
schaffen. So wenig aber durch . ein Wahlgesetz etwa für den 
Landtag oder Reichstag der Wahlkreis zu einer juristischen Person 
und die Wahlberechtigten zu !Mitghedern einer solchen gemacht 



* cf. 0. E. III, S. 501 f. u. die dort angeführten Entscheidungen; Ztschr. 
für Küchenrecht III, S. 203. 

» Vom 31. Octobei; 1837: Tit. 137 Z. a uud b (Weber III, S. 151) j 
fibgeäodtirl durch Ycfordg. vom 86. August 1609 (Webw, YHI S. 967) «. 
Verordg. Yom 29. Sept. 1876 (Weber YIU, S. 269). 

* Diese Vertohiedenheit ergibt sich emmal aus dein Ausschluss der 
Andersgläuhigea und dinn aus der «iLUOvgaiiisobaii Anhaogung der Einge* 
pfarrten« (Bl. f. adm. Pr. XVII, S. 116; XXIV, S. 257flf.). Im Uebrigen 
fasst namentlich der Y. Gr. H. als Voraim'etzung für die Eigenschaft eines 
Kirchengemeindemitgliedes abgesehen von den übrigen persr.nlichcn Erfor- 
dernissen unter allen Umständen Reli^ionsgenossenschaft und Wohnen im 
Kircheogemeindebezirk auf (cf. II, S. 9 u. 546, lY, iS. 2a u. 594, Y, S. 103). 
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werden so weni^,' ist dies liiiisichtlich der Kirchengemeinde der 
Fall. Die Vollzugsvorschrifteu sprechen sogar gegen eine selb- 
stäadige Kirchengemeindemitgliedschaft, da das Wahlrecht der 
Eigenschaft eines Mitgliedes der politischen Gemeinde — eine 
solche ist dort zweifellos gemeint — anklebt. Auch die Gleich« 
Stellung der politischen nnd kirchlichen Gemeinde hinsichtlich des 
Uiulaiiges ist für unsere Frage ohne Bedeutung, denn eine Mini- 
sterialentschliessuQg schaüt nicht nur so nebenher eine ötfeutUche 
Corporation, 

Eine formale Anerkennung der Kirchengemeinde suchte man 
in der Verordnung Tom 7. Oktober 1850 über die Einführung 

von Kirclienvorstäiiden-*. Diese Fornuilität kann aber nicht ent- 
scheidend sein, zumal dieselbe nur fiir die protestantische Kirche 
gilt nnd der |,organische Zusammenhang mit dem Institut der 
KirchenverwaJtung" fehlte der doch als das Nächstliegende bei 
Bildung einer rechtlichen Kirchengemeinde hätte berücksichtigt 
werden müssen; es ist klar, dass auch hier die Kirchengemeinde 
nur als eine innere, rechtlich behmgloso Kirchenorganisation an- 
zusehen ist. 

Eine allgemeine Anerkennung soll* dagegen durch Art. 60 
der G«meindeordnnng vom 29. April 1869 ausgesprochen sein^ 
wenn auch der Ausdruck an Deutlichkeit sehr viel zu wünschen 

übrig lasse. Derselbe })estimmt: „Die \^erpflichtung zu Dienst- 
leistungen oder Umlagen, welche sich aus dem Kirchengemeinde- 
verbande ergeben, bemisst sich nach den hierüber bestehenden 
besonderen Bestimmungen^. Der Ausdruck „Kirchengemeinde* 
verband'', der meines Erachtens sehr vorsichtig gefasst ist, be- 
zeichnet lediglich den Verband, der in Folge Anordnung der 
Kirrhengcwalt und unter Mitwirkung der Staatsgewalt einen Thoil 
der ÖÜeutlick aulgenommeneu KircheugeseUachatl bildet^ er vei- 

' cf. Seydel a. a. O. p. 284. 

» Weber IV, S. 188 tl; BL iür adm. Pr. XX, 8. 37 ff. 
• Bl. für aüm. Pr. XX, S. 38f.i XXVIU, S. 218; M.-JB. vom 24. Mai 
1877; V. G. H. IX, S. 450. 
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weist also wiedLi uin auf die iuiiere Organisation, und demgemäss 
sind auch die daraus für die Mitglieder desselben resultirenden 
Verpflichtungen. 

Als Bechtssubjekt Tollends sei, wie man aus Art. 206 der 
Gemeindeordnung schliessen will, die Kirchengemeinde dadurch 
anerkannt, dass die Kirchenverwaltung zur Vertretung der Kirchen- 
genieinde als solcher in allen rechthcheu Bezidiungeii befugt ist ^ 

Wenn der Kirchenverwaltung, die Anfangs nur für die Ver- 
mögensverwaltung besteilt wurde, durch jenen Schlussatz auch 
die rechtliche Vertretung der Kirchengemeinde als solcher über- 
tragen sein soll, so fragt es sich doch vor aQem, ob die Voraus- 
setzungen zu einer bokhen rechtUchen Vertretung vorhanden sind, 
nämlicli ob die Kirchengeineinde selbst rechtsfä,hig ist, als ßechts* 
Subjekt anerkannt ist^. Biese Anerkennung werden wir aber in 
unseren Gesetzen Tergeblich suchen. Die Folgerung umgekehrt 
zu machen, d. h. also zu erklären, die Kirchengemeinde ist Bechts- 
subject, weil sie eine rechtliche Vertretung iiat, halte ich für un- 
zulfissig, uiiisoiiu'lir als wii* jenem Sclihissatz des Art. 206 eine 
weniger erzwungene Bedeutung geben können. Die rechtüche 
Vertretung bezieht sich meines Erachtens nämlich einmal, im 
Anschluss an die Torhergegangene Sestimmung, auf das Kirchen* 
vermögen und dessen Ißechtsyerhältnisse zum Pfarryerband, soweit 
dieselben nach Aussen hervortreten und überhaupt vorhanden 
sind, da ja im Uebrigen das Kirchenvermögen ein selbständiges 
Hechtssubject bildet \ Andererseits ist jene rechtliche Vertretungs- 

> Dagegen cf. O. £. III, S. 497 ; Bl. f. adm. Pr. XI, S. 303. 

» cfl Seydel a. a. 0. S. 295; Bl. f. R.-A. XXII, S. 26. Dagegen: 
Entsch, des V. G. H. II, S. 19 (in welcher Weise der «reohtliohe Bestand'* 
n. die »Unabhüngigkeit der Kircbengemeindd vom politischen Ganemde- 
verband" durch die Gem.«Odg. begründet wurde — darüber schweigt sich 
der V.G.H. aus!); in, S. 139, 239; V, S. 74, 104. Ebenso O.E. II, S. 161, 
168; IV, S. 176; lU, S. 269, 497 ff.; Roth, Bayerisches CiviJrecht I, S. 2Ö5; 
Bayer. Gemeindeztg. 1891 S. 848, 1892 S. 243. 

« cf. O. E. in, S. 2(59, 497 f.; II, S. 158; V. G. H. XI, S. 134. Colli- 
sionsfälle sind also durchaus uioht ausgeschlossen} dagegen: Bl* f. adm. Pr. 
23 S. 137 ff} 28 S. 257 ff.} 42 8. 245 f 
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befugnibS auch dann gegeben, wenn alle rfarrgemeindeglieder oder 
eine gewisse Klasse derselben mit gleich inässigen oder verhältniss- 
niässigen indiiddaelleii Hechten oder Pflichten wegen eines Ge- 
meindeverbandes und auf die Dauer desselben betbeiligt sind'. 
Mit anderen Worten: Durch jene Bestimmung sollte in keiner 
"Weise die Kirchengemeinde zu einer iuristischen Persönliclikeit 
gestempelt werden, vielmehr nur ein für allemal die Kircheu- 
ver waltung die Betugniss erhalten, die Gresanuntheit oder einen 
Theil der einzelnen Behgionsverwaadten eines bestimmten Be- 
zirkes in Bechtsangelegenbeiten, welche in dem kirchlichen Ver- 
band ihre gemeinsame Grundlage haben, zu Tertreten; es sollte, 
wie aus vordem hervori^etretenen Misständen deutlich w'ii'd-, 
vermieden werden, dass die Pfarrgenossen einzeln ihre Rechte 
wahren oder wegen ihrer Pflichten belangt werden müssten; dies 
geschah dadurch, dass man der Kirchenrerwaltung eine dahingehende 
gesetzliche Legitimation ausstellte. Wenn man dabei in der Vor- 
aussetzung befangen war, dass die Kirchengemeinde thatsächlich 
ein Kechtssiiljjekt sei, so war dies entschieden irrige auf einer 
irrigen Anschauung lassen sich aber keine Reclitssätze aufbauend 
Es erübrigt noch zur Beantwortung der Frage, ob unser 
geltendes Recht eine Kirchengemeinde kennt, zwei Gesetze heran- 
zuziehen, nämlich das Gesetz vom 8. Aug. 1878 über die Er- 
richtung eines Vcrwaltungsgerichtshofes und das durch § 23 des 
Landtagsabschiedes vom 2H. .Mai 18!i2 verordnete über die Ver- 
hältnisse der Kirchengemeinden diesseits des Rheins. Xach 
ersterem^ wird die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes in 
letzter Instanz erstreckt auf „Zugehörigkeit zu einem Pfanv und 
Kirchengemeindeverband" und „Ansprüche und Verbindlichkeiten 
aus dem Kirchen- und Pfarr verband", 3klit der Gleichstellung 

» 0. E. m, S. 504 fr; Seydel a. a. O. S. 296. 

« eL V. G. H. E. II, S. 135; VIT, S. 761; Bl. f. adm. Pr. XXII, S. 20 ff. 

' »So sprach der "Referent des .SocialgesctzjyolmnGrsaiisschusse? von 1868 
von einer ^uioraiisclieu rerson'^ der Kircheugemciude ; cf. namentlich Ü. £. 
in, S. 504 f. u. Bl. f. adm. Pr. z. B, XXVIII, S. 266. 

♦ Art. 10 Z. 12 u. 13. ^ : 
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dieser Ausdrücke und mit der Definition des Vearwaltungsgerichts- 
hofes^: ,)Der Kirchengememdeyerband ist ein persönliches Ver- 
bSItmss, welches durch die Zugehörigkeit zu der betr. Beligions- 
gesellschaft und durch das Wohnen in der Kirchengemeinde 

bcirrüiidet wird", ist von selbst gesagt, dass liier nur der theo- 
logische Begriff der Kircheugemeinde angewendet ist. Fragüch 
könnte dies nur sein, wenn ferner die Kompetenz des Verwaltungs- 
geiichtshofes* begründet wird für „Verfügungen in Gegenständen 
der Staatsaufsicht auf die Verwaltung des EirchenTermögens, der 
kirchlichen Stiftungen und der Kirchengemeindeangelegenheiten^, 
so zwar, dass hier die Kirchengenuinde selbständig iu gleicher 
Weise wie ein Verwaltungsorgan auftreten und gegen eine ihr 
auferlegte, rechtlich nicht begründete Leistung Beschwerde führen 
kann. Die Folgerung, die Khrchengemeinde sei hier als Bechts- 
Subjekt au&ufassen, ist keineswegs zwingend, wenn sie auch sehr 
nahe liegt. Zuerst wüi'de es sich doch fragen, ob der Kirclien- 
gemeiude als solclier Leistung(m auferlegt werden können. Unsere 
Gesetze bieten hiefiir keine Bestimmungen; wohl aber können sich 
solche Verpflichtungen aus dem Pfarrrerband ergeben für die 
Einzelnen; meines Erachtens kann nach Lage unseres Bechtes 
unter Eirchengemeinde also nur diese G-esammiheit der Einzelnen 
gemeint sein und diese werden dann, wie oben bemerkt, TOn der 
Kirchenverwaltung rechthch vertreten^. 

Der Landtagsabschied vom 28. Mai 1892 endlich scheint 
zwar in § 23 eine Parallele zwischen der 'politischeh iind Kirchen- 
gemeinde ziehen zu wollen und bestimmt sogar die analoge An- 
wendung gewisser für die Magistrate und GemeindebevoUniä cht ig- 
ten normirter Bestimiiumgen auf Kirchenverwaltung und Kirchen- 
repräsentation. Allein letzteres nui- iu Bezug auf Geschäfts- 



> £. IV, S. Qt II, S. 9. 
»Art. 10 Z. 3. 

" Damit ist den einzelne Jndividuen noch kein ißescliworrlerecht ein- 
geräumt, sie können nur gemeiUMUoiL auftreten; cf. V. 0. XII, S, 70; 
Bl. fSr adm. Pr. XL, S. .241f. , ' ' . ' 
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Ordnung und dgL, also in Nebensächlichem; während von einer 
analogen Anwendung der Kompetenz zweifellos keine Kede sein 
kann. Der Begriff der Eirchengemeinde aber, der in den Zn- 
sammensetznngen EirehengümeindeTerBammlung, Kirchengemeinde* 

Umlagen, Kirchengemeindcbczirk vorkommt^ kann für unser Recht 
auch hier nichts anderem bedeuten als den örthch oder pei-sön- 
lieh abgegrenzten Kreis von Konfessionsgenossen. Eine Aner- 
kemiimg dieses kirchlichen Verbandes als juristische oder gar 
öffentlich-rechtliche Persönlichkeit hegt darin nicht. Auch nicht 
indirekt, wenn bestimmt ist, welche Personen zu kirchlichen Um- 
lagen herangezogen werden können; denn dadurcli wurde ja nur 
ein Theil als zum rechtlichen Verband der Kirclieugemeinde ge- 
hörig betrachtet, aber nicht die Gesammtheit der KirchengUeder. 
Auch hier ist, ähnlich wie bei der Bezeichnung der zu den 
KirchenTerwaltungswaWen Berechtigten, lediglich ein Modns ge- 
schaffen, nach welchem Kirchenumlagen anfzubrini^^en sind, olnie 
dass (he Verpflichtung dazu normirt und auf die^sc Weise die 
Kirchengemeinde zu einer öffenthchen Körperschaft wie die poh- 
tische Gemeinde gemacht wäre. Die Bedeutung des Gesetzes 
▼on 1892 liegt nur darin, dass ausser jenem Verfahren bei Um* 
lagenerhebung * die Zulässigkeit von Kirchengemeindeversamm- 
luiigen und an deren Stelle von Kirchengemeinderepräsentationen 
geregelt ist, beides Funkte, die vorher zum Mindesten fraghch 
waren ^. Insofern kann man sagen, dass die Verhältnisse der 
Kirchengemeinde theilweise selbständig geregelt sind'; zu einer 
Anerkennung derselben als juristische Person hat es auch jenes 
Gesetz nicht gebracht. 

III. Ein Hauptgrund hiefür liegt wohl in dem Umstand, 
dass die Kirchengemeinde nach unserem Becht vor Allem nicht 
Inhaberin des kirchhchen Vermögens ist. Das Eirchenvermögen 

' Vordem waren Art. 4S xl. 6i> Gem.-Odg. überhaupt nicht anwendbar 
(cf, Bl. f. adm. Pr. XXII, S. 5; XXXH, S. 236). 

^ cf. Bl. f. adm. Pr. XL, S. 300; Seydel S. 308. 

' JCrais, Hdbch. der umeren Verwaltung (2. Aufl.) Bd. III, S. 37d. 
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naliiii von jeher in Bayern eine selbständige Stellung ein. Man 
zahlte es bereits vor der Verfassung^?nrknnde * zu dem Stiftungs- 
Termögen, das den drei Zwecken des Kultus, des Unterrichtes 
und der Wobltfaätigkeit diente. Mit dieser selbständigen Stellung 
war es daher wohl vereinbar, wenn, wie bemerkt, die Verwaltung 
Wft'hsclte, denn Eigenthümer blieb clal)ei immer die juristisclie 
Person des Ötit'timgsvermögens , speziell des Kultus vennögens. 
Durch das organische Edikt Ton 1807 wurde dasselbe wie das 
kommunale Vermögen der Greneraladmintstration des Staates als 
selbständiger Theil unterstellt; durch die Verordnung vom 6. März 
1817 und dann durch das Gemeindeedikt von 1818 kam es wieder 
in tlie Hände der politischen Gemeinde, bis durch das Gremeinde- 
edict von 1834^ für das Tvirchenvermögen jeder Konfession und 
Farochie eine besondere Kirchenverwaltung konstituirt wurde, 
aber nichts weiter als ein besonderes Verwaltungsorgan iär das 
Kultüsvermögen. Damit wurde die Kirchenverwaltung selbst- 
verständlich zu einer politischen Behörde, zu einem staathchen 
Organ gemaclit, wie Vogtherr ^ richtig bemerkt, Nur (hirf man 
daraus nicht die falsche Folgerung ziehen, dass dadurch die 
Eirchengemeinde selbst einen Doppelcharakter erhalten habe, 
dass sie nämlich hinsichtlich der Vermögensverwaltung blosse 
Korporation, vertreten durch die Kirchcnver waltung, in den nicht- 
vcrmögensrechtüchen Angelegenheiten aber ein Selbstvenvaltungs- 
körper sei, der, wenigstens in der lutherischen Kirche, durch den 
KirchenTorstand vertreten werdet Das vom Staat ins Leben 
gerufene Organ zur Verwaltung des kirchlichen Vermögens hat 
mit der Kirchengemeinde selbst nichts zu thun; es konnte auch 
deren Natur nicht verändern, da das Kirchenvermögen von An- 



* cf: Orgaiiischea Bdict vom 1. October 1807 ; Y. V. tit lY, § 10; Seydel 

ft. a. 0. S. 279ff. 

2 §§ 59 Abs. 3—5, 94 Ab«. 5—8. 

* Die luthuri^clie Eirchengemeinde im Eomgmoh Bayern diesseits des 
Bheins (Ansbach 1892), S. 37 ff. 

* Vogtherr S. 50 ff. 
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fang an selbfitändig und von derselben losgelöst war. Von einer 
Kirchengemeinde ist so wenig die Rede wie in den früheren dies- 
bezüglichen Gesetzen und es ist völlig missverstanden, wenn be- 
hauptet vird, dass darch das Gemeindeedikt „das Prinzip der 
Unterscheidung zwischen politischer und Eirchengemeinde als 
zweier selbstiimliger Korporationan" aufgestellt wurdet Gleich- 
wohl kehrt seitdem die Idee von einer rechtlich anerkauutea 
Kirchengemeinde immer wieder, nicht nur in der Theorie^, son- 
dern auch in Ministerialentschliessungen^ Verordnungen, Gesetzen 
und in !Polge dessen natürlich auch in der Rechtsprechung ^ Man 
ist allgemein der Ansicht, dass nicht nur thatsächlich, sondern 
auch rechtlich eine solchem vorhanden sei und vergisst, in diesem 
error juris befangen, dass immer von einem Etwas die Kede ist, 
das eben in Wirklichkeit rechtlich nicht vorhanden ist vergisst 
erst recht, diesem Etwas eine konkrete Gestaltung zu geben. 
Auffallend tritt dies zu Tage bei der Gemeindeordnung von 1869, 
die eine rechthche Wriretung für eine angehliehe Kircheu„gemeinde" 
schaffen sollte, ohne dieselbe auch nur irgend\^ie zu organisiren 
oder mit Rechten auszustatten. Wenn man jenen Anschauungen 
eine rechtliche Grundlage hätte geben wollen, Gelegenheit war reich- 
lich vorhanden, namentlich bei Berathung der Gremeindeordnung; 
allein dieser Aufgabe ging man immer sorgfaltig aus dem Weg 
und die Behandlung der Jvirchengemeindeangelefi;enlieiten erfolgte 
stets nur nebenbei und immer nur, wenn man auf einige ältere 
Bestimmungen aufmerksam wurde, die dann mehr oder weniger ge- 
ändert und in die neuen Gesetze aufgenommen wurden. Dies allein 
könnte uns zeigen, dass man von einer Gleichstellung der Kirchen- 



^ Ztsclir. f. Eirchenrecht m, S. 1)06. 

* cf. darüber die mehrfach angefohrlmi Bl. f. adm. Fr., zuletzt XLÜ, 

S. 241 ff. uml XL X. 11. 

3 M.-E. vom 11. Angust u. lo. October 1884 ; 30. Jnsi 1835; 8. Fe- 
bruar u. 7. Juli 1836. 

* cf. die angeführten oLeistricliterlicheu Erkenutniase a. neuerdings die 
Entschdgu. des V. G. H., zuletzt XII, S. 70. • 
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gemeinde mit der politischen weit entfernt war. Aber der irrige 
Glaube daran war herroigerufen und pflanzte sich, abgesehen Ton 
Ministerialentschliessungen, namentlich in dem Gesetz Uber den 

Vei*^';iltimgsgericlits]iof und im Landtagsabschied von 1892 fort; 
beiden liegt er ersichtlich zu Grunde. 

So wurde durch jedes Gesetz Fückarbeit geschaffen, während 
die Thatsachen und das Bechtsbewusstsein immer mehr auf Neu- 
gestaltung hindrängten und thatsächlich stärker wurden als das 
geschriebene G^esetz; die Kirchengemeinde wird in der Praxis der 
oberen und unteren Verwaltungsbehörden als in unserem Recht 
vorhanden angesehen'. Trotzdem muss man unbedingt daran 
festhalten^ dass diese Anschauung jetzt so wenig wie vordem eine 
gesetzliche Grundlage hat und die Bemühungen, eine solche zu 
konstruiren, kann man wohl als gescheitert ansehen Die G^etz* 
gebung ist hinter den sicli ändernden Thatsaclien zurückgeblie))en, 
sie hat ihre Schuldigkeit bezüglich der AV eiterbildung des Rechtes 
nicht erfüllt und unter dieser Unfertigkeit muss die Praxis leiden^. 

lY. Eragen wir nach den allgemeinen Gründen, die diese 
eigenthttmliche Erscheinung erklären lassen, so ist yor Allem auf 
drei hinzuweisen, die besonders hemmend der freien Entwicklung 
der Kirchengemeinde zu einer rechthchen Organisation entgegen- 
standen. 

Es sind dies einmal die Amortisationsgesetze, welche die Ter- 
mögensrechtliche Stellung der Eirchengemeinde erschwerten; ihnen 



» Bl. f. adm. Pr. XX, S. 37; Bl. für R.-A. XXH, S. 26; cf. Meurer 
a. a. 0. S. 150: „Wenn wir rcclit sehen, so ist die kirchengcpioindliclie Rechts- 
subjectivitHt als eine vollendete Thatsache liiuzunehrnen" ; E. Mayer, Die 
KirchenholieiLsreclito dea Königs von Bayern S. 268 s^iriclit der K, G. die 
Eigenschaft einer üffcntlich-rechtlichen Körperschaft zu iululge Gewolinheits- 
recbtes, nicht aber Frivatrechtsfähigkeit — dagegen Seydel a. a. O. 8. 297. 

* BeEeidmend hi^r ist^ daw man den rechtlicheii Begriff der Kirchen- 
gemeinde bald aus dem Chemeindeediot von 1884 (Bl. f. adm. Fr. XIV, 
S. 349), bald ana der Gent'O^. von 1869 u. mm Thefl schon ans der Kon- 
sistorialoidg. von 1660 heraoslesta wollte (BL t adm. Fr. XX, S. B7f.). 

• Bl. l adm. Fr. XX, S. 35, XVH, S. 1141, 821. 
Denisclie Zeitsdir. f. Kirdienreelit. m. 8. ^4 
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kann man es wobl zum TheQ zuschreiben, dass das EjFchen- 
yermögen nicht der Kirchengemeinde in die Hand gegeben, son- 

dem zu einer selbständigen juristischen Person gemacht wurde. 
Damit war aber der rechtlichen Or<,Mnisatiün der Religionsver- 
wandten in einem engeren Verbände der Boden entzogen. Dies 
war, mehr oder weniger bewnsst, der Zweck der staatlichen Ge- 
walten, die Tor allem darauf ausgingen, die „Bildung eines Staates 
im Staate^ ^ gewaltsam zu Terbindem und daher alle Mittel, die 
dies auch nur begünstigen konnten, an sich nahmen. Auf diesem 
Standpunkt ist das organische Edikt von 1807 wie die Verord- 
nung Ton 1817 und das Gemeindeedikt Ton 1818^. 

War durch die Amortisationsgesetze nach der privatrecht- 
lichen Seite hin die Organisation der Kirchengemeinde yerbindert, 
so geschah dies durch das Misstrauen des Staates gegen die 
Kii'che nach der üffenthch-rechtlichen Seite hin®. Unserer Ver- 
fassung liegt, trotzdem sie die Kü'chengesellschaften als solche 
den öffentlichen Korporationen gleichstellt und damit bereits 
den Keim der weiteren Ausgestaltung derselben in sich trug, 
gleichwohl das „Prinzip zu Grunde, dass die Selbständigkeit der 
Kirche sich auf rein geisthche Dinge beschränke" ; man wollte 
dann auch in der i^olge „den luteresbcu der Kirche nicht durch 
selbständige kotporatiTe Organisation der Eorchengemeinde, son- 
dern durch indirekte künstliche Bestimmungen in den politischen 
Gemeinden gerecht werden***. 

Der dritte Hinderungsgrund endUch für die Entwicklung der 
Kirchengemeinden hegt lueiucö Erachtens in dem früheren Cha- 
rakter des bayerischen Staates als eines rein katholischen, der 
sich bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts erhielt \ In Folge 
dessen lebte sich die kanonische Auffassung der Kirche und ihres 

1 cf. Verordg. vom 7. Mai 1804 (Reg. Bl. S. 509). 

* cf. 2t8dur. £. Eiroh«oTeoht DI, S. 198. 

* cf. Meuror a. a. O. S. 160. 

* et Ztacbr. f. Eixcheurccbt III, 8. 209. 

* cf. T. Sicherer, Staat and iSrche in Sayem S. 1. 
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YermdgeDs als Anstaltsbegriff ein und wurde den staatlichen 
Interessen angepasst, so dass es schwer hielt, der eindringenden 

evangelischen Auffassung von der Autonomie der Kirchengemeinden 
auch rechtlich Eingang zu verschalFoii ; denn mit der Ausbildung 
dieses AnstaltsbegriÜes, der die kanonische Auffassung vollkonunen 
beherrscht und vom Staat in scheinbarem Eigeninteresse ange- 
iKommen wurde, geht Hand in Hand eine völlige Unterdrückung 
der Gesammtheit der Konfessionsgenossen'. 

Auf diese Weise wurde durch staatliche Interessen die recht- 
liche, durch gegentheiiige kirchenpolitische die begrilHiche Ent- 
wicklung der Kirchengemeinde gehemmt und diese selbst, wie 
Meurer' sich ausdrückt, ;,ein durch allerlei verfehlte Einflüsse 
gezeitigtes krüppelhaftes Wesen, das zudem noch in Kleidern 
steckt, die Schritt für Schritt seine Bewegung hemmen." 

V. Aber el)en80wenig als der Staat seiner Zeit sich dem 
Einfluss der kanonischen Anpassung entziehen konnte, vermag er 
dies jetzt gegenüber der Auffassung von der freien Ausgestaltung 
der Kirchengemeinde im Sinn der evangelischen Kirche, zumal 
die Bedeutung der Amortisationsgesetze sowohl als das Misstrauen 
des Staates der Kirche gegenüber geschwunden ist. Im Gegen- 
satz hierzu macht sich aber das Bedürfniss nach einer durch- 
greifenden rechthchen Organisation der Kirchengemeinden als 
aelbstöndiger von den politischen Gemeinden verschiedener Kor- 
porationen geltend*. Beachtenswerth ist, wie dies immer mehr 
und mehr in unseren Gesetzen zum Ausdruck kommt. Die Ver- 
fasHUUgburkunde hat, wie beiiieiktj hiefiir die Grundlage gescbatl'en, 
indem sie den drei christlichen Kirchengesellschaften die liechte 
öffentlicher Korporationen ertheilte. Einen unmerklichen fort- 
abritt bezeichnet die Bestimmung der Verordnung von 1812, 
indem sie einem Theil der politischen GemeindegHeder bezüglich 
der Umlagenpflicht eine gesonderte Stellung gibt^ sie erweckt 

^ ef. ZtMsfar. f/Kirchenrecht UI, S. 198 £ 

* a. a. 0. S. 150. 

* ZtBclir. f. Eirchenrecht m, S. 19a 

S4* 
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damit bereits die VorBteilung^ als bestehe neben der politischen 
Gremeinde eine besondere Organisation unter Berücksichtigung 

der Religionsparteien. Diese Vorstellung wird durch die Bildung 
L'iuer besüudcren Kirchenverniögensverwaltung in Folge des Ge- 
meindeedikts Yon 1Ö34 gesteigert; dieses „trägt unverkennbar 
den Keim zu einer TÖUigen rechtlichen Organisation der Kirchen- 
gemeinde in sich^ und beruht nach der Intention des Landtag^ 
auch bereits auf dem Grundsatz, dass zwischen politischer und 
Kirchengemeinde ein Unterscliied gemacht werden müsse ^ Die 
in der Gemeiudeordnung Ton 1869 ausgesprochene Befugniss 
dieses Verwaltungsorganes zur rechtlichen Vertretung der Kirchen- 
gemeinde steht bereits TöUig auf dem Standpunkt, der eine recht- 
lich organisirte Kirchengemeinde voraussetzt. Dieselbe Auffassung^ 
vielleicht schärfer ausgeprägt, liegt dem Gesetz über Errichtung 
des V.-G.-H. zu Grunde und den Höhepunkt der Entwicklung 
kennzeichnet das Gesetz von 1892, das in der Kirchenrepräsen- 
tation sogar ein Oigan jener Kirchengememde bestellt, die zwar 
vorausgesetzt, aber rechtlich immer noch nicht vorhanden ist weder 
in ihrem Bestand noch in ihrem IJm&ng. 

Ein ähnliches Bild dieser Entwicklung, die nach einer recht- 
Uchen Organisation der Kirchengemeinde mit Macht drängt, zeigt 
sidi uns naturgemäss in den Verhandlungen über die wichtigeren 
kirchenpolitischen Gesetze im Landtag: in den Jahren 1834^ 
1869/70 und 1892 wurde jedesmal das Gefühl der Unsicherheit 
liinsichtlich der rechthchen Zustände der Kirchengemeinde zum 
Ausdruck gebracht. 

VI, Die eben erörterten Fragen könnte man bilhg der Theorie 
überlassen, wenn sie nicht eine eminent praktische Bedeutung 
hätten für die Erhebung von Umlagen zu kirchlichen Zwecken; 
denn mit der Frage, ob die Kirchengemeinde eine öffentlich- 
rechtliche Korporation ist, hängt auch die weitere zusammen, ul> 
dieselbe das Kecht zur Umlagenerhebung habe. 

^ cf: Ztaehr. für Eirchenracbt HI, S. 206; Seyddl S. 2S1. 
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Unzweifelhaft ist, dass das frühere Recht bis 1869 der Kii c hen- 
geineiiide als solcher nie die Umlagenerhebungsgewalt zugesprocheii 
hat; diese war viehnehr den poütischen Gemeinden allein vorbe- 
halten» welche zudem früher in Folge des Charakters Bayerns 
ab jemes katholischen Staates mit den Kirchengemeinden zu- 
sammenfielen. Als dann mit der Verfassungsurkunde die Gleich- 
berechtigung der christUchen Religionen anerkannt wurdej liütte 
man auch die Rechte der von der pohtischen getrennten Kirchen- 
gemeinde fiziren sollen. Aliein dies geschah nicht; man begnügte 
«ich, 1834 ein eigenes Verwaltungsorgan für das Kirchenvennögen 
auf neutralem Boden zu schaffen, ohne demselben irgend welche 
öffentliche Befugnisse zu verleihen. Nachdem zuvor bereits Nicht- 
rehgionsverwaudte von der \'erpÜichtung zur Entrichtung kirch- 
licher Umlagen einer bestimmten Konfession ])efreit waren \ so- 
iem nicht ein gemeinschaftlicher Grenuss oder ein besonderes 
Rechtsverhältniss bestehe — eine Bestimmung, die durch Art. 206, 
Abs. 2. Z. 3 der Gremeindeordnung noch aufrecht erhalten ist — 
\vnr(le in Art. 60 ib. ausgesprochen: „Die Verpflichtung zu Dienst- 
leistungen oder Umlagen, welche sich aus dem Kirclien^emeinde- 
yerbande ergeben, bemisst sich nach den hierüber bestehenden 
besonderen Bestimmungen.^ Auf diesem Satz allein beruht jetzt 
das ümlagenrecht der Kirchengemeinden und es fragt sich nur, 
welches diese „besonderen Bestimmungen" sind. 

Die Ausdehnung des Undageuerliebuugsrechtes der poiilisclien 
<3remeinden^ auf die kirchlichen ist ausgeschlossen sowohl durch 
jenen Art. 60* als meines Erachtens durch Nichtanerkennung der 
Gleichberechtigung bzw. der öffentlich-rechtlichen Korporations- 
eigenschaft der Kirchengemeinden. Nun sucht man jene beson- 
deren Bestimmungen in den Grundsätzen des Umlagengesetzes 
von 1819 und des revidirten Gremeindeediktes von 1834^: die- 

» Verordg. von 1812, Gem.-Ed. von 1818, ümL-Ges. von 1819 Art. 5. 

* Art. 42—48, 49 -54 Gem.-Odg. 

* d. V. (i. H. E. II, S. 9. 

* V. ö. H. E. n, S. 9, 255, 646. 
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• 

Belb^ soUen för die BeurÖieihmg der Beltragspfficlit zu Umlagen 

und Diensten für kirclüiche Zwecke entsprechend in Anwendung: 
kommen, d. h. soweit sie mit dem rechtlichen Bestand der selb- 
ständig gewordenen Kirchengemeinde Tereinbar sind. Allein dem 
stehen doch erhebliche Bedenken gegenüber: wenn die G^meinde-^ 
ordnnng ausdrücklich das ümlagengesetz yon 1819 aufhebt und 
ausdrücklich nur den Art. 5 dieses Gesetzes bis auf Weiteres 
aufrecht erhält so ist damit doch unzweideutig ausge>pi uclien. 
dass künftig Yon einer analogen Anwendung dieses Gesetzes keine 
Bede mehr sein kann. Hält es doch die Gremeindeordnung* fär 
nöthigy bis auf Weiteres ^die in den einzefaien Landestheilen be> 
stehenden Bestimmungen und Zuständigkeiten in Bezug auf die 
Verwaltung des Kirchenvermögens und die Befriedigung der 
K.uitusbedürfni8se" ausdrückUch nnfVecht zu erluilten. "Wenn sie 
dies hinsichtlich der allgemeinen öäentlich-rechtlichen Verpflichtung 
zur Entrichtung von Kirchengemeindeumlagen nicht gethan hat» 
so besteht, wie mit Becht bemerkt wird', auf Seite Derjenigen^ 
welche die Gesetze anzuwenden liaben, hiezu keine Befugniss. 

T)io Umlagenerhebung soll nun eine staatsrechtUche Xoth- 
wendigkeit sein, weil der Staat ein Interesse an dem gesicherten 
Fortbestand des Kultus habe^. Einmal fragt es sich, ob der 
Staat am Bestand eines jeden Kultus Interesse habe. Und selbst 
wenn dies der FaU wäre, so könnte daraus allein niemals die 
rechtliche Verpflichtung für die Stautsangr-hörigen liervorgehen, 
Lasten zu tragen, welche ihnen sonst nur durch Gesetz auferlegt 
werden können K » Wo es sich um staatlichen Zwang und staat- 

* Art. 806, Aba. I, Z. 4 und Abs. H, Z. a. 

' Art. 206, Abs. II, Z. 3. 

' cf. Sevdcl, Staatsrecht VI, Abthlg. 1, S. 299 und in den Bl L adm. 
IV. Bd. XXXVTII, S. 66. 

* Bl. f. adm. Pr. Bd. XVI, S. 220 ff. und die dort angeführten O.-B. 
und M.-E. 

^ Xicht aber durc-h küuii^liclie Entschliessuug oder Beschluss der Geueral- 
synode mit Genehmigung des Königs, wie Luthardt in den Bl. f. adm. Pr. 
Bd. XL» S. 168 behauptet. Gegen denen Jbiterpretation von Tit. TU, § 2 
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liehen Schutz handelt, da dürfen nicht religiöse, da mfissen Bechts- 
pflichten in Mitte liegen** K Der Yerwaltungsgerichtshof bemerkt 

dass bei Aufstellung des Art. 60 der Gemeindeordnung offenbar 
die Absicht bestanden habe, es bei den bisherigen Bestimmungen 
über BeMedigong kirchlicher Umlagenbedürfiiisse zu belassen. 
Allein schafft eine noch so gute Absicht gesetzliche Yeipflich- 
tungen? Dagegen spricht sogar der Umstand, dass nicht einmal 
die Beitreibung solcher Umlagen geregelt wurde — denn das 
Verfahren bei iürhebuug der Gemeindeumlagen iist ausgcschlussen, 
wie zugegeben wird^ Diesem Mangel hat zwar das Gesetz von 
1892 abgeholfen und sogar die Umlagepflichtigen bestimmt — in 
der Yoraussetzung der bestehenden Pflicht zur Umlagenentrich- 
tung* Diese Voraussetzung ist aber nirgends statnirt. 

Es kennzeichnet die Sachlage, wenn bald die Kirchenverwal- 
lung, bald die Kollegien der poütischen Gemeinde, dann nur die 
Kirchengemeinde nnd schliesslich die Generalsynode mit könig- 
licher Genehmigang gegenüber allen protestantischen Kirchen- 
mitgliedem das Hecht zur Auflegung von Umlagen haben soll*. 

In der Praxis weiden allerdings von einzelnen Kirchen- 
gemeinden Umlagen erhoben. Sofern dies überhaupt rechtlich 
zulässig ist, kann es nur geschehen, indem die Kirchenversamm- 
lung zusammentritt und die Umlage durch Majoritätsbeschluss 
auflegt, dem sich die Minderheit bzw. die Nichterschienenen zu 
fügen haben, wie m einem Verein; als etwas anderes ist die 
Kirchengemeinde nach unserem Becht auch nicht anzusehend 

y. U., wonadi die Sten^ nur den EirohenaiigeliSr^fttii, nicht den Siaatt- 
angehörigen trifffci lassen sich doch gelinde Zwnfel erheben, schon in Anbe^ 
tracht dessen, dass unsere Ver&ssung die Rechte der Kirche gegenüber dem 

Staat sehr eingeengt hat, 

' Bl. f. adra. Pr. Bd. XVI, S. 281, 237. 

Bd. II, S. 4. 
» Bl f. a<im. Pr. Bd. XXXII, S. 238. 

* cf. Bl. f. adm. Pr. Bde. VI, S. 287, XXVIU, S. 397 — XII, S. 953 
— VI, S. 288, XI, S. 302, XX, S. 42, XXIU, S. 138, XXVIU, S. 297 — 
XL, S. 162. 

* et anch Vogtherr, S. 61. 
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Weil jenes Verfahren aber Schwierigkeiten macht, namentlich in 
grösseren Städten, so hat das Gresetz TOn 1892 bestimmt, dass 
an Stelle der Kirchengeraeindeyersammlniig eine Kirchengemeinde- 

repräsontation treten kann, deren BrsclilüsHe dann wie die jener 
zu gelten haben, weil ihre Mitglieder im Auftrage der Kirchen- 
gemeindeversammlnng handeln. 

Wir gelangen demnach in der Kritik der gegenwärtigen recht- 
lichen Zustände hinsichtlich der Kirchengemeinde im rechtsrhemi- 
sehen B;i\ t'i n zu dem negativen Ergehniss, dass weder der Begriff 
noch die licchtc der Kirchengejin nidc iiormiit sind. Wenn die 
Praxis gleichwohl beide als vorhanden annimmt, so ist dies wohl 
als Nothbehelf zu entschuldigen, aber nicht zu billigen. Dass 
hierüber eine MeinungsTerschiedenheit besteht, zeigt allein schon 
die Bedenklichkeit des Rechtszustandes, umsomehr, wenn auch in 
der Praxis zu^^o^rühcn wird, dass „insbesondere die Verpflichtung 
der Kirchengememdegheder zu kirchlichen Uiolagen und Dienst- 
leistungen keineswegs unzweideutig und folgerichtig angeordnet 
ist'' Dies wird sich ja bald ändern und wir wollen hoffen und 
wünschen, dass die künftige Kirchengemeindeordnung eine Or- 
ganisation schaflFt, die ein würdiges Ghed bildet in unserem mo- 
dernen liechtsstaat ^ 

' cf. Klais, Handbuch I, S. 302. 

' Entwurf einer solchen bereits in den £L £. adm. Pr. Bd. XVII, S. 329. 
Schwierigkeit^ liegen vielleicht m dem ümstand, dass unsere Verfassung 
das EirchenTennögen TendbstSndigt hat, wihrend eine ersehöpfende und 
der nenzeitlidien Auflbssnng entsprechende Regelung anf die Ueberweisnng 
des KirchenvennÖgens an die Kirchengemeinde hinsielt, also eine Verfiasnings- 
anderung bedingen wurde* 
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ITaoli ein Vort über den päpstliclien Solmtz im Hittelalter. 

Von 

Dr. Alfred Halban ülumeustok in Krakau. 



In dem vor Kurzem erschienenen Y. Bande seines Kirchen* 
rechtes hat Herr Geheimrath Prof. Dr. Hinschius eines der 
Hauptergebnisse meiner Untersuchung über den päpstlichen Schutz 

im Mittelalter (Innsbruck 1890) in Frage gestellt, ja sogar direkt 
verneint. Wenn auch hierduicii die eigentiicho Bcdeutunp^ des 
päpstlichen Schutzverbandes nicht herabgedrückt und seine histo- 
rische Bolle in gar keiner Weise geschmälert wird, so halte ich 
es dennoch für angezeigt, der von so kompetenter Seite geäusser- 
ten Meinung gegenüber Einiges anzuführen, was vielleicht für die 
von mir vertretene Ansicht sprechen dürfte. — • 

Es handelt sich d;i um die Freiheit vuu Kirchenstrafen, vor 
Allem um die Freiheit von Excommunication und Interdikt des 
Ordinarius, die der päpstliche Schutz den Mitgliedern des Schutz- 
yerbandes gab. In meiner Schrift über den päpstlichen Schutz 
habe ich dies fttr die geschützten Anstalten behauptet; als Be- 
weis führte ich Folgendes an: 

1. Die logische und liistorische Nothwendigkeit einer solchen 
Freiheit; die bischöfliche Strafgewalt konnte den Zwecken des 
päpstlichen Schutzrerbandes entgegenarbeiten und sie in vielen 
EäUen yerhindem (S. lOS meiner Schrift). Nachdem aber, wie 
ich bewiesen zu liaben glaube, der Scliutzverband nicht nur zu 
Gunsten der Geschützten bestand, sondern auch in huiiem Grade 
dem päpsthchen Interesse diente, ist es doch nicht anzunehmen, 
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da83 der Papst hierbei die Strafgewalt des Ordinarius hätte be- 
stehen lassen; 

2. die Motivimngy mit welcher diese IVeiheit in denjenigen 

Schutzbriefen, die ihrer Erwähnung thun, aufgeführt wird. Die 
Urkunde J. L. 4065 ex a. 1024 bietet da ein geradezu klassi- 
sches Beispiel; denn da sagt ja der Fapst „Inhonestum enim 
nobis videtur, ut sine nostro judicio a quoquam ita anatbemati- 
retur s. Sedis Apost. filius, velnti cujuscumque subjectae Ecclesiae 
discipulus** ; ebenso bedeutend ist das „sed^ in J. L. 5134 ex a. 
1079, wo damit der direkte Gegensatz zwischen päpstlichem 
Schutz uud der Unten\'erfung unter die Strafgewait des Ordinarius- 
gekennzeichnet wird; sehr charakteristisch ist auch der Passus 
in J. L. 6786 ex a. 1099: „nec ulU episcopo congregationem 
Testraxn excomnuinicandi licentia conceditnr.^ Daraus folgt 
meines Erachtens ganz entschieden, dass die in Schutz stehenden 
Anstalten der Hegel nach und nothwendiger Weise von 
der Strafgewalt des Ordinarius frei waren, so dass diese Straf- 
gewalt dem Ordinarius erst hätte verliehen werden müssen; 

3. die Stelle c. 1. de verb. sign, in VI. V. IS: „Per illa 
▼erba privilegii: „„In speciales et proprios Ecclesiae Itomanae 
ülios vos recepinius"", dictos fratres exemtos non intelligi et 
ipsos ex illü iu propnos ejusdem Ecclesiae ülios fuisse receptos, 
quod ab aho, quam a £.om. pontifice, vel legato ab ejus latera 
destinato, interdici vel excommunicari a quoquam non valeant 
dedaramus^. Diese Worte sprechen deutlich für die strenge 
Scheidung der Exemtion und der Freiheit von der Strafgewalt 
und beweisen diese Freiheit für die MitgUeder des päpstUchen 
Schutzverbaudes. 

Was nun den persönlichen Schutz anbelangt^ so habe ich 
mich(S. 168) in dieser Beziehung viel Torsichtiger geäussert; ich 
sagte, dass auf Grund des verfögbaren Materials eine Continuität 
nicht nachweisbar ist; in Bezug auf die Freiheit von Oensuren 
hob ich ausdrücklich hervor, dass man trotz der vorher citirten 
Stelle c. 1. de verb. sign, in VI. Y. 12, doch nicht bestimmt 
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behaupten kann, die in päpstlichem Schutz stehenden Personen 
seien YOn der Strafgewalt des Ordinarias frei gewesen. 

Heir Ftofessor Hinscliias behauptet nun Yorerst (5. 331. 
Anm. 6) im allgemeinen, dass zwischen Schutz und Freiheit von 

der Siraff^ewalt gar kein Zusammenhang bestehe. Vor allem 
bestehe dieser Zusammenhang niemals bei dem Personenschutze ; 
dies beweise die Dekretale c. 18 de privil. X. V. 33 (Hinschius 
y. 332. Anm. 1). Bei dem Personenschutze handle es sich Tor 
Allem um die Vergünstigung bei Beeinträchtigungen an den 
päpstlichen Stuhl appelliren zu dürfen (V. 331. Anm. 5) und um 
den Schutz gegen frivole Excommunicationen (daselbst). 

Zweitens sieht Herr Professor Hinschius, wenn ich seine 
Worte richtig Terstehe (S. 332) in der Ton mir vielfach citirten 
Stelle c. 1 de V. S. in YL* V. 12. eine B«aktion gegen die irrige 
Auffassung der Zeitgenossen, die in den Schutzbriefen ohne Wei- 
teres eine Befreiung von der Strafgewalt des Ordinarius sehen 
wollten. 

Drittens soll die Dekretale c. 12 X. de privil. V. 33 gegen 
meine Ansicht sprechen (S. 332 Anm. 1). — 

Was nun den ersten Vorwurf anbelangt, so habe ich ihn 
insofeme nicht ganz Yerdient, als ich ja doch niemals behauptet 

habe, der Personenschutz sei nothwendiger Weise mit der Frei- 
heit von der Strafgewalt verbunden gewesen (s. S. 158 meiner 
Schrift). Ich konnte aber keineswegs behaupten, dass dies 
nicht der Fall sei; denn weder die von Herrn Prof. H. citir- 
ten Urkunden J. L. 4973, 8118, 8299, 8664 und 16229, noch 
auch der Umstand, dass es sich in den meisten Personenschutz- 
briefen um Appellationsrecht an den Papst und Schutz gegen 
frivole Excommunioation handle, sprechen dafür. Das Appel- 
lationsrecht an den Papst ist wahrscheinUch in den einzelnen 
Fällen aus guten Gründen ertheilt worden; der Personenschutz 
ist überhaupt seltener, bei ihm spielen politische Motive wahr- 
scheinlich nur eine ganz geringem Rolle und die um diesen Sc'hutz 
ansuchten, thaten dies wahrscheinlich aus ganz praktischen Grün- 
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den. Anders verhält es sich mit dem von Herrn Prof. H. hervor- 
gehobenen. Umstände, dass nämlich die Personenschutzbriefe 
meistens nur die Freiheit von grundlosen Censnren enthalten; 
dies ist ToUkommen richtig; nur handelt es sich um die Auf- 
fassung dieser Thatsache: denn einerseits sagt Innocenz IV. aus- 
drücklich, die Schutzformel bedeute das Recht, von Xieinand 
anderem als dem Papst oder einem Legaten a latere excommuni- 
cirt oder interdicirt zu werden (c. 1. de Y. S. in YL Y. 12), 
andererseits verleihen die meisten Schutzbriefe nur eine Termin- 
derte Freiheit^ nämlich Schutz gegen frivole Censuren. Ich glaube 
dieser Zweifel wäre vielleicht dahin zu lösen, dass die letzt- 
genannten Privilegien eben nur einen beschränkten Schutz er- 
theiien; sie erwähnen also deshalb des Schutzes gegen frivole 
Censuren, weil man sonst im Sinne der Aufiassung, die auch 
Innocenz lY. anerkennt, Freiheit von allen Censuren des Ordi- 
narius präsumiren müsste. 

Die zweite Behauptung des Herrn Prof. H i n s c Ii i u s ist 
mir nicht gut verständlich; der Ausspruch innocenz IV. bedeutet 
ja eben, dass die Schutzformel die Befreiung von der Strafgewalt 
des Ordinarius und die Unterwerfung unter die Censuren des 
Papstes und der Legaten enthält; Innocenz lY. wendet sich nur 
gegen diejenigen, die den Schutz mit vollständiger Exemtion 
identificirten, nicht aber gegen (licjcnigcn. die darin Freiheit von 
den Censuren des Ordinarius erblickten, denn dieser Ansiciit 
pflichtet er ja bei; die gleiche Bedeutung hat die von Heim 
Prof. Hinschius gegen mich angeföhrte Dekretale c. 18 de 
privil. X. Y. 33, die ich übrigens (S. 168) auch berücksichtigt 
habe. — 

Inwiefern endlich die Dekretale c. 12 X. Y. 33 gegen meine 
Auffassung sprechen soll, kann ich nicht verstehen. Da heisst 
es ja doch ausdrücklich, Papst Cölestin HL habe den Abt 
ungeachtet der bischöflichen Censur zum Xusse zugelassen, „quod 

praesumitur non fecisse, nki raonasterium . . . cognovisset ad Rom. 
Eccl. specialiter pertinere"* \ er hat also, da das Kloster in Schutz 
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standi die bischöfliche Censur für nichtig gehalten. Wohl erwähnt 
der Papst dann ausdrücklich der Freiheit yon Oensnren, dies 
ändert aber nichts an der Sache; denn diese Erwähnung, sowie 

auch die Worte über das Immediatverhältniss des Klosters zum 
Papst 0 sind ja eine blosse Erklärung des j.ad Horn, Eccl. specia- 
Uter pertinere"; auch die Fassung und Motivirung des öatzes: 
„et quod non Hceret alieni episcopo eidem monasterio et ejus 
ecclesiis exconununicationem indicere^ ut fratres . . . ab om- 
nium potestate liberi, Bom. Ecclesiae gratia poti- 
rentur", spricht ganz entschieden für einen unzweifelhaften 
Oausalnexus zwischen Schutz und Freiheit von den Censuren des 
Ordinarius. — 

Mit der von Herrn Prof. Hinschius hervorgehobenen That- 
sache (V. S. 33S), dass in späterer Zeit Befreiung von Censuren 

auch ohne Schutz vorkommt, habe ich ebenfalls gerechnet (8. 106: 
-,nnd dass die se])arate Verleihung dieses Rechtes an Anstalten, 
die dem Schutzverbande nicht angehören, erst später vorkommt^) 
und kann ihr aus Gründen, die ich daselbst anführe, nicht die 
Bedeutung beilegen, die ihr Herr Ptof. Hinschius zuschreibt. 

Ich muss es natürGch dem geehrten Leser überlassen, sich 
über diesen Funkt ein sell)Ständigcs Tlrtheil zu bilden ; die be- 
wunderungswürdige Gründlichkeit und Aliseitigkeit, mit der Herr 
Prof. Hinschius, mein hochverehrter Lehrer, selbst die — im 
Yerhältniss zu seinem Biesenwerke — kleinen und weniger wich«- 
tigen Fragen behandelt, machte es mir zur Pflicht, ihm gegenüber 
meine Ansicht nach Kräften zu vertheidigen. — 
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^ Die mit *** beseidinet^ Bücher sind der Redaktion zur Beiprechung 
zugegangen. 
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Geschichtswissensch. 9, 100. 

42. Reitsma, Gescliiedenis van de Hervorramg en de Her- 
vormde Kerk der Nederlanden 2. (honiugen 93. 

43. Beek, Lij-sr van eenige bocken en brochuren uitgegeven 
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Rotterd. 93. Lijst . . . sedert 1751 tot. 1842 ib. 92. Lijst . . • 
sedert 1842 ib. 1892. 
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lüerus i. Mittelalt. Anz. d. Akad. d. Wissensch. in Krakau. Mai 1893. 
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K.: Rezens.: Preuschen, Theol. Lit.-Z. 1893, S. 400. Carl 
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57. Van Caloen, L'Egl. au Chili, Revue Bencd. 92. no. 8. 
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f. Wissensch. Tlieol. 36, H. 2. 

62. Ter INIikolian: Recens.; Geizer, Histor. Ztschr. 70, 
490 (s. oben V, 14). 

63. Heimberge r*. Die staatskiichenrechtl. Stellung d. Israe- 
liten in Bayern. Ein Beitrag zur Lehre v. d. Privatkircheugesell-' 
schafteil (Habil. Schrift) Freib. .J. C. B. Mohr 93. 

Diese dankenswerthe verwaltun^srechtlichc Arbeit hat mit dem 
Eircheniecht nichts zu thuu. Ihren Titel entnimmt sie dem Um- 
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Stande, dass die bayerische C^eaetzgebung auch Ton einer jtidischen 
• Kirche spricht, was grundsStzlich als imznlüssig bezeichnet werden 
miiss, und dasa die staatlichen Nonnen für Priyatkirchengesell- 
schaften anch für die israelitischen Gultusgemeinden zur Anwendung 
kommen. Aus dem letzteren Chninde ist der Verf. auch Teranlasst, 
einige allgemeine auf solche Gesellschaften bezügliche und dem* 
nach anch für christliche BeligionsgeseUschaften massgebende Rechts- 
fragen zu erörtern. Er thut das in juristisch prScaser Weise, ohne 
dem Charakter seiner Schrift entsfirechend, der kirchenrechtlichen 
Xriterator seine Aufinerksamkeit zuzuwenden. E. fr. 

54. Triepel*, Das Interr^^um. Eine staatarechtl. Unter* 
suchung. Leipz. Hirschfeld. 3 Mk. 

Der Verf. versteht unter Interregnum — und es ist das Verdienst 
seiner Schrift, diesen Begriff fest priidsirt zu haben — den Zustand 
des Staates, wo der persönliche Träger der Staatsgewalt weggefallen 
ist, ohne dass unmittelbar ein anderes Subjekt von gleichem recht- 
lichen Werthe und von ideell unbegrenzter Dauer an seine Stelle 
gerückt ist* Solcher Znstand ^tritt ein in den Wahlmonarchien, und 
die deutschen Bisthümer, der Kirchenstaat, sind solche gewesen^ 
ja die Stellung des Fapstthums in der kath. Kirche bildet auch, 
heute noch ein Analogen. Darin liegt die Beziehung der Schrift 
auch zum Kirchenrecht, und deshalb wollen wir auf die yerdienst> 
Abhandlung auch an dieser Stelle aufinerksam machen. 

E. F« 

65. Buonamici, Sull' interdictum momentaneae possessionis 
e deUa „redintegranda** del diritto canonico. ' Torino 93. 

IL Letur- und Handbuoiier. 

16. Castellari, H diritto ecdesiastico nel sno srolgimenta 
storico e nella sua condizione attuale in Itaha. Fase. 11 (p. 481 
bis 528). Torino 91. 

17. Galisse, Diritto eocles. Fizenze 98. 

18. Trattato di diritto ecdesiastico cattolico ed evangelico del 
Dott. Emilie Friedberg. Edizione italiana rivednta in eolla- 
berazione con l'Autore ed ampiamente annotata per rispetto al 
diritto italiano, dall* aw. Franc. Buffini, Profi di diritto 
nell' üniv. di Favia. Torino Bocca 93. 

Das Buch ist nicht eine blosse TJebersetzung meines Lehr- 
buches. Vielmehr hat Ruffini in Tortrefflicher nnd um&ssender 
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aspect. Cambridge 92. 
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Beferat darfiber von Maurer in Krit. Vierteljahrsschr. 35, 261. 

IIL Sammlungen von Eirohengesetzen. EIrGliengesetzd 

mit Kommeiitareii. 
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Kirchen- u. Schulsachen f. d. Fürstenth. Ratzeburg erlassen sind. 
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Schulsachen f. d. Fürstenth. Schwarzb.^Eudolstadt \ 
2. Folge. Rudolst. 93. Mitzlaff. 

Das Hauptwerk ist 1886 erschienen. Die jetzt herausgegebene 
II. Folge enthält einige Nachträge und das weitere Material bis 
22./11. 1892, im ganzen 78 Nummern, die so zu den 210 der ersten 
Sammlung hinzukommen. Jeder, welcher die Schwierigkeiten kennt, 
die in der Beschaffung des zahlreic hen und zerstreuten partikular- 
rechtlichen Materiales liegen, wird dem Her. zu Danke verbunden 
sein, zumal derselbe die Benutzung seines Buches auch durch Ilinzu- 
fügung eines ausführlichen Sachregisters erleichtert hat. £. Fr. 

8. Verwaltungsordnung f. d. kirchl. Vermögen i. d. 
östl. Prov. d. preuss. Landes k. v. 15./12. 1886. Neu ab- 
gedruckt m. Berücksichtig, der durch die neuere Gesetzgebung 
erforderlich gewordenen Abiinderungen unter Zustimmg. d. Gen.- 
Syn.-Vorst. vom 17./6. 1893. Hrsg. v, Ev. O.K.-Bath. Berl. 93. 

Deotoohe Zeitsdir. f. Kirchenrecht. lU. 8. tut 
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Generale Synode van de (leretoriueerde Kerken in Nederland 17. Juni 
1892, gebouden te Amsterdaiu Keiden 92. 

60. T r i s t r a III , The ])rincii)al j'udiiiiients delivered in tlie 
Consistory ('ourts of London, Hereford, Ripon, Wakeäeld etc. 
1872 to 1890. Lond. 9H. 

Gl. Thomnssin, Ch., Lotiis de Thomassin, der grosse 
Theologe Kranki ( i< lis, seine Versölmungsversuche in d. Zeiten des 
Jansenismus u. Gallikanismus u. seine Werke. München 92. 
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UV. Quellen d. Kirchenr. V. Gesoh. d. kath. fiiroheaver^ YI. Staat u. Kirche. 36d 

62. Sehlinfj, Christoph Gottlieb Adolf Fihx. v. Scheurl, 
l^eue kirc'lil, Ztsclir. 2, 252. 

6B. 8 t a e h 1 i n, Z. ErimieruDg an Chr. Gottl. Ad. Prhr. v. 
Sckeurl. Leipz. 93, 

V. fleschichte der katliolisclien Kirclienverfassung. 

B7. P h i Ii p p i , D. Archidiakonate U. Osnabriicker Diözese 
i. HIA., Mitth. f. Gesch. v. Osnabr. 16, 228. 

38. Lcs arclüdiacres en France, Journ. d. droit ran. 13, 461. 

39. Leonard, Stand d. Disciplin, Visitationen und I^t formen 
im Stifte Seckau v. d. Zeit d. Grdg. b. z. Auszug d. XIII. Jahrli., 
Stud. u. Mitth. a. d. Gesch. d. Bened.-Ord. 13, 1. 151. 

40. S a 1 1 o 11 i , Etudes historico-juridiques de droit publique 
«cdes. et de droit canon (de Tautorite judiciaire et du pouyair 
•coercitif de. l'Egl. auz premiers siecles). Journ. de droit can. 
13, 257. 

41. Jacobs, Gesch. d. Pfarreien im Gebiete d. ehemal. 
Stiftes Werden a. d. Ruhr. 1. Düsseid. 93. 

42. F a 1 k, Z. Gesch. d. P£arreintheilung in d. Städten. A. f. 
K. K.R. G8, 262. 

43. JTieury-Bergier, Les droits honorifiques des patrons 
et des seigneurs dans les 6gl. paroiss. avant la Revolut., Acad^m. 
•des Sciences etc. de Besan(;on annee 1891. Besanc. 92. 

44. ^ruiler, Ueb. d. Einführung d. K.-BUcher in Baden, 
Ztschr. f. d. Gesch. d. Oberrlieins VII. H. 4. 

45. Angot, Les droits de sepulture dans le Maine, TAnjou 
•et la Touraine au XIV. siecle. 

46. DeHinojosa, La privacion de sepultura de los deu- 
dores Valencia 92. Vgl. Revue crit. 1893. no. 1. 

47. Müller, D. Umschwung in d. Lehre v. d. Busse während 
•d. XII. Jalirh. Theol. Abli. Carl v. Weizsäcker gewidmet. S. 287. 

48. Van Kerkhoff, Na veertig jaren. Een terugblick op 
het lierstel der Bisschoppelijke hierarchie en zijne gevolgen in I^eder- 
land. Viaardingen 93. 

VI. Staat und Eürclie. 

25. M e n t i o n , Documents relatifs aiut rapports du clerge 
•ayec la royautö de 1682 ä 1705. Paris 93. 

26. C r 0 u s a z - (; r (' t o t , L'Eglise et l'Etat, ou les deux 
puissances au XVIII« siecle (1715—89). Par. 93. 

25» 
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27. Gaze, Les articles organiques sous le regime Concor- 
dataire. Le Can. cont. 1893, HH7. 401. 465. 

28. R i V e t, De la capacite des Etablissements ecclesiast. pour 
accepter des lib^ralit^. Revue cath. des instit. et du droit Juia 
et Juillet. 

29. Weil, Un stiele d'hist. polit. et relig-. Le droit d'association 
et le droit de rEunion devant les chambres et les tribunaux. Par. 93. 

30. James, D. engl. K. in ihr. Verhältn. z. Papst u. Königth* 
b. z. Ende des VIII. Jahrh. Halle 93 In.-Diss. 

31. Paten, British bist, and papal claims , from the Nor- 
man conquest to the present dav 1. Lond. 93. 

32. Creighton, The excommunication oi (^ueen iiüizabeth. 
Engl. Hist. Rev. 7, 81. 

33. Petriburg, The excommunication of queen Elizabeth, 
Engl. hist. rev. no. 25. S. 81 (Janiiary 92). 

34. Bcllesheim, D. rechtl. Lage d. engl. Katholiken» 
Arch. f. K. K.R. 70, 153. 

35. Brown, Chiircli and State in Scottland. 

36. Meaux, L'Eglise cathol. et la liberte aux Etats-Unis» 
Par. 93. 

YIL YeiflGßsuiigs- und Terwaltimgsreoiit der kath. Kirche. 

51. Imbart Latour, La papaut^ en droit international. 
Par. 93. 

52. Mezzacapo, IncapacitA del papa a succedere. (Appunti 
di diritto eccles. ital.) Estratto dalla Gazzetta Britto e Giuris* 
prudenza anno Vm. num. 17. e 20. Napoli 92. 

53. Holder, D. Designat, der Nachfolger d. d. Päpste. 
Freib. i. S. 92. In.-Dis8. Eezens.: Vering jun. Arch. f. K. 
K.E. 70, 191. 

54. C a r i n i , La biblioteca Vaticana, proprieti della sede 
Apost. Roma 92. 

55. Saredo, Le chiese palatine, Riv. di dir. eccl. 3, 519, 

56. vS fi m ü 1 1 e r , D. Papstwahlbiillen (s. oben V. no. 29) : 
Bez.: Wahrmund, Mitth. d. Inst. f. österr. Gesch.-Forsch. 14, 516. 

57. üeber die Ernennung von Cardinälen durch Leo XIII. (hat 
sieh über die von Sixtus V. festj^estellten Zahlen hinwep'fzesetzt 
und ebenso über die Bestimmung Julius III. v. J. 1554). Arch. 
f. K. K.B. 69, 167. 



Digitized by Google 



YXL Yer&ttiiiigB* und YOTwaltaagBreclit der kath. Kirohe. 367 



58. L e s s o n a , CarcUnali e testimoni in causa penale, Ri- 

vista j)enale 1892 Fase. 6. 

59. Nilles, Tolerari potest. De jiiridico valore decreti to- 
lerantiae commentarius, Ztschr. f. kath, Theol. Vd, 245. 

60. Cüllegioriim S. Isidori de Urbe et S. Mariae de Piano 
Capranicae FF. Miiiorum Recollectorum Hiberniae fundatio a P. Luca 
AVaddingo cum appendicib. in quib. de statu rocenti utriusque col- 
legii fit nientio. Komac ex typogr. polyglotta S. C. de Propag. Fide. 

Gl. Van Caloen, Lc College grec de St. Athanase a Rome 
et les autres Colleges cath. orientaux, Revue bcnedict. 93 Juin. 

62. Arndt, Die Verbote d. Iudex. libror. prohibitox.y Arch. 
£• 70, 3. 

63. D c r s., Die kirchl. Strafbestimmungen üb. d. Lesen u. 
Bewahren verbotener Bücher, ib. 8B. 

64. D e r s., Die kirchl. Bestimmungen üb. d. Herausgabe von 
Büchern, ib. 53. 

65. Guerin, T.n France catbolique en Tunisie, ä Malte et 
•en Tripolitaine. Tours 92. 

66. Nilles, D. Cölibatspflicht d. griech.-unirten Klerus in 
IJordamerika, A. f. K. K.R. 69, 117. 

67. Mas Latrie, Les patriarches Latins de Jerusalem, 
Jlevue de l'Orient latin. Ann. I. no. 1. 

68. Defrance, de la consecrat. cpiscopale. Par. 93. 

69. C o 1 1 i n , Ori::anisat. des vicariats apostoliques de la So- 
'^iiete des Missions etrangeres de Paris, Journ. d. dr. can. 13, 527. 

70. MelcherSj De canonica dioeces, visitatione c. append. 
•de visitat. sacror. limin. Colon. 93. 

71. Ueb. d. portio canonica L Bth. Eichstätt, Arch. f. K. 
K.ß. 70, 115. 

72. Bisch o f 1) e r g e r, D. Verwaltung d. Excorristats n. 
JMassgabe d. röm. Benediktionale. Styd. 93 

73. Varela Diaz, lieber die Besetzung d. Pfarreien, La 
Luz canonica. Dec. 92. Jan. 93. Febr. 

74. Marie, Traite du regime 16gal des paroisses cathol. 
Bennes. 

95. P^ries, De paroisses et des curia (suite), Journ. du 
4roit can. 13, 24. 75. 289. 346. 449. 513. 

96. S c h o c k h e r r , Kirchenpatronat u. Kii-chenconcurrenz. 
2. Aufl. von d. Grossgrundbesitzer als Patronatsherr. 1. Erg.-Heft. 
Wien 93. (Vgl. Bd. 2. VIL 27.) 
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QZ. Arndt, D. Pflicht d. Messapplication pro populo, Arch^ 
f. K. K.R. 69, 

S t a m m e r , D. Vorsitz in d. K.Vorständen d. kath. K.Ge- 
meinden in Preussen im Zusammenhange m. d. kirchenpolit. Zu- 
ständen beleuchtet. Düsseid. Qä^ 

QR, Gonella, De censuris latae sententiae iuxta hodiemam, 
eccl. discipl. brevis expositio et explanatio. Taurin. Sä. 

100. B a s s i b e y , Des sentences ex informata conscientia, 
Journal du droit can. 13, LllL 271. .821. 

101 . Langogne, Sur le decret : Auctis admodum, Le Can. 
cont. 16, IM. 

102. B i a n c h i , Le disposizioni a favore dell' anima, Rivista 
d. dritto eccl. 3, 209. 

lOH. S e Ii 1 i n g , Kirchl. Simultanverhältnisse : R e z e n s. : 
K r a i s , Krit. Vierteljahrsschr. 35, Uü (vgl. Bd. II. VII. 35). 

lILL Ludwig, Gesch. d. Sacrilegs d. Quellen d. kath. 
K.R., Arch. f. K. K.R. 69, lülL 

1 05. W o k e r , D. bedingungsweise zu spendende Taufe, D. 
kath. Seelsorger 1892, 21L alL LUL 

1 06. Schmidt, Taufe eines jüdisch. Kindes. Entsch. d. k» 
bayer. Verw.-Gerichtsh. v. 20./3. 93. Arch. f. K. K.R. 70, 105. 

107. Z. Frage d. Leichenverbrennung in Dänemark, Baden, 
Preussen. Arch. f. K. K.R. 70, IM. 

VIIL Ordenswesen. 

16. Röm.-kathol. Orden u. Kongregat. im Preuss^ 
Staate. 



Zu Ende des Jahres 


Niederlassungen 


Mitglieder 


1872/73 


914 


8795 


1874 


955 




1875 


596 




1886 


746 


7248 


1887 


890 


8305 


1888 


934 


9517 


1889 


988 


10428 


1890 


1027 


11217 



1875 wurden aufgelöst, 340, es blieben 615, von denen sich 
19 im Laufe des Jahres noch freiwillig auflösten. 

Von 1876 bis Ende 1886 neu gegründet IM für Kranken- 
pflege, seit der Zeit starkes Wachsthum, stärker als das der Be- 
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völkerung; auf eine MOlioii Bewohner durchschnittlich: 1872/73 356, 
1886 253, 1890 374. Ztschr. f. d. ges. Staatsmssensch. 49, 533. 

17. Be rengier, Tableau histor. du monachisme occidental. 
2 6d, Solesmes. 

18. Pflugk-Harttung, d. Euldeer. Ztschr. f. 14, 169. 

19. Sackur, Gluniacenser, Bezens.: Hauck. Gött. G. A. 93 
No. 2, S. 49. (VgL Bd. n, Vni. 7.) 

20. Catalogus monachor. O. S. B. congregat. Gasi- 
ne nsis a pr. observ. Ho IX. P. M. ao 1851 initiatae et 1872 
erectae per provincias et monasterior. familias dispositus a. D. 
1893. Born. 

21. Balme avec collaboration de Lelaidier, Cartulaire ou 
hist. diplom. de Saint-Dominique ayec illustrat. documentaires, £asc. 2 : 
Actes de 1206—1212. fasc. 3: 1212—1213. Par. 92. 

22. Dräne, Hist. de St. Dominique, fondateur des fröres 
pr@cheur8. Trad. de l'anglais par TabM Cardon. Par. 93. 

23. Brune. Hist. de Toidre hospitalier du St. Esprit. Paris. 

24. Gmelin, d. Regel d. Templerordens, kritisch untersucht, 
Mitth. d. Instit. f. österr. Gesdu-Forsch. 14, 193. 

25. Hütten bräuk er, D. lünoritenorden 2. Zeit d. gross. 
Schismas, Berl. 93 (giebt im £ap. I auch eine Uebersioht über die 
Verfassungsentwickelung des Ordens). 

26. Timmer maus, Brevis dissertat. de fine et instituto ordin. 
Praemonstratens. deqne mediis aliquot ad cum consequendum prae- 
opportunis. Lille 92*. 

27. Martin, De canonicis Praemonstratensib. in Lotharingia 
et de congregat. antiqui rigoris a Serratio de Lairuels instituta. 
Nancy 91. Thfese. 

28. Jordanis de Saxonia, alterius praedicatorum magistri, 
opera ad res Ordinis Praedicatorum spectantia quae exstant. Col- 
lecta ac denuo edita cura Fr. J. J. Berthier O. Praed. Frei- 
burg (Schweiz) 92. 

29. Bartoli. Hist. de S. Ignace de Loyola, d*apr^s les docum. 
origin. Traduct. reyue, compUt^e, annot^e et enrichie de documents 
in^dits par le P. L. Michel. LiUe 1./2. 93. 

30. Hughes, Loyola and the educ. System of the Jesuits. 
Lond. 92. 

31. Guzman, Hist. de las misiones de la Compafiia de Jesus 
en la India Oriental, en la China y Japon desde 1540 — 1600. 
Bilbao 92. 
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32. Müller, d. Jesuiten in Bottenburg 1648^1778, Diöz. 
Aich. V. Schwaben. 8. Beil. 29« 

83. Krön es, Z. Gesch. d. Jesnitonordens in Ungarn seit d. 
Linzer itieden b. z. Ergebnisse d. ungar. Magnatenverschwörnng 
1645—71. Wien 98. 

34. Beaune, L'aifaire desjesnites de France en 1846, Ber. 
des Quest. hist. 9, 136. 

85. Pollard, The Jesniis in Poland: the Lothian essay. 
Oxford 92. 

36. Pfotenhauer, d. Missionen d. Jesuiten in Paraguay. Ein 
Bild aus d. filter. röm. Missionsthfitigk., zugleich e. Antwort auf 
die Frage nach dem Werthe r6m. Mission, sowie e. Beitr. z. Gesch. 
Südamerikas 3. (Schluss): die Kritik u. d. Zusanunenbruch des 
Systems. Gütersloh 93. 

IX. Evangelisciies £irolieiir6Glit. 

16. Heiz, CaLvins kirchenrechtl. Ziele. I, TheoL Ztschr. a. d. 
Schweiz 1893, 10. 

17. Müller und Parisius, D. Abschiede d. in d. Jahren 
1540 — 42 in d. Altmark gehaltenen ersten Gener. E.-yisitation 
mit Berücksichtigung d. i. d. Jahr. 1551, 1578—79 u. 1600 ge- 
haltenen Visitationen 1. 2. Magdeb. 1889 — 91. 

18. De electione ministror. Evangelii et de publico ritu ordi- 
nationia eorum 1550 v. Forster, G. Maior, Melanchth. ed. Müller, 
Ztschr. f. K.-Gesch. 14, 136. 

19. Darpe, d. Anfange d. Beformat. u. d. Streit Üb. d. K.- 
Vermögen in d. Gemeinden d. Grafisch. Mark. Amtl. Berichte d. 
Xvili. Jahrb., Z. f. vaterl. Gesch. u. Alterthumsk. 50, 1. 

20. Beckh, Luthers AufGusg. d. Verhätn. d. weltl. Obrigk. 
z. Kirche u. d. nationalen Gestaltg. d. Kirche, nach seiner Schzift 
„an den christl. Adel deutsch. Kation", Deutsch.-eTangeL Blätter 
1892, 749. 

21. Holtzmann, Bekenntnissmtesigk. u. Lehrfreiheit L d. 
CT. prot. K., Plrotest. K..Zeit. 1892, 1041. 1068. 1089. 1113. 

22. Köhler, lieber Lehrfreiheit u. Lehrreipflicht., Ztschr. f. 
prakt. Theol. 1893. H. 1. 

28. V. Behr, Prof. Lassen üb. d. akadem. Lehramt in d. ey. 
K., im Anschluss an d. Fall Hamack, nebst einem Nachwort, Mitth. 
n. Nachr. f. d. er. K. in Bussland. Oktober 1892. 
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24. Koppel, D. ev. K., ihre Bekenntnisverpflichtung u. ihre 
Lehrfreiheit, Theol. Stud. u. Krit. 1893. H. 4. 

25. Koldewey, D. Exorcismus im Herzogth. Braunschweig 
seit d. Tagen d. Reformat. Halle 93. In.-Diss. 

26. Mason, The Relation of Confirmation to Baptism as 
taught iu Holy Scripture and the Fathers. Loud. 91, 

27. Stewart, the churck of Scotland from the time of queen 
Margaret to the reformation. With supplementary chapter dealing 

, with scottish ecclesiastical affairs to the presbyterian settlement of 
1690. Lond. 93. 

28. Hutchison, The rcformed Presbyterian church of Scot- 
land 1(380—1876. Paisley 93. 

29. Dal ton, Z. Gesch. d. ev. K. in Russlaiid. Leipz. 93. 
(die erste Abhundkmg besjirieht die Theilnahme des preiiss. Bischofs 
Ritsehl an den Konferenzen, welche das Ges. f. d. ev. Kirche Russ- 
lands V. 2S./12. 1832 (siehe dasselbe in meinen ev. Verfassungs- 
gess. IL 1^11^. -Bd. S. 107) zu Stande gebracht haben und bildet 
eine Eryränziinij; zu der von Dalton in seiner Verfassungsgesch. d. 
ev.-luili. K. Kusslands gegebenen Darstellung), 

BO. S e m b r z y s ki, D. poln. Refunuirten u. Uuirten in Preussen. 
Königsb. 93 (aus altprenss. Monatsschr.). 

31. Denn 1er, D. rcform. Gemeinde m lürlangen. RechtL 
Stellg. derselben. Erl. 93. 



X. SeotenveseiL Aeligionsfreihelt. 

15. Genequand, Las origines de 1' Inquisition Essai histor. 
Th^se. Geneve 92. 

16. Lind n er, Verne u. Inquisition. Halle 93. Progr. 

17. Henner, Ketzergerichte. Rezens. ; Finke, Hist. Jahrb. 
d. Görrcsgesellsch. 14, 332. (Vgl. Bd. I. X, 11. 49.) 

18. Tanon, Hist. des iribunaux de Tinquisition en France. 
Par. 93. 

19. Amabile, B S. officio delia inquis. in Napoli. Rezens.: 
Eeusch. TheoL Lit.-Bl. 1893, 165. 

20. Lea, D. Inquisition v. Toledo v. 1575 — 1610, Ztschr. 
f. K.-Gesch. 14, 193. 

21. Ha upt, Deutsch-Bbhni. Waldenser um 1340) Ztschr. 
f. K.-G. 14, 1. 
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■ 22. Stern, Urkutidl. lieirrä^-e üb. d. Stello:, d. Päpste z. 
Juden. Älit Benützg. d. pa|istl. Geheimarchivs zu Rom. H. 1*. 
Kiel 93. 

23. Verne t, Les papes ont-ils tolere la bigamie juive?, Univ. 
cath. 1891. 2, 638. 

24. Doornkaat. D. Verpflichtg. d. Meimoniten an Eidesstatt. 
Berl. 93. 

XL Ehereclit. 

34. Gross, D. eth. Ausgestaltung d. Ehe im Cultusleben d. 
Völker. Vortr. Wien OH. 

85. Heiner, Grundr. d. kath. Eherechts. Münster. 93^. 

BG. Opet, Geschlechts Vormundschaft: Rezens. : Hübner: 
Krit. Vierteljahrsschr. 35, 38. (Vgl. Bd. T. XT. no. 18.) 

37. Geary, The Law of Marriapr^^ inid t'amily relations. A 
manual of practieal law. Lond. and Edinb. Ü2. 

38. D. Ehehinderniss d. Entführung u. d. mangelnden Ein- 
\villigun{Qf des Adoptivvaters n. österr. bürgerl. Recht, A. f. K. 
K.R. 69, 98. 

39. Einwiüig. <1. Eltern in die Ehe. Niederl. Ges.-B. 92. 99. 
Weekblad voor Notaris-ambt 92 no. 1189. 

40. Kiedler*, Bedingte Ehescldiessuiig. Eine kanonistische 
Untersuchung. Kempten 92 ( Erlang. Dissert.). 

Eine fleissige, tüchtip', mit ordentlicher civilistischer Schulung- 
geschriebene Arbeit, der aber das Missgeschick widerfaliren ist, schon 
bei ihrem Erscheinen (bireh (Ue weit tiefer gehenden TJntcrsucliungen 
von Heinlein überholt zu sein. Daraus ist dem Verf. kein Vor- 
wurf zu machen. Denn die Materialien, über welche Heinlein ver- 
fügte, waren ihm niclit zugiinglich und konnten auch von jenem 
nur mit einem Studium zusammengebracht und bemeistert werden, 
welches bei Inauguraldissertationen nicht erforderlich, ja kaum als 
möglich erscheint. Kiedler selbst wird nach der Lektüre von Hein- 
leins Buch empfinden, dass die ganze Lehre ohne die geschichtliche 
Gnmdlage niclit voll erfasst werden kann, und dass die bedingte 
Eheschliessung noch weniger unter den civilrechtlichen Regeln des 
römischen Rechts steht, als er es annimmt. Der »Saeramentslelire 
des Verfassers kann ich nicht beitreten. Die Unauflöslichkeit der 
Ehe ist wohl im ^Mittelalter als Konsequenz der Sacramentsnatur 
angesehen worden, aber sie ist es nach heutiger Auffassung der 
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Kirche nicht mehr, sniidern sie ist juris divini. Die Ehen der 
NichtcliristPTi sind iiacli der Lehre der Kirche nnaiifltislich, obtjleich 
sie keine Sacraniente sind. Die Fälle, in denen die Kirche demnach 
heute noch die Aufllisung der nicht konsiimmirten Ehe ^»-estattet, sind 
dahei- bis auf einen, den sie «gleichfalls auf ein ius divinum, aber 
ein ins i)()sterins zurückführt, nur als Ueberreste der mittelalter- 
lichen Kechtsanschaunni^ anzusehen, und nach dem Standpunkt des 
heutigen Rechts inkonsequent und widersinnig. Die Kirche giebt 
sie nichtsdestoweniger nicht auf und betreffs der päpstlichen Dis- 
pensationsgewalt aus triftigen jn alctischen Gründen. Aber darum darf 
man es nicht unternehmen, die Sacramentslehre so auszugestalten, 
dass jene Ausnahmen nicht mehr als solche erscheinen und in da& 
System sich ordentlich einfrliedern. Man kommt sonst mit Noth- 
wendigkeit zu der von der modernen Kirche so hart verpönten Schei- 
dung zwischen contractus naturalis und sacramentalis, nur dass der 
er'stere contractus legitimus genannt werden müsste. E. Fr. 

41. Dr. Max Ritter Hussarek von Heinlein*, Die bedingte 
Eheschliessung. Wien 1892. 

Es war eine dankenswerthe »ind schwierige Aufgabe, welche 
sich der Verfasser gestellt hatte. Verdankt das interessante Rechts- 
institut der bedingten Eheschliessung seine Entstehung und Aus- 
bildung der Doktrin und ist darum der Streit der Äleinungen ein 
besonders heftiger, so ist es andererseits mit den verschiedensten 
Grundfragen des Eherecht^s auf das Engste verknüpft, welche also 
eine erneute Prüfung auszuhalten hatten. Der Verf. arbeitet aut 
Gnind reichhaltiptmi, sogar handschriftlichen Materials, und in klarer 
ForuT liefert er iin ersten grösseren und wertlivoUeren Theile die 
Do^niengeschichte. Den mannigfaltigen Lehren der Doktrin wird 
hier bis in die kleinsten Details nachgegangen. Besonderes Lob 
verdient die Quellenkritik. Die Stellung des Verf. zu den Grund- 
fragen des Eheschliessuugsrechtes ist korrekt; die Cou'^' ns-Theorie 
erföhrt eine neue Begründung. Auf die Details einzugehen, ver- 
bietet der Raum. 

Der dogmatische Theil arbeitet mit Zuhülfenahme des römisch- 
rechtlichen Apparates (wie es auch die vor kurzem erschienene 
Schrift von Riedler, Bedingte Elieschliessung, Kempten 1892, ein- 
gehend unternommen hat); vermisst habe ich in der benützten 
Litteratur: Manenti. Deila inap])onil)ilitu delle condizioni in negozi 
giuridiei ( d in ispecie delJe condizioni apposite al matrimonio. 
Siena 1889. — 
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PäpstllGlie Aktenstfloke. Sprüelie römiseher Beliörden. 

28. Leo XIII. Antwortsschreiben an die Bischöfe der Prov^ 
Venedig v. 8./2. 93 prerichtet gegen den neuen ital. Gesetzentwurf, 
nach welchem die jkirchliche nicht mehr der bürgerlichen Ehe» 
sdüiesmmg vorangehen soll, Journ. du droit can. 18, 224. Acta 
S. Sed. 25, 459. 

29. Leo XHL Breve 24./1. 93 Errichtung einer delegatio- 
ap. für die Yerein. Staaten v. N.-Amerika und Ernennung des 
Tit.-£B. Satom dazu, Le Can. cont. 16, 455. 
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vinz von Baliia in eine des Norden mit dem B. v. Bahia und des 
Südens mit dem B. v. 8. Sebastian v. Rio de Janeiro, Le Can. 
contemp. 16, 570. 

31. Leo Xm. Breve 17./3. 1893 Vereinigung der drei Ob- 
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16, 536. 
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alternatim exercebatur; quia iudaeiis siiccessit in possessione 
bonorum alterius compatroni. Acta 8ed. 25, 686. 

35. Congr. Inquis. 22./8, 92. Allein nach dem röm. 
Index Libr. prohib. hat man steh zu richten und keine neue Atui- 
gäbe des spanischen mehr Torzunehmen. Le can. cont. 16, 223. 

86. Instructio S. Congreg. Be Propag. fide ad 
eppos Indiarum orientalinm super gentium conversione 19.y8. 98. 
Le Can. contemp. 16, 323. 

37. Documenta de Vicariatuum in Axchidioecesi Strigoniensi 
coordinatione et de erectione Vicariatus Budapestiensis. Arch. f. 
K. K.R. 69, 320. 

38. Denkscliriften d. u n g a r. Episkopates 1893. Arch. f. 
K. K.K. 69, 666. 

39. y. d. B. y. Limburg 2./10. 91 üb. d. Eahegeh. emeht. 
Pfarrer. Arch. f. K. K.B. 68, 431. 

40. Instr. d. Oester r. ap. Peldyicars t. Aug. 12 betr. 
d. subsidiär. MüitSr-Seelsorge. Arch. f. K, E.R. 68, 408. 

öericlitssprüclie. 

14. Erk. d. Preuss. O.V.Ger, betr. die Staatsdienereigen- 
schaft der Konsistorialbeamten v. 1./4. fJ2. 

Das hier wesentliche bestehende Recht hat seit dem Inkraft- 
treten des Kirchenverfassungsnesetzes vom 3. Juni 1876 und der 
sich ihm unmittelbar anschliessenden Verordnungen eine Abände- 
rung nicht erfahren. Der beklagte Magistrat stützt sich auch bei 
seiner für das Steuerjahr 1891/92 — abweichend von einer lang- 
jläbiigen Praxis — ins Werk gesetzten Besteuerung nicht auf 
neuerliche gesetzgeberische VorgilDge, sondern auf die Annahme, 
es habe das Oberverwaltungsgericht in seinen Endurtheilen Tom 
7. Dezember 1889 und 27. September 1890 (Bd. XIX S. 420; 
Bd. XX S. 451 der Sammlung) den Beamten der Konsistorien und 
des Evangelischen Ober-Kirchenrathes die Eigenschaft aiinnuelbarer 
Staatsbeamten abgesprochen und ebenso anderweit mehrfach deren 
Eiiiensclüift als unmittelbare Staatsbeamte verneint. ~ Der letzt- 
gedachte Pnnkt kann, wie schon bemerkt, auf sich i)erulien bleiben; 
im Uebrigen ist die für den Magistrat bestimmend gewesene Auf- 
Deutsche Zeitschr. f. Kircheiirecht. III. 3. oa 
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fassuni:: der ikclitsprechung des Oberverwaltuiip:sn:erichtes zwar 
eine weit verbreitete, aber gleichwohl eine durchaus irrige. Von 
vornherein spricht schon die Vermuthunp; nur dac-pfren, dass in 
jenen früheren Fällen, welche eine Stellungnahme zu der hier vor- 
liegenden Frage zweifellos überhaupt nicht geboten, gleichwohl 
liierzn Stellung genommen sein soUte. Ebendahin führen aber 
auch die einzelnen damals ausgesprochenen Sätze. „Es bedarf 
nicht** — so heisst es in dem Endurtheile Tom 7. Dezember 1689 
(Bd. XIX S. 433) — «des Eingehens auf die keineswegs inzwischen 
abgeklärte, sondern fortgesetzt bestrittene Frage, ob. ... . die zur 
üebung des Eirchenregiments berufenen Beamten unmittelbare 
Staatsbeamte sind." Eben so wenig ist in dem Urtheile vom 
27. September 1890 die Fra^e zum Austrage gebracht. Nach ein- 
teilender Begründung des Satzes, dass den kirclienregiinentlichen 
Behörden — den Konsistorien und dem Evangelischen Ober- 
Kirchenrathe — schliesslich in Art, 21 des Gesetzes vom 3. Juni 
1876 unverkennbar die Eigenschaft von Staatsbehörden abgesprochen 
worden sei, wird ausdrücklich Verwahrung dagegen eingelegt, dass 
damit zugleich über die Stellung der Mitglieder dieser Behörden 
habe Bestimmung getroffen werden sollen und Bestimmung getroffen 
sei; ob denselben — so sagen die Motive (Bd. XX S. 460, 461) 

— um desswillen, weil sie den allgemeinen Staatsdienereid leisten, 
aus der Staatskasse besoldet werden, zum Ruhegehalt, wie zu 
anderen Bezügen der Staatsbeamten „berechtigt" sind — also 
nicht bloss mit dem thatsächlichen Genüsse wird hier gerechnet 

— die Eigenschaft von unmittelbaren Staatsbeamten beiwohne oder 
ob ihnen nur die Hechte der Staatsbeamten außtehen, bedürfe der 
Entscheidung nicht. Der dritten Alternative, mit der gerade der 
Magistrat rechnet, dass nämlick die betreffenden SteUen-Inhaber 
weder unmittelbare Staatsbeamte sind, noch deren Rechte gemessen, 
geschieht dabei überhaupt keine Erwähnung; es folgt nur noek die 
Bemerkung, dass die Bangverhältnisse der kirchenregimentlichen 
Beamten unwesentlich seien, und dass aus der staatüchen Mit- 
wirkung bei der Anstellung die TJebertragnng eines Staatsamtes 
dauii nicht gefolgert werden könne, wenn die Amtsthütigkeit des 
Beamten als ausserhalb der Staatszwecke liegend grundsätzlich ge- 
kennzeichnet sei — eine Erwägung, die keinenfalls zugleich eine 
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Entscbeidung darüber, ob nicbt deimoeli dem Verwalter eines so 

gekennzeichneten Amtes die Eigenschaft eines unmittelbaren Staats- 
beamten beiwohnen könne, in sich schliesst, da ja gerade diese 
Fraere in der ersten der beiden vort^edaeliten Alternativen hat 
offengehalten werden sollen und offengehalten ist. 

Der Ausgangspunkt des Magistrates also, dass d^ yon ihm 
mit dem vollen Diensteinkommen besteuerten Kläger, wenn audi 
nicht in seiner Person, aber doch mit Eücksicht auf die l^ator 
seiner Obliegenheiten die Eigenscliaft eines nnmittelbaien Staats- 
beamten aasdräcUich oder stillschweigend in dem Endurtheile vom 
:27. September 1890 oder sonst Seitens des Oberrerwaltungsgerichtes 
bereits aberkannt worden sei, ist ein fehlsamer. Dabei mag mit 
•dem Urtheile vom 7. Dezember 1889 anerkannt werden, dass die 
bezügliche Frage nicht unbestritten und nicht zweifelsfrei ist; sie 
mnss aber nach dem bestehenden Recht schliesslich zu GunsLen des 
Klägers beantwortet werden, und zwar ganz unabhä'nn^fr von den 
innerhalb der Verwaltung bestehenden und befolgten Auffassungen 
nach eigener sachlicher Prüfung durch den Verwaltungsrichter, der 
zva Entscheidung über die Steuerpflicht des Klägers berufen ist 
und dazu nicht ohne Erledigung der die BeamtenqualitSt betreffen- 
■den Vorfrage gelangen kann. Gewiss ist bei solcher Prüfung — 
zumal in FSUen, bei denen die den Beamten anstellende Behörde 
die Wahl hat» Httlfekrttfte entweder in der Stellung eines Öffent- 
lichen Beamten oder ausserhalb dieses Verhältnisses anzunehmen 
— die Erklärung jener Behörde von Werth, und nicht minder ist 
es von Bedeutung, welche Eig^enschaft innerhalb eines is^ewissen 
Dienstzweirres nach den feststehenden, in Hebung betindiichen 
Grundsätzen den darin Beschäftigten zuerkannt wird; immer aber 
bleibt da, wo der amtliche Charakter einer Persönlichkeit für ihre 
sonstigen Bechtsverhältnisse massgebend erscheint, die schliessliche 
Entscheidung über jenen Charakter derjenigen Behörde überlassen, 
welche über das streitig gewordene BechtsrerhlSLtmss zu entscheiden 
berufen ist, wie denn auch fortgesetzt die ordentlichen Gerichte 
innerhalb der Straf- und Givilrechtspliege und nicht minder die 
Verwaltunt^sgerichte mit der Frage der BeamtenqualitSt Bechts- 
suchender befasst sind. Dcsslialb ist auch im vorliegenden Falle 
-die Zuständigkeit der Verw'altungsgerichte, gerade über die Be- 

26* 
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amtenqualität des Klägers zu befinden, mit Grund nicht anzu- 
zweifeln. Von einer Auskunftseinholung bei irgend einer dritten 
Stelle — für deren Auswahl es überdies an jedem gesetzlich be- 
gründeten Anhalt fehlen würde — war und ist daher abzuseilen. 

Für die Beamteneigensckaft kommt es nicht sowohl auf die 
allgemeinen Beziehungen zwischen Kirche und Staat, nicht auf daa 
materielle Verhältniss der Staatsgewalt und der Kirchengewalt 21t 
einander, sondern überwiegfend auf diejenigen GmndsStse und 
Normen an, welche den ftasseren Rahmen, in dem sich beide Ge- 
walten bewegen, darstellen, welche die Oiiganisation deijenigen Be- 
hörden und desjenigen Personenbestandes zum Gegenstande haben, 
die der Staat ins Leben gerufen hat und noch in Wirksamkeit er- 
hält, um diejenigen Auf^^^ben zu erfüllen, die er sich der Kirche 
gegenüber vor den siebzi^^er Jahren dieses Jahrhunderts und bis 
auf die Get^enwart f^estellt hat. 

Weiter ist darauf besonderes Gewicht zu legen, dass seit An- 
fang der fünfziger Jahre, zumal aber seit dem vorletzten Jahrzehnte 
der den Staat und die Kirche in ihrem gegenseitigen Verh&ltmsse 
b^ireffende Bechtszustand in einem nmiassenden Umbau und Aus- 
bau begriffen, er auch gerade nach der organisatorischen Seite hin 
noch ein durchaus unfertiger ist, und dass dabei mit den vor 
diesem Umbau in Uebung gewesenen Einrichtungen nicht hat ge- 
brochen, das Vorhandene nicht durch absolut Neues hat ersetzt 
werden sollen, sondern so vorgegangen ist, dass auf euit- allmäh- 
liche Ueberleitung von dem älteren zu dem künfticren Zustande 
Bedacht genonmien worden ist, über dessen schliessliehe Gestaltung 
allerdings noch nicht volle Klarheit herrscht. Von diesen all- 
gemeinen Erwägungen ans ist in Anlehnung an den konkreten 
Fall die zu entscheidende Frage dahin zu formuliren, ob die Be- 
amten der jetzt als kirchenregimentliche Behörde bezeichneten 
Körperschaften — wenn sie nach der historischen Entwickelung- 
des Staatsrechtes und Kirchenrechtes in Preussen ehedem die Eigen- 
schaft unmittelbarer Staatsbeamten besassen — diese Eigenschaft 
nach dem Stadium, bis zu welchem die Reform gesetzgebung seither 
erelangt ist, schon verloren haben, und durch welchen Akt oder 
Vorgang dieser Verlust etwa eingetreten sein möchte. — Ist ein 
derartiger Akt oder Vorgang niclit autzufinden, so folgt daraus mit 



Digitized by Google 



GeriiBhtsBprScbe. 



38S 



Nothwendigkeit, dass es zur Zeit und für die noch laufende 
Uebergaugsperiode bei dem bestehenden Zustande verblieben ist« 
Die mehrbezeichneten Beamten waren nun jedenfalls bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes vom B. Juni 1876 unmittelbare Staats- 
beamte. 

Als im Jahre 1808 eine völlige Umgestaltung des staatlidhen 
Organismus eintrat, wurde auch die kircliliohe' Verfassung in den 
Kreis der Organisation gezogen. Das Publilcandiim T<m 16. Dezember 

1808 und die Verordnung vom 26. Dezember 1808 — Ges.-S. 
1806—1810 S. 301, 4641f. — gingen von der Auffassung aus, 
dass die Leitung: des Kirchcnwesens und des öffentlichen Unter- 
richt es ein Zweig der allgemeinen Landeswohlfahrt derjenigen 
Behörde untergeordnet werden müsse, welche diese in ihrem ganzen 
Umfange zu pflegen habe. Es wurden die kirchlichen Centrai- 
behörden und die Konsistorien (vgl. §§ 143 bis 145 Tit. 11 Th. II 
4es Allgemeinen Landrechts) aufgehoben und die Befugnisse der 
Ersteren dem Minister des Innern — einer besonderen Abtheilung 
ßir Kultus und Unterricht ^ übertragen, anch bei den ProTinzial' 
^Regierungen Deputationen für diese Zwecke errichtet. Schon die 
Verordnung vom 80. April 1815 (Ges.-S. S. 85) stellte indess die 
Provinzial-Konsistorien wieder her, und tlie Allerhöchste Xabinets- 
ordre vom 3. November 1817 (Ges.-S. S. 289) schuf einen be- 
sonderen Minister der geistlichen, Unterrichts- und !\ledizinal- 
Angrelegenheiten, auf welchen die Befugnisse des Ministers des 
Innern in evangelischen Kirchensachen übergingen. — Innerhalb 
der Provinzial-Konsistorien vollzogen sich alsbald zufolge der 
Dienstinstraktionen für die Konsistorien und die Regierungen vom 
23. Oktober 1817 (Ges.-S. S. 229» 287) und demnächst gemSss 
der Allerhöchsten Kabinetsordre vom 31. Dezember 1826 (G^.-S. 
von 1826 S. 5) weitere VeiiEuderungen, wonach die eigentlichen 
Konsistorien rein evangelische Kirchenbehörden unter dem Vorsitze 
4.98 Oberpräsidenten wurden; dabei verblieb es, auch naclidem die 
Verordnung vom 2 7. Juni 1845 (Ges.-S. S. 440) die Ressortver- 
hh'ltnisse der Provinzialbehürden für das e\augelische Kirchenwesen 
eingehend geordnet und (§ G) die Bestimmung in Fortfall gebracht 
hatte, dass der Vorsitz im Konsistorium mit dem Amte des Obei^ 
Präsidenten unmittelbar verbunden sei. Es folgte nunmehr nach 



Digitized by Google 



384 



Aktenstücke. 



einer Reihe von vorbereitenden Schritten der Allerhöchste Erlass 
vom 26. Januar 1849, betr. die künftige Verwaltung der evann:e- 
lischen Kirchenangelegenheiten (GeB.-S. S. 125), der bis zu dem 
dort angegebenen Zeitpunkte die zum Ressort der Konsistorien 
gehörenden Angel^enheiten in der höheren TnBtang der evange^ 
lischen Abtheilnng des KxdtusministerinmB als einer künftig yon 
dem Minister nnabhitngigen Behörde übertrug. Gewiss war innere 
halb dieses Mimsterinins bis dahin für andere Beamte als für nn* 
mittelbare Staatsbeamte kein Raum, sodass also die Ifitglieder 
jener fortan selbständig konstruirten Abtheilung die Eigenschaft 
unmittelbarer Staatsbeamten besassen, und, da etwas Abweichendes 
nicht bestimmt wurde, auch für die Folge liehielten, und ebenso 
ist klar, dass alle für die Konsistorien — einschliesslich der Unter- 
ordnung unter die neu eingerichtete Instanz — ergangenen Be- 
stimmungen sich keinesweprs an Nicht Staatsbeamte wandten, oder 
für Nichtbeamte geschaffene Vorschriften enthielten, sondern das» 
alle diejenigen, die sich darnach au achten hatten, CiTübediente 
im Sinne des § 68 Tit. 11 Th. n des Allgemeinen Landrechts 
waren, tmd awar solche, die im unmittelbaren IHenste des Staate» 
standen (§ 69 a. a. O.); eine „Korporation*, in deren Dienste sie 
hätten stehen können, gab es nicht. — An diesem Reehtsznstand» 
hat so wenig der Allerhöchste Krlass vom 29, Juni 1850, ein- 
schliesslich des dazu ergangenen Ressort-ReLdenients (Ges.-S. S. 343)^ 
wie die Verfassung- etwas geändert. Die letztere enthielt für die- 
evangelische Kirche nur der Ausführung harrende Verheissungen; 
der erstere aber befasst sich mit einer . anderweiten Regelung der 
Stellung der Beamten nach keiner Richtung; das Bessort-Beglement 
bestimmte die Zosttfndigkeiten des Ober-Eirchenrathes einerseit» 
nnd des Kuitnsmimsteriums nnd der Regierungen anderseits, und 
führte (§ 5) eine Reihe von Angelegenheiten auf, bei denen ein 
Zusammenwirken beider Oentralinstanzen stattzufinden habe, dar- 
nnter (Nr. 3) die Anstellungen oder die Anordnung kommissarischer 
Beschäftigungen in den Konsistorien. 

Diesem, soweit es sich um die Eigenschaft der Beamten des 
Evanfii'lisrlien Ober-Kirchenrathes und der Konsistorien als unmittel- 
barer Staatsbeamten handelt, an sich zweifellosem Rechtszustande 
gegenüber gelangte nun das Gesetz vom 3. Juni 1876, betr. die 
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evangelische Xirchenverfassung in den acht Siteren Provinzen 
(Ges.-S. S. 125), zur Vorlegung und zur Annalime. — 

Der zunächst und vor Allem massgebende Wortlaut dieses Ge- 
serjses lehrt, dass darin — al^esehen von der Vorschrift des Art. 28 
Nr, 7, welcher sachlich nur aufrecht erhält, was die soeben er- 
wähnte Bestimmimg des Ees8ort*Beglements vom Jahie 1850 in 
§ 5 Nr. 5 besagt — Uber die rechtliche Stellimg der Beamten des 
Eyangelischen Ober^Ein&enrathes und der Konsistorien^ insbesondere 
über ihre Eigenschaft als unmittelbare Staatsbeamte nichts ent- 
halten ist, sodass also dieses Grundgesetz ihnen swar nicht Ton 
Neuem bestätigt hat, was sie schon besassen, aber auch — und 
das ist das Entscheidende — Abstand genommen hat von jedem 
Ausspruche des Inhaltes, dass ihnen jene Eigenschaii tur die Folge 
entzogen sein solle. — Diese Gestaltung des Gesetzes ist keines- 
wegs etwa eine zufällige; nicht eine Lücke enthält das Reformwerk, 
sondern man ist gewoUtermassen in den aus dem Wortlaute des 
G^etzes ersichtlichen Grenzen geblieben, hat es zwar ^wogen, 
aber es abgelehnt» alsbald einen weiteren Schritt zu thun dahin, 
dass an der bisherigen Stellung der Beamten etwas geSndert 
werde. 

Hierüber yerbreitet die Entstehungsgeschichte' des Gesetzes, 
wie sie aus den Motiven des Entwurfes und namentlich aus den 

Vorgängen innerhalb der mit dessen Berathung befassten Kommission 
des Abgeordnetenhauses erhellt, die vollständigste Klarheit (vgl. 
Anlagen zu den Stenographischen Berichten über die Verhandlungen 
des Abgeordnetenhauses 1876 I. Aktenstück 31; ebendort 1876 
H. Aktenstück 153). 

Mt den Art. 19 ff. des Entwurfes wurde die Neuregelung der 
Bessortrerhmtnisse zwischen den Staatsbehörden einerseits und den 
Kirchenbebörden anderseits und nur diese bezweckt. Die den Mo- 
tiven beigefügte Denkschrift des Ober-Kirchenrathes bringt es zum 
Ausdrucke, dass die Bewilligung einer Staatsdotation für die evan- 
gelische Kirche das erstrebenswerthe Ziel sei, dass indess zur Zeit 
und so lange die Ausgestaltung der kirchlichen Verfassung noch 
im Flusse begriffen sei, nach dieser iinauziellen Seite hin besondere 
Anträge nicht ratlisam wären. In ähnlicher Weise ward in den 
Motiven bei Begründung des Art. 23 — damals 21 — Nr. 7 aus- 
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geflihrt, dass in Betreff der Besetzong der kirchenregimenflicheii 
Aemter eine Aenderung der Ressortvorschriften fttr jetzt nicht an> 

gezeigt, vielmehr bis dahin auszusetzen sei, dass die Kirche aus 
eigenen Kräften den Beamten die Siclierlieit für ilire Lebensstellunfr 
und die Vortheile würde bieten können, die den Beamten des 
Staates oder der Civilgemeinde gewährt sind. Erst in diesem Zeit- 
pimkte sollte die gegenwärtige und einstweilige Ordnung der 
Dinge einer definitiven Regelung weichen. — In der Kommission 
des Abgeordnetenhauses hob der Kommissaiius der Staatsregierang 
ansdrficklich herror, die Bedeutung des Art. 19 (jetzt 21) sei keine 
andere und grössere, als dass den kirchenregimentlichen Behörden 
einige Oeschfifte mehr übertragen würden, die bisher Ton den 
Staatsbehörden verwaltet waren; das seien die sogenannten externa, 
die mit den intemis in derselben Hand liegen müssten. Mehr 
wolle der Art. 19 nicht. Im Uebrigen bleibe die Organisation 
der konsistorialen Behörden völlig unberührt, desgleichen völlig 
unberührt die Anstellung der Beamten; ebenso blieben die amt- 
lichen Hechte der einzelnen Beamten unverändert. Der Gang der 
Berathung innerhalb der Konmussion Itfsst ersehen, wie man sich 
dabei vollkommen bewusst war, dass es auch bei der Eigenschaft 
der Beamten aU unmittelbarer Staatsbeamten sein Bewenden zu 
behalten habe. Gerade hiergegen richtete sich nitmlich ein zu 
Art. 19 (jetzt 21) beantragtes Amendement; es wollte ausgesprochen 
haben, dass die bei dem Evangelischen Ober-Kirchenrath und den 
Konsistorien angestellten Beamten den Charakter von Staatsbeamten* 
verlieren, das heisst: nicht ferner unmittelbare Staatsbeamte sein 
sollten — allerdings vorbehaltlich ge^vi^^ser Rechte; der Antrag 
wäre offenbar völlig gegenstandslos gewesen, wenn die Beamten 
jenen Charakter nicht besassen oder ohnehin verloren hätten. — 
Er ist aber nicht bloss von keiner Seite als überflüssig und sein 
Inhalt, was den Verlust der Staatsdienereigenschaft anlangt, als 
selbstverständlich bezeichnet, sondern es ist ihm sachlich und mit 
der schliesslich allseitig gebilligten Begründung entgegengetreten, 
dass die „Entstaatlichung** dieser Beamten zur Zeit weder ausführ- 
bar, noch für die Betheiligten wünschenswerth erscheine. Der 
Antrag wurde abgelehnt und ist, nachdem auch in der Kommission 
des Herrenhauses und im Plenum beider Häuser des Landtages 
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diese Auffassung keinen Widerspruch gefunden hatte, nicht in das 
Gesetz gelangt; es kann nicht als statthaft erachtet werden, ihm 
gleichwohl nunmehr im Wege der Rechtsprechung Geltung zu ver- 
schaffen. Hält man sich also an den Wortlaut und die Ent- 
stehungsgeschichte des Gesetzes vom 3. Juni 1876, so stehen beide 
den Ansprüchen des XlSgeis nicht bloss nicht en^egen, sondern 
gerade zur Seite. 

Nun mag eingewendet werden, dass den viel&ch genannten 
kirchenregimentliehen Behörden zur Zeit die Eigenschaft von 
Staatsbehörden nicht mehr beiwohne und folglich die Vermuthung 
dafür streite, dass auch den mtgUedeni einer NichtStaatsbehörde 
die Eigenschaft unmittelbarer Staatsbeamten abgehe. Der Vorder- 
satz ist richtig; in dieser Beziehung ist auf die bezüglichen Aus- 
führungen des Urtheiles vom 27. September 1890 zu verweisen; 
auch der Rlickschluss von dem Charakter der Behörde auf den 
ihrer Mitglieder mag für die Mehrzahl der fälle zutreffen; hier 
haben sich, wie in den bisherigen Erörterungen dargelegt ist, die 
thatsSchlichen und rechtlichen Yerhifltnisse in abweichender Weise 
entwickelt. Der Geset^ber, fttr den in dieser Beziehung keine 
Schranke besteht, hat es abgelehnt, an der Stellung der in Rede 
stehenden Beamten irgend etwas zu Sndem, und zwar zu dem aus 
der G^eschichte des Gesetzes klar erkennbaren Zwecke, dass sie bis 
auf Weiteres bleiben sollten, was sie waren, das heisst: unmittel- 
bare Staatsbeamte. 

Endlich Hesse sich erinnern, es habe l)egrifflich die Eigenschaft 
eines besohleten unmittelbaren Staatsdieners zur Voraussetzung, 
dass der Betheiligte berufsmässig dem Staate unmittelbar Dienste 
leiste, für welche das Gehalt, oder was dem gleichsteht, das 
Aequivalent bilde, während doch die Beamten der Konsistorien imd 
des Ober-Kirchenrathes lediglich mit nicht staatlichen Angelegen- 
heiten befasst seien. Jene Begxiffisbestimmung mag an sich als 
richtig anerkannt werden, jedoch unter dem Vorbehalte, dass die 
vorübergehende oder auch die dauernde Ausführung objektiv nicht 
staatlicher Geschäfte mit der Eigenschaft des Ausführenden als 
eines unmittelbaren Staatsdieners dann nicht unvereinbar ist, wenn 
jene Ausführung im Auftrage des Staates in Erfüllung einer Auf- 
gabe, die der Staat bis auf Weiteres zu seiner eigenen machte, 
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erfolgt. Gerade aber dieser Fall lie^ hier vor. Die Auseinander- 
setzung' zwischen dem Staate und der evangelischen Kirche ist 
nach der sehr bedeutsamen tinanziellen und personalen, beamtlichen 
Seite noch der Zukunft vorbehalten; die Kirche ist zuz'JSeit ausser 
Stande, die auf sie übergegangene Verwaltung ihrer Angelegenheiten 
mit eigenen Mitteln und Kräften 2ur Durchführung zu bringen, 
weshalb der Staat — bestimmt durdi das ihn fortdauernd mit der 
Kirche eng verknüpfende innere Band ~ es als seine Au^iabe an- 
gesehen hat und ansieht, ihr für diese TJebergangsperiode die er- 
forderlichen ErSfte isnr Verfügung zu stellen und dem in der Weise 
gerecht wird, dass es einstweilen bei der bisherigen Beamten- 
organisation verblieben ist. — Diese Beamten handeln bei Wahr- 
nehmung ihres Anires im besonderen Auftrage des Staates und sind 
so diesem nach ^vie vor unmittelbar dienstbar; zwischen dieser 
thatsächlichen und rechtlichen Gestaltung der Verhältnisse und 
jener Begriffsbestimmung des unmittelbaren Staatsdieners besteht 
also ein Widersprudi nicht. Man mag inmierhin geneigt sein, 
diesen Bechtssustand als einen regelwidrigen, auch der baldigen 
Abänderung bedürftigen eu bezeichnen; entspricht er aber, wie ge* 
seigt, dem Gesetze, so ist er hinzunehmen und ihm nachzuleben, 
auch wenn sich sonst im öffentlichen Rechte ähnliche oder gleiche 
Bildungen nicht vorfinden. Ein Vorgang von so weit tragender, 
tief greifender Bedeutung wie die Scheidung des kirchlichen Ge- 
bietes von dem staatlichen vollzieht sich nicht in so ebenen Bahnen, 
dass die Konsequenzen ül)erall innerhalb des hergehrachteTi Kähmens 
bUeben und einer dem entsprechenden rechtlichen Beurtheilung 
unterlägen. 

Aus der Gesammtheit dieser Erwägungen ergiebt sich der 
oben aufgestellte Satz, dass die Beamten des Evangelischen Obec- 
Kirchenrathes und der Konsistorien auch heute noch alle Eigen- 
schaften unmittelbarer Staatsbeamten besitzen oder » was damit 
zusammenfielt — dass sie auch heute noch besoldete unmittelbare 
Staatsdiener sind. Desshalb ist es auch nichts Abnormes, dass sie 
den allgemeinen Staatsdienereid leisten, aus der Staatskasse be* 
soldet werden und zum Ruhegehalt wie zu anderen Bezügen der 
StaaLbbeamten berechtigt sind, sondern es vollziehen sich alle 
diese Vorgänge in Anwendung der für sämmtliche unmittelbaren 
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Staatsdiener geltenden Vor*?chriften auf eine Gruppe von Beamten, 
die ebenfalls dem Kreise der unmittelbaren Staatsdiener angehören. 

Das angegriffene Urtheil befindet nch mit den vorstehend ent* 
wickelten Qrandsätzen im Widerspruch; es verneint unter Ver* 
letzung des bestehenden Rechtes die Bügenschafib der kirchen- 
regimentlichen Beamten als unmittelbarer Staatsdiener und beein- 
triichtigt zufolge dieses Bechtsirrthums den ElKger in seinen Rechten. 
Dasselbe unterliegt desshalb der Aufhebung. 

Behufs anderweiter Entscheidung der spruchreichen Sache ist 
festzustellen, dass der Kläger bis zum 1. April 1891 als unmittel- 
barer besoldeter Staatsdiener fungirt hat und sein iiuhegehalt diesem 
Verhältnisse entspringt. 

Die Basis für diese Feststellung ergiebt sich aus den bei der 
Beurtheilung der Revision entwickelten Gründen. Gemäss § 9 des 
Gesetzes vom 11. Juli 1822 wird das Steuerobjekt durch die für 

9245 

diesen Fall unstreitige Summe von — - — tM, dargestellt, wovon die 

Jahreseinkommensteuer 126 e/4[ beträgt. Daraus und bei Berück- 
sichtigung der Bemerkungen im Eingange dieses XJrtheiles recht» 
fertigen sich die in dem Tenor bezüglich der Hauptsache und des 

Werthes des Streitgegenstandes getroffenen Festsetzungen. Es ge- 
niitrte, dort nur über den Jahresbetrag der Steuer Bestimraunpf zu 
tr tit 11. Znr Einziehung dürfen nur 84 — das ist: der auf die 
ersten acht Monate fallende Theü der Jahressteuer — gelangen; 
der etwa schon erhobene Mehrbetrag ist zu erstatten. 

Die Kosten beider Instanzen fallen dem Beklagten als dem 
unterliegenden Theüe zur Last (§ 103 des Landesverwaltungs- 
gesetzes). 

15. Erk. d. O.L.G. Frankfurt SO./d. 92. Ordenagdst- 
liche sind nicht parteifiihig. Seuffert, Arch. 48, 257, No. 167. 

16. Erk. d. österr. ob er s t. G eri ch t s h. t. 3/.11. 92: 

wie kommt ein nach Ablegung d. Ordensgelübdes d. Armuth von 
dem Professen über sein Vermögen geschlossener Vertrag rechtsgütig 
zu Stande? Arch. f. K. K.R. 69, 317. 

17. Erk. d. R.Ger. Trierer Rock. I. Straf.-Sen. v. 13./20. Febr. 
1893. (Erk. d. R.Ger, in Strafsachen 24, No. 6, S. 12. 

3. a) Die erstrichterlich erfolgte Anwendung des § 166 St.G.B.'s 
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"wird von der Revision zimSohst durch die Behauptung angegriffen, 
dass die Reliquieneigenschaft des heiligen Rockes zu Trier nicht 
genügend festgestellt sei. Das Urtheil enthält in dieser Richtung 
eine Reihe von Ausführungen und Feststellungen, die den Nachweis 
der Beliqmeneigenschaft bezwecken. Indess diesen Erörtemngen 
kann eine entscheidende Bedeutung nicht beigelegt werden. 
Denn nicht handelt es sich vorliegend um die gegen die Ausstellung 
des Trierer Bockes als solche iind für sich allein betrachtet er- 
hobenen Angriffe, sondern darum, ob diese Angriffe ihr Ziel gegen 
die Heliqideny^rehrung im allgemeiaen haben. Ist letzteres — wie 
dies unten nachgewiesen wird — unangreifbar festgestellt, so ist 
der Reliquienwerth desjenigen Gegenstandes, dessen Kritik dazu 
benutzt wird, um den Reliquienkultus iii)erhaupt zu treffen, gleich- 
gültig, und es kann daher in dem hier in Rede stehenden Falle 
dahingestellt bleiben, inwieweit die in der Literatur ebenlails zur 
Geltung gebrachten Nachweise, dass der „heilige Rock" in Trier 
keine echte Reliquie sei, auf Beachtung Ansprach haben. Auch 
wenn der Nachweis der ünechtheit eines als Beliquie angefochtenen 
Oegenstandes geführt würde, kann dennoch in Anlehnung an eine 
hierauf gerichtete Besprechung die Beliquienyerehrung im All- 
gemeinen sich als Objekt des Angriffes darstellen. ' 

Die weiteren auf Verletzung des § 166 St.G.B.*S gerichteten 
Revisionsangriffe müssen an den vom Vorderrichter getroffenen 
thatsächlichen Feststellungen scheitern. 

b) Unangreifbar ist die Feststellung, dass die Verehrung der 
Reliquien ein Gebrauch der katholischen Kirche ist. Ais Ver- 
körperung des religiösen Lebens der katholischen Kirchengemein- 
schaft bildet jene Verehrung einen Theil des katholischen kirchlichen 
Kultus, sie wird thatsKchlich unter Billigung der kirchlichen Auto- 
ritSt in bestimmten Eultusakten geübt und stellt sich dadurch als 
ein Gebrauch dar. Zuweit geht die Bevision, wenn dieselbe »dog- 
matische Fixirung des Gebrauches** verlangt. Die Einrichtungen 
und Gebräuche einer Kircheng emeinschaft können und werden der 
Regel nach in der Lelire der Kirche ihren Ursprung haben, kenn- 
zeichnen sich indess damit noch keineswegs als Glaubenssätze, wie 
denn z. B. als Gebrauch der christlichen Kirche die Amtstracht der 
Geistlichen sich darstellt. 
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Urt. des R.G.'s in Strafs. vom 11. IllSrz 1882, Entsch. desselben 

in Strafs. Bd. 6 S. 88, 
ohne dass die Festsetzung jener Amtstracht einen dogmatischen 
Inhalt hat. 

c) Ebenso hat thatsächlichen Charakter die ^Feststellung des 
TJrtheiles, dass die dort aufgeführten Stellen der Dritt kschrift .in 
Anknüpfung an die Ausstellnng des heiligen Bockes auf den Ge- 
brauch der Beliquienverehrung im Allgemeinen Bezug haben und 
nach der Intention des Verfassers haben sollten", ,,dass der Ver- 
fasser nicht etwa eine Einzelerscheinung auf dem Gebiete des reli- 
giösen Lebens, sondern einen auf dem Boden der Kirche und 
kirchlicher Anschauungen erwachsenen Gebrauch hat kritisiren 
wollen", „dass er den Reliquienkultus der katholischen Kirche, als 
dessen Ausfluss die Ausstellung in Trier erschienen, yerstanden 
habe", dass er in der Verehrung der Trierer Reliquie die sich „als 
Aberglaube dokumentirende Reliquien Verehrung" im Allgemeinen 
im Auge gehabt habe, dass die näher bezeichneten Angriffe in der 
Broschüre „nach der Absicht des Verfassers die Beliquienyerehrung 
im Allgemeinen treffen sollten**. Alle diese Feststellungen bringen 
den Gegensatz des bestimmten individuellen Vorganges der Aus- 
Stellung des Trierer Rockes und des Kultusaktes der Beliquien- 
Verehrung im Allgemeinen zum unzweifelhaften Ausdrucke, und ist 
daher in dieser Annahme, dass sich die Spitze der Angrifte gegen 
den Rcliquienkultus als solchen richtet, das Thatbestandsnierkmal, 
dass der Gegenstand des Angriffes ein „Gebrauch'* der katholischen 
Kirche sein niuss, naeli der die RtrafvorRchrit't des § IGG St.G.B.'s 
betreffenden Rechtsprechung des Reichsgerichtes erfüllt, da auch 
die Begründung jener Feststellung einem rechtlichen Bedenken 
nicht Raum giebt. In letzterer Richtung hat der Vertheidiger der 
Angeklagten in der Hauptverhandlung vor dem Reichsgerichte die 
TJrtheilsausfÜhrung angegriffen, ,»dass in einer beschimpfenden 
Kritik des heiligen Rockes, bezw. seiner Verehrung durch die 
gläubigen Katholiken auch eine Beschimpfung des dieser Verehrung 
zu Grunde liegenden G^ebrauches der allgemeinen Reliquienverehrung 
zu erblicken sein kann, wenn nämlich diese ivriuk naeli dem er- 
kennbaren Willen des Verfassers die Ausstellung und Verehrung 
des heiligen Rockes nicht sowulii *mit Rücksicht auf die hierbei 
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heryortretenden Besonderheiteii, sondern Tielmebr als Ansfluss jenes 

allgemeinen Gebrauches treflFen soll*. 

Vgl. Entsch. des E.G. 's in Strafs. Bd. 22 S. 240. 

Ein derartiger Grundsatz sei rechtsirrthilmlich, weil die Unter- 
lassung der HervorhebiiTif^ der bei der Ausstellung und Verehrung 
einer bestimmten Reliquie hervortretenden Besonderheiten keines- 
wegs aosschllesse, dass nicht gleichwohl jene Ausstellung und Ver- 
ehrung nur als einzelne Ersdieinung angegriffen werden solle, das 
TJrtheil des Beichsgerichtes Tom 24. November 1891 (Entsch. des- 
selben in Strafs. Bd. 22 S. 288) auch nicht die Kritik der Be- 
sonderheiten der einzelnen Ausstettang, sondern die Besprechung 
der speziellen Ausstellung als einselner Erscheinung in Gegensatz 
gebracht habe zur Besprechung jener als Ausfluss des allgemeinen 
Gebrauches der ReUquienverehrung. Diese Ausführung würde frei- 
lich Beachtung verdienen, wenn das Urtheil grundsätzlich hu- 
genommen hätte, dass die Kritik einer bestimmten Reliquienans- 
stellung jedesmal dann den allgemeinen Gebrauch der Eeliquien- 
yerehrung triil't, wenn in ihr i3esonderheiten, d. h. Abweichungen 
von sonstigen Reliquienausstellungen, nicht hervorgehoben sind. 
Einen derartigen Grundsatz hat indess das Urtheü nicht aus- 
gesprochen. Entscheidend in dem angegriffenen Satze ist nur das 
dort angestellte positive Erfordemiss, dass die Ausstellung und 
Verehrung des heiligen Bockes als Ausfluss des allgemeinen Ge- 
brauches der Beliquienverehrung kritisirt sein muss, um diesen 
Gebrauch selbst als angegriffen erachten zu können. Die Hinzu- 
füjsrung der Negative „nicht sowohl mit Rücksicht auf die hierbei 
hervortretenden Besonderheiten" konnte nur die Bedeutung haben, 
dass dann, wenn solche bei der einzelnen Reliquienausstellung 
hervortretende Besonderheiten nicht zum Gegenstande einer Kritik 
gemacht werden, dieser Umstand als Beweisthatsache datur 
Terwerthet werden kann, dass Gegenstand der Kritik nicht sowohl 
die bestunmte Ausstellung als Einzelerscheinung, sondern der Ge- 
brauch der Beliquienverehrung im Allgemeinen hat sein sollen. 
Dass das TJrtheil nur von dieser Auffassunsr ausgegangen, beweisen 
unzweideutig die gerade von der Yertheidigung herangezogenen 
beiden weiteren IJrtheilsansftihmngen, in denen es auf jene be- 
sonderen Momente bei der Trierer Ausstellung zuxiickkommt. In 
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der ersten Stelle erklärt das TJrtheil, dass der Einwand des An- 
geklagten, dass er nur die Trierer Ausstellung im Auge gehabt, 
nicht von der Hand zu weisen wäre, wenn seine Kritik, an be- 
sondere, gelej^entiicii der Ausstellung des heili^^en Rockes hervor- 
getretene, sonst nicht oder doch nicht in dem Masse wiederkelirende 
Momente oder Erscheinungen anknüpfend, die Wallfahrt nach Trier 
Ton dem hierdordi speziellen Gesichtspunkte aus beurtheilte. Dies 
Bei — fiChrt das TJrtheil fort — nicht geschehen. Der Yerfetttser 
TMSpreche vielmehr die Ausstellung und Verehrung des heiligen 
Bockes wesentlich Tom Standpunkte der Beliquienverehrung im 
Allgemeinen. An der anderen Stelle wird hervorgehoben, dass der 
Angeklagte Erscheinungen besprochen habe, die keineswegs der 
Ausstellunfj und Yerchiung des heiligen Rockes allein eigentliiim- 
lich seieu, und schliesst diese Erwägung damit, dass hierdureli die 
Auffassung unterstützt werde, der Verfasser hahe auch in der vor- 
liegenden Stelle die Trierer Ausstellung als Einzelerscheinung des 
katholischen Reliquienkultus betrachten wollen. An beiden Stt llen 
2i^t daher das TJrtheil lediglich auf thatsächlicher Grundlage be- 
ruhende Folgerangen, nicht aber stellt es Grunds8tze auf. £s geht 
-von der dem thatsScfalichen Gebiete angehörenden Auflassung aus, 
.dass der Regel nach der, der nur eine Einzelerscheinung in der 
Beliquienverehrung als solche kritisiren will, auch Besonderheiten ' 
•derselben hervorheben wird, und dass, wenn dies nicht geschehen, 
der Annahme Raum gegeben werde, er habe dieselbe nicht als 
Eiuzelerscheiuung, sondern nur als AusÜuss des ReLiquieukuUus im 
Allgemeinen besprechen wollen. Einen gleichen Schluss hat das 
Urtheil ziehen wollen, wenn es sagt, dass „nicht ersichtlich sei, 
wie der Angeklagte die Trierer Ausstellung als alleinigen Gegen- 
stand seiner Kritik im Auge gehabt haben sollte, ohne gleichzeitig 
den Gebrauch der Beliquienverehrung im Allgemeinen mitzutreffen". 
Auch hier hat der Vorderrichter nur folgern wollen, dass, weil die 
bei der Verehrung des heiligen Bockes sich abspielenden Vorgifnge 
im Wesentlichen dieselben seien wie bei der Verehrung anderer 
Beliquien,. dieser Umstand für ihn ein Merkmal dalur sei, dass 
durch solche Darlegung der Vorgänge die Reliquienverehrung im 
Allgemeinen niitgetrotTen würde. Es wird dies klar bewiesen durch 
die sich anschliessende, oben erörterte Ausführung, die den Ein« 
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wand des Angeklagten betrifft, dass er nur die Trierer Aus- 
stellang im Auge gehabt habe. Denn das Urtheil hebt dort, wie 
bemerkt, hervor, der Angeklagte habe die Wallfahrfc nach Trier 
nicht Ton dem speziellen Gesichtspunkte dort henroigetretener be- 
sonderer Erschemuogen, sondern wesentlich vom Standpunkte der 
BeliqiiienTerehrung im Allgemeinen besprochen. 

An zahlreichen anderen Stellen der Broschüre femer, wie solche 
im Eingange unter c) aufgeführt sind, wiederholt das Urtheil aber 
auch, ohne irgendwie etwai^^^er Besonderheiten der Trierer Aus- 
stellung zu gedenken, die Feststellung, dass mit den im Urtlieile- 
bezeichneten Aeussernngen der CTel>rauch der Reliquienverehrnng 
im Allgemeinen, die Trierer Ausstellung lediglich als Ausfluss jenes 
allgemeinen Gebrauches getroffen werden sollte, so dass auch, hier- 
aus unzweideutig hervorgeht^ dass das Urtheil die Nichtbesprechung 
von Besonderheiten nicht grundsStzlieh und für alle Fälle als Kritik 
des Beliquienkultus im Allgemeinen ansehen, sondern nur aussprechen 
wollte, dass auch jenes Moment die Möglichkeit biete, auf di& 
Absicht des Verfassers einen Schluss zu ziehen. 

Unbegründet ist femer die von der Revision behauptete Ver- 
schiebung der Beweislast. Das Urtheil hat vielmehr seinerseits 
tlen Beweis geführt, weiche Richtung die bezUchtigten Aeusserungen 
der Broschüren haben. 

Ebensowenig hat das Urtheil die einzelnen Theile der Broschüre 
in unzulässiger Weise „auseinander gerissen", wie die Revision be- 
hauptet, wenn es der obenerwähnten Feststellung, dass der Ver- 
fasser die Ausstellung tmd Verehrung des heiligen Bockes an den 
in Frage kommenden Stellen wesentlich vom Standpunkte der Re- 
Hquienverehrung im Allgemeinen bespricht, hinzufügt: „Während 
allerdings an anderen Stellen auch die eben angedeuteten besonderen 
Momente** — nämlich besondere, speziell bei der Trierer Aus- 
stellung, sonst nicht hervorgetretene IVIomente oder Erscheinungen 
— „zur Sprache gebracht werden". Denn wenn auch der Vorder- 
richter die gesammte strafbare Thätigkeit der Angeklagten als 
eine, auf einem einheitliclien Entschlüsse beruhende Handlung 
angesehen hat, so schliesst diese Annahme doch nicht aus, dass ein 
Theil des Inhaltes der Broschüre seine Spitze gegen die Reliquien- 
Verehrung im Allgemeinen richtet, ein anderer Theil besondere 
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Momente der Trierer Ausstellunpf behandelt, und rlass, wenn auch 
die letztgemeinten Acussenin<ren keine Ans^ritle des Reliquienkultus 
als solchen zum Ausdrucke bnnp:en, dorli die ersteren einen der- 
artigen Inhalt haben. Und wenn femer das Urtheil bezüglich der 
bezüchtigteii, unter Nr. 1 und 2 aufgeführten Stellen von den dort 
gebrauchten Ausdrücken »j^nes schmachTolle Schauspiel*', bezw. 
„Schauspiel in unseren Mauern" erklSrt, dass sie sich zwar speziell 
auf die Trierer Ausstellung be2siehen, gleichzeitig aber mit ihnen 
d^ Beliquienkultus im Allgemeinen kritisirt worden, so ist auch 
dieser Feststellung ein Bechtsirrthum nicht nachzuweisen. Dem 
Gebiete der nach Lage der Sache einem Ausdrucke oder einer 
Aeusserung beizulegenden l^edeutung gehört es uu, wenn das Ur- 
theil in der Geis;jelung eines „^Fissstandes" der röiuischen Kirche 
nicht die Kritik einer Einzelerscheinunji, sondern die des ganzen 
Gebrauches erblickt, wenn es den „reaktionären Fanatismus", „den 
finsteren Aberglauben und die mittelalterliche Geistesknechtschaft 
auf die Beliquienverehning bezieht, wenn es in der Darstellung 
der Trierer Ausstellung als eines Ausflusses des so gekennzeichneten 
Beliquienkultus einen Angriff gegen den letzteren findet und wenn 
es endlich darin, dass die anlüsslich der Ausstellung angeblich Tor- 
gekommenen wunderbaren Heilungen als krasser Aberglaube be- 
zeichnet werden, eine Bezugnahme auf den Wunderfilauben und 
die mit diesem in engster Verbindung stehende Reliquienverehrung 
ersieht. Hiermit konnte denn auch nicht nur, wie die Revision 
ausführt, der Wunderirlanbe als Lehre der katholisclu n Kirche, 
sondern zugleich die als Verkörperung jener Glaubenslehre sich 
darstellende Beliquienverehning selbst als angegriffen erachtet 
werden. 

d) Derjenige Sinn endlich, den das Urtheil dem weiteren That- 
bestandsmerkmale „beschimpfen** giebt, steht, wie dies auch die 
Bevision anerkannt, mit der Bechtsqrechung des Beichsgerichtes in 
dem TTrtheüe vom 21. Februar 1884, 

Entsch. desselben in Strafs. Bd. 10 S. 146, 
im Einklänge, und die Verwendung jenes Merkmales auf die im 
Urtheile gekennzeichneten Aeusserungen ist deshalh ans rechtlichen 
Gesirlitsi)unkten nicht zu beanstanden. Es ist insbesondere eben- 
falls Sache des Instanzrichters, ob er nach Lage der Umstände an- 

Beutsche Z&tschx. f. Kircheuredit. III. s. m 
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nehmen zu müssen glaubt, dass sich der Angriff durch eine Roli- 
heit des Ausdrucke^s kennzeichnet. Der von der Revision behauptete 
Mangel einer Feststellung des Bewusstseins, dass die Reliquien- 
veielirung ein Gebranch der katholischen Kirche ist, und dass die 
bezeichneten Aeusserungen eine Beschimpfung enthalten, wird durch 
den Inhalt der Urtheilsgriinde, die diese Feststellungen mit aus- 
drücklichen Worten enthalten, geradehin widerlegt. Die Stütze 
dieser Feststellung durch den Hinweis auf den Bildungsgrad der 
Angeklagten genügte. Unberechtigt ist das Verlangen der Bevision, 
dass bei der Entscheidung der Frage, ob Beschimpfungen Torliegen, 
der Gesammteindruck der Broschüre, nicht einzelne Stellen derselben 
massgebend sein sollen. Denn nicht Gesammteindrücke von einer 
liandliinfi:, sondern die einzelnen Thätigkeitsakte der letzteren bilden 
die Grundlage für die Prüfung der Strafbarkeit. . • . 

Staatllclie Qesetze und Aktenstiicke betr. die katli. Sirolie 
80wi6 die katL und ev. £irclie gemeinsam. 

8. Simultankirche. Am 15./11. 1892 erging Seitens des 
GrTossh. hessischen Ob.-Eonsist. folgender Erlass^: 

* Dieser Erlass gab zu foljyender Polemik Yeraulassung. Das Kor- 
respondeuzblatt der cv. Xonfeieuz i. d. ürossli. Hessen Xo. 4 bemerkt : 

1) Die dem evang. Sirohenvoratand zu Sprendlingen ertheilte Küge 
ist berechtigt, da er die nach § 131, pot. 32 der EirehenTer&asang vor- 
gaBchriehttie Grenehmigung des ObarkonsistoritiiDS zu der fraglichen Recitation 
nioht eingeholt hat. Zar EntscbnldigiiDg mag viellei<dit dienen, dus diese 
Einholung seither aoch anderwärts in einer Eeihe von Fällen onterblieben 
ist. Aus der Tendoiz aber, einer solchen Laxheit in Respektiruog einer 
kirclienverfassungsmässigfen Vorschrift und einem theilweise eingeriesenen 
Missbrauche einmal energisch zu steuern, erklärt sich wohl mn besten die 
aufiällige .Schärfe des Tons in Ertheilung einer behördhciieu Büge im 
vorliegenden Falle. 

■J ) Auch darin wird ein ruhig Denkender der Kircheubehörde bei- 
stimmen, dass ZweckmSssigkeits^nde, Rücksichtsnahme auf die grade 
jetzt so roshare Stimmung der katholischen Mitbürger und dw Wanscb, um 
des konfessionellen Friedens willen lieber auf die Ausübung eines ver- 
meintliidien Bechtes zu verzichten, es hätten angezeigt erscheinen lassen 
können, lieber ein anderes Lokal der Aufführung als die Eirche zu wShIen, 
um so — angesichts der gegenwärtigen starken konfessionellen Spannung — 
jeden Anlass zu Reibungen, zu dem mau nicht gradezu pflichtmässig ge- 
nöthigt war, zu vermeiden. 
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Auf Ihren Bericht vom S. und bezw. den Bericht des Kirchen- 
Torstandes zu Sprendlingen vom 5. d. Mts. können wir nur unseren 

8) Dagegen kÖDuen wir es nicht als kirchenrechtlich begründet 
ansehen, wenn Orossh. Oberkonsistoriuni die Benutzung einer Simultankirche 
zu einem nicht rein kirchlichen Gebrauch seitens der einen Konfessionspartei 
als „nach der Natur der Dinge und dem bestehenden Recht nur mit Ge- 
.uehmiguug der anderen KonfeMionspartei zattattg* erUBrt. 

Die nl^atur der Dinge" iat m sehr dehnbarer und Tersehiedeneter 
Auslegung fähiger Begriff, der in (kirchen-) rechtlichen Dingen jedenfaUs 
nicht schwer wiegt. Von einem „bestehenden Rechte" aber in frag- 
lichem Punkte ist thatsächlich nicht das Mindeste bekannt. AV o soll das- 
-selbe auch zu finden sein? Auf ein Herkommen — und die Simult&n- 
Berechtigunofen beruhen fast nur auf bierkommen — oder auf den „Besitz- 
stand" kann man sich nicht berufen. Denn Fälle, wo Kirchen zu anderen 
als reiu gottosdi enstlichen Zwecken benutzt wurden, sind — soweit 
sich sehen läset, noch niemals streitig gewesen, vielleicht in früheren Zeiten 
überhaupt nicht vorgekommen; eine „Observanz* hat tidi also in dieser Be- 
ziehung gar nicht bilden können. Gesetzliche Yorschriften aber Über 
den in Kede stehenden Funkt des Simnltanreehtes besitaen wir gar nicht; 
«hensowen^ ist von Yertrags-Bestimmungen des bdianpteten Libalts etwM 
vorhanden oder doch bekannt. 

Gegen die Existenz eines bestehenden, d. i. positiven Rechts in 
fragliclier Hinsicht spricht auch der Umstand, da-'«; Kirchenkonzerte 
Evanselischor in SiniuUankirchen seither Seitens der Kirclienbehörde un- 
beanstandet geblieben sind, während doch bei diesen niemals die Ein- 
holung der „Grenehmigung der anderen Koufessionspartei** (des katholischen 
Kirchenvorstandes J für nöthig befunden worden ist. 

Solange also Grossh. Oborkonsistorium keine Andentnng dar&ber gibt, 
wo jenes angebücfae „bestehende Recht* zu finden sei, und worauf es 
sich gründe, müssen wir ans triftigen Gründen seine Existenz leugnen. 
ZwedmiassigkeitsrÜcksichten, (ethische) Billigkeitsgründe im Sinne Ton Matth. 
7, 13 u. a. dgl. Erwägungen mögen im einzelnen gegebenen Falle noch so 
anerkenmfflMwerth und sittlich zwingend sein, zu — Rechtsprinzipien 
können sie niemals werden, am allerwenigsten aber als sbestehendes (posi* 
tives) Rechf* ans:erufen werden. 

4) Da-, wirkliche Rechtsverhältniss ist vielmehr dieses, dass in einer 
Simultaukirche (wie der zu Sprendlingen) beide Konfessionen vollständig 
gleichberechtigt und unabhängig von einander dastehen, mit anderen 
Worten, dass jede Konfession in den Stunden, wo die Kindie ihr offen 
eteht, bzw. nicht der anderen Konfession zugewiesen ist, in der Benutzung 
derselben durch die andere nnbeschrfinkt ist und darin Alles yor- 
nehmen darf, was nach ihren Grundsätzen und Ordnungen innerhalb 
«iner Kirche überhaupt vorgenommen werden dart In den Stunden, 

27* 
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ganz entschiedenen Tadel und eine ernstliche Rüge aussprechen, 
dass der Kirchenvorstand zu Sprendlingen, so wie geschehen, die 

wo die Simultankirclie den Evangehschen gehört oder mit Kecht von ihnen 
benutzt wird, ist dieselbe rechtlich grade so anzusehen, wie eine evangelische f. 
oh 4aa, was darin yon den EvtogeUBohen vorgenommen werden soll, zu- 
lässig ist» darüber haben die Katholiken weder mitsureden noch Ein- 
mischnngs- und Genehmigangsrecht. Das bestimmt vielmehr das Eirehen* 
TerfiMBongs-O-eseta, und darüber befindet die Sirohenbehörde als- 
Hüterin des Verfassungsrechte^ 

5) Dass das eben Ajisgeführte das „wirkliche Beohtsverhältniss**' 
darstellt — dafür fuhren wir ah Belüge: a) eine (bis jetzt unaiifrefochten ge- 
l)liebene) Eutscbeidung des obersten Hess. G ericlitshofs, b) die Autori- 
tät eines hervorragenden Kircheiu-echtsklirers an. Ad a): Im .lahre 1869, 
den 12. Oktober, erliess der hess. Eassationshuf in Sachen des Rechts- 
streits der katholischen Gemeinde Biebelsheim gegen die dasige evang.. 
Ctonetnde ein Urtheil, in dem es n. a. heisst: .»Wie weit faktisch di» 
wechselseitigen Rechte gdien, ob sie yollatandig gleich sind» also Mit- 
eigmthnm begründen, oder ob der eme Theil grossere Bechte. der andere 
8. B. nur ein Gebrauchsrecht am ganzen GebSude oder einem Theile des- 
selben bat, liegt nicht schon im Begriff des Simultaneums, sondern 
richtet sich nach dem Besitzstand im Normaljahr". Und ad b): In gans- 
gleichem Sinn spricht sich eine der ersten kircbliclion Autoritäten unsere?!- 
Landes und ein rühmlich bekannter kirclieureclitliclier Schriftsteller, Ober- 
konsistorialrath a. D. Dr. K. Köhler, — früher selbst Mitglied unserer 
Kircheubehürde — in seinem Buche „Die Simultankirchen im tiross- 
herzogthum Hessen, ihre Geschichte und Rechtsverhältnisse, Daiuiistadt 
1880" an ▼erschiedenen Stellen ans. Vor allem erinnert er an eine ~ grade 
für Sprendlingen zweifellos autrefiwide — wichtige Thatsache, das» 
nämlich in naheau allen Fällen «die Berechtigung der evangelischen> 
Gememde in der Simultankirche fiberall als die Regel, die des katholischen. 
Theils als eine Ausnahme, eine Beschränkung des regulären Zu- 
standes, für welche ein besonderer Rechtegrund nachweisbar sein muss,. 
anzusehen ist" (a. a, 0. S. 204). Als diesen postulirteii „Rechtsgrimd" für 
die Beuutzungsans]j räche der „katholischen Konfessionspartei" >>f'Zi"ielinct er 
im Weiteren die „Thataache des in irgend einer Weise errungenen Besitz- 
standes, welcher durch die laugjährige ununterbrochene Fortdauer 
zu einem rechtsbeständigeu geworden ist** (S. 204). Den für den Spreud- 
linger Fall entsdieidenden Punkt endlich formulirt Köhler mit den Worten: 
»Wo eine voUstindige Gleichheit der Becbte in Bezog auf Eigenthum und 
Benntaong bestdit, muss es jedem Theil freistehen, such zu anderen, 
als den gewöhnlichen Stunden und für andere als die herkömm- 
lichen ^ottesdienstlichen Feiern die KircV zu benutzen, soweit dies 
nicht bereits durch den anderen Theil geschieht. Wo jedoch (wie zweifellos^ 



Digitized by Google 



Staatliche Gesetze und Aktenstücke. 



399 



dasige Simultankirche zur Becitation des Herrig'schen Lutheifest- 
Spiels benutzt hat. 

in dem Sprendlinger Fall. Eins.) der katholische Theil nur ein weiter 
>oder enger bemessenes Mit^^'cbrauchsrecht besitzt, darf dieses in eeiuem 
nrsprüuglichen Bestand nicht überschritten werden, wabreud die evan- 
gelische Gemeinde befugt ist, das Lokal zu jeder Zeit und in 
jeder Weise zu benutzen, soweit jenes Mitgebrauchsrecht dadurch nicht 
verletzt wird** (a. a. O. S. 206)*. 

(j) Recapitulireud nagen wir: Das überkonsistorium mochte immerhin 
aus Gründen der Klugheit, der Duldiamkeit, der Friedenserhaltuiig die Er- 
laubnis 8 zur Becitation des Herrig^sohen Stfidces versagen, aber ein 
Verstoss gegen das »bestehende Becht* ist, vrie wir dargetbao habeot 
•den Sprendlingern nicht vorsuwerfen. Wir geben nns daher der 
festen Hoffnung hin, dass die Xirchenbeborde — damit kein bedenkliches 
Präjudiz (utslehe — durch eine genauere Interpretation und Präcisirung 
ihres Erlasses den Passus von der „Natur der Dinge" und dem „bestehen- 
den Ktnhte", der kirchenrcchtlich nicht haltbar ist, fallen lassen 
werde. Bliebe das Obcrkoiisistorium dabei stehen, und würde auch Seitens 
■der L andes s yu o d e Iceine Remedur erfolj^^en, so würde — und das ist das 
Gelabrliche bei der Sache — den Katholiken ciu llechtsanspruch darauf 
eingeräumt, das Thun der Evangelischen in Simultankirchen zu über- 
wachen und gelegentlich dagegen Einspruch au erbeben, — unter dem Ver- 
sande, dass das aulässige Mass des Gebrauchs der Simnltankirdie von den 
Evangelisch«! fiberschritten werde. Es wäre vahrlich nicht su Tcrwundem, 
wenn von katholischer Seite der Sprendlinger Piacedenzfidl in dieser 
Bichtni^ ausgebeutet würde. 

Dagegen rcjdicirte ein Artikel ebendaselb^st: 

Das Simultanverbältniss bezüglich eines Kirchengebäudes kann recht- 
iich sehr verschieden geartet sein: Miteigenthum beider ßekeuutuissc daran, 

* Zur Ergänzung nnd Bestätigung der Ausführungen des Herrn Ein- 
Sender? sei darauf hingewiesen, dass auch der neueste Schriftsteller iiher das 
■Simuitaneum, Prof. Dr. E. Sehling (m Erlangen), „Ueber kirchliche Simul- 
tanverhältnisse", Freiburg i. Br., 1891, — trotz mancher Dissense mit K öhler 
— sich im hier entscheidenden Punkte oranz übereinstimmend 7nit diesem, 
ja unter ausdrücklicher zubtimuiender Gitirung seiues obigen Satzes auf S. 206, 
ausspricht (vgl. Schling S. 74; sonst noch: S. 99, 34, 46, 63, 64, 66, 67, 69, 
•82 f.: »Die meisten der Simultaakirchen hshea aur Zeü der Entstehung der 
49imultaneen im Eigenthum dw evangelischen Gemeinde gestanden. — 

Unter weiter — >: Nadi dm geltendai Beohte der in Frage stehenden 

Keligionsparteien spricht die Yermuthung wohl fiir einen Simultangebraach 
^er katholischen Beligrionsgesellschafl an einem evangelischen Kirchen- 
gebäude, nicht umj2:ekehrt der Evangelischen an einem im Eigen- 
thum eines katholischen Bechtssubjektes stehendem".) DieBed. 
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Unsere Kirchenverfiissuiig § 181, Kr. 22 schreibt ganz be* 
stimmt vor, dass uns die Entscheidung zusteht Uber die zeitweilige 

Oebraucharechte eines BekenntiuRsea an dem Sürchmgebaude, das im Allein- 
eigenihum des anderen Bekenntnisses steht, Oebiauchsredite b»der Bekennt^ 
nisse an einem der bürgerlichen Gemeinde eigenthümlichcu Eirchengebäude- 
lu s. w.; auch können die Gebrauchsrechte! bzw. deren Umfang und Ordnung,. 

privat- oder öftentlich-rechtlicher Natur sein. Alle diese Arten kommen im 
(Trossherzogthum vor, vj^l. Köhlers S i mn 1 1 a nki r cli e ti . und jeder Fall' 
will aus seineu liesDnderen Voraussetzuugeu heraus ]>eurtheilt sein. 

Für SpreuUlingen aber gilt nach Köhler, 8. 164: „Die Kirche zir 
Sprendlingen gehört beiden Konfessionsgemeinden ge in e ins ehalt Ii c hl" 
Wenn also der Verfasser obigen Artikels sagt, es treffe för Sprendlingen^ 
zweifellos zu, dass die Berechtigung der evang. Gemeinde in der Simultaa- 
kirche die Hegel, die des katholisehen Theils als eine Ausnahme, eine Be- 
schrftukimg des regtdiren Zustandet etc. ansusehen sei, und weiter: in danr 
Sprendhnger Fall besitae der katholische Theil zw« ifellos nur ein weiter oder 
enger bemessenes ICtgebrauchsrecht, ~ so ist dies eben einfach nicht 
richtig. Ebenso nngerechtfortin;! ist das Hereinziehen des Biebelsheimer 
Falls (unter Nr. 5); denn das Kircheugebaude zu Biebelsheim ist (im Gegen- 
satz zu Sprendlingen) auss( hliessli( lies Eigeathum der evang. Gemeiude, und 
die Katholiken haben daran nur ein Gebrauchsrecht, dessen Umfang durch 
die seitherige Uebung begrenzt wird. Vgl. Köhler, S. 163. 

Lediglidi von dem fiir Sprendlingen vorliegenden Gesichtspunkt, dass- 
die Kirche daselbst beiden Bekenntniss-Gemeinden gemeinschaftlich sej^ 
hat das Konsistorium an entscheiden, und nur so hat es (trota der vielleicht 
etwas allgemeiner au deutenden Einleitungsworte des Artikels der Darm- 
stSdter Zeitung) entschieden. 

Nun gilt aber für das Miteigenthum gemeinrechtlich, dass „einem 
]\riteigenthümer ein unschädlicher bestimmunji^sgeniässer Gebrauch der 
gemeinsamen Saelie auch gep:en den "Willen des anderen Äliteipfenthümers 
nicht versagt werden darf." AVindsclieid , Pandekten § IttUa. l^nd hier- 
mit stimmt die i'rauzühisclie Ductriu übereiu, die, da der Code civil keine 
besonderen Bestimmungen über Miteigenthum hat, ihre Folgerungen aus dem 
rechtlichen Wesra des lägenthnms überhanpt ableitet. 

Jener Grundsatz liegt auch Ja der Natur der Dinge". Trotzdem, das» 
dieser Begriff dem Hm. Yerf^ »in rechtlichen Dingen nicht schwer wiegt",, 
wird er ihn anlassen müssen; ist er doch — wie jeder Jurist weiss — ein. 
sehr wichtiges und — wie auch ein Nichtjurist einsehen wird — durchaus- 
nicht das schlechteste Element zur Würdigung und Entscheidung von Rechts- 
verh'ältnissen, Ist es ein ^sehr dehnbarer und verschiedenster AuRl^fun|f 
fähiger Bef^ritV", so theilt es dies Schicksal mit anderen Hegritieu im Hechts- 
leben. Wird daraufhin „das Thun der Evaugelischcu in den Simultankirchca 
von den Katholischen überwacht" werden, so haben die Ersteren den 
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Uebeilassung von Kirchen zu einem nicht rein kirchlichen, aber 
mit der Bestimmung des Gebäudes zu vereinbarenden Gebrauch. 

Letztercu gegenüber gleiches Recht. Entsteht daDn MeinuDgäverschiedeuheit, 
die nicht anders m Idsen ist, to entflehddet in diesem Fall des Mite^en- 
thiuns der CÜTÜricbter. 

Nur auf den be stimm ungsgemSssent den wirUioh kirchlichen 
Grebrauch des Kirch^gebindes beziebt sich sonach das Recht der beiden 
Miteigenthümer, und nur an solchen denkt Köhler (S. 206) in seiner citirten 
Stelle. Was „bcstimmungsgemäss", was wirklich kirchlich sei, kann im 
einzelnen Fall Tiweifolhaft erscheinen. Dass aber die Recitation des Liither- 
iestspiels zweifellos nicht unter die eigentlichen kirchlichen (iebräuche 
gehöre, bedarf weiter keiner Darlegung, da der Verfasser ja (Nr. 1 des 
Artikels) selbst zugiebt, es sei erforderlich gewesen, hierzu die Genehmigung 
des Oberkonsistoriums gemäss Kirchenverfassung § 131, Nr. 22 einzuholen. 
Dann ist aber anch sofort der Scbloss rüil^g, Amm dieser nickt reinkirchlicbe 
Gebrauch »nur mit Genehmigung der anderen Eonfessionspartsi sulMssig war". 

Wir fragen: Wird der Verfasser des Artikels auch die. Konsequenz 
sdner Bechtsanschanung ziehen, dass in der Simultankirche in der von 
evangel. Gottesdienst freien Zeit die Katholiken etwa ausserhalb des Rahmens 
der gewöhnlichen Gottesdienste fallende Kapuzinermissionen gegen die Ketzer, 
also gogen die am Kircheugebäude gleichberechtigten Protestanten, abhalten 
dürfen? — etwas, was zweifellos „nach den Grundsätzen und Ordnungen 
der katholischen Konfession innerhalb einer Kirclie überhaupt vorgenommen 
werden darf." Der Verfasser wird jene Frage kuum bejahen. Dann gebe er 
aber auch zu, dass seine ganze juristische Konstruktion nicht haltbar ist. 

Uebrigens tans^e man sich darin nicht: Die jaristisohe AnfiQkssnng des 
fragl. Artikels würde — in ihrer Gesammtwirknng — nicht dem cTan- 
gelischen, sondern dem katholischen Bekenntoiss nützen, da dies in seinen 
kirchlichen Einrichtungen (z. B. besaglich des Sakraments des Altars) gegen- 
über protestantischen Gebrauchshandlungen viel empfindlicher ist und bezfig* 
lieh der eignen Gebrauchshandlungen viel mehr Neigung hat, sich auszubreiten 
und überzugreifen. Eei Bcurthcilung dieser Seite darf man nicht bloss einen 
einzelnen Fall, wie den von Spreudlt:]'^ '!!, zur Unterlage nehmen, sondern auch 
die (nur allzureiche) Zahl sonstiger i' alle, wo man die Probe auf die Richtigkeit 
eines Grundsatzes dadurch zu machen hat, dass man sieht, welche Wirkung 
dessen Auweuduog auf katholische Gebrauchshaudluugen hat, die von den 
Evangelischen als Uebergriffe der Katholiken empfanden werden. B. 

Endlich erwiderte die Redaktion der gedachten Zeitschr.: 

Wir haben die uns Ton hochansehnlichw Seite zogcgangenen „'Beoker' 
kungen* in ^t«a»o und ohne jede Zwischenbemerkung zum Abdruck ge- 
bracht, aber, aber durch dieselben nicht die TTebenseugang gewinnen 
können, dass damit der R e c ht sstandpunkt unseres Herrn Einsaiders auch 
nur im Geringsten widerlegt sei. 
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Dass die Recitation jenes Schauspiels, namentlich wenn sie 
so, wie hier geschehen mit Choral und Orgelspiel untermischt, zur 

1) Nur in einem, aber iür die Hauptsache unwesentlichen 
und nicht entaohsidenclen Pnnki hat Herr B. eine thalslehliehe Berichtigung 
{jrebracht, indem er nachweitti daaa bei Sprendlingen allerdinge irirldüöhea 
,M i t •E^penthnm*' der katholischen Konfeseionigeni^de besteht. 

2) Unwiderlegt aber, ja nnmdiüttert blmbt der Nachweis, dass, nm 
mit Köhler (und Schling) zu reden, auch da, ^wo eine voll- 
ständige Gleichheit der Rechte in Bezug auf Eigenthnm und 
Benutzuug besteht, es jedem Theil freistehen muss, auch zu 
anderen als zu den gewöhuhchen Stunden und für andere als die 
herkömmlichen g o 1 1 e s d i e n a 1 1 i c Ii e n Feiern die Kirche 
zu benutzen, soweit dies nicht bereits durch den anderen Theil ge- 
schieht" (a. a. 0. S. 206). 

8) D«n widerspridit auch nicht, sondern stimmt gerade hei der von 
Herrn B. citirte Winds oh eid'adie Sats, dass „einem M i teigenthümer 
ein unschädlicher bestimmnngsgemässer Gebraneh der ge- 
meinsamen Sache auch gegen den Willen des anderen Mit- 
eigenthümers nicht versagt werden darf.*^ Denn die in die Formen 
eines „liturgischen Gottesdienstes" eingekleidete Recitation des 
Herrig'schen „Lutherfcstspiels" ist dem Kirchcu^oh'äude „unschädlich" und 
hi jedenfalls ebenso bestimmungsgemäss'* als.die nie beanstandeten »Kirchen- 
konzerte". 

4) Es widerspricht direkt den Thatsaclien, dass Grossh. Oberkonsistorium 
„lediglich von dem für Sprendlingen vorliegenden Gesichtspunkte 
(„M i t - Eigenfhum*) ans «itsefaleden habe." Vielmehr heisst es in dem 

' Erlass gana allgemein: «B^ einem SimultanverhiUtniss ist 

detsen Benutamng sn einem nicht reinkirehlich«i Gebrauch ^ » — nur 
mit Genehmignng der anderen Konfessionspartei an- 
Ussig.*" 

5) Welcher logische Zusammenhang zwischen der Thatsache, 
dass zur fra^h'chen Aufluhrun» die Genehrnigimg Grossli. Oberkonsistoriums 
erforderlich ist, und der Behauptung, es sei dieselbe „nur mit „Ge- 
neliinigung der anderen Jvoufessionspartei zulässig", bestehen soll, ist für die 
Redaktion ganz unerfindlich. 

6) Vor der von Herrn B. gezogenen Konsequenz, das bei dem R echts- 
standpunkte des Artikels dann auch die KathoIUcen in den gottesdienstfimen 
Stunde ,Kapu sin er- Missionen* abhalten könnten, wird unser Herr 
Einsender wahrschemlich ebensowenig surfioksdirecken als die Redaktion: 
und zwar um so weniger, als z. B. in der Aera Ketteler-Dalwigk 
traurigen Angedenkens thatsächlich in der Simultan kirche zu Pfaffen- 
Schwabenheim „^ne ^Kapuziner-Mission*' stattgefunden hat, ohne 
dass unseres Wissens das damalige Grossh. Oberkon- 
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Ausführung- kouimt, mit der Bestimmung einer evang. Kirche wohl 
vereinbar ist. liaben wir schon mehrfacli anerkannt, aber ein rein 
kirchlicher Gebrauch liegt darin zweifellos nicht, wenn wir auch 
gerne den religiösen £rDst anerkennen, der aus der ganzen Auf- 
stellung des Programms herausleuchtet und — wie wir annelimen 
dürfen — aach bei der Durchführung überall zur Geltung ge- 
kommen ist. 

Es durfte also zu fraglichem Vorgehen nicht kommen, ohne 
dass wir um unsere Genehmigung angegangen worden waren. Das 
Unterbleiben eines solchen Nachsuchens wird auch dadurch nicht 

entscliuldigt, dass früher bei Kirchenkonzerten eine gleiche Unter- 
lassung stattfand. Auch diese Unterlassung ist nachträglich zu 
rügen. 

Wäre aber unsere Genehmigung 7a\ jener Recitation im Frage- 
fall nachgesucht worden, so würden wir sie aus folgenden Grün- 
den haben versagen müssen. 

Bei einem Simultanverhältniss bezüglich eines Kirchengeb&udes 
ist nach der Natur der Dinge und dem bestehenden Recht dessen 
Benutzung zu einem nicht rein kirchlichen Gebrauch durch die 
eine Konfessionspartei (falls nicht gerade ein desflsillsiges Her- 
kommen besteht) nur mit Genehmigung der anderen Eonfessions- 
partei zulässig. Eine solche Genehmigung seitens des katholischen 
Kirchen Vorstandes lag hier nicht vor und war naturgemäss aus- 
gescliloäsen, da, was l)ei jener Recitation den Evangelischen als 
elirwürdig erschien, l)ei den Katholisclien Anstoss erregen nuisste. 
Man braucht den Sachverhalt nur umzukehren und anzunehmen, 
die Katholiken hätten eine Aufführung yeranlasst, welche geeignet 

■sistorium den geringsten "Widerspruch dagegen ein- 
gelegt hätte. Uebrigens übersehe Herr B. nicbt, dass ja der Artikel 
selbst die thatsäehllche Entscheidung der obersten Kirchenbehörde aus 
triftigen Zweck ni ässigkeita - Gründen gebilligt liat. 

7) Es bleibt demnadt völlig nnwi darlegt der Naehweb des Ein- 
senden, d«M die Begründung des Erlastei Orosah. Oberkonnstoriums 
«owohlin der Simnlt anfrage im Allgemeinen als für den Sprend- 
lingerFaU insbesondere «kirchenrechtlich" unhaltbar ist und in der 
That der Bemedur bedarf." — Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, 
dass der von der Kedaktion eingenommene Standpunkt der rechthch sa< 
treffende ist. K F. 
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war, die religiösen Gefühle der Evanofelischen zu verletzen, um die 
Anwendbarkeit von Matth. 7, 12 zu verstehen: „AUes nun, was» 
ihr wollet, dass euch die Leute thun sollen, das thiit ihr ilmen.'* 
Wir selbst werden mannigfach in ähnlichen Simultanverhältnissen 
von ^ den Evangelisdien angegangen , sie gegen Handlungen der 
Katholischen zu schützen, die als Uebergriffe dieser gegenüber dem 
SimttltanverhlÜtniss erachtet werden. Wir können dies nnr, wenn 
wir uns auf dem Boden der vorstehend entwickelten GrundsStze 
halten. Andem&Us würden wir solchen Schutz nicht gewähren 
können, vielmehr würden dann die Eonsequenzen jener falschen Auf- 
fassung die berechtigten Interessen unserer Eonfession schädigen. 

Es ist gerne zuzugeben, dass es unerwünscht ist, einer evang. 
Gemeinde in einer biniultankirche Beschi .uikungen auferlegt zu 
sehen, welchen sie in einer rein evang. Kirche ni( lit unterworfen 
ist. Allein es ist dies einfach die Folge des Simulranvcrhältnisses, 
uud solange letzteres besteht, muss diese i^olge respektirt werden. 
Es ist dies ein Uebelstand, unter welchem beide Bekenntnisse 
gleichmässig leiden. 

War es deshalb nicht möglich, fragliche Aufführung in einem 
Wirthssaal Yorzunehmen (wo man übrigens nach der Er&hrung 
anderer Orte sehr wohl, unter Ausschluss von geisfigen GetrSnken 
und Bauchen, die der Sache entsprechende Würde voll wahren 
konnte), so musste man eben auf diese Auffuhrung verzichten, so 
bedauerlich auch ein solcher Verzicht dem Kirchenvorstand unter 
den von ihm vorg-etragenen Umständen erscheinen niorhte. Ein 
Verzicht auf AulVühruntJc in der Kirclie war kein Zeichen der 
Schwäche, sondern einfach eine Anerkennung des Umstandes, dass 
diese eine Simultankirche ist, und dass .dies zu respectiren war. 

Sie wollen den Vorstand zu Sprendlingen gemäss Vorstehen* 
dem bedeuten." 

9. Gotha. Ges. y. 31. 3 92 betr. Abänderung d. Yolksschul- 
gesetzes. Min. Bek. betr. d. Neuredakt. d. Ges. y. 13./5. 98 u. Aus- 
ftihmngsverord. dazu v. 31./5. 98. G.-S. S. 35. 49. 89. 95. 

10. Baden. Bek. des E. OER. y. 24./5. 92 betr. d. Oes. y. 

13. '5. 92 über den Elementarunterricht (mit Abdruck des Gesetzes). 
A. K.Iii. 1s!,i;k Xo. 2^5. S. 17 fT. 

11. Kiel. Kons. Bek. v. 18./7. i)'6 betr. die Abtrennung 
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niederer K.Dienste v. d. Volkßschullehrerstellen« IL-G. u. V.-Bl. 93, 
No. 10. 

12. GaUzische Volksschulgesetze v. 15./6., 8./6., 9./6. 92. 
V. 30./6. 92. A. f. K. K.R. 68, 400. 

13. Oesterr. Min.-£rL v. 2./11. 92. in Betr. d. Erfordernisses d» 
Verehelichniigs-Zeiigiusses f. Ungar. Staatsangehörige im Falle ihrer 
Verehelichung im Aualande. Arch. f. K. K.B. 69, 72. 

14. E. d. Qsterr. Min. d. Innern v. 6./10. 91 u. d./5. 92 betr. d. 
Unterbringung u. Aufbewahrung y, Leichensachen. A. f. E.KB. 
68, 256. 

i-). Böhm. Statthalterei E. v. 8./9. 91 betr. die Frage d. Bcüfräb- 
nisses eines Selbstmörders auf einem confess. Friedhofe. A. f. 
K.K.R. GS, 255. 

16. Oesterr. Kult.-Min.-Eri. v. 16./12. 92. Böhm. Statthalterei- 
Erl. V. 16./1. 93 betr. d. Berechnung d. Conpn*iifi bei Bauconcur- 
renzpflicht der Pümrbeneficien. Arch. f. K. K.E. 69, B05. 

besetze für die evangelisohe Elrohe. 

30. Altpreuss. KG. v. 18./7. 92, betr. d. Sterbe- u. 
Gnadenzeit d. Pfarrstellen^ 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., 
verordnen unter Zustimmung der Generalsjnode und nachdem durch 
die Erklärung Unseres Staataministeriums festgestellt worden, dass 
gegen dieses Gesetz von Staatswegen nichts zu erinnern ist, was 
folgt: 

§ 1. Wenn ein Geistlicher, welcher in einem Pfarramt einer 

Kircheiigemeiudc unter Bestätigung des Kirchenreginients auf Lt'hens- 
zeit anfrestpllt ist, in diesem Amte verstirbt, so sind während des 
Sterbeinonais niul des darauf folgenden Monats dessen Erl>en, 
näclistdenselben sowie wäln-end einer weiteren Gnadenzeit von 
sechs Monaten die Hinterbliebenen zur Fortsetzung des Niess- 
brauchs der Stelle berechtigt. 

Die Fortsetzung des Niessbrauchs erstreckt sich auch auf den 
Bezug der StoIgebQhren und die dem verstorbenen Geistlichen ftir 

» Xach Alleili. V. v. 8. '3. 93 für Westfalen u. Rheinprovinz in Kraft 
aeit 1./4. 98. KG. u. V£l. 1893. No. 1. S. 4. 
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seine .Viutszeit aus 3Iittclii der Gemeinde oder aus örtliclien kircli- 

■ 

liehen Fonds l)e willigten Zulagen, sofern nicht bei der Bewilligung 
das (xeg'entheil festgesetzt worden ist. 

§ 2. Als Hinterbliebene im Sinne dieses Gesetzes sind be- 
augsberechtigt, soweit sie nicht regelmässig enterbt sind, die Wittwe 
sowie die ehelichen Nachkommen, Stiefkinder und an Kindesstatt 
angenommenen Kinder des verstorbenen Geistlichen, welche während 
der Sterbe- oder Gnadenzeit berechtigt gewesen wären, ihren 
Unterhalt Ton ihm zu emp&ngen. 

Sind bezugsberechtigte Hinterbliebene nicht vorhanden, so ist 
das Konsistorinm befugt, den Eltern, Geschwistern und Geschwister- 
kindern des verstorbenen Geistlichen, welche wegen Mangels eigener 
IVlittel von ihm ihren Unterhalt empfangen haben, in besonderen 
Italien die (Inaden^eit auf ein Vierteljahr zu gewähren. 

§ B. Den Hinterbliebenen steht der Niessbrauch gemeijoschaft* 
lieh zu. 

Ist eine Wittwe vorhanden, so gebührt ihr allein die Er- 
hebung und — unbeschadet der Kechte der Betheiligten — die 
einstweilige Verfügung über die Verwendung der Bezüge. 

Ist eine Wittwe nicht vorhanden, oder erhebt dieselbe die 
Bezüge nicht, so erfolgt die Erhebung durch einen gemeinsamen 
Vertreter. Bis die Bestellung eines solchen Seitens der Ntfchst- 
betheiligten bewirkt ist, kann das Konsistorium eine einstweilige 
Vertretung anordnen. In diesem Falle werden Einwendungen 
über die Verwendung der Bezüge durch das Konsistorium ent- 
schieden. 

§ 4. Die Geschäfte der erledigten Steile werden während der 
Sterbe- und Gnadenzeit, sofern ihre Verwaltung nicht durch fest- 
stehende örtliche Einrichtungen genügend gesichert ist, nach der 
Bestimmung des Superintendenten durch die Diözesangeistlichen 
und aushttl&weise durch die in der Diözese wohnenden Kandidaten, 
nöthigenfiills auch durch Heranziehung von Geistlichen der Nach- 
bardiözese mit Zustimmung des betreffenden Superintendenten, un- 
entgeltlich versehen. 

Die zum Bezug der Stelleneinkünfte Berechtigten haben auf 
ihre Kosten den Vertretern Beherbergung und Beköstigung, auch 
die nöthigen Jb'uiiren — soweit diese nicht nach örtlichem . Rechte 



Digitized by Google 



Gesetxe fär xtie evaDgeliache Kirche. 



407 



(tiircli andere Verpflichtete gestellt werden — zu ^^ewlihren und, 
falls dies nicht durch Natnralleistung p^eschieht, die ihnen ent- 
standenen nothwendigen Auslanfen zu ersetzen, lieber die Art der 
Leistung und den Betrag der Auslape-Entsthädigung entscheidet 
in Ermangelung einer Einigung der Betheiligten der Superintendent. 

§ 6. Die niederen Kirchenbeamten im Bezirke des erledigten 
geistlichen Amtes sind Terpflichtet, zur Yersehung des letzteren 
nach Bestimmung des Superintendenten jede ihrer Stellung ent- 
sprechende Aushülfe zu leisten. Soweit es billig erscheint, ist ihnen 
dafür eine vom Superintendenten festzusetzende mässige Vergütung von 
Seiten der zum l^ezuge der Stelleneinkiinftc Bertjchtigten zu gewahren. 

§ 6. Sieht sich das Konsistorium duiuh die Umstände ver- 
anlasst, für die Verwaltung des erledigten geistlichen Amts einen 
besonderen Vertreter am Ort zu bestellen, so ist dasselbe in Er- 
mangelung anderer Mittel befugt, den zum Bezüge der Stellen** 
einkfinfte Berechtigten die Verpflichtung aufzuerlegen, entweder 
dem Vertreter Wohnung, Beköstigung, Heizung und Licht, sowie 
die nothwendige Bedienung unentgeltlich zu gewähren, oder einen 
angemessenen Beitrag zu den Kosten der Vertretung zu leisten. 

Dieser Beitrag darf, abgesehen von den zu überweisenden 
etwa vorhandenen Dienstaufwandsgeldern, ein Viertel des bei dem 
Pensions-Fonds der Landeskirche anerkannten bisherigen Dienst- 
einkommens nach Abznjj;- des Wolmuugs Werths — auf die Dauer 
der Vertretung berechnet niclit übersteigen. In diespf? Viertel 
sind die Beiträge zum Pensious- und Wittwen- und Waisen-Fonds 
mit einzurechnen. 

Trifft das Konsistorium Anordnungen über die unmittelbare 
Entnahme der in den F^len §§ 4 — 6 von den Nutzungsberechtigten 
zu leistenden BaarbetrSge aus dem PfSsrreinkommen, so sind die> 
selben fttr die Betheiligten massgebend. 

§ 7. Vorstehende Bestimmungen finden, sofern nicht ein 
Anderes mit dem Stelleninhaber oder seinem Amtsnachfolger ver- 
einbart wird, auf die Hinterbliebenen solcher zur Zeit des Inkraft- 
tretens der neuen Ordnung bereits fest angestellten Creistliehen, 
welche in ihrem gegenwärtigen Amte sterben, überall da keine 
Anwendung, wo die Sterbe- und Gnadenzeit zusammen nach dem 
bisherigen Rechte die Dauer von acht Monaten übersteigt. 
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Auch bleiben, falls nicbt anderweite Vereinbarung stattfindet, 
die durch das bisheripre Recht etwa l)efi:riindeten Ansprüche auf 
eine Sterbe- und Gnadenzeit hinsichtlich eines aus der rti uiide zu 
leistenden Riihef]:ehalts zu Gunsten der Hinterbli ■! riwn lu-reits 
emeritirter oder in ilircm gegenwärtigen Amte künftig zur Eme- 
ritirung gelangender Geistlichen unberührt. 

§ 8. Die Proyinzen Westfalen und Bheinprovinz bleiben von 
den Vorschiiften dieses Gesetzes zunächst ausgenommen« Die Ein- 
führung des Gesetzes erfolgt in diesen Provinzen, sobald dessen 
Annahme von beiden Provinzialsynoden oder von einer derselben 
beschlossen wird, durch kirchlichei vom Landesherm zu erlassende 
Verordnung, welche in der dem § 6 des Qeneralsynodalordnung 
entsprechenden Form zu verkünden ist. 




Digitized by Google 



Digitizeci by Google 



